


von Martin Krems 

Daß einer aus unseren Reihen hand- 
streichartig den Bundesparteitag 
rumreißt und gegen den Willen des 
Parteivorstands zum stellvertretenden 
Parteivorsitzenden gewählt wird -das 
haben wir uns doch eigentlich immer 
gewünscht. Jetzt ist es geglückt. 

Leider nicht in der SPD. 
Wie schnell Diether Dehm nach 

seinem Übertritt zur PDS dort zum 
stellvertretenden Vorsitzenden ge- 
wählt werden konnte, ist verblüffend. 
Noch erstaunlicher ist aber, daß die 
Wahl eines weiland linken Sozialde- 
mokraten für den Medien-Mainst- 
ream geradezu das Tüpfelchen auf 
dem i bedeutete, den letzten Beweis: 
Die PDS hat sich auf ihrem Parteitag 
als nicht erneuerungsfähig gezeigt. 

Das sagt zwar auch eine Menge 
über das Bild von Diether Dehm, der 
bei den linksliberalen Blättern dieser 
Republik in kaum gekannter Weise 
zum Abschuß freigegeben ist. Vor al- 
lem Iäßt die Bewertung dieser Wahl- 
entscheidung aber erahnen, wieviel 
Anpassung von der PDS erwartet 
wird, ehe sie das Gütesiegel der „Er- 
neuerung" zuerkannt bekommt. So- 
lange sie erklärte Marxisten wählt, 
kriegt sie's jedenfalls nicht. 

* 
Nicht daß die PDS nicht die Steilvorla- 
gen für negative Presse geliefert hätte. 
Fast hätte sie es geschafft, mit einer 
klottendämlichen Initiative für Amne- 
stie und Haftentschädigung jede sinn- 
volle Debatte über dieses Thema auf 
Jahre zu blockieren. Differenzierte Ar- 
gumentationen von Schorlemmer, 
Höppner, Bahr drohten diskreditiert zu 
werden. Die Einstellung von ,,Topas" 
bei der Bundestagsfraktion half mit, 
das Bild von der PDS als einer beken- 
nenden Partei von Tätern zu zeichnen. 
In Sachsen-Anhalt belastete die PDS- 
Fraktion Landtag und Magdeburger 
Modell damit, daß sie eisern an einer 
ehemaligen IM als Vorsitzender des 
Landtagsausschusses für Recht und 
Verfassung festhielt, die sich immer 
nur an soviel erinnern konnte, wie vor- 

her gerade in der Zeitung enthüllt wor- 
den war. Als ihre Abwahl unmittelbar 
bevorstand, deutete die PDS drohend 
an, man könne den Ausschußvorsitz ja 
auch an die DVU abtreten. 

Solange die PDS im Umgang mit 
der Geschichte der DDR und der SED 
zwischen Selbstgeißelung und Recht- 
fertigung hin- und herschwankt, hat 
sie nicht nur bei vielen Wählerinnen 
und Wählern ein Glaubwürdigkeits- 
defizit. Sie belastet mit ihrer naßfor- 
schen Art vielmehr auch die konkrete 
Zusammenarbeit mit dem Teil der So- 
zialdemokratie in Ostdeutschland, der 
für Koalition oder Tolerierung offen 
ist. Ehemalige DDR-Oppositionelle, 
die heute zur Durchsetzung von Re- 
formalternativen und ostdeutschen 
Interessen für die Kooperation mit der 
PDS eintreten, finden es alles andere 
als lustig, wenn Vertreter des alten 
Repressionsapparats so auftreten, als 
trage das -freimütige oder gequälte - 
Bekenntnis, dabeigewesen zu sein, die 
politische Rehabilitation schon in sich. 

* 

Diesen Widerspruch nutzen die Ge- 
nossinnen und Genossen aus, die das 
Konstrukt ,,neue Mitte" okkupieren, 
um daran eine Strömung in der Ost- 
SPD zu formieren. Diese ,,neue Mitte" 
Ost ist eine doppelgesichtige Angele- 
genheit. Das ,,bundesweite" Treffen in 
Blankenfelde hat - ganz im Sinne der 
von Richard Schröder schon vorher 
verbreiteten strategischen Überlegun- 
gen -erklärt: „die demokratische Lin- 
ke hat in der SPD ihren legitimen Platz 
und muß ihn auch dort behalten." 
Diesen Kreis eint offenkundig einzig 
die Abgrenzung zur PDS und die Ab- 
lehnung der Kooperationen in Schwe- 
rin und Magdeburg. Die ,,neue Mitte" 
in Sachsen-Anhalt hingegen, die im 
November den Startschuß für diese 
Gründung gab, positioniert sich un- 
mißverständlich als parteirechte Strö- 
mung, die das Wort von der ,,neuen 
Mitte" als ideologisches Banner ver- 
wendet. Der positive Bezug auf einen 
öffentlich stets mit Gerhard Schröder 
identifizierten Begriff geschieht, um 
den relativen Linkskurs der sachsen-an- 
haltischen SPD zu attackieren und das 
Magdeburger Modell zu schwächen. 

Daß es eine ,,neue Mitte" als so- 
ziales Phänomen in Ostdeutschland 
gar nicht gibt und eine politische 
Strategie, die den Kampa-Wahlkampf 
1 : I  nach Sachsen-Anhalt überträgt, 
nicht funktionieren kann, tut dabei 
nichts zur Sache. Durch die jetzige 
Polarisierung tritt zutage, daß es in 
Ostdeutschland auch eine Mitte der 
Partei nicht gibt. In den zahlenmäßig 

schwachen Landesverbände prallen 
linke und rechte Positionen immer 
unvermittelter aufeinander. 

* 
Der Zeitpunkt für den Angriff der Par- 
teirechten in Sachsen-Anhalt kommt 
nicht von ungefähr. Zwar konnte die 
sachsen-anhaltische SPD-Linke, orga- 
nisiert im Mansfelder Forum, bei der 
Bundestagswahl mit Genugtuung re- 
gistrieren, daß die gegen den Willen 
des Parteivorstands durchgestandene 
Entscheidung der Landespartei für die 
Fortsetzung der Minderheitsregie- 
rung der Sozialdemokratie im Osten 
nicht nur zu mehr Glaubwürdigkeit, 
sondern auch zu mehr Wählerstim- 
men verhalf. Von 13 Überhangman- 
daten der SPD erhielt sie bei der Bun- 
destagswahl zwölf in Ostdeutsch- 
land, davon allein vier in Sachsen-An- 
halt. Und auch innerparteilich ging 
die Strategie der Landes-SPD auf, bis 
zur Bundestagswahl ,,toter Käfer" zu 
spielen und das Magdeburger Modell 
im Wahlkampf nicht in Erscheinung 
treten zu lassen. Im Land jedoch wur- 
de der Sta? in die neue Wahlperiode 
von vielen als schleppend und enttäu- 
schend empfunden; der Reformeifer 
aus der rot-grünen Landesregierung 
schien erlahmt. Nach der Bundestags- 
wahl begannen zudem komplizierte 
Haushaltsverhandlungen mit der PDS, 
in denen die SPD in die Rolle der Kon- 
solidierer gedrängt wurde und die 
PDS die Erfüllung sozialdemokrati- 
scher Wahlaussagen anmahnte. In 
beiden Parteien begann eine Diskussi- 
on über den Sinn des Modells, die 
sich nach der Regierungsbildung in 
Mecklenburg-Vorpommern noch ver- 
stärkte. 

Die SPD-Linke braucht diese Dis- 
kussion nicht zu fürchten. Gesell- 
schaftspolitische Reformansätze und 
eine glaubwürdige Vertretung ost- 
deutscher Interessen gibt es auf Lan- 
desebene im Osten nur dort, wo die 
SPD allein oder mit der PDS regiert. 
Die ostdeutsche Entsprechung - von 
der Situation in Berlin einmal abgese- 
hen - zum Reformbündnis mit den 
Grünen auf Bundesebene ist die Zu- 
sammenarbeit mit der PDS in den 
Ländern. Dabei ist die PDS keineswegs 
immer die treibende linke Kraft, als 
die sie sich verkauft. Ihre Positionen in 
Landtagen und Kommunalparlamen- 
ten zur Wirtschaftsförderung, zur 
kommunalen Selbstverwaltung, zur 
Landesplanung und zur staatlichen 
Investitionstätigkeit sind oft keine so- 
zialistischen, sondern schlecht abge- 
schriebene grün-bürgerliche Konzep- 
te aus dem Westen. SPW 
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I N HALT 

Wenn jede soziale 
Einheit (und jedes 
soziale Verhältnis) 

überdeterrniniert ist, 
so folgert Althusser 
daraus, daß es sich 

eben auch nicht um 
einfache, sondern um 

komplexe Wider- 
sprüchlichkeiten 

handelt, die hier zum 
Ausdruck gelangen. 

der sozialen Totalität. Und als solches 
stellt jede Einheit (nur) eine andere Sei- 
te der Auswirkung der Beziehung aller 
anderen Einheiten dar. „Der Einzelne ist 
z. B. der Ausdruck der Beziehungen von 
Klasse, Eltern, Beruf, Religion, Politik, Li- 
teratur oder Biologie. Ähnlich ist es für 
eine Unternehmung, einen literarischen 
Text oder auch eine Partei." erläutern 
ResnickjWolff auf einer Althusser-Kon- 
ferenz in den USA 1988 (in: KAPLAN 
1993, S. 63, eigene Übersetzung). 

Wenn jede soziale Einheit (und je- 
des soziale Verhältnis) überdetermi- 
niert ist, so folgert Althusser daraus, 
daß es sich eben auch nicht um einfa- 
che, sondern um komplexe Wider- 
sprüchlichkeiten handelt, die hier zum 
Ausdruck gelangen. Das Subjekt, das 
lndividuum sei so auch letztlich nur 
Träger der geschichtlichen Entwick- 
lung. Die Handlungsfähigkeit des Ein- 
zelnen ist durch die historische Struk- 
tur überdeterminiert, Geschichte ist 
ein Prozeß ohne Subjekt. 

„Das Elend der Theorie" 
,,Es genügt, meineTexte zu lesen: Man 
wird darin auf das gleichsam mit einer 
Art Besessenheit wiedererkennende 
Leitmotiv der Einsamkeit stoßen. Wie 
oft habe ich nicht wiederholt, daß ich 
in der Politik wie in der Philosophie 
nichts anderes tat als einzugreifen, al- 
lein gegen alle- und die Gegner ließen 
mich das weidlich spüren." (ALTHUS- 
SER 1998, S. 200) 

Einer der bedeutenden Gegner Alt- 
hussers war der britische marxististische 
Sozialhistoriker Edward P. Thompson, 
der 1978 eine umfangreiche Polemik 
gegen das Werk Althussers veröffent- 
lichte (THOMPSON 1980). Thompson 
wendet sich vor allem gegen eine der 
Althusserschen Lektüre und Erkenntnis- 
logik zugrunde liegende Statik, in der 
sich die Überdeterminierung der Struk- 
turen gegen den geschichtlichen Pro- 
zeß stelle. Geschichte, wie Thompson 
sie analysiert und 2. B. in seinem bahn- 
brechenden sozialhistorischen Werk 
„Die Entstehung der englischen Arbei- 
terklasse" 1963 beschrieben hat, ist ge- 
rade nicht durch theoretisierende Be- 
griffsbildung und abstrakte Strukturen 
erkennbar, sondern in den unterschied- 
lichen und auch widersprüchlichen Ar- 
ten und Weisen der Vermittlungs- und 
Aneignungsformen, der menschlichen 
Erfahrung. ,,Das ist genau der Begriff, 
den Althusser und seine Anhänger aus 
dem Club des Denkens (...) ausbürgern 
möchten. Männer und Frauen kehren 
in diesem Begriff aber auch wieder als 
Subjekte - zwar nicht als autonome 
Subjekte, »freie Individuen«, aber als 

Personen, die ihre determinierten Stel- 
lungen und Verhältnisse im Produkti- 
onsprozeß als Bedürfnisse, Interessen 
und Antagonismen erfahren und die 
dann diese Erfahrungen »handhaben<( 
innerhalb ihres Bewußtseins und ihrer 
Kultur (zwei weitere Begriffe, die die 
theoretische Praxis ausschließt) auf äu- 
ßerst komplexe (ja, »relativ autonome«) 
Weise und die dann (oft, aber nicht im- 
mer durch die entsprechenden Klassen- 
strukturen vermittelt) ihrerseits auf ihre 
determinierte Situation handelnd ein- 
wirken." (THOMPSON 1980, S. 225) 

Warum heute noch mit Althusser 
auseinandersetzen? 
Resnick und Wolff haben in ihrem be- 
reits zitierten Konferenz-Beitrag einen 
wichtigen Hinweis dafür gegeben, war- 
um es auch heute noch Sinn macht, 
sich in der Theorieentwicklung auf die 
Arbeiten Althussers zu besinnen: Wenn 
es richtig ist, daß alle sozialen Einheiten 
(und Verhältnisse) zu einander in einer 
komplexen und widersprüchlichen Be- 
ziehung stehen und überdeterminiert 
sind, damit auch noch in sich den Keim 
des Vergangenen (aber noch wirksa- 
men) tragen, ist es schier unmöglich, 
eine einzige Wahrheit daraus zu ent- 
wickeln. Denn diese Wahrheit wäre 
wiederum auch nur eine Seite, eine Er- 
scheinungsform des komplex-wider- 
sprüchlichen Verhältnisses ,,Wahrheitu. 
Gleichzeitig geht diese Erkenntnis aber 
über das banale „alles hängt mit allem 
zusammen" oder postmodern-esoteri- 
sche „alles fließt" deutlich hinaus und 
hat damit nichts zu schaffen. Es ver- 
weist vielmehr darauf, daß sich in die- 
sen Verhältnissen und Veränderungen 
Strukturen der Widersprüchlichkeit er- 
kennen lassen, die es zu untersuchen, 
,,aufzuspüren" gilt - nicht, weil man 
damit alles und jede Verästelung von 
Wirklichkeit erklären könnte, sondern es 
eben Zusammenhänge, Bedingungen 
der Determinierung bzw. der Überde- 
terminierung gibt. Den Prozeß der 
Überdeterminierung aus der komple- 
xen Widersprüchlichkeit des Seins her- 
auszufiltern, ermöglicht ein Verständnis 
historischer Entwicklung, das eben 
nicht einfach aus linearen Abfolgen be- 
steht und einem vorgegeben (!) Ziel 
entgegenstrebt. 

Welche Rolle dabei dem Subjekt, 
dem/der ,,Einzelnen" bleibt, ist weni- 
ger eindeutig zu beantworten. Althus- 
ser hat immer daran festgehalten, daß 
nicht der ,,Mensch" (als einzelner), 
sondern ,,Menschen" (in der Menge, 
als Plural) Geschichte machen. Diese 
Aussage erscheint mir weiterhin inso- 
weit richtig, als daß das lndividuum für 

spw. Zeitschrift für 

sich genommen sicher nur einen rela- 
tiv geringen Einfluß auf die Entwick- 
lungsrichtung der Geschichte insge- 
samt hat und in seinem Handeln und 
Entscheiden ebenso überdeterminiert 
ist. Gleichwohl ist das lndividuum aber 
kein bewußtloser Spielball anonymer 
Mächte. Mit Thompson (und Marx) 
würde ich dagegen darin übereinstim- 
men, daß Bewußtsein immer ein ge- 
sellschaftliches Produkt (und Ergebnis 
komplexer Widersprüchlichkeit) ist, 
dessen Ausdrucksformen nicht einfach 
abgeleitet werden können aus der 
überdeterminierten Struktur. 

Der Althusser-Schüler Alain Lipietz, 
dessen Name in Deutschland mit der 
Regualtions-Schule bekannt geworden 
ist, hat anläßlich der bereits erwähnten 
Konferenz über das Werk Althussers 
1988 versucht, das Vermächtnis Althu- 
ssers aufzuzeigen. Dabei hält er an Alt- 
hussers Auffassung der Überdetermi- 
nierung sozialer Verhältnisse fest, befin- 
det aber die Schlußfolgerung, daß sich 
diesozialen Verhältnisse nur als Resultat 
von Handlungen seiner Träger reprodu- 
zieren, ,,indem es die Träger, unabhän- 
gig von ihrer Subjektivität, unter Bedin- 
gungen bringt, unter denen sie es auch 
reproduzieren" für problematisch, da 
ihr die Gefahr des Funktionalismus in- 
newohne. (LIPIETZ 1992, S. 45). Sub- 
strahiert man diese Überdehnung der 
Marx-Lektüre von der strukturalisti- 
schen Überdeterminierung, zeige sich, 
..das es vom klassischen Althusserismus 
viel zu retten gibt: unreduzierbare Viel- 
falt der Verhältnisse, die sich zur sozia- 
len Wirklichkeit verweben, Überdeter- 
mination dieser Verhältnisse und, so- 
fern man ihren widersprüchlichen Cha- 
rakter ernst nimmt, die Vielfalt mögli- 
cher Konjunkturen. (..J der Begriff der 
Regulation (ermöglicht) im wörtlichen 
Sinn sehr wohl eine »Aufhebung<( der 
»Reproduktion«: die Einheit des Gegen- 
satzes und der Identität im lnnern einer 
widersprüchlichen Struktur, das Mo- 
ment, das demjenigen der »Krise der 
Struktur« dialektisch entgegengesetzt 
ist." (LIPIETZ 1 992, S. 54) 

,,In Kapital lesen sagt Althusser, 
daß es viele Wege gibt, Marx zu lesen. 
Aber es gibt ebenso viele Wege, Althu- 
sser zu lesen", heißt es in dem Konfe- 
renz-Beitrag von Stephen Resnick und 
Richard Wolff (Kaplan 1993, S. 59, ei- 
gene Übersetzung). Bei aller Kritik an 
Althusser - gelesen werden sollte er 
auch heute noch! SPW 

Althusser verwendet hier ein Wortspiel 
Louis = Lui. .,Lui" wird im grammatikali- 
schen Sinnegebraucht und ist im Franzosi- 
schen das Pronomen der dritten Person 
,,er". 

Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 105, 1999 

Martin Krems 
......................................................................................... ................ kurzum 2 

MAGAZIN 
Ulf-Birger Franz 
Nur ein erster Schritt 

............................ Das Programm der Bundesregierung gegen Jugendarbeitslosigkeit 4 

Juso-Linken-Forum 20.121 .02.99 in Hannover ................... .. ............................. 5 
Gisela Brei1 
Einstieg in den Ausbau des Niedriglohnsektors? 

............................................... Neuregelung der 630 DM-Beschäftigungsverhältnisse 6 
spw-intern ......................... ... ......................................................................... 7 
Burkhard Winsemann 
Zwischen Feigheit vor dem Feind und mutigen Strukturreformen 

. . 
................... Rot-grüne Steuerpolitik .. .............................................................. 8 

Hermann Scheer 
Das deutsche 100.000-Dächer-Photovoltaik-Programm ............................................. 9 
Barbara König 

........................... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Eine kleine Geschichte der Frauenarbeit .. 1 1 
........................... Frühjahrstagung des Frankfurter Kreises 12.-14. März in Berlin 11 

Andreas Wehr, Burkhard Zimmermann 
......................... Heinz Albrecht ist to t  .. . . . . . . . . .  12 

BONN APART 
Frank Wilhelmy 
Zuckerbrot und Peitsche ........................ .. ..................................................... 13 

NEW DEAL F U R  ARBEIT? 
Michael Schlecht 
Ohne gesellschaftliche Mobilisierung wenig Chancen 
Zur Neuauflage des Bündnis für Arbeit .............................................................. 14  
Uwe Wiedenstried 

....... Allez, Flop? Frankreichs Regierung wagt große Sprünge für Arbeit und Soziales 18 

HERAUSFORDERUNG EUROPA 
Joachim Schuster 

............. Herausforderung Europa: Einleitende Bemerkungen zum Heftschwerpunkt 22 

Thorben Albrecht 
............................................................................... Richtungswechsel in Europa? 23 

Karin Jöns 
Das Hemd sitzt näher als die Hose 

.......................... ............. Kontroversen u m  die Reform der EU-Strukturpolitik ... 26 
REGISTER 98 

....................... ...................................................... spw-Jahresregister 1998 .. 29 
HERAUSFORDERUNG EUROPA 

Thorsten Schulten 
Arbeitsbeziehungen in  Euroland .......................... ... .... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  33 
Heiko Glawe 

............................................. Alternative Wirtschaftswissenschaftlerlnnen in Europa 37 
Europäische Ökonominnen und Okonomen 
für eine alternative Wirtschaftspolitik 
Vollbeschäftigung, Solidarität und nachhaltige Entwicklung 

................................................................................... in Europa (Memorandum) 38 
SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG? 

Hans Günter Bell 
.................................................................................. Wege zur sozialen Stadt? 42 

NEUE SOZIALDEMOKRATIE 
Hilary Wainwright 
Die britische Labour Party: Zwei Parteien ............................................................ 45 
Brigitte Stolz- Willig 

..................... D6ja vu! Die Familie in der Zukunftsstudie der Friedrich-Ebert-Stiftung 48 

GLOBALISIERUNG UND POLITIK 
Win fried Roth 
Einstürzende Illusionen 

........................... ........ Zur Geschichte der ,,Entwicklung durch Verschuldung" ... 51 
THEORETIKERIINNEN 

Reinhold Rünker 
Althusser und das Elend der Theorie ...................................................................... 55 



Nur ein erster Schritt 
Das Programm der Bundesregierung gegen 
Jugendarbeitslosigkeit 

von Ulf-Birger Franz* 

Is eine ihrer ersten Maßnah- A men hat die neue rot-grüne 
Bundesregierung ein Pro- 

gramm zur Bekämpfung der Jugend- 
arbeitslosigkeit auf den Weg ge- 
bracht. 100.000 Jugendliche sollen 
davon profitieren. Auch wenn das 
Programm ein Schritt in die richtige 
Richtung ist - bei näherer Betrach- 
tung ergeben sich viele offene Fragen. 

Zwei Milliarden Mark für 
Sofortmaßnahmen 
Das Programm richtet sich an arbeits- 
lose Jugendliche bis 25 Jahre. Dies wa- 
ren im Oktober 1998 offiziell über 
460.000 Jugendliche, 141.500 davon 
in Ostdeutschland. Dazu kommt eine 
vergleichsweise hohe Zahl von nichtre- 
gistrierten oder ,,geparkten8' Jugendli- 
chen. Natürlich benötigen nicht alle 
auch arbeitsmarktpolitische Angebote, 
Zielgruppe sind vielmehr diejenigen, 

Das Programm ist 
von seiner Größen- 

ordnung und von 
seiner einjähigen 

Laufzeit her sicher- 
lich nur ein Tropfen 

auf den heißen 
Stein, es kann kein 

weitergehendes 
Konzept zur Be- 

kämpfung von 
Jugendarbeitslosig- 

keit und Ausbil- 
dungsplatzmangel 

ersetzen. 

die vergeblich einen Ausbildungsplatz 
gesucht haben und sich nicht in einer 
Warteschleife befinden oder die nach 
der Ausbildung arbeitslos sind. Ihnen 
werden unterschiedliche Maßnahmen 
angeboten, die (bis auf wenige Aus- 
nahmen) auf ein Jahr befristet sind 

Ein ganzes Bündel unterschiedli- 
cher Instrumente wird mit 2 Mrd. DM 
aus Mitteln der Bundesanstalt für Ar- 
beit, des Bundes und der europäischen 
Sozialfonds gefördert. Dazu gehören 
Ausbildungsverbünde, Trainigspro- 
gramme, die außerbetriebliche Ausbil- 
dung, Weiterbildungsmaßnahmen 
und Lohnkostenzuschüsse. Außerdem 
sollen 20.000 ABM-Plätze geschaffen 
werden. Insgesamt werden also beste- 
hende arbeitsmarktpolitische Instru- 
mente ausgeweitet, die Mittel werden 
nach einem Schlüssel auf die Regionen 
verteilt. Welche dieser Maßnahmen 
mit den Mitteln wirklich realisiert wer- 
den, liegt in der Verantwortung der re- 
gionalen Arbeitsämter. 

Eingeschränkt wird die Wirkung 
des Programms allerdings durch die 
Haltung vieler Länder und Kommu- 
nen. Sie betrachten die zusätzlichen 

* Ulf-Birger Franz, Hannover; stellvertretender Juso-Bundesvorsitzender 

Mittel als teilweise Kompensation für 
die Steuerausfälle infolge der Neure- 
gelung der 6201520 DM-Jobs und re- 
duzieren die eigenen Mittel für ar- 
beitsmarktpolitische Maßnahmen 
entsprechend. Das festgeschriebene 
Ziel der Zusätzlichkeit der geförderten 
Maßnahmen wird so in der Praxis 
massenhaft ignoriert, was aufgrund 
der Haushaltssituation insbesondere 
der ostdeutschen Länder zumindest 
nachvollziehbar ist. So ist zu befürch- 
ten, daß die anvisierten 100.000 Ju- 
gendlichen rechnerisch zwar erreicht 
werden, ein Teil davon jedoch nur in 
das Bundesprogramm verschoben 
wird. 

Wird das Programm zur Beruhi- 
gungspille? 
Das Programm ist von seiner Größen- 
ordnung und von seiner einjährigen 
Laufzeit her sicherlich nur ein Tropfen 
auf den heißen Stein, es kann kein 
weitergehendes Konzept zur Be- 
kämpfung von Jugendarbeitslosigkeit 
und Ausbildungsplatzmangel erset- 
zen. Gegenwärtig ist jedoch zu be- 
fürchten, daß bei der Vorlage der 
Lehrstellenbilanz im Herbst 1999 die 
weiter reduzierte Zahl unversorgter 
Jugendlicher als Beleg dafür interpre- 
tiert wird, daß die Ausbildungsplatz- 
krise nunmehr gelöst sei. Mit  dieser 
Argumentation werden Teile der Sozi- 
aldemokratie dann versuchen, weiter- 
gehende Initiativen wie eine gesetzli- 
che Umlagefinanzierung vom Tisch 
zu wischen. Bereits im letzten Jahr, als 
die leichte Verbesserung der Ausbil- 
dungsplatzsituation im wesentlichen 
auf die Ausweitung öffentlicher Maß- 
nahmen zurückging, gab es solche 
Versuche. Sollte dies wirklich gelin- 
gen, dann würde das Programm zum 
Bumerang für die Jugendlichen wer- 
den. Statt für eine ausreichende Zahl 
qualifizierter Ausbildungsplätze zu 
sorgen, würde ihnen die Bundesre- 
gierung nur Beruhigungsmittel verab- 
reichen. 

Sollte dieser ,,warst case" eintre- 
ten, dann würde sich eine Grundten- 
denz verfestigen, die bei den ersten 
Gesprächen über ein ,,Bündnis für Ar- 
beit, Ausbildung und Wettbewerbsfä- 
higkeit" bereits deutlich zutage trat. 
Das Prinzip ist einfach: Gewerkschaf- 
ten und Arbeitgeber verständigen sich 
darauf, daß die öffentliche Hand das 
Problem lösen soll. Und die, in Form 
der Bundesregierung, ist mehr als je- 
der andere darauf angewiesen, daß 
die Konsensrunden Erfolge vermelden 
können. Eine solche Dynamik würde 
jedoch bedeuten, die Arbeitgeber aus 
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ihrer Pflicht zu entlassen, einen spür- 
baren Beitrag für Arbeit und Ausbil- 
dung zu leisten. Die sozialdemokrati- 
sche und gewerkschaftliche Linke darf 
so etwas natürlich nicht hinnehmen. 

Perspektiven 
Das Programm eröffnet gleichzeitig 
auch Perspektiven. So ist die Auswei- 
tung arbeitsmarktpolitischer Instru- 
mente gegen die Jugendarbeitslosig- 
keit mit Sicherheit ein überfälliger 
Schritt. Dies gilt insbesondere im Hin- 
blick auf die steigende Zahl langzeit- 
arbeitsloser Jugendlicher. Für diese 
Gruppe müssen dringend neue Inte- 
grationsangebote entwickelt und er- 
folgreiche ausgebaut werden. Um 
echte Erfolge zu erzielen (und nicht 
nur statistische Effekte), muß aller- 
dings ein kontinuierliches und trans- 
parentes Angebot geschaffen wer- 
den, das über kurzfristige Programme 
hinausgeht. Insofern ist eine Versteti- 
gung dieser Maßnahmen hin zu einer 
Politik aktiver Qualifikation und Ar- 
beitsmarktintegration sinnvoll. 

Konterkariert werden könnte ein 
solcher Ansatz jedoch durch die un- 
sinnige Debatte um Zwangsmaßnah- 
men gegen Jugendliche, die ihnen 
zugewiesene Plätze nicht annehmen. 
Ursache und Wirkung werden dabei 
verwechselt. Die Tatsache, daß viele 
Jugendliche kaum noch Vertrauen in 
Maßnahmen der Arbeitsämter ha- 
ben, ist vor dem Hintergrund zahlrei- 
cher frustrierender Erfahrungen und 
vieler ,,Maßnahmenkarrieren" durch- 
aus nachvollziehbar. Neues Vertrauen 
und echte Motivation wieder herzu- 
stellen, das wird durch solche 
Zwangsmaßnahmen nicht gelingen. 
Im Gegenteil: wenn Jugendliche das 
Gefühl haben, bei der Teilnahme an 
Programmen gehe es in erster Linie 
darum, eigene Leistungsansprüche zu 
erhalten, dann sind die Erfolgsquoten 
entsprechend gering. 

Um hohe Erfolgsquoten bei der 
aktiven Integration geht es den Ver- 
bandsvertretern der Arbeitgeber und 
ihren Groupies, die lauthals Zwangs- 
maßnahmen fordern, aber wohl auch 
kaum. Sie bedienen sich vielmehr 
gängiger Klischees, um den Jugendli- 
chen selbst die Verantwortung für 
ihre Arbeitslosigkeit in die Schuhe zu 
schieben und sie darüber hinaus zur 
Annahme schlechtbezahlter Jobs 
oder perspektivloser Ausbildungsplät- 
ze zu zwingen. Entgangen ist einigen 
Verfechtern einer solchen „harten Li- 
nie" jedoch, daß die Sanktionsmög- 
lichkeiten sehr eingeschränkt sind. 
Nur eine Minderheit der arbeitslosen 

sche Interpretation der Nachkriegszeit 
dominiert. Althusser hat sich in dieser 
Konfliktlage zwischen alle Stühle ge- 
setzt, indem er die Bemühungen dar- 
um, den Menschen an den Anfang 
und damit in den Mittelpunkt von 
Analysen zu stellen, als unmöglich be- 
zeichnet. Denn dies markiere gerade 
den zentralen Bruch im Werk von Karl 
Marx mit der Hegelschen Tradition, 
daß er im ,,Kapital" anti-humanistisch 
(bzw. a-humanistisch) argumentiere. 

Für Althussers Bruch mit dem Deter- 
minismus der marxistischen Interpreta- 
tion stalinistischer Prägung sind zwei 
Schlüsselbegriffe in seinem Werk von 
großer Bedeutung: ,,Überdeterminie- 
rung" und ,,komplexe Widersprüchlich- 
keit": Althusser vertrat die Auffassung, 
daß die lineareVorstellung der Entwick- 
lung von Produktionsweisen und Ge- 
sellschaftsformationen in die Irre gehe, 
die von einer eindimensionalen Bezie- 
hung sozialer Verhältnisse ausgeht. 

Vielmehr ist jede einzelne Einheit in ei- 
ner Gesellschaft immer durch die Aus- 
wirkung aller Einheiten auf einmal be- 
stimmt. Oder anders gesagt, jede Ein- 
heit ist das Produkt der Beziehungen zu 
allen anderen. Es ist überdeterminiert in 
dem Sinne, daß es eben die Bedingun- 
gen aller in sich trägt und nicht nur die 
Abfolge einzelner anderer, sich verän- 
dernder Einheiten. Die Existenz einer j e  
den Einheit ist nichts anderes als die 
Kombination aller anderen Einheiten 

Info-Box Bi bliographiem 
Von Althusser lieqen zwei autobioqraphische 
Zukunft hat ~eit";nd , ,~ie ~atsachin" vor, die unter dem doch sehr stringent die ~ r ~ u i e n t a t i o n s l i n i e  ~lthussers 
Titel ,,Die Zukunft hat Zeit" im  Fischer-Taschenbuch-Ver- wieder, indem Karsz versucht, Althussers Methoden und 
lag als limitierte Sonderausgabe im Herbst 1998 erschie- Begriffe auch in den Kontext der Kritik zu bearbeiten. 
nen ist. [ALTHUSSER 19981 Als Hardcover ist es unter glei- Einen informativen ~berblickuber die Auseinanderset- 
chem Titel im 5 Fischer-Verlag erhaltlich 

Eine Biographie hat Yann Moul~er Boutang auf fran- 
zosisch geschrieben. Louis Althusser Une Biographie, Pa- 
ris 1992. Leider liegt sie nicht in deutscher Ubersetzung 
vor Einblicke in das Leben Althussers mit Informationen 
auch uber seine wissenschaftliche Arbeit gibt das Buch- 
lein von Gudrun Werner-Henl~eu, Begegnungen mit Lou- 
is Althusser - Personliche und politische Erinnerungen, 
Karin Kramer Verlag, Berlin 1998 

Nicht alle Schriften von Althusser liegen in deutscher 
Ubersetzung vor Die Titel sind fast ausschließlich nicht 
mehr von den Verlagen lieferbar, aber in Universitatsbi- 
bliotheken ausleihbar oder in gut sortieren Antiquariaten 
erhaltlich. Mitte der 1980er Jahre war eine Edition ausge- 
wahlter Schriften von Frieder Otto Wolf im Argument- 
Verlag geplant, die jedoch uber zwei Aufsatzsammlun- 
gen nicht hinausgekommen ist 

Hauptwerke Althussers, die in deutscher Uberset- 
zung vorliegen: 

Fur Marx, FrankfurVMain, Suhrkamp 1968 
Das Kapital lesen, Reinbek, Rowohlt 1972,2 Bde [AL- 

THUSSER 19721 (hrsg zusammen mit Etienne Balibar, die 
franzosische Erstausgabe von 1968 enthalt Aufsatze der 
Althusser-Schuler Establet, Macherey und Ranciere, die in 
der der deutschen Ubersetzung zugrunde liegenden 2 
Auflage gestrichen wurden) 

Ideologie und ideologische Staatsapparate, Ham- 
burg, VSA-Verlag 1977 

Philosophie und spontane Philosophie der Wissen- 
schaftler, Schriften Band 4 [Mit einem Nachwort von Frie- 
der Otto Wolf], Hamburg, Argument-Verlag 1985 

Machiavelli, Montesquieu, Rousseau -Zur politischen 
Philosophie der Neuzeit, Schriften Band 2 [Mit einem 
Nachwort von Frieder Otto Wolf], Hamburg, Argument- 
Verlag 1987 

Bücher über die philosophischen und wissenschafts- 
theoretischen Arbeiten von Althusser: 

Seit 1975 liegt die (unkritische) Einfuhrung in das 
Werk Althussers von Sau1 Karsz [KARSZ 19751, Theorie 
und Politik: Louis Althusser, Ulstein-Verlag vor, die 1973 in 
Frankreich erstmals erschien. Auch wenn sich das Buch 

zung der 70er Jahre mit Althussers Marx-Lektüre gibt der 
von Horst Arenz, Joachlm Bischoff und Urs laeggi heraus- 
gegeben Sammelband ,,Was ist revolutionarer Marxis- 
mus?'', der 1973 im VSA-Verlag Berlin erschienen ist. Die 
Herausgeber dokumentieren hier die Auseinandersetzung 
zwischen Althusser und dem britischen Marxisten John Le- 
wis, die sie mit einer Betrachtung der westdeutschen Alt- 
husser-Debatte einleiten. Deutlich wird dabei die histori- 
sche Gebundenheit der Diskussion auf dem Hohepunkt 
der marxistischen Theorie-Aneignung, einer relativen Star- 
ke der kommunistischen Bewegung in Westeuropa und 
einer insgesamt starker politisierten Gesellschaft als in den 
folgenden Jahrzehnten Dies gilt auch fur ,,Betr Althusser 
Kontroversen uber den Klassenkampf in der Theorie", 
1977 von Hans-Jorg Sandkuhler im Pahl-Rugenstein-Ver- 
lag herausgegeben, und für Horst Brühmann, ,,Der Begriff 
des Hundes bellt nicht" erschienen bei Heymann, 1980. 
Die Althusser-Rezeption für den englisch-sprachigen Raum 
geben Steven B. Smith, Reading Althusser - An Essay on 
Structural Marxism, Ithaca/London, Cornell University Press 
1984, und E. Ann KaplanlMichael Sprinker (Ed.) [KAPLAN 
19931, The Althusserian Legacy, LondonINew York, Verso 
1993 wieder. In diesem Sammelband der Beiträge der 
Konferenz von 1988 findet sich auch der Originalbeitrag 
von Alain Lipietz [LIPIETZ 1992), „Vom Althusserismus zur 
Theorie der Regulation, der in deutscher Ubersetzung in 
Alex Demirovic (Hrsg.), Hegemonie und Staat, Munster 
Westfalisches Dampfboot 1992, S 9-54 erschienen ist 

1997 sind wieder zwei Arbeiten uber Althusser erschie- 
nen Hermes Spiegel, Gramsci und Althusser, BerlinIHam- 
burg, Argument-Verlag 1997 - untersucht Verbindungen 
Althussers Denken auch zu den deutschen Philosophen 
Wilhelm Dilthey und Martin Heidegger. Robert Haller, Alt- 
husser: Das Schweigen im Text, Munchen, Wilhelm Fink 
Verlag 1997 -versucht Althussers Begriffswelt durch einen 
Ruckgriff auf Althussers Rezeption insbesondere der Philo- 
sophie Gaston Bachelards, Spinozas und der materialisti- 
schen Psychoanalyse Lacans zu dechiffrieren 

Eine der fulminantesten Kritiken des Werks Althusser 
stammt aus der Feder von Edward P. Thompson, 
[THOMPSON 19801, Edward P., Das Elend der Theorie - 
Zur Produktion geschichtlicher Erfahrung, FrankfurtINew 
York, Campus 

Die Handlungsfähig- 
keit des Einzelnen ist 
für Althusser durch 
die historische 
Struktur überdetermi- 
niert, Geschichte ist 
ein Prozeß ohne 
Subjekt. 

4 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 105. 1999 
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Jugendlichen in der Bundesrepublik 
erhält überhaupt finanzielle Unter- 
stützung durch die öffentliche Hand. 
Dies unterscheidet die deutsche Situa- 
tion grundlegend von der skandinavi- 
schen, wo Eingriffe in die Berufswahl- 
freiheit des einzelnen zudem eine an- 
dere Tradition und Akzeptanz haben. 
Die Bundesregierung wäre deshalb 
schlecht beraten, wenn sie sich weiter 
auf solche Diskussionen einläßt und 
die Arbeitgeber noch weiter aus der 
Verantwortung entläßt. 

Ein weiterer positiver Ansatzpunkt 
des Programms liegt in der Art der 
Förderung. So werden nicht mehr nur 
einzelne Personen gefördert (Indivi- 
dualförderung), sondern arbeits- 
marktpolitische Projekte als ganzes 
(Projektförderung). Dieser Förderweg 
stellt eine Kurskorrektur in der Ar- 
beitsmarktpolitik dar. Er erweitert das 
Spektrum möglicher Maßnahmen 

und bietet eine größere Planungssi- 
cherheit für regionale Vorhaben und 
Einrichtungen. Durch die Projektfi- 
nanzierung wird beispielsweise er- 
möglicht, Mittel zur teilweisen Finan- 
zierung eines öffentlich geförderten 
Beschäftigungssektors heranzuzie- 
hen, wie dies in Mecklenburg-Vor- 
Pommern bereits geplant ist. 

Letztendlich bleibt das Programm 
nämlich eine Antwort schuldig: Was 
soll mit den Jugendlichen geschehen, 
die eine Ausbildung und eventuell zu- 
sätzliche Qualifizierungsmaßmahmen 
durchlaufen haben und immer noch 
keine sinnvolle Beschäftigung finden? 
Schließlich wird der bisherige Arbeits- 
markt auch bei günstiger Entwicklung 
nur einen Teil der Jugendlichen auf- 
nehmen können (insbesondere in den 
ostdeutschen Krisenregionen). Immer 
neue kurzzeitig angelegte Program- 
me für den gleichen Personenkreis 

dürften da kaum ausreichen. Erfolg- 
versprechend wäre hingegen eine 
Verknüpfung von Qualifizierungs- 
maßnahmen mit Maßnahmen zur 
Etablierung eines dauerhaft angeleg- 
ten öffentlich geförderten Beschäfti- 
gungssektors, in dessen Rahmen so- 
ziale Dienstleistungen öffentlich sub- 
ventioniert und damit größeren Be- 
völkerungsgruppen zugänglich ge- 
macht werden können (vgl. dazu 
Brüggen/Klein/Westphal in spw 104). 
Auch wenn zur breiten Erschließung 
eines solchen ,,Dritten Sektors" natür- 
lich Mittel und Instrumente erforder- 
lich sind, die weit über die Ressourcen 
eines Programms gegen Jugendar- 
beitslosigkeit hinausgehen - die Bun- 
desregierung sollte den Mut aufbrin- 
gen, Ende des Jahres ein Nachfolge- 
Programm aufzulegen, das Pionier- 
funktion bei der Durchsetzung eines 
solchen Sektors hat. SPW 

winden, jedoch so stark, daß er sich 
über diesen Schutz erhob: " ... im Rah- 

Critique der KPF, veröffentlicht waren. 
„Das Kapital lesen" ist Produkt der Vor- 
lesungs- und Seminaworbereitung, die 
Althusser seit 1964 mit einigen seiner 
Schüler, u.a. Etienne Balibar, leistete. 

dieser Theorie sind, weil sie als Gegen- 
stände in ihr untersagt sind" (ALTHUS- 
SER 1972, S. 29). Es kommt nun also 
in der symptomorientierten Lektüre 
nach Althusser darauf an, diese verbor- 
genen und dadurch den vorliegenden 
Texten innewohnenden Fragen und 
Gegenstände aufzuspüren. Dazu be- 
dient sich Althusser in seiner Lektüre 
einer möglichst genauen Untersu- 
chung des begrifflichen Korsetts. „Die 
symptomorientierte Lektüre forscht 
nach den impliziten, praktisch realisier- 
ten und das heißt tatsächlich vorhan- 
denen Begriffen. Sie besteht also dar- 
in, einen Text, so literarisch er auch sei, 
aufgrund seines begrifflichen Skeletts 
zu erörtern und dies um so mehr, 
wenn es gar nicht sichtbar ist" (KARSZ 
1975, S. 23/24). 

Indem Althusser nun seine Lektüre- 
Methode auf das Werkvon Karl Marx- 
insbesondere in Bezug auf „Das Kapi- 
tal" -anwendet, unterscheidet er drei 
Perioden der Entwicklung Marxschen 
Denkens: die Jugendwerke von 1840- 
1844, die noch sehr von Hegelschen 
Denken und Begriffen durchdrungen 
sei, um 1845 setzt Althusser den Bruch 
Marx' mit Hegel an und bezeichnet die 
Periode bis 1857 dann als die der Rei- 
fung. Erst dann beginne Marx, theore- 
tisch und politisch marxistisch zu den- 
ken und zu agieren. 

men seiner beschützenden Zuneigung 
wiederholte ich mein altes obsessives 
Verhalten, ich wurde in der Obhut Die Bundesregierung 

sollte den Mut 
aufbringen, Ende 
des Jahres ein 
Nachfolgeprogramm 
aufzulegen, das 
Pionierfunktion bei 
der Durchsetzung 
eines ,,Dritten 
Sektors" hat. 

meines Schutzes, sein Ratgeber in al- 
Marx lesen - Althussers Theorie lem, auch der Ratgeber bei seinen 

Kühnheiten, indem ich fortan (...) zum 
»Vater des Vaters« oder eher und 

der Lektüre 
Daß die Wirklichkeit unabhängig da- 
von existiert, welche Kenntnis Men- 
schen von ihr haben, ist eine Grund- 

gleichzeitig zum Vater der Mutter wur- 
de, gleichsam um einmal mehr und 
auf meine Weise meine Einsamkeit aussage des Materialismus. Der Prozeß 
und meinen Widerspruch aufzuheben, der Erkenntnis ist bei Althusser ein Pro- 

duktionsprozeß, in dem bestimmte Ar- 
beitsmittel (Begriffe, Methoden, Ver- 

nie eine wahre Mutter noch einen 
wahren Vater gehabt zu haben" (ALT- 
HUSSER 1998, S. 127). 

1930 verläßt die Familie Althusser 
Algerien, als Charles Althusser eine ge- 
hobene Stellung in einer Bank in Frank- 

fahren, etc.) auf Arbeitsgegenstände 
(bereits vorliegende, früher entwickel- 
te Begriffe, Methoden, Verfahren, etc.) 
angewendet werden. Für ihn gibt es 

reich bekommt. Louis Althusser deshalb keine ,,unschuldige Lektüre". 
Jedes Lesen ist bereits mit vorgefaßten 
Fragestellungen, vorhandenen Gegen- 

schließt die Schule ab und besucht von 
1936-1 939 die Vorbereitungskurse 
zur Ecole Normale Suphrieur, wo er in ständen verwoben: ,,Man mußte zur 
der christlichen Studentenjugend aktiv 
wird. Als jedoch der Krieg ausbricht, 
wird Althusser zum Militär einberufen. 

Geschichte übergehen, um jenen My- 
thos vom Lesen in seinem eigentlichen 

Juso-Linken-Forum Schlupfwinkel aufzuspüren; (...) indem 
Noch im Offiziers-Ausbildungslager in man aufdeckt, daß die in Büchern ent- 

haltene Geschichte der Menschen 
dennoch kein auf den Seiten eines Bu- Neue Realitäten des Kapitalismus und Herausforderungen für die Linke 

20. / 2 1. Februar 1 999 Hannover Naturfreundehaus Hermann-Bahlsen-Allee 8 

Vannes (Bretagne) wird er bereits im 
Juni 1940 von der deutschen Armee in 
Gefangenschaft genommen. Die Jahre ches niedergeschriebener Text ist und 

daß die Wahrheit der Geschichte nicht 
aus ihrem offenkundigen Diskurs her- 

bis zum Kriegsende verbringt Althusser 
in Deutschland in verschiedenen Lager. 

ausgelesen werden kann; denn der 
Text der Geschichte ist kein Text, worin 
eine Stimme spricht, sondern das un- 
hörbare und unlesbare Sichbemerk- 

13.00 Einführung Das Werk Althussers 
Althusser hat mit seinen theoretischen 
Arbeiten, die alles andere als umfang- 
reich sind und weitgehend Zeitschrif- 
tenaufsätze, Polemiken und Debatten- 
beiträgen darstellen, die marxistische 
Diskussion im Frankreich der 60er Jah- 
re dominiert, die Marx-Rezeption in 
Westdeutschland bis Mitte der 70er 
Jahre beeinflußt und die Diskussion in- 
nerhalb der Linken in Italien noch bis 
Ende der 80er Jahre inspiriert. 

Obwohl Althusser bereits seit 1948 
Mitglied der KPF ist und seit seinem 
Studienabschluß an der Ecole Normale 
Suphrieur d'Ulm in Paris Philosophie 
lehrt, ist er in der marxistischen Debat- 
te nicht besonders aufgetreten. Wis- 
senschaftlich beschäftigt er sich in den 
.ersten Jahren mit den klassischen Phi- 
losophen der Antike, übersetzt Feuer- 
bach in das Französische und beginnt 
seine Auseinandersetzung mit Spino- 
za, Montesquieu, Rousseau und Ma- 
chiavelli. Anfang der 60er Jahre entste- 
hen in Vorbereitung auf eine Seminar- 
reihe zur Kapital-Lektüre die beiden 
Bücher, die die Rezeption das Marx- 
schen Werkes revolutionieren sollten. 
In „Für Marx" hatte Althusser sechs Ar- 
tikel mit einem Vorwort versehen, die 
bereits in verschiedenen Zeitschriften, 
u.a. der Parteizeitschrift La Nouvelle 

,,Anti-Humanismus" und „Ge- 
schichte ohne Subjekt" 
Althusser gehörte zu den profilierte- 
sten französischen Kritikern des Stali- 
nismus und des Personenkults. In sei- 
nem Verständnis, daß ,,Philosophie 
eine Form des Klassenkampfes ist", hat 
er sich aber immer trotzdem den Vor- 
wurf eingefangen, sich nicht radikal 
genug von der doktrinären und ortho- 
doxen Tradition des Stalinismus ent- 
fernt zu haben. So nicht zuletzt in der 
Auseinandersetzung um die politische 
Strategieentwicklung der KPF Mitte 
der 70er Jahre, als diese sich von dem 
Konzept der ,,Diktatur des Proletariats" 
verabschiedete und auf Althussers ent- 
schiedene Kritik stieß. 

Die theoretische Arbeit und die 
Marx-Lektüre Althussers findet in einer 
Zeit statt, in der sich die französische 
KP in einer doppelten theoretischen 
und taktischen Konfliktlage befindet. 
Zum einen will sie ihren Anschluß an 
die intellektuelle Diskussion und Re- 
zeption des Marxismus auch in bürger- 
lich-liberalen und christlichen Kreisen 
Frankreichs stärken, zumal sie eine po- 
litisch relevante Kraft ist (und bleiben 
will). Andererseits ist die theoretische 
Linie aber sehr stark durch die stalinisti- 

13.30 Strukturbrüche des Kapitalismus und Herausforderungen für die Linke 
barmachen der Auswirkungen einer 
Struktur der Strukturen" (ALTHUSSER 
1972, S. 17). Althusser interessiert sich 

Hans-Peter Krebs (Universität Frankfurt) 

15.30 Klassen- und Geschlechterlandschaft 2000 - Wer oder was ist die ,,Neue Mitte"? deshalb nicht nur dafür, was in den 
Texten steht, sondern dafür, was in 
den Texten nicht steht. „Der entschei- 
dende Schritt, den man tun muß, 

Prof. Dr. Michael Vester (Sozialwissenschaftler an der Universität Hannover) 

19.00 Hat der ,,Dritte Weg" eine linke Spur ? - 
Perspektiven demokratischen, feministischen und solidarischen Wirtschaftens 

wenn man den Grund des auf das Se- 
hen bezogenen Versehens erkennen 
will, ist dieser: man muß die Vorstel- 

,,Aufschlägeu: Thomas Westphal (Vorsitzender spw-Arbeitsausschuß), 
Barbara König (Mitglied der spw-Redaktion) 

lung, die man sich gewöhnlich von der 
Erkenntnis macht, überprüfen, den 
Mythos von der Erkenntnis als einer 
Widerspiegelung und einer unmittel- ,,Es genügt, meine 

Texte zu lesen: Man 
wird darin auf das 

gleichsam mit einer 
Art Besessenheit 

wiedererkennende 
Leitmotiv der 

Einsamkeit stoßen. " 
(Althusser) 

baren Vision und Lektüre aufgeben, 
und die Erkenntnis als eine Produktion 
begreifen." (ALTHUSSER 1972, S. 26). 

Es ist eine ,,doppelte Lektüre": sie 
will sowohl berücksichtigen, was und 
wie der Autor des Textes rezipiert hat 
als auch gleichzeitig welche Fragestel- 
lungen und Gegenstände die rezipier- 
ten Autoren in ihren Texten erkennen 
lassen, welche Fragen sie gerade auch 
nicht stellten, weil sie ihnen in ihrem 
gesellschaftlichem Kontext nicht ge- 
kommen sind (oder kommen konn- 

Weitere Informationen und Anmeldungen bei: Bettina Kohlrausch, Kaiserstr. 135, 531 13 Bonn, 
Tel. : 0228 - 221 520, oder per E-Mail: bkohlrausc@aol.com 

ten): ,,Diese neuen Gegenstände sind 
in der bestehenden Theorie notwendig 
unsichtbar, weil sie keine Gegenstände 
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Althusser und das I m Oktober 1998 wäre Louis Althu- 
sser 80 Jahre alt geworden. Die 
letzten zehn Jahre seines Lebens - 

er starb 1990 - verbrachte er immer 

Berger und Althusser in Algerien ken- Einstieg in den einem geringeren Beitrag als andere 
Rentenanwartschaften aufbauen. 

Können wir wirklich zufrieden 
sein? Mitnichten! 

Verdiensten in den neuen Bundeslän- 
dern ist diese Anhebung gravierend. 

Dies hat 2.6. zur Folge, dass sich 
reguläre Teilzeitbeschäftigung, bei 
der der hälftige Sozialversicherungs- 
beitrag und auch Steuern bezahlt 
werden müssen, vor allem für die 
Frauen immer weniger lohnt. Bereits 
jetzt sind in den neuen Bundeslän- 
dern Teilzeitarbeitsverhältnisse mit ei- 
nem Bruttoentgelt von 700 DM keine 
Seltenheit. Nur logisch, dass Beschäf- 
tigte in solchen Arbeitsverhältnissen 
daran interessiert sind, ihre sozialver- 
sicherungspflichtige Beschäftigung 
umzuwandeln, um zumindest 630 
DM Nettoentgelt zu bekommen. Die 
teilzeitbeschäftigte Alleinerziehende, 
die das Einkommen und den sozialen 
Schutz braucht, wird (auf Stundenba- 
sis berechnet) ein deutlich niedrigeres 
Nettogehalt haben, als eine geringfü- 
gig Beschäftigte, die dieselbe Tätig- 
keit ausübt. Privilegierung der gering- 
fügigen Beschäftigung bedeutet des- 
halb nicht nur eine Diskriminierung 
sozialversicherungs- und steuerpflich- 
tiger Beschäftigungsverhältnisse, son- 
dern geht auch auf deren Kosten. 

Diese Teilzeitbeschäftigten und 
natürlich auch die Vollzeitbeschäftig- 
ten finanzieren mit ihren Steuern und 
Beiträgen das Solidarsystem, dem sich 
die Beschäftigten, die weniger als 630 
DM verdienen, nun entziehen können 

nen und schon bald schien klar, daß 
die älteste Berger Tochter, Lucienne, 
den Althusser-Sohn Louis heiraten 
würde: ,,Meine Mutter fühlte sich 
wohl in Louis' Gesellschaft. (...)Wie er 
liebte sie die Schule, wo sich alles im 
Kopf abspielte, vor allem nicht im Kör- 

Ausbau des Elend der Theorie wieder in psychiatrischen Kliniken, 
nachdem er 1980 seine Ehefrau He- 
lene getötet hatte. Seit den 1960er Niedriglohnsektors? Sozialpolitische Nachteile 

Diese Neuregelung hat jede Menge 
Haken, von denen manche erst auf 
den zweiten Blick erkennbar sind: 

Die Gewerkschaftsfrauen wollten 
als vorrangiges Ziel die Einbeziehung 
der geringfügigen Beschäftigungsver- 
hältnisse in die Systeme der sozialen 
Sicherung mit allen Rechten und 
Pflichten, also eine arbeits- und sozi- 
alrechtliche Gleichstellung ab einer 
bestimmten Bagatellgrenze. Dieses 
Ziel ist mit der formulierten Neurege- 
lung in weite Ferne gerückt. Im Grun- 
de hat sich für die geringfügig Be- 
schäftigten selbst nichts verändert, 
außer, dass sie sich über einen freiwil- 
ligen Beitrag in die Rentenversiche- 
rung einkaufen können (und das 
auch nur teilweise, weil sie z. B. von 
,,Sonderleistungen", wie Reha und EU 
[Erwerbsunfähigkeitsrente] ausge- 
schlossen bleiben sollen, wie zumin- 
dest die Süddeutsche Zeitung berich- 
tet). 

In den neuen Bundesländern wird 
die Situation sogar verschärft, weil die 
,,Bagatellgrenze" (die alles andere als 
bagatell ist) von 520 auf 630 DM an- 
gehoben wurde. Bei den niedrigeren 

Zum 80. Geburtstag von Louis Althusser 

von Reinhold Rünker* Jahren war Althusser immer wieder in Neuregelung der 630 DM- 
Beschäftigungsverhältnisse psychiatrischer Behandlung. So kam es 

nicht zu einer Verurteilung, weil er we- 
gen seiner manisch-depressiver Anfälle 

Per, und zwar unter der Aufsicht und 
dem Schutz guter Lehrer voller Tugen- 
den und Gewißheiten." (ALTHUSSER 
1998, S. 45) 

Doch der 1. Weltkrieg verhinderte 
die Hochzeit. Louis Althusser zog mit 
seinem älteren Bruder Charles in den 

von Gisela Breil* für unzurechnungsfähig und damit 
nicht-schuldfähig erklärt wurde. 

Weil ihm so die Möglichkeit der öf- 

vielem seinem gefallenen Bruder ähn- 
lich und von Lucienne auch in dessen 
Geist erzogen, gilt ihm bald als ver- 
weichlicht und wenig mannhaft. fentlichen Erklärung versagt worden 

sei, schrieb Althusser nach eigenen 
Angaben seinen autobiographischen 
Text „Die Zukunft hat Zeit", der post- 
hum 1992 (deutsch 1993) veröffent- 
licht wurde. Dieser Text ist nun - pas- 
send zum Gedenken an den 80. Ge- 

Krieg. Als Charles Althusser zum Jah- 
resbeginn 191 7 zum Fronturlaub nach 
Bois de Boulogne kommt, muß er mit- 

ortreich verteidigen Politi- 
ker und Politikerinnen die W Neuregelungen zu den ge- 

ringfügigen Beschäftigungsverhält- 
nissen: 

Die ökonomischen Anreize für Ar- 
beitgeber, geringfügige Beschäfti- 
gungsverhältnisse einzurichten oder 
reguläre Teilzeit- oder Vollzeitarbeits- 
plätze umzuwandeln, seien mit dieser 
neuen Regelung nicht mehr gegeben, 
Wettbewerbsverzerrungen in Zukunft 
vermieden. Ab der ersten Mark müs- 
sten nämlich Arbeitgeber anstelle der 
2O%igen Pauschalsteuer (die manche 
von ihnen abgewälzt haben) Beiträge 
an die Renten- und Krankenversiche- 
rung bezahlen in Höhe von insgesamt 
22% (12% an die Rentenversiche- 
rung, 10% an die Krankenversiche- 
rung). Dadurch, dass diese Beschäfti- 
gungsverhältnisse auch für die Be- 
schäftigten selbst steuerfrei blieben, 
entstünden den geringfügig Beschäf- 
tigten nun keine finanziellen Mehr- 
aufwendungen. Aus den von den Ar- 
beitgebern bezahlten Sozialversiche- 
rungsbeiträgen leiten sich zwar für 
die Beschäftigten selbst keine Ansprü- 
che ab, sie können aber, wenn sie 
wollen, ihre Rentenanwartschaften 
ausbauen bzw. dafür sorgen, dass 
keine Versicherungslücken entstehen, 
indem sie mit einem freiwilligen Ren- 
tenversicherungsbeitrag in Höhe von 
7,5% Mitglied in der gesetzlichen 
Rentenversicherung bleiben oder wer- 
den. 

Wir können also zufrieden sein: 
Die Flucht der Arbeitgeber aus den 
Sozialsystemen ist gestoppt, den 
Wettbewerbsverzerrungen ist ein Rie- 
gel vorgeschoben und die Beschäftig- 
ten selbst können sich freiwillig mit 

„Der Vater des Vaters" 
Louis Kindheit wird -so klingt es spä- 
ter in den autobiographischen Texten 
durch -von der drängenden Sorge be- 
stimmt, daß er keine eigene Persön- 
lichkeit habe, weil er nicht um seinet- 
willen geliebt würde, sondern nur um 
seines gefallenen Onkels willen, den er 
in sich verkörpere. Gleichzeitig war er 
sowohl voller ängstlicher Bewunde- 
rung gegenüber der durch seinen Va- 
ter verkörperten Kraft und Intelligenz, 
als er diesem gegenüber auch Un- 
wohlsein und Ablehnung empfand. 
Geborgenheit fühlte Louis Althusser 
bei seinem Großvater Pierre Berger, bei 
dem er zeitweilig lebte, nachdem die- 
ser nach Frankreich zurückgekehrtwar. 
Dort wurde Louis Althusser nicht mit 
seinem eigentlichen Namen angere- 
det, sondern alle nannten ihn nach sei- 
nem Großvater - Pierre Berger. 

Diese und ähnliche Erfahrungen 
verdichteten sich wohl in einer psychi- 
schen Disposition, die eine schwache 
Selbstidentifikation dadurch zu kom- 
pensieren suchte, indem Louis Althus- 
ser nach eigener Einschätzung dazu 
strebte, der ,,Vater des Vaters" zu sein, 
,,um mir die Illusion zu verschaffen, 
doch einen [Vater] zu haben, um mir 
nämlich mir selbst gegenüber die Rolle 
eines Vaters zuzulegen, weil alle mög- 
lichen oder vorgefundenen Väter sie ja 
nicht spielen konnten. Und ich setzte 
sie voller Geringschätzung herab, in- 
dem ich sie weit unter mir ansiedelte, 
in manifester Unterordnung unter 
mich selbst." (ALTHUSSER 1998, S. 
197) 

Erst (und letztlich nur) im sicheren 
Schutz (einer Person, einer Institutio- 
nen wie der Universität oder der Kom- 
munistischen Partei) konnte Althusser 
seine eigene Geringschätzung über- 

teilen, daß sein Bruder Louis über Ver- 
dun in einem Beobachtungsflugzeug 
gefallen ist und macht den Vorschlag, 
bei Lucienne Berger den Platz seines burtstag - gemeinsam mit einem wei- 

teren autobiographischen Manuskript 
von 1976 (,,Die Tatsachen") als Ta- 

Bruders einzunehmen. Die Eltern wa- 
ren einverstanden, Lucienne fügte sich 
- ,,so wie sie eben war und wie ich sie schenbuch in einer limitierten Sonder- Louis Kindheit wird 

von der drängenden 
Sorge bestimmt, daß 
er keine eigene 
Persönlichkeit habe, 
weil er nicht um 
seinetwillen geliebt 
würde, sondern nur 
um seines gefallenen 
Onkels willen, den er 
in sich verkörpere. 

ausgabe im Fischer-Verlag erschienen. 
Ebenfalls ,im vergangen Jahr ist 

gekannt habe, brav, sittsam, folgsam 
und ehrerbietig" (ALTHUSSER 1998, S. 
46). eine sehr persönlich gefärbte, nichts 

desto trotz aber inspirierende Erinne- 
rung von Gudrun Werner-Hervieu an 
ihre Begegnung mit Louis Althusser 

Im Februar 191 8 wurde die Hoch- 
zeit vollzogen: ,,Meine Mutter behielt 
dieses Ereignis anscheinend in dreifach 
schmerzlicher Erinnerung: einmal des- veröffentlicht worden. Sie endet nicht 

mit dessen Tötung der Ehefrau, son- 
dern beginnt damit erst richtig. Hier 

Aus arbeitsmarktpo- 
litischer Sicht ist 

diese Neuregelung 
eine Katastrophe, 

weil sie der Aufsplit- 
terung in Mini-Jobs 

nicht entgegen- 
wirkt, sondern sie 
weiter befördert. 

halb, weil sie körperlich durch die sexu- 
elle Gewaltsamkeit ihres Gatten ver- 
letzt worden war; dann deshalb, weil erleben die interessierten Leserlnnen 

Louis Althusser nicht nur als intellektu- 
ellen ,,Mythos1', sondern in der Sicht- 

sie mit ansehen mußte, wie alle ihre 
Jungmädchen-Ersparnisse von ihm in 
einer einzigen Nacht der Prasserei ver- Vorschlag der Bundesregierung: 

Neuregelung zur geringfugigen Beschäftigung 
1. Arbeitsverhaltnisse fm Bereich der geringfugigen Beschäftigung bis 
630 DM (West und Ost) bleiben steuerfrei. Die Bundesregierung pruft 
noch, wie eine verfassungsrechtlich einwandfreie Losung gestaltet wer- 
den kann. Der Betrag von 630 DM wird nicht dynamisiert 
2. Fur die Sozialvers~cherung hat der Arbeitgeber bei Beschaftigungsver- 
hältnissen bis zu 620 DM folgende Pauschalsatze zu en.trichten. 10% an 
die Krankenversicherung; 12% an die Rentenversicherung. Aus diesen 
Pauschalbeitragen heraus entstehen keine zusatzlichen Anspruche. Ein 
eigenstandiges Krankenversicherungsverhaltnis entsteht nicht. 
3. Stockt der Arbeitnehmer den Pauschalbetrag des Arbeitgebers zur 
Rentenversicherung auf den vollen Beitragssatz (1 999. 19,5%) auf, so er- 
halt er im Rahmen seiner Beitragsleistung auch Leistungen der Rentenver- 

weise, die einen Freund mit seinen per- 
sönlichen Untiefen, Gefühlsschwan- 
kungen, seiner Fähigkeit zum provoka- 
tiv-fruchtbaren Diskurs, aber auch sei- 

schleudert wurden (...). Und schließ- 
lich verfügte mein Vater letztinstanz- 
lich, daß meine Mutter ihren Lehrerin- 
nenberuf aufgeben muß ..." (ALTHUS- 
SER 1998, S. 47). 

Den Sohn, den Lucienne Althusser 
zur Welt bringt, nennt sie Louis - nach 

ner Selbstherrlichkeit und seinen Ver- 
klemmungen berichtet. Erkennbar 
wird ein von Selbstzweifeln und 
Selbstüberschätzung gleichermaßen 
gezeichneter Philosoph, der einerseits 
ein so unermeßliches Schutzbedürfnis 

ihrem Geliebten. „Lui -das war Louis, 
mein Onkel, den meine Mutter liebt, 
nicht ich" (Althusser 1998, S. 49)'. Die- hatte, andererseits durch seinen pro- 

vokativen Debattenstil immer wieder 
Gegnerschaften heraufbeschwor. 

ses Motiv wird prägend für Louis Alt- 
hussers Kindheit und Jugend. Es ent- 
wickelt sich nie eine wirkliche Bezie- 
hung zwischen Lucienne Althusser sicherung. 

4. Mehrere geringfügige Beschaftigungsverhaltnisse werden zusam- 
,,Lui - das ist Louis, mein Onkel" 
Louis Althusser wird am 16. Oktober 
191 8 in Birmandre'is, Algerien, gebo- 
ren. Sein Großvater mütterlicherseits, 
Pierre Berger, war Ende des 19. Jahr- 
hunderts von Frankreich in die algeri- 
sche Kolonie gegangen, um dort als 
Forstaufseher zu arbeiten. Familie Ber- 
ger hielt sich, obwohl sie sehr abgele- 
gen im Chrea-Berg-Massiv, später in 
Bois de Boulogne wohnten, von den 
Einheimischen weitgehend fern und 
knüpfte gesellschaftliche Kontakte nur 
mit anderen französisch-stämmigen 
Familien. So lernten sich die Familien 

und ihrem Mann Charles, ganz zu 
schweigen von einem vertrauensvollen 
Verhältnis von Charles zu seinem Sohn 

- - 

mengerechnet; die zuvor genannten Steuer- und sozialversicherungs- 
rechtlichen Regelungen gelten nur, sofern die 630 DM insgesamt nicht 
uberschritten werden. 
5. Alle Arbeitsverhältnisse im Bereich der Geringfugigkeit mussen der 
SoziaIversicherung gemeldet werden. Sie sind auf der Lohnsteuerkarte zu 
vermerken 
6. Die Regelung soll zum 1 April 1999 in Kraft treten Die Beitragssatz- 
absenkung in der Rentenversicherung auf 19,5% erfolgt ebenfalls zum 1 
April 1999. 
7 Die dargestellte Losung soll in einem eigenstandigen Gesetzentwurf 
geregelt werden, der im JanuarIFebruar 1999 verabschiedet werden soll 

Louis. Charles Althusser brachte es 
zum Bankdirektor, verlor dann aber 
1942 seinen Direktorensitz, weil er sich 
dem Vichy-Regime gegenüber nicht 
opportun zeigen wollte. Ganz der pa- 
triarchalen bürgerlichen Vorstellung 
des 19. Jahrhunderts verhaftet, rekla- 
miert Charles Althusser das außer-fa- 
miliäre Leben für sich und weist seiner 
Frau Haus und Familie als einzigen Ort * Gisela Breil, Leiterin der Abteilung Frauenpolitik des DGB-Bundesvorstand. 

Der Text gibt die Position der Abteilung wieder Reinhold Rünkec Historiker# führt z. Z. die Gescl 
in Leichlingen. Er ist 

läfte der Jusos NRW und lebt 
L Mitglied der spw-Redaktion. der Entfaltung zu. Sein Sohn Louis, in 

spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 105, 1999 



GLOBALISIERUNG UND POLITIK MAGAZIN 

Den Preis für die 
,, Stabilisierungsstrate- 
gie" des IWF hatte die 

ärmere Bevölkerung 
zu zahlen. Ihr Beitrag 

zur Strukturanpas- 
sung: um ein Drittel 

oder die Hälfte 
sinkende Einkommen, 

Massenarbeitslosig- 
keit, Verteuerung der 

Grundnahrungsmittel. 

Anfang der 90er 
Jahre kam zu den 

überschuldeten 
Entwicklungsländern 

das bankrotte 
sozialistische Lager 
hinzu. Inzwischen 

dürfte die Außenver- 
schuldung der 

osteuropäischen 
Reformstaaten bei 

über 300 Milliarden 
Dollar liegen. 

Zu den wenigen Ländern, die - so 
schien es bis zur Ostasienkrise von 
1997198 - der ,,Schuldenfalle" der 
Achtziger entkommen konnten, 
zählten Südkorea, lndonesien und 
Chile. Wichtig für Südkoreas Erfolgs- 
modell waren ein gut ausgebautes 
Bildungssystem, die frühzeitige Mo- 
dernisierung der Landwirtschaft, 
eine effiziente staatliche Industriepo- 
litik, die Verwendung der Auslands- 
kredite für produktive statt spekulati- 
ve Investitionen. Allerdings ließ das 
Modell sich nur schwer kopieren, 
einfach weil die Märkte der Indu- 
strieländer, auf denen die Industrie 
dieses ,,Tigerstaates" ihre Devisen 
verdiente, nur begrenzt aufnahmefä- 
hig waren und sind. 

In Südkorea zeichneten sich 
schon früh Faktoren des späteren 
Crashs ab - etwa die unzulängliche 
Entwicklung des Binnenmarktes, die 
Überkapazitäten in der Werften- 
oder Stahlbranche. Hervorzuheben 
sind außerdem die sozialen Kosten 
des industriellen Aufstiegs - rekord- 
verdächtige Arbeitszeiten, extrem 
bescheidene Löhne für viele Beschäf- 
tigte, Streikverbote, katastrophale 
Arbeitsbedingungen. 

Chile ist bisher noch nicht von 
der Krise eingeholt worden. Unbe- 
streitbar ist, daß auch hier für den Er- 
folg ein hoher Preis gezahlt wurde - 
erwähnt seien nur die Unterdrük- 
kung der Gewerkschaften durch die 
Militärdiktatur und die erbärmlichen 
Lebensverhältnisse einer großen 
Minderheit der Bevölkerung. Die Per- 
spektiven dieses Modells scheinen 
zweifelhaft, allein schon, weil Chile 
auffallend vom Export einfacher 
Rohstoffe - angefangen bei Äpfeln 
und Holz - abhängig ist. Ähnlich wie 
Südkorea könnte es sich schnell dem 
Druck billigerer Standorte ausgesetzt 
sehen. 

Ohne Ausweg? 
Ansätze zu einer radikalen Gegen- 
strategie - wie die vorübergehende 
Verweigerung der Schuldenzahlun- 
gen durch Peru -sind völlig geschei- 
tert. Nach der gewaltsamen Unter- 
drückung oder dem selbstverschul- 
deten Niedergang der ,,Befreiungs- 
bewegungen" im Süden sind Alter- 
nativen zum Status Quo nicht mehr 
in Sicht. 

Anfang der neunziger Jahre kam 
zu den überschuldeten Standorten 
des Südens das bankrotte sozialisti- 
sche Lager hinzu. lnzwischen dürfte 
die Außenverschuldung der osteuro- 
päischen Reformstaaten bei über 

dreihundert Milliarden Dollar liegen. 
In das finanzielle Desaster schlitterten 
sie auf ganz ähnliche Weise wie die 
,,alte" Dritte Welt. 

Früh traf die Krise bereits Polen, 
Rumänien und Jugoslawien. Obwohl 
das Land des ,,Selbstverwaltungsso- 
zialismus" in den achtziger Jahren 
über dreißig Milliarden Dollar an die 
Kreditgeber überwies, verharrten - 
vor allem durch die Zinsdynamik - 
die Schulden ständig bei etwa zwan- 
zig Milliarden Dollar. Diese Belastung 
verhinderte die notwendige Moder- 
nisierung der Industrie, trug zur ho- 
hen Arbeitslosigkeit, zum Absinken 
der Reallöhne und - Stichwort Wohl- 
standschauvinismus - zu einer bruta- 
lisierten Konkurrenz zwischen rei- 
chen und unterentwickelten Regio- 
nen bei. Das war ein wesentlicher 
Faktor der sozialen und politischen 
Desintegration des multinationalen 
Jugoslawien. 

Auch das ,,Neue Rußland" sah 
sich rasch außerstande, seine Zah- 
lungsverpflichtungen zu erfüllen. 
Überaus nachteilig wirkte sich die 
Kapitalflucht der Eliten aus. Die 
Wirtschaftspolitik der demokrati- 
schen Regierungen ist entscheidend 
vom IWF formuliert worden. Das 
bedeutete nicht nur einen Souverä- 
nitätsverlust. Es ermöglichte der Jel- 
zin-Administration, die Verantwor- 
tung für die soziale Abkoppelung 
weiter Bevölkerungsgruppen auf 
,,Sachzwänge des Weltmarktes" ab- 
zuschieben. 

,,Rückkopplungseffekte" 
Die Verschuldungskrise der kapitalisti- 
schen Peripherie erhöhte nicht nur 
das finanzielle ,,Systemrisiko", sie hat- 
te noch andere unerwartete Auswir- 
kungen, etwa: 

Krieg: die Zusammenhänge 
zwischen der Schuldenkrise und dem 
Golfkrieg von 1991 werden oft über- 
sehen. Der lrak gehörte seit den sieb- 
ziger Jahren zu den am höchsten ver- 
schuldeten Entwicklungsländern. Die 
beispiellose Aufrüstung von Saddam 
Husseins Regime war durch Kredite 
aus den Industrieländern ermöglicht 
worden. Durch den Überfall auf Ku- 
wait und die Aneignung von dessen 
Staatsvermögen,und Ölresetven hoff- 
te der lrak auch, seine drückenden 
Schulden loszuwerden. 

Selten wahrgenommen wird der 
Zusammenhang zwischen dem Bür- 
gerkrieg in Algerien und der in den 
achtziger Jahren explodierenden Au- 
ßenverschuldung dieses Landes. Die 
bürokratische Diktatur, die in erster 

Linie vom Öl- und Erdgasexport leb- 
te, war vom Import nicht nur von In- 

' 

vestitionsgütern, sondern auch von 
Lebensmitteln und anderen Produk- 
ten des täglichen Bedarfs abhängig. 
Die Einschränkungen infolge der Ab- 
kommen mit den Gläubigerstaaten 
führten zur Verelendung großer Teile 
der Bevölkerung - eine Vorausset- 
zung für die erfolgreiche politische 
Offensive der Fundamentalisten. 

Klimaveränderungen: die 
Verschuldung trägt erheblich dazu 
bei, daß die tropischen Wälder zer- 
stört werden - mit unkalkulierbaren 
Folgen gerade für das Klima im Nor- 
den. In Brasilien etwa hat die Armut 
Millionen von Slumbewohnern und 
Tagelöhnern ins unerschlossene Lan- 
desinnere getrieben. Sie roden die 
Urwälder, um Äcker anzulegen, die 
oft  nach zwei, drei Ernten ausge- 
laugt sind. Holz aus lndonesien wird 
in die Industriestaaten verschifft, um 
so die notwendigen Dollars für den 
Schuldendienst zu ,,erwirtschaftenu. 
Die gigantischen Waldbrände in 
Südamerika wie in Südostasien hän- 
gen mit dieser Gier nach Devisen zu- 
sammen. 

Umverteilung im Norden: 
den Banken der Industrieländer ge- 
lang es, einen großen Teil des Risi- 
kos ihrer Geschäfte m i t  der unter- 
entwickelten Welt auf die öffentli- 
chen Haushalte abzuwälzen. Die 
Gewinne wurden privat angeeignet, 
die Verluste dagegen - in den Medi- 
en kaum beachtet - durch giganti- 
sche Steuervergünstigungen und 
Subventionen ,,sozialisiert". Was 
wird den Verlusten aus der Ostasi- 
enkrise folgen ? 

Die Probleme sind nur aufge- 
schoben 
Der zweite Bankrott Mexikos 1995 
und die neuerlichen Erschütterungen 
in Asien, Osteuropa und Lateinameri- 
ka zeigen , daß die strukturellen Pro- 
bleme nicht gelöst sind. 

Zugleich hat die Komplexität und 
Verwundbarkeit des globalen Finanz- 
systems zugenommen. Erinnert sei 
nicht nur an die ,,Revolution der Deri- 
vate", sondern auch an die grenzen- 
losen Börsen-Crashs seit 1987, die Er- 
schütterungen im Europäischen Wäh- 
rungssystem Anfang der Neunziger 
oder die seit Jahren schwelende Ban- 
kenkrise in Japan. Der Zusammen- 
bruch eines und erst recht mehrerer 
global players infolge unvorhergese- 
her Zahlungsausfälle im Süden oder 
Osten könnte eine fatale Kettenreakti- 
on auslösen. SPW 

und gleichwohl teilweise davon profi- 
tieren. 

Diese Regelung wird auf lange Sicht 
die geringfügig Beschäftigten in diesen 
Beschäftigungsverhältnissen halten, 
weil die Anreize, dort zu bleiben, zu 
groß sind. Dies wirkt eigenständigen 
existenzsichernden Arbeitsplätzen von 
Frauen diametral entgegen. Dies beför- 
dert auch auf lange Sicht das Leitbild 
der dazuverdienenden (Ehe)-Frau, die 
damit auch keine ,,richtige8' Arbeitneh- 
merin ist, obwohl sie ,,richtig" arbeitet. 

Arbeitsmarktpolitische Nachteile 
Aus arbeitsmarktpolitischer Sicht 

ist diese Neuregelung eine Katastro- 
phe, weil sie der Aufsplitterung in 
Mini-Jobs nicht entgegenwirkt, son- 
dern sie weiter befördert. In machen 
Regionen werden den Frauen fast nur 
noch geringfügige Beschäftigungs- 
verhältnisse angeboten. 

lm Zusammenhang mit der Steu- 
erfreiheit auf die ,,armen Frauen" zu 
verweisen, die nun It. Bild-Zeitung 
,,gerettet" sind, ist unlauter, weil die 
ausschließlich geringfügig Beschäftig- 
ten mit dem, was sie verdienen, nicht 
über das sowieso steuerfreie Existenz- 
minimum kommen. 

Die Tatsache, dass Arbeitgeber 
nur in die Renten- und Krankenversi- 

cherung einbezahlen, nicht aber in 
die Arbeitslosen- und Pflegeversiche- 
rung, lässt für die Zukunft nichts gu- 
tes ahnen. Dies signalisiert den Ein- 
stieg in den Ausstieg der hälftigen Fi- 
nanzierung in die Systeme der sozia- 
len Sicherung. Die Option, dass auch 
geringfügig Beschäftigte an arbeits- 
marktpolitischen Maßnahmen teilha- 
ben können, um sich zu qualifizieren 
und perspektivisch existenzsichernde 
Arbeitsplätze einzunehmen, ist in 
noch weitere Ferne gerückt. 

Erstaunlich ist die breite Zustim- 
mung im Arbeitgeberlager. Wenn es 
stimmt, dass die Mehrheit der Arbeit- 
geber die Pauschalsteuer abgewälzt 
hat, kommen auf diese Arbeitgeber 
erhebliche Mehrkosten zu. Zu be- 
fürchten ist deshalb, dass weiterhin 
und vermehrt versucht wird, gering- 
fügig Beschäftigte unter Tarif zu be- 
zahlen und ihnen zustehende Rechte 
vorzuenthalten (z.B. Urlaub, Urlaubs- 
geld, Lohnfortzahlung im Krankheits- 
falle), auch wenn dies illegal ist. Dies 
kennen wir bereits aus der Vergan- 
genheit. 

Regelung zu Lasten von Frauen 
und Arbeitnehmerlnnen 
Fazit: Es hat sich für die Betroffenen 
nicht nur nichts verändert - es ist 

Untern 
Liebe Leserinnen und Lese6 

Wir trauen um unseren Mither- 
ausgeber Heinz Albrecht. Er ist am 6. 
Januar in Berlin im Alter von 88 Jah- 
ren gestorben. Er war der einzige der 
gegenwärtigen Herausgeberlnnen, 
der schon seit der Gründung der Zeit- 
schrift 1978 diese Funktion innehatte. 
Auf Seite 12 bringen wir einen Nach- 
ruf. Wer die älteren Ausgaben der 
spw hat, sei auch noch auf den Artikel 
von Hans Willi Weinzen, Mit  aller 
Kraft voraus! Heinz Albrecht zum 75. 
Geburtstag, in spw 27 (1985), und 
das Interview mit Heinz Albrecht, 
1946: Sofortige Vereinigung verneint, 
Bündnis hingegen bejaht, in spw 30 
(1 986), hingewiesen. 

Unser ehemaliger Mitherausgeber 
Diether Dehm ist auf dem PDS-Bun- 

desparteitag am 16.h 7.01.99 zum 
stellv. Parteivorsitzenden der PDS ge- 
wählt worden. Herzlichen Glück- 
wunsch zu diesem Erfolg. Seine Her- 
ausgeberschaft der spw hatte er nach 
seinem SPD-Austritt bereits im Okto- 
ber niedergelegt. 

Die spw-frühjahrstagung 1999 
wird am Samstag, 24.04.99, in 
Hannover stattfinden. Sie wird sich 
mit dem Themenkomplex Interna- 
tionales und Friedenspolik beschäf- 
tigen. Am Sonntag, 25.04.99, wird 
eine Vereins- und Gesellschaftsver- 
Sammlung der spw stattfinden. An- 
reise ist bereits am Freitag möglich. 
Weitere Informationen und Anmel- 
demöglichkeit bei der spw-Redakti- 
on. 

Am 16.-18.04.99 führen die Bür- 
gerinitiative für Sozialismus, die Zeit- 

noch schwieriger geworden, weil 
eine Chance vertan wurde, Deregu- 
lierung wirklich zu stoppen, gering- 
fügig Beschäftigte arbeits- und sozi- 
alrechtlich gleichzustellen und die 
Solidargemeinschaft insgesamt zu 
stärken. 

Statt dessen wird eine Richtung 
eingeschlagen, die sogenannten 
„Billig-Jobs" salonfähig zu machen 
und auszubauen. Diese Regelung - 
so bestätigt dies der Bundesfinanz- 
minister - „ist ein Einstieg in den 
Ausbau des Niedriglohnsektors". 

Das aber würde eine weitere 
Spaltung der Gesellschaft bedeuten 
und auch eine Schwächung der Ge- 
werkschaften. Völlig offenkundig ist, 
dass sich dies letztlich zulasten von 
Frauen auswirken wird und zulasten 
ihrer Möglichkeiten, ihre Existenz ei- 
genständig abzusichern. 

Bleibt nur zu hoffen und Druck zu 
machen, dass die neue Regierung 
rechtzeitig genug den Mut aufbringt, 
die notwendigen Korrekturen erneut 
auf die politische Tagesordnung zu 
setzen. Die Gewerkschaftsfrauen je- 
denfalls und das bundesweite Bünd- 
nis ,,Mittendrin ... und trotzdem 
draußen - geringfügig Beschäftigte 
sozialversichern!" werden nicht locker 
lassen. SPW 

schriften Sozialismus und spw und 
Professoren/Dozenten der Gesamt- 
hochschule Kassel gemeinsam einen 
Kongreß ,,Jahrhunderlbilanz Sozialde- 
mokratie" durch. Auf der Basis von 
Referaten und Einleitungsbeiträgen 
soll im Plenum und in 7 Arbeitsgrup- 
pen ein ,,Blick zurück nach vorn" ver- 
sucht werden, um für die Auseinan- 
dersetzungen heute und morgen zu 
lernen. Weitere Informationen bei der 
spw-Redaktion. 

In den nächsten Tagen werden wir 
den Betrag für das Jahresabonne- 
ment 1999 abbuchen. Wir bitten dar- 
um, daß die Konten gedeckt sind und 
uns Änderungen der Kontoverbin- 
dung umgehend mitgeteilt werden, 
weil sonst Rücklastgebühren anfallen. 

Die spw-Redaktion 

Es wird eine Rich- 
tung eingeschlagen, 
die sogenannten 
,, Billig-Jobs" salonfä- 
hig zu machen und 
auszubauen. Diese 
Regelung - so 
bestätigt dies der 
Bundesfinanzmini- 
ster - ,,ist ein 
Einstieg in den 
Ausbau des Niedrig- 
lohnsektors". 
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Foto: Christian Kiel (Meerbusch) 

Zwischen Feigheit 
vor dem Feind und 
mutigen 
Stru kturreformen 
Rot-grüne Steuerpolitik 

von Burkhard Winsernann* 

L obpreisungen für Bundesfinanz- 
minister Oskar Lafontaine gab es 
jüngst auf der Titelseite von 

Cash, einer Zeitschrift, die über Anla- 
gefonds, meist in Verbindung mit ho- 
hen Steuervorteilen informiert. In der 
Tat ist der Entwurf für ein Steuerentla- 
stungsgesetz 1999/2000/2002 für die 
Zunft der Geldsammler und Provisi- 
onsjäger recht erträglich ausgefallen, 
da er keinen rigorosen Abbau von 

Ob der Spagat 
zwischen steuerli- 

cher Investitionsför- 
derung und dem 
Ziel, Steuerspar- 

künstlern das 
Handwerk zu legen, 

ökonomisch und 
fiskalisch wün- 

schenswerte 
Ergebnisse zeitigen 

wird, muß vorerst 
offen bleiben. 

* Burkhard Winsemann ist wiss 
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vorsieht, sondern stattdessen auf das 
Konzept der Mindestbesteuerung 
setzt. Danach können auch weiterhin 
hohe Buchverluste gemacht werden. 
Diese können jedoch aufgrund einer 
neuen Unterscheidung zwischen akti- 
ven und passiven Einkunftsarten nur 
noch begrenzt mit anderen Einkünf- 
ten verrechnet werden. 

Ob dieser Spagat zwischen steuer- 
licher Investitionsförderung und dem 
Ziel, Steuersparkünstlern das Hand- 
werkzu legen, ökonomisch und fiska- 
lisch wünschenswerte Ergebnisse zei- 
tigen wird, muß vorerst offen bleiben. 
Immerhin: Ideologisch hat die zu- 
künftige Abgrenzung von guten und 
bösen Einkünften einen gewissen 
Charme. 

Positive ~ertei lun~swirkun~en 
Auch verteilungspolitisch Iäßt sich 
über die rot-grüne Steuerreform 
durchaus Gutes berichten. Die Tarif- 
senkungen werden nun zwar schritt- 
weise und vorsichtiger als vor der 
Wahl angekündigt vorgenommen, 
setzen aber an der richtigen Stelle an. 
In der ersten Stufe beschränken sie 
sich auf den unteren Einkommensbe- 
reich, und auch in den weiteren Stu- 
fen wird hier der Schwerpunkt der ta- 

. Mitarbeiter von Detlev von Larcher MdB 

riflichen Entlastungen liegen. Die 
,,neue Mitte" hingegen sieht in diesen 
Tagen mit einer Mischung aus Erstau- 
nen und Entsetzen die nur geringfü- 
gig vom Vorjahr abweichende Netto- 
zahl auf der Gehaltsabrechnung. 

Auf der anderen Seite trifft es 
durchaus zu, daß das Gros der Ge- 
genfinanzierung bei den Unterneh- 
men eingesammelt werden soll(te). 
Insbesondere die Möglichkeiten, 
durch Bildung von Rückstellungen 
Gewinne zu verstecken, werden deut- 
lich eingeschränkt. Ganz überwie- 
gend trifft das keine Armen, sondern 
Versicherungen, die Atomwirtschaft 
und andere große Konzerne. 

Wie ich schon in der vorigen Aus- 
gabe diagnostiziert habe, weiß die 
neue Koalition noch nicht recht mit 
der neuen Situation umzugehen. 
Plötzlich steht die eigene Politik im 
Mittelpunkt der politischen Auseinan- 
dersetzung und ist deshalb auch Ge- 
genstand vieler kritischer Eingaben. 
Diesem Druck auch einmal standzu- 
halten, fällt ,,Anfängern3' schwer, und 
deshalb haben gutorganisierte Inter- 
essengruppen leichtes Spiel. 

Kampagnen der Unternehmens- 
lobbyisten 
Zunächst wurde von Seiten der Wirt- 
schaftsverbände der Eindruck er- 
weckt, allein vom Fortbestand der 
geltenden Regelungen für Verlustvor- 
und -rückträge hinge das Überleben 
der deutschen Wirtschaft ab. Flugs 
wurden die hier geplanten Einschrän- 
kungen weitgehend wieder fallenge- 
lassen, noch bevor die Koalitionsver- 
einbarung in einen Gesetzentwurf ge- 
gossen wurde. Freilich hatte (vielleicht 
in weiser Voraussicht) die Arbeits- 
gruppe, die das rot-grüne Steuerre- 
formkonzept ausgearbeitet hatte, et- 
was über das Ziel hinaus geschossen. 
So ist - seltenes Schauspiel - der 
Kompromiß zwar der Finanzierung 
der Reform abträglich, aber im Übri- 
gen nahe am steuersystematischen 
0ptimum.l 

Nach diesem knappen Punktsieg 
für die Lobbyisten stieg wie Phönix 
aus der Asche ein neues Thema auf: 
Das geplante Verbot der Teilwertab- 
schreibung, d.h. der Möglichkeit, 
Wirtschaftsgüter in der Bilanz mit ei- 
nem niedrigeren als dem sich nach 
normalen Abschreibungsregeln erge- 
benden Wert anzusetzen. Dies ist vor 
allem bei Lagerbeständen üblich, 
etwa wenn der Preis eines Rohstoffs 
fällt. Nunmehr wurde dieses Vorha- 
ben so dargestellt, als werde es jedes 
einzelne Unternehmen unabwendbar 

in den Ruin treiben. Denn ohne Teil- 
wertabschreibung müßten Scheinge- 
winne versteuert werden. Davon kann 
natürlich nicht die Rede sein, denn 
tatsächlich geht es darum zu verhin- 
dern, daß Schein- (bzw. noch nicht 
eingetretene) Verluste in die Bilanzen 
eingestellt werden. 

Und siehe da: Auch diesmal hat 
die ausgeklügelte Schlachtordnung 
Erfolg gehabt: Buchhandel, Verlage 
und Schriftsteller als Sympathieträger 
voran, sodann der von Jahren des 
Kaufkraftschwundes gezeichnete Ein- 
zelhandel, und in beider Windschat- 
ten die Banken (die ihre notleidenden 
Kredite auf den Teilwert abschreiben) 
haben einen weitgehenden Erhalt der 
Teilwertabschreibung durchgesetzt. 
Weil es dabei im wesentlichen um ei- 
nen Vorzieheffekt geht, wird es in den 
nächsten Jahren Mindereinnahmen in 
Milliardenhöhe geben. 

Man darf gespannt sein, welcher 
Brocken als Nächster drankommt. Im 
Hinblick auf die Verhandlungen aus 
der Atomenergie drängt sich der Ge- 
danke an Kompromisse bei den Ent- 
sorgungsrückstellungen geradezu 
auf. Aber auch die Versicherungswirt- 
schaft wird kaum zurückstehen wol- 
len, wenn alle anderen bekommen, 
was sie sich wünschen. 

1999 wird die rot-grüne Koalition 
damit noch gerade so über die Run- 
den kommen, zumal ja angesichts der 
verschlechterten Konjunkturlage viel- 
fach - und auch von wohlmeinenden 
Kritikern - gefordert worden ist, die 
für 2002 avisierte Nettoentlastung 
um 15 Mrd. DM vorzuziehen. 

Strukturreform der Unterneh- 
menbesteuerung 
Allerdings, und darauf zielt letztlich 
auch die massive Kritik, stehen die 
Punkte, die jetzt nicht umgesetzt wer- 
den, in der Debatte über die Unter- 
nehmenssteuerreform erneut auf der 
Tagesordnung. Dabei handelt es sich 
um einen steuerpolitischen Befrei- 
ungsschlag, weil endlich die Besteue- 
rung der Unternehmen von der Be- 
steuerung der Unternehmer entkop- 
pelt wird. Zukünftig sollen alle bilan- 
zierenden Unternehmen als von ihren 
Eigentümern unabhängiges Besteue- 
rungsobjekt behandelt und ihr Ge- 
winn mit einem Steuersatz von vor- 
aussichtlich 35% belastet werden. 
Wenn der Gewinn entnommen bzw. 
an die Anteilseigner ausgeschüttet 
wird, unterliegt er dem normalen Ein- 
kommensteuertarif. 

Maßgeblich für die Unternhmen- 
steuer ist dann die Leistungsfähigkeit 

heraus. 1982, mit dem spektakulären 
ersten Zusammenbruch Mexikos, kam 
das Ende der Illusion, bald mit dem 
Norden gleichzuziehen. Entscheidend 
für den Übergang zur offenen Krise 
war die Geld- und Haushaltspolitik 
der westlichen Hegemonialmacht. 

Seit 1980 versuchte die Regierung 
Reagan, durch ungewöhnlich hohe 
Zinsen Kapital aus dem Ausland an- 
zuziehen. So sollten die Etatdefizite fi- 
nanziert werden, die wegen der mo- 
numentalen Rüstungsprojekte anstie- 
gen. Erinnert sei etwa an die Strategi- 
sche Verteidigungsinitiative/SDI - den 
,,Krieg der Sterne". 

Verblüffend schnell verwandelten 
sich die USA von der größten Gläubi- 
ger- zur größten Schuldnernation. 
Tatsächlich wurden gewaltige Sum- 
men aus Westeuropa über den Atlan- 
tik transferiert. Der Kapitalzustrom in 
die Dritte Welt versiegte. 

Da die Verträge mit den Banken 
oft  variable Zinssätze vorsahen, 
wuchs die laufende Zinsbelastung 
für den Süden von 5 oder 8 auf 15 
oder 22 Prozent - eine Steigerung, 
die selbst potentere Kreditnehmer 
aus dem Gleichgewicht gebracht 
hätte. 

Nach der Zahlungsunfähigkeit 
Mexikos im August 1982 standen 
rasch Dutzende Entwicklungsländer 
vor dem Bankrott. Zwei, drei Jahre 
lang schien es, als sei auch das inter- 
nationale Finanzsystem - durch eine 
Kettenreaktion von Zahlungseinstel- 
lungen im Süden und Bankzusam- 
menbrüchen im Norden - akut be- 
droht. Die Ausweitung des Desasters 
auf die Erste Welt wurde vorerst 
durch ein hektisches Krisenmanage- 
ment und durch massive Subventio- 
nen der Öffentlichen Hand für die ge- 
fährdeten Banken abgewendet. 

Die Politik der Gläubiger gegen- 
über den Entwicklungsländern Iäßt 
sich -für die achtziger wie die neun- 
ziger Jahre - so zusammenfassen: 
Umschuldungen und eine den bank- 
rotten Staaten aufgezwungene radi- 
kale Sparpolitik sollen die Fortsetzung 
der Zins- bzw. Kreditrückzahlungen 
garantieren. Bei Umschuldungen wer- 
den Zahlungsfristen verlängert oder 
neue Kredite zur Bezahlung der alten 
vergeben. 

Ultimaten 
Zentrale Vermittlungsinstanz zwi- 
schen Nord und Süd wurde der Inter- 
nationale Währungsfonds, eine Un- 
terorganisation der UN. Seine politi- 
sche Funktion besteht darin, als an- 
geblich neutrale Institution von den 

verschuldeten Ländern Zugeständnis- 
se zu erreichen, die Banken und Re- 
gierungen der Industriestaaten direkt 
nur schwer durchsetzen könnten. Das 
Stimmrecht im IWF richtet sich nach 
der ökonomischen Stärke der Mit- 
gliedsstaaten. 

Von Anfang an war die ,,Hilfe" mit 
einschneidenden wirtschaftspoliti- 
schen Auflagen verknüpft - man 
spricht von der Konditionalität der 
IWF-Kredite. Erst nach Annahme die- 
ser Bedingungen ließen sich die Gläu- 
biger aus dem Norden überhaupt auf 
Verhandlungen mit dem überschul- 
deten Land ein. Bei einer Weigerung 
drohte die totale Wirtschaftsblock- 
ade. Zumindest gegenüber demokra- 
tischen Regierungen scheinen solche 
Ultimaten schwer vertretbar. 

Die Hauptforderung des IWF: 
mehr exportieren und weniger konsu- 
mieren, um die Devisen für Zinsen 
und Rückzahlungsraten aufzubrin- 
gen. Die Schritte: einerseits Verbilli- 
gung des Exportsortiments, zum Bei- 
spiel durch Währungsabwertung; an- 
dererseits radikale Beschränkung der 
Inlandsnachfrage, um mehr Mittel in 
die Exportproduktion umzulenken 
und die Importe zu drosseln. 

Weiter sollen - ebenfalls auf die 
Exportproduktion orientierte - private 
Investitionen aus den Industrielän- 
dern erleichtert werden, z.B. durch 
den Verzicht auf Zölle, durch Steuer- 
vergünstigungen oder die Erleichte- 
rung der Gewinnüberweisungen ins 
Ausland. 

Zentrale binnenwirtschaftliche 
Forderung ist gewöhnlich die Be- 
schränkung der Konsumnachfrage. 
Auch auf diese Weise sollen mehr 
Mittel für den Schuldendienst freige- 
setzt werden. Zugleich soll eine Um- 
verteilung von den Löhnen zu der Ge- 

winnen erfolgen - so würden Investi- 
tionen angeregt. Zu diesen Zielen tra- 
gen Maßnahmen bei wie Reallohn- 
senkungen, Entlassungen von Staats- 
angestellten oder Kürzungen bei Le- 
bensmittelsubventionen oder im Bil- 
dungs- und Gesundheitsbereich. 

Der Preis der ,,StabilisierungM 
Im Süden wurde das Ziel der Entwick- 
lung immer mehr der ,,Bedienung8' 
der Auslandsschulden untergeordnet. 
Den Preis für die sogenannte Stabili- 
sierungsstrategie hatte durchweg die 
ärmere Bevölkerung zu zahlen, die 
wenig oder gar keine Vorteile von den 
geliehenen Milliarden gehabt hatte. 
Ihr Beitrag zur Strukturanpassung: 
um ein Drittel oder die Hälfte (wie 
zeitweise in Mexiko) sinkende Ein- 
kommen, Massenarbeitslosigkeit, Ver- 
teuerung der Grundnahrungsmittel. 
Teilweise kam es zum Verfall der neu- 
geschaffenen Industrie und der mo- 
dernen Infrastrukturen. 

Nach den bescheidenen Fort- 
schritten der siebziger Jahre nimmt 
bis heute in vielen Entwicklungslän- 
dern, besonders in Afrika, die Kinder- 
sterblichkeit wieder zu, der Schulbe- 
such geht zurück. Auch die Zerstö- 
rung der traditionellen Sozialstruktu- 
ren, die Zunahme der Kriminalität 
oder vermeintlich naturbedingte 
Hungerkatastrophen hängen mit der 
Verschuldungskrise zusammen. 

Das Scheitern des Krisenmanage- 
ments ist unübersehbar. Ein Rück- 
blick auf die letzten anderthalb Jahr- 
zehnte zeigt, daß in kaum einem 
Land eine längerfristige Stabilisie- 
rung erreicht werden konnte. Im Ge- 
genteil ist die Verschuldung unauf- 
haltsam gestiegen. Allein durch die 
,,ZinsdynamikU wachsen die Schul- 
den immer weiter. 

7 982, mit dem 
spektakulären ersten 
Zusammenbruch 
Mexikos, kam das 
Ende der Illusion, bald 
mit dem Norden 
gleichzuziehen. 
Entscheidend für den 
Übergang zur offenen 
Krise war die Geld- 
und Haushaltspolitik 
der westlichen 
Hegemonialmacht. 
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In den 70er Jahren 
vermittelten die 

Banken hunderte von 
Milliarden brachlie- 

genden Geldkapitals 
an die dynamischeren 

Entwicklungsländer. 
Bis 1980 stieg die 

Außenverschuldung 
der Dritten Welt von 
weniger als hundert 

auf über fünfhundert 
Milliarden Dollac 

Gleichgültig, ob die Initiative bei Pla- 
nungsbehörden oder privaten Unter- 
nehmen lag - um Stahlwerke und Pe- 
stizidfabriken, Flughäfen und Hoch- 
schulen aufzubauen, war man auf In- 
vestitionsgüter aus den Industrielän- 
dern angewiesen. Die notwendigen 
Devisen für diese Bestellungen besaß 
kaum ein Entwicklungsland. Zu be- 
kommen waren sie bei Regierungen 
und Großbanken der ,,reichen" Öko- 
nomien. 

Die jährlichen Zinsen und Til- 
gungsraten für solche Entwicklungs- 
hilfe-Kredite aufzubringen, schien 
kein Problem. Man mußte nur mehr 
traditionelle Rohstoffe oder neue Fer- 
tigwaren an den Norden verkaufen. 
Und für den Bedarf dort, in der mythi- 
schen Wohlstandsgesellschaft, schien 
es keine Grenzen zu geben. 

Ende der sechziger, Anfang der 
siebziger Jahre, auf dem Höhepunkt 
der globalen Systemkonkurrenz, 
schien der Süden zur dritten Kraft der 
internationalen Politik zu werden. Die 
Entwicklungsländer kontrollierten ge- 
waltige Rohstoffreserven, sie wurden 
als strategische Stützpunkte umwor- 
ben. Der kreditfinanzierte Big Push 
sollte die Blockfreien gegen den sich 
ausbreitenden ,,Antiimperialismus" 
immunisieren. 

In den siebziger Jahren vermit- 
telten die Banken-- angesichts der 
unerwarteten Investitionsschwäche 
im Norden - hunderte von Milliar- 
den brachliegenden Geldkapitals an 
die dynamischeren Entwicklungs- 
länder. Ein glänzendes Geschäft: 
diese zahlten für die geliehenen 
Dollars usw. nicht nur Zinsen, sie 
kauften damit auch Milchpulver, 
Kraftwerke und Panzer in den Indu- 
striestaaten und förderten so deren 
angeschlagene Exportbranchen. Bis 
1980 stieg die Außenverschuldung 
der Dritten Welt von weniger als 
hundert auf über fünfhundert Milli- 
arden Dollar. 

Tatsächlich trugen damals in vie- 
len Regionen des Südens die Kredite 
zu einem imponierenden Wirtschafts- 
wachstum bei - besonders in den 
,,Schwellenländern" wie Mexiko, Bra- 
silien und Südkorea. Zugute kam die- 
se kurze „Ära der Prosperität" in er- 
ster Linie den unternehmerischen und 
politischen Eliten, darüber hinaus 
noch einer kleinen Schicht von Fach- 
arbeitern, Verwaltungsangestellten 
oder Berufssoldaten. 

Versprochen war, die Fabriken 
und Staudämme, die Raffinerien und 
Rechenzentren würden eine sich 
selbst tragende Entwicklung auslö- 

sen. Häufig jedoch führte dieser Mo- 
dernisierungsschub eher zum Ruin 
traditioneller Arbeitsplätze in Kleinin- 
dustrie oder Handwerk, zur Umwelt- 
zerstörung und zur Fortdauer oder 
sogar Verschärfung der Armut für 
den größten Teil der Bevölkerung. 
Fast nirgends entstand eine zusam- 
menhängende Industriestruktur. 

Der Weg in die Krise 
Schon gegen Ende der siebziger Jah- 
re mehrten sich Krisensignale, immer 
öfter gerieten die verschuldeten Län- 
der in Zahlungsschwierigkeiten. Vie- 
les Iäßt sich auf das Debakel der 
Neunziger übertragen. Gewöhnlich 
trafen mehrere Faktoren zusammen. 
Eine entscheidende Rolle für den 
Weg in den Bankrott spielten inter- 
nationale Einflüsse, die vom Süden 
nicht - oder kaum - beeinflußt wer- 
den konnten. 

Mit  der Flaute im Norden verrin- 
gerten sich die Absatzchancen für 
den Mais, das Kupfer oder die Kon- 
fektionsanzüge aus dem Süden -und 
damit die für den ,,Schuldendienst" 
erforderlichen Deviseneinnahmen. 
Neue Zollbarrieren gingen nieder, um 
die lahmgewordene Industrie der rei- 
chen Staaten vor der Billigkonkurrenz 
zu schützen. 

lnfolge der rasanten Automati- 
sierung und Deregulierung im Nor- 
den verloren auch die Kostenvorteile 
der Entwicklungsländer bei Indu- 
strieprodukten - niedrige Löhne, So- 
zialleistungen usw. - wieder an Be- 
deutung. 

Verhängnisvoll, aber in einer sol- 
chen Situation nicht weiter erstaun- 
lich: die gefährdeten Länder ruinier- 
ten sich gegenseitig, indem sie ihre 
Waren immer billiger auf den Märk- 
ten des Nordens anboten. Gleichzei- 
tig stiegen - Stichwort: Verschlechte- 
rung der terms of trade - drastisch die 
Preise für Lieferungen von dort. 

So wenig es eine Entwicklung an 
sich gibt, so wenig ist Entwicklungs- 
land gleich Entwicklungsland. Zu den 
wenigen Gewinnern gehörten Ölex- 
porteure, vor allem die kleinen oder 
menschenleeren Golfstaaten wie Sau- 
di-Arabien oder Kuwait. Die Verteue- 
rung des Öls verschärfte für manche 
rohstoffarme Ökonomien der Dritten 
Welt die Devisenprobleme drama- 
tisch. 

Die Bilanz: die Devisenausgaben 
der verschuldeten Länder stiegen, 
ihre Deviseneinnahmen sanken. Be- 
reits diese internationalen Einflüsse 
wären für die betroffenen Standorte 
ruinös genug gewesen. Katastrophal 

wirkten sich allerdings auch Fehlpla- 
nungen und Verschwendung vor Ort 
aus. 

Problem eins: eine im Süden ge- 
nauso wie im Norden folgenschwere 
Politik war (und ist) die inflationäre 
Finanzierung von Staatsausgaben, 
im einfachsten Fall durch den Druck 
von wertlosen Banknoten. Auf diese 
Weise zogen nicht nur die Preise auf 
dem Binnenmarkt an. Auch das Ex- 
portsortiment wurde teurer und da- 
mit auf dem Weltmarkt weniger 
Konkurrenzfähig. Die Folge: Devisen- 
mangel. 

Problem zwei: steigende Import- 
ausgaben für Lebensmittel. Oft - 
hauptsächlich in Mittel- und Südame- 
rika - hatten Regierungen und Groß- 
grundbesitzer die Landwirtschaft von 
der Selbstversorgung auf die lukrative 
Produktion von Rindfleisch oder Man- 
gos für den Norden umgestellt. Gera- 
de in Afrika wurde die traditionelle 
Landwirtschaft durch Dumpingange- 
bote aus den Agrarüberschüssen der 
EG und den USA ruiniert. 

Problem drei: die unproduktive 
Verwendung von Devisenkrediten - 
für Prestigeprojekte oder für den Lu- 
xuskonsum der Oberschicht. In rnan- 
chen Fällen verschwand das Geld 
über mehr oder weniger kurze Um- 
wege auf den Privatkonten von Dikta- 
toren, wie während der ,,Kleptokra- 
tie" der Familie Mobutu in Zaire, der 
Marcos-Herrschaft auf den Philippi- 
nen oder im lndonesien der Ära 
Suharto. 

Ein traditionelles Problem in den 
meisten dieser Länder ist die Kapital- 
flucht der Eliten: gewissermaßen 
nahm man mit der einen Hand die 
ausländischen Kredite entgegen, mi t  
der anderen Hand verschob man sie - 
aus Furcht vor innenpolitischen Kon- 
flikten oder hoher Geldentwertung - 
wieder ins Ausland. Der wohl krasse- 
ste Fall war Argentinien - die ,,infor- 
mellen Kapitalexporte" überstiegen 
die Devisenschulden des Landes. 
Auch heute könnten einzelne Staaten 
mit den Fluchtgeldern einen beachtli- 
chen Teil der offenen Kredite zurück- 
zahlen. 

Schließlich verschlangen überdi- 
mensionierte Ministerien, Planungs- 
behörden und Sicherheitsapparate 
teuer geliehene Milliarden. Selbst in  
den ärmsten Ländern strebten Armee, 
Polizei und Geheimdienste nach 
,,Weltniveaun. 

Einstürzende Illusionen 
So bildete sich schon in der Zeit des 
scheinbaren Aufschwungs die Krise 

des Lnrernenmens, maßgeolich f,r Einnahmeerzie ungsabs cnt des Staa- I : 1 # I ,  - 
die Einkommensteuer isr die am ge- tes oen Charakrer eines Sre~ererhoh- 
amten Einkommen, unabhängig von 
seiner Herkunft, gemessene Lei- 
stungsfähigkeit des Steuerpflichtigen. 
Die verfassungsrechtlich fragwürdige 
Tarifermäßigung für gewerbliche Ein- 
künfte, die 1994 eingeführt wurde, 
fiele somit weg. Auch könnten Ein- 
kommen- und Unternehmensteuerta- 
rif künftig unabhängig voneinander 
geändert werden. Es wäre höchst un- 
erfreulich, wenn dies in erneuten 
Schimpfkanonaden über vermeintlich 
ungerechtfertigte Maßnahmen zur 
Verbreiterung der Bemessungsgrund- 
lage unterginge. 

Die Gedankenskizze für eine Un- 
ternehmenssteuer, die Oskar Lafontai- 
ne um die Jahreswende vorgestellt 
hat, ist durchweg auf ein positives 
Echo g e ~ t o ß e n . ~  Lediglich vom BDI 
kam die unvermeidliche Warnung, 
daß es der Bundesregierung ja doch 
nur um Steuererhöhungen gehe, aber 
auch eine für diesen Verband unge- 
wöhnliche Aufgeschlossenheit für das 
Ref~rmkonzept.~ Und was tut man, 
um sich nicht Lügen strafen zu las- 
sen? Man sorgt für ein möglichst 
niedriges Ausgangsniveau, so daß 
jede auch nur annähernd vernünftige 

D as weltweit bisher größte Ein- 
führungsprogramm für pho- 
tovoltaische Sonnenenergie 

startet am 1. Januar mit marktorien- 
tertem Förderansatz. 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1999 
an wird es starten: das 100.000-Dä- 
cher- und Fassaden-Programm für 
Photovoltaik. Es wird das größte prak- 
tische Markteinführungsprogramm, 
das es bisher weltweit gegeben hat - 
im Haushaltsvolumen und im Anla- 
genvolumen. Insgesamt sollen 300 
M W  in sechs Jahren realisiert werden 
- neben anderen Anwendungen, die 
nicht von dieser Förderung erfaßt 
werden, aber deren Ausweitung da- 
mit dennoch stimuliert wird. 

Es ist erstmals eine über einen Iän- 
geren Zeitraum gegebene sichere Per- 
spektive, auf die sich die Photovoltaik- 
Industrie mit  ihren Investitionen ein- 
stellen kann. Und es ist mit einem För- 
dermodus konzipiert, der einen not- 
wendigen qualitativen Wechsel von 
bisherigen Fördermethoden bedeutet 
- von dem bisherigen ,,Zuschuß- 
markt" hin zu einem auf den allge- 

ungsplans annimmt. Der Legenden- 
bildung über das Hochsteuerland 
Deutschland tut derlei bekanntlich 
keinen Abbruch. 

So wird denn die Unternehmens- 
steuerreform entweder ein einiger- 
maßen akzeptables Aufkommen er- 
bringen und Rot-Grün der Denunzia- 
tion als standortschädigende Steuer- 
erhöhungskoalition preisgeben. Oder 
aber, man Iäßt sich beim Steuersatz 
Prozentpunkt für Prozentpunkt ab- 
handeln, um die eine oder andere Be- 
reinigung der Bemessungsgrundlage 
durchzusetzen. Gerade nur vorüber- 
gehend aufkommenserhöhende 
Maßnahmen wie die Abschaffung der 
Teilwertabschreibung sind den Lobby- 
isten da sicher sehr willkommen: Ein- 
malige Belastungen nimmt man für 
dauerhafte Tarifsenkungen immer 
gern in Kauf. SPW 

I Auch zukünftig können Verluste unbe- 
grenzt vorgetragen, aber nur noch für 
eine Übergangszeit und nur in relativ ge- 
ringem Umfang zurückgetragen werden. 
So entspricht es dem common sense, 
denn die aktuellen Verluste belasten das 
zukünftige Budget, haben aber natürlich 
das verfügbare Einkommen früherer Peri- 
oden nicht geschmälert. Diejenigen aller- 

meinen Kundenmarkt orientierten Fi- 
nanzierungsansatz. Damit stellt das 
Programm auch eine neue Herausfor- 
derung dar, für die Phtotovoltaik-ln- 
dustrie, Installateure, Kreditinstitute 
und Kunden. Sie alle zusammen müs- 
sen und können mitwirken, um das 
Programm zu einem Erfolg zu ma- 
chen. 

Die Bedeutung des Programms 
Der Maßstab dieses Erfolgs ist, daß es 

gelingt, die Industrialisierung der 
Photovoltaik mit der damit verbunde- 
nen Kostendegression wesentlich zu 
beschleunigen, 

eine Lokomotive in zweifacher 
Hinsicht wird: zum einen für die An- 
wendung der Photovoltaik, von der 
Einführung in Entwicklungsländern 
bis zu zahlreichen, bisher nur teilwei- 
se praktizierten, integrierten Anwen- 
dungen in Stromverbrauchsgeräten 
oder elektrischen Inselbetrieben; zum 
anderen für andere Regierungen, da- 
mit diese ebenfalls endlich diese zen- 
trale Zukunftstechnologie mit ambi- 
tionierten Programmen vorantreiben. 

Anteil der Abgaben am 
Einkommen in %der... 

Löhne und Gehälter 

dings, die sich besonders für den Erhalt 
des Verlustausgleichs eingesetzt haben, 
haben mit  Steuersystematik sonst nicht 
viel am Hut. Das sieht man beispielsweise 
an der immer mal wieder erhobenen For- 
derung, Existenzgründer von der Steuer 
zu befreien. Es wäre interessant, diese 
Forderung einmal eingehender zu erör- 
tern - allein um zu sehen, wie ihre Urhe- 
ber gleichzeitig die Steuerfreiheit mögli- Die Punkte, die jetzt 
cher Gewinne und die Vortragbarkeit nicht umgesetzt 
moglicher se eines Unternehmens Verluste in der fordern. Gründungspha- werden, stehen in 

2 vgl. z.B. ,,Lafontaine überrascht seine Kri- der Oebatte über die 
tiker", in: Handelsblatt V. 8.1.99 Unternehmenssteu- 
was damit zu tun haben könte, daß der erreform erneut auf 
Vorschlag anders als das Konzept der AG der ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ d ~ ~ ~ ~ ,  
Finanzen des Frankfurter Kreises von 
1996 (vgl. spw 6/96, S. 49f.) die Einbezie- 
hung der Gewerbesteuer in die Unterneh- 
mensteuer vorsieht. 

Das deutsche 
1 00.000-Dächer- 

Photovoltaik- 
Programm 

von Herrnann Scheer* 

Die Photovoltaik ist die gegenwär- 
tig teuerste und deshalb auch die - 
sogar bei manchen Befürwortern Er- 
neuerbarer Energien - am meisten 
unterschätzte und umstrittenste So- 

* Hermann Scheer MdB, Präsident der Europaischen Sonnenenergie- 
Vereinigung ,,Eurosolar", ist Mitglied des SPD-Paceivorstands und leitet das 

Umweltforurn der SPD. Eine wesentl~ch umfangreichere Fassung des 
folgenden Textes ist erschienen in der Zeitschrifi Solarzeitalter 411 998, wir 

danken für die Nachdruckgenehrneigung. 

spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 105. 1999 



lahr Anzahl der Anlagen Geförderte Kapazität 
1999 6.000 18 MW 
2000 9.000 27 MW 
2001 12.000 36 MW 
2002 17.000 51 MW 
2003 24.000 72 MW 
2004 32.000 96 MW 
Smme 100.000 300 MW 

Das Programm stellt 
auch eine neue 

Herausforderung 
da!; für die Phtoto- 

voltaik-Industrie, 
Installateure, 

Kreditinstitute und 
Kunden. Sie alle 

zusammen müssen 
und können 

mitwirken, um das 
Programm zu einem 

Erfolg zu machen. 

Das Programm wird 
damit - mit errech- 

neten Kosten von 
9 18 Mio DM für den 

Bundeshaushalt - 
zum größten, das es 

bisher weltweit für 
die Photovoltaik 

gegeben hat. 

lartechnologie. Sie ist aber gleichzei- 
tig die vielseitigste - von radikalster 
Dezentralisierung in Mikro-Anwen- 
dungen bis zu Kraftwerken und in al- 
len Weltregionen mit unterschiedlich- 
sten Geographien und Klimazonen - 
und deshalb vielversprechendste. Sie 
kann im 21. Jahrhundert eine kultu- 
relle und wirtschaftliche Bedeutung 
haben, die nur mit der Informations- 
technologie vergleichbar ist - neben 
der ökologischen Bedeutung für eine 
umweltfreundliche Energieversor- 
gung. Dieser Technologie den Weg 
aus Nischen und Kleinproduktion zur 
Breitenentfaltung und Massenpro- 
duktion in einem großen Schritt eb- 
nen zu helfen, das ist der Ansatz des 
100.000-Dächer-Programms. 

Der Regierungswechsel zu rot/ 
grün setzte berechtigte Erwartungen 
an umfangreiche neue Solarförderun- 
gen frei. Die Aufnahme des 100.000- 
Dächer-Programms für Photovoltaik in 
die Koalitionsvereinbarung bestätigte 
diese Erwartungen. Die Folge war eine 
sofort eintretende Stornierung von 
Photovoltaik-Aufträgen. Es mußte also 
ein Fördermodell gefunden werden, 
das aus den negativen Erfahrungen 
bisherigen Förderprogramme neue 
Konsequenzen zieht und das sofort 
mit Wirkung vom 1. Januar starten 
kann. Die kostengerechte Vergütung 
war damit aktuell keine reale Option, 
auf die man hätte setzten können. 

Kriterien für ein erfolgreiches 
Programm 
Die Kriterien, die an ein erfolgreiches 
Programm angelegt werden müssen, 
sind folgende: 
1. Das Konzept mußte unbürokra- 
tisch angelegt werden, d.h. Zuschuß- 
Programme im üblichen Sinne muß- 
ten vermieden werden. Der für ein 
paar hundert Dachanlagen schon un- 
erträglich bürokratische Aufwand, 
konnte schon gar nicht für 100.000 
gewählt werden. 
2. Eine Programmkonkurrenz zu an- 
deren Förderprogrammen war zu ver- 
meiden, um der Gefahr vorzubeugen, 
daß die Länder oder Gemeinden ge- 
gebenenfalls eigene Zuschußpro- 

gramme unter Verweis auf die neue 
Bundesförderung einstellen. Lediglich 
ein Austausch von öffentlichen Ko- 
stenträgern liegt nicht im Sinne des 
Programms, das auf Expansion zielt. 
3. Eine Vereinbarkeit mit Modellen 
der kostengerechten Vergütung muß- 
te gewährleistet sein, um diesen da- 
mit indirekt einen Auftrieb zu geben. 
4. Das Programm mußte so angelegt 
werden, daß eine kontinuierliche 
Markterweiterung eingebaut ist, um 
den Produzenten eine zuverlässige 
Perspektive zu geben, damit diese in 
Produktionstechniken investieren. 
5. Gleichzeitig sollte das Konzept fle- 
xibel angelegt sein, um zu starre Festle- 
gungen auf absolute Installationszah- 
len pro Jahr zu vermeiden. Deshalb 
sollte auch zusätzlich mit Zielgrößen 
der damit angestrebten und geförder- 
ten Kapazitäten gearbeitet werden. 
6. Das Programm soll Wettbewerb 
unter den PV-Produzenten stimulie- 
ren, damit die Preise möglichst schnell 
sinken. 
7. Die aktuelle Haushaltsbürde dürfte 
nicht so groß werden, d.h. ein Finan- 
zierungskonzept mußte gefunden 
werden, das - ohne das Programmziel 
zu reduzieren -eine große Mittelbean- 
spruchung im ersten Jahr vermeidet. 
8. Es mußte am 1. Januar starten 
können, um den Marktattentismus so 
schnell wie möglich aufzuheben. Da 
aber die neue Bundesregierung den 
Entwurf des Bundeshaushalts der al- 
ten Regierung für 1999 nicht über- 
nehmen konnte, bedeutet das, daß 
aus haushaltsrechtlichen Gründen ein 
Programmstart erst ab 1. Juli 1999 
möglich gewesen wäre - also nach 
der Verabschiedung des Bundeshaus- 
halts im Mai bzw. Juni 1999. 

Das Konzept des Sechs-Jahres- 
Programms 
Die Berücksichtigung aller dieser Kri- 
terien mündete in das Konzept eines 
Sechs-Jahres-Programms (s. Tabelle): 

Zur unbürokratischen Abwicklung 
wurde die Durchführung über eine 
Bank gewählt. Die Förderung besteht 
zum einen aus einem zinsfreien Darle- 
hen, wobei in den ersten beiden Jahren 
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keine Rückzahlung verlangt wird, so 
daß sich die Rückzahlung auf 8 Jahres- 
rate erstreckt, und zum anderen aus ei- 
nem Erlaß der letzten Rückzahlungsrate 
von 12,5 %. Die Programmentwick- 
lung erfolgt über die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (die Entscheidung fiel 
zwischen diesem Bankinstitut und der 
Deutschen Ausgleichsbank), die inner- 
halb von fünf Tagen die Kreditzusage 
macht. Damit wird das Programm 
rundum unbürokratisch gehandhabt. 
Kumulationen, also Aufstockungen mit 
anderen Fördermodellen auf Länder- 
und Kommunalebene sind möglich - 
auch die Integration der Förderung in 
Modelle kostengerechter Vergütung, 
sofern diese nicht über 100 % der Fi- 
nanzierungskosten gehen. 

Die durchführende Bundesbank 
übernimmt die Haftung, so daß Haus- 
banken keinen Grund mehr für Verzö- 
gerungen mit Kreditnehmern wegen 
der Haftungsfragen haben. Sie zahlt 
auf Wunsch auch den gesamten Sub- 
ventionswert von rund 37,5 Prozent 
sofort aus, so daß daraus ein direkter 
Zuschuß wird. Vor allem aber: Sie tritt 
ab dem 1. Januar in Vorlage, um den 
Programmstart zu ermöglichen, der 
sonst aus haushaltsrechtlichen Grün- 
den erst im Juli möglich gewesen 
wäre. Das Programm wird damit - mit 
errechneten Kosten von 91 8 Mio DM 
für den Bundeshaushalt - zum größ- 
ten, das es bisher weltweit für die Pho- 
tovoltaik gegeben hat. 

Die Chancen des Programms 
Das Programm ist eine große Chance. 
Es ist nicht nur quantitativ, sondern 
auch qualitativ der Schritt in eine neue 
Dimension der Photovoltaik. Deswe- 
gen sollte man es nicht an bisherigen 
Erfahrungen mit kleindimensionierten 
Programmen messen und auch nicht 
den Subventionswert bis auf Komma- 
stellen nachrechnen. Mit kleinen Karos 
lassen sich große Programme weder 
bewerten noch nutzen. Deshalb hängt 
sein Erfolg auch wesentlich davon ab, 
daß die wirtschaftlichen Akteure der 
Photovoltaik diese Chance voll ergrei- 
fen und Werbe- und Finanzierungside- 
en auf dieser Basis entwickeln. 

Im übrigen ist es nur der erste große 
Schritt zu neuen politischen Initiativen. 
Bliebe das 100.000-Dächer-Programm 
allein für sich, würde auch sein Effekt 
deutlich hinter den tatsächlichen Mög- 
lichkeiten bleiben. Weitere Initiativen 
müssen folgen: für die anderen Träger 
Erneuerbarer Energien, für eine neue 
Energiegesetzgebung zur klaren Vor- 
rangstellung Erneuerbarer Energien, 
für Exportstrategien. SPW 

GLOBALISIERUNG UND POLITIK 

Sicherung im unteren Leistungsbe- 
reich zu ergänzen und damit armuts- 
fest zu machen, findet erst gar keine 
Erwähnung. Sicher ist nach Auffas- 
sung der Kommission, daß wir in Zu- 
kunft nicht ein Regime, das ,,allzu ein- 
seitig auf eine Institution bzw. Logik 
der sozialen Sicherung setzt" (306), 
fördern dürfen. „Ein Arbeitsplatz und 
Einkommen aus Beschäftigung sind 
zwar wichtige Ressourcen für den Le- 
bensunterha1t;'aber Beschäftigung al- 
lein wird in Zukunft nicht vor Armut 
und Deprivation schützen." (306) 
Schöne neue Welt der Zukunftskom- 
mission: Wer nur einen Arbeitsplatz 
und kein Vermögen vorzuweisen hat, 
sollte sich für die Zukunft auf einiges 
gefaßt machen. 

Das Alte ist das Neue 
Doch ganz so schlimm kommt es für 
jene nicht, die sich in den schützen- 
den Hafen der Ehe begeben. Hierfür 
sollen auch die notwendigen Qualifi- 
kationsprogramme angeboten wer- 
den: ,,Eine Qualifizierung junger 
Menschen für Familienarbeit (haus- 
wirtschaftliche und pädagogische) ist 
heute mindestens so geboten wie die 
für den Umgang mit dem Internet." 
(307) Also, Herren und Damen sozial- 
demokratische Kultusminister, das PC- 
Problem an den Schulen ist passe, 
stattdessen ist ein Schwung Hauswirt- 
schaftslehrerlnnen einzustellen. 

Die Verbreiterung der Versiche- 
rungspflicht auf Grundlage eines indi- 

E ine fatale Entwicklungsblockade 
auf dem Weg ins 21. Jahrhun- 
dert sind die Außenschulden 

der kapitalistischen Peripherie - zwei- 
bis dreitausend Milliarden Dollar, zu- 
verlässige Zahlen gibt es nicht. 

Anfang der neunziger Jahre hieß 
es in den Kommuniques der G7-Staa- 
ten, die um 1982 ausgebrochene in- 
ternationale Verschuldungskrise sei 
überwunden. Wie sich rasch zeigte, 
waren das Illusionen. Der drohende 
Ruin Mexikos 1995 und die Krise der 
meisten ,,Tigerstaatent' Ostasiens, 
Rußlands, Brasiliens und anderer 
Standorte 1997198 demonstrierten 
zugleich das fortdauernde ,,Systemri- 
siko" für die Banken wie für die ,,rea- 
le'' Ökonomie des Nordens. 

Die Entstehungsbedingungen die- 
ser weltwirtschaftlichen Falle scheinen 
heute weithin vergessen, der Zusam- 
menhang der ,,Einbrüche" gerade in 
Ostasien mit der einst euphorisch pro- 

vidualisierten Beitragsbezugssystems 
wird zur fortschreitenden Schwä- 
chung des Solidarprinzips umgedeu- 
tet. Das Solidarprinzip der Zukunfts- 
kommission hat dagegen einen fei- 
nen Zug zu Ehe und Familie. „Die Po- 
litik ist ... herausgefordert, aus Ehe 
und Familie abgeleitete und eigen- 
ständige Ansprüche aus der sozialen 
Sicherung so zu verzahnen, daß Ar- 
mutsrisiken und die Schaffung zweier 
Klassen sozial Gesicherter möglichst 
vermieden werden." (308) 

Dies also ist der große Wurf, das 
Reformprojekt für das nächste Jahr- 
jausend. Ein bißchen mehr vom Bis- 
herigen (= bessere Verzahnung von 
eigenständigen und abgeleiteten An- 
sprüchen) und wir haben die gravie- 
renden Sicherungsprobleme gelöst. 
Die Botschaft der Zukunftskommissi- 
on ist schlicht und prägnant: Das Alte 
ist das Neue. Dabei ist heute auch der 
Rückgriff auf eine Familienideologie, 
die ohne große Bedenken an die Vor- 
stellungen der fünfziger Jahre an- 
knüpft, nicht mehr verpönt. 

Wieso in diesem Modell plötzlich 
Finanzierungsrisiken verschwinden, 
diese Frage wird erst gar nicht ge- 
stellt. Verständlich! Wer eine Lanze 
für den heiligen Stand der Ehe und 
die Familie bricht, braucht sich um 
Fragen der finanzpolitischen Logik 
nicht mehr zu kümmern. Wieso in der 
Ehe ein ausreichender Schutz gegen 
die Widrigkeiten von Arbeitsplatzver- 
lust oder Einkommensverlust des 

pagierten Strategie der verschuldeten 
Entwicklung wird oft übersehen. 

Hauptverdieners gegeben sein soll, 
die eine andere Qualität hat als die 
bisherige abgeleitete Sicherung der 
Ehefrau, dies zu erläutern, wäre zu 
viel verlangt. 

In der Substanz kann die Zu- 
kunftskommission ihren Anspruch, 
ein Reformprojekt zu entwerfen, 
nicht einlösen. Zwar verschwommen 
und vage, aber letztlich alternativlos 
wird das heutige System des abgelei- 
teten Sicherungsanspruchs für die 
Mehrzahl der Frauen über Ehe und 
Familie fortgeschrieben. Dies war bis- 
her nicht sozialdemokratisches Re- 
formverständnis, denn es konfligierte 
mit einem Emanzipationsentwurf für 
Frauen, der wesentlich die Abhängig- 
keitsstrukturen in der Ehe und damit 
gegenüber dem Ernährer problemati- 
sierte. SPW 

' Zukunftskommission der Friedrich-Ebert- 
Stiftung: Wirtschaftliche Leistungsfähig- 
keit, sozialer Zusammenhalt, ökologische 
Nachhaltigkeit. Drei Z i e l e  ein Weg. Ver- 
lag J.H.W. Dietz Nachf., Bonn 1998, 416 
Seiten, DM 38;. Zur allgemeinen Kritik 
der Studie vgl. auch Ralf Krämer: Drei Zie- 
le - kein Weg: Neo-Sozialdemokratie, in: 
spw 3/98, S. 10-1 5. Anm. d. Red. 
In einem eigenen Abschnitt werden die 
Folgen des Transformationsprozesses für 
die Frauenerwerbstatigkeit, die Familien- 
strukturen und die Geschlechterbezie- 
hungen analysiert. Die hier entwickelten 
Reformperspektiven unterscheiden sich 
diametral von den Grundaussagen der 
anderen Teile. Offensichtlich wird die 
deutsche Teilung hiermit erneut vollzo- 
gen. 

Die Botschaft der 
Zukun ftskommission 
ist schlicht und 
prägnant: Das Alte ist 
das Neue. Dabei ist 
heute auch der 
Rückgriff auf eine 
Familienideologie, die 
ohne große Bedenken 
an die Vorstellungen 
der fünfziger Jahre 
anknüpft, nicht mehr 
verpönt. 

Einstürzende 
Illusionen 

Zur Geschichte der 
,,Entwicklung durch Verschuldung" 

von Winfried Roth* 

Das Experiment ,,Fortschritt 
durch Kredite" 
Obwohl inzwischen neue Akteure, etwa 
lndonesien und Malaysia, und Faktoren 
wie die Explosion der kurzfristigen Ver- 
schuldung oder die immer aggressivere 
Devisenspekulation an Bedeutung ge- 
wonnen haben, ist die aktuelle Krise 
ohne die Tragödie der siebziger und 
achtziger Jahre kaum zu verstehen. 

Wie erklärt sich die epochale ,,Ver- fehlten Straßen und Elektrizitätswer- 
lockung der Kredite" ? Im Lauf der ke, Schulen und Kliniken. In den mei- 
sechziger und siebziger Jahre hatten sten Ländern wurde die nachholende 
fast alle Länder der ,,Dritten Welt" Industrialisierung auf die Tagesord- 
ihre staatliche Unabhängigkeit ge- nung gesetzt. 
Wonnen. Die Situation war gewöhn- 
lich deprimierend. Bergwerke oder 
Plantagen waren auf den Bedarf der 
,,Metropolenn im Norden ausgerich- 
tet, die wenigen Fabriken produzier- 
ten Fischkonserven oder T-Shirts, es * Winfried Roth, Berlin, Dip1 Volkswirt arbeitet heute als freierJournalist. 
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Schöne neue Welt der 
Zukunftskommission: 

Wer nur einen 
Arbeitsplatz und kein 
Vermögen vorzuwei- 

sen hat, sollte sich für 
die Zukunft auf 
einiges gefaßt 

machen. 

steigen wieder, wenn auch langsam - 
ein Effekt der niedrigen Arbeitslosig- 
keit." (285) Der Blick der Zukunfts- 
kommission auf die USA Iäßt sich also 
in etwa wie folgt resümieren: Die USA 
hat die Wohlfahrt der Individuen 
zwar (zunächst!) einseitig dem Markt 
überlassen, mit einigen aus bundes- 
deutscher Sicht häßlichen sozialen 
Konsequenzen. Aber immerhin ist die 
Erwerbstätigkeit der Frauen auf vor- 
bildlichem Niveau, die Geschlechter- 
rollen sind neu definiert und es gibt 
ermutigende Zeichen, daß am Wen- 
depunkt die richtigen Maßnahmen 
zur Linderung der sozialen Mißstände 
ergriffen werden. Der sich abzeich- 
nende Trend wird jedenfalls mit wohl- 
wollender Aufmerksamkeit verfolgt. 
Die hier skizzierte Darstellung der so- 
zialen Verhältnisse der USA ist in ihrer 
Diktion wie in ihrer Intention ohne 
jede moralische oder politische Be- 
wertung. Sie hat insofern den größ- 
ten Schritt in Richtung Neoliberalis- 
mus schon gemacht: Das USA-Modell 
vorurteilsfrei als ernsthafte Variante 
eines Reformkonzepts anzudienen. 

Familie und Sozialstaat in 
Schweden 
Welche Beurteilung wird nun dem 
Antipoden der USA, dem sozialdemo- 
kratischen Schweden durch die Zu- 
kunftskommission zuteil? Zunächst 
fällt der Kommission auf, daß in 
Schweden ähnlich wie in den USA ein 
hoher Erwerbsanteil bei den Frauen 
festzustellen ist, obwohl hier eine ma- 
ximalistische Versorgung stattfindet. 
Dieser Anteil wird mit einem rigiden 
Regime in der Ausgestaltung des 
Wohlfahrtsstaats erklärt. „Die maxi- 
malistische Versorgung verlangt gera- 
dezu, daß nur wenige auf längere Zeit 
von ihr Gebrauch machen, so daß ... 
der skandinavische Wohlfahrtsstaat, 
hierin dem minimalistischen amerika- 
nischen nicht unähnlich, gezwungen 
ist, kontinuierlich Arbeitsbereitschaft 
abzufragen und zu mobilisieren, 
wenn nicht gar zu erzwingen.'' (286) 

Es bedarf auch hier keiner feinen 
Sensorik, um die tief empfundene Ab- 
scheu vor Regulierungen herauszuhö- 
ren, die die Zukunftskommission in- 
zwischen mit den Neoliberalen teilt. 
Wo bleibt die Freiheit zu wählen, wo 
bleibt die Alternative zur Erwerbsar- 
beit, wo bleibt die Alternative zu ei- 
nem ausgebauten System von Kinder- 
betreuung? „Bis heute wirkt das Erbe 
der pronatalistischen Politik nach, die 
die Arbeiterfamilien davon zu über- 
zeugen suchte, daß Experten Kinder 
sehr viel besser aufziehen könnten als 

sie selbst. Die qualitativ hochwertige 
Betreuung ist wiederum nötig, um 
die Mittelschichten für den Wohl- 
fahrtsstaat zu interessieren und die 
Behinderung privat(wirtschaft1ich)er 
Alternativen zu rechtfertigen." (287) 
Diese Aussage deutet eine Abkehr 
von der bisherigen sozialdemokrati- 
schen Bildungskonzeption (Bildung 
für alle) an, denn für Arbeiterfamilien 
reicht offenbar Kinderbetreuung ,li- 
ght', sei es in öffentlichen Einrichtun- 
gen oder zu Hause, wobei letzteres 
offenbar vorgezogen wird. In Schwe- 
den besteht (noch?) das Problem, daß 
die Mittelschichten vom Wohlfahrts- 
staat durch qualitativ hochwertige 
Betreuung zu überzeugen waren. 

Doch gemach, wir haben eine fis- 
kalische Krise in Schweden und es 
wird prognostiziert, daß die weibliche 
Beschäftigung in den öffentlich finan- 
zierten Diensten sich verringern wird, 
einschließlich bisher unbekannter Ar- 
mutsrisiken. Diese Prognose steht 
zwar auf wackligen Beinen, denn „die 
laufende Reformpolitik Iäßt bisher kei- 
ne klare Linie" (289) erkennen. Im- 
merhin: „die verunsicherten Bürger 
wenden sich allmählich privaten Lö- 
sungen zu." (289) Dies wird ein- 
drucksvoll mit einer steigenden Zahl 
von privaten Rentenversicherungsver- 
trägen begründet. 

Die Zusammenfassung der Sicht 
auf Schweden stellt in gewisser Weise 
die Umkehrung der Interpretation der 
amerikanischen Verhältnisse dar: Die 
Verhältnisse waren (übertrieben?) 
komfortabel, aber so geht's nicht 
mehr weiter. Es wird sich in Zukunft 
verändern hin zu privaten Lösungen. 
Der Trend geht jetzt klar nach unten. 
Damit hat die Zukunftskommission 
Schweden für die deutsche Diskussi- 
on auf die gleich Fallhöhe wie die USA 
gebracht. Dies kann nicht ohne Fol- 
gen für die gesellschaftliche Konzepti- 
on in der Bundesrepublik selbst blei- 
ben. 

Perspektiven des deutschen 
Systems 
Zunächst muß die Kommission fest- 
stellen, daß wir gar nicht frei sind, die 
Beschäftigungsexpansion nach ameri- 
kanischen Muster durchzuziehen, da 
die damit einhergehende Diskriminie- 
rung von Frauen (bspw. im Fall der 
Teilzeitarbeit) vom Europäischen Ge- 
richtshof nicht geduldet würde. Der 
wohlfahrtsstaatlich dominante Ver- 
sorgungsstaat der Schweden wird 
hingegen wegen des Verstoßes „ge- 
gen die für den deutschen Sozialstaat 
konstitutiven Prinzipien von Freiheit 
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und Subsidiarität" (289) als nicht 
übertragbar verworfen. 

Unserem System der Sozialversi- 
cherung wird zu Recht eine Lohnar- 
beitszentrierung - hierbei abstellend 
auf das Normalarbeitsverhältnis - 
unterstellt. Der Einbezug von atypi- 
scher Beschäftigung in dieses System 
würde nach Ansicht der Zukunfts- 
kommission die Notwendigkeit eines 
Systemwechsels bedingen. Und als 
Vorbereitung zum 620 DM-Kompro- 
miss 2 la SchröderIRiester formuliert 
der Bericht: ,,So würde die geforder- 
te Sozialversicherungspflicht der ge- 
ringfügig Beschäftigten wegen der 
Sockelung kleiner Rentenansprüche 
rasch zu kostenträchtigen Ansprü- 
chen führen, denen keine angemes- 
sene Beitragsleistung gegenüber- 
steht.'' (292) 

Die Frage, ob einem Umbau des 
vorhandenen Sozialversicherungssy- 
stem ein Systemwechsel vorzuziehen 
ist, wird klar zu Gunsten des System- 
wechsels beantwortet. Begründet 
wird dies zum einen mit finanziellen 
Notwendigkeiten, zum anderen mit 
dem häßlichen Zwang zur Erwerbstä- 
tigkeit, der durch die Sozialversiche- 
rungspflicht gesetzt ist. ,,Politische 
Forderungen nach Ausweitung der 
Sozialversicherungspflicht auf jede 
Art von Beschäftigung versuchen, die 
Erwartung an alle erwerbsfähigen In- 
dividuen, immer wieder irgendwie er- 
werbstätig zu sein, institutionell zu 
rahmen. Angesichts der damit akzep- 
tierten Erosion des Normalarbeitsver- 
hältnisses können solche Forderun- 
gen auch als paradoxer Versuch ge- 
wertet werden, durch die Inklusion al- 
ler Bürger in die Solidargemeinschaft 
die im Kern exklusive Sozialversiche- 
rung zu retten." (3040 

So einfältig wie bisher alle sozial- 
demokratischen Programme im Punkt 
Sozialpolitik ist die Zukunftskommissi- 
on nicht. Mehr Sozialversicherungs- 
pflicht bedeutet eine Mehrbelastung 
des Faktors Arbeit - die 620 DM linke 
Taschelrechte Tasche-Idee muß natür- 
lich ausgenommen werden - und 
neue Formen der Beschäftigung ent- 
koppeln sich zunehmend von der In- 
klusion in den Arbeitsmarkt. Ein Bür- 
gergeld, das unabhängig von der Ver- 
fügbarkeit auf dem Arbeitsmarkt und 
unabhängig vom Familienstand eine 
soziale Mindestsicherung für Nichter- 
werbstätige darstellen könnte, wird 
auch von der Kommission für unfi- 
nanzierbar gehalten (262). Die ge- 
werkschaftliche Forderung, durch 
eine bedarfsorientierte Mindestsiche- 
rung die Renten- und Arbeitslosenver- 
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Besprechnung zu: Silke Raab (Hg.): sprüchlichkeit weiblicher Berufstätigkeit 
Zwischen Mühsal und Selbstbestim- beschreiben. 
mung. Vielfalt und Reichtum weibli- Der historische Abriß von Mechthild 
cher Arbeitswelten, Ketteler Verlag, Hartmann bietet eine guten Überblick 
Bornheim 1998, Schriftenreihe ,,ar- über die Entwicklung der Frauenarbeit 
beit & menschenwürde" Band 6 von der vorindustriellen Gesellschaft bis 

heute. Eindrucksvoll schildert Hartmann 

E ine ,,Collage der Arbeitswirklich- 
keiten von Frauen" wollte die 
Sozialwissenschaftlerin Silke 

Raab mit ihrer 1998 erschienenen Auf- 
satzsammlung zeichnen. Ausgangs- 
punkt für die Zusammenstellung der 
Artikel war dabei die These, daß für 
Frauen die gleichberechtigte Teilhabe 
am Arbeitsprozeß und die Mitgestal- 
tung desselben Grundstein für ihre 
Emanzipation seien. Collagenartig liest 
sich denn auch das Inhaltsverzeichnis: 
Frauen in Ostdeutschland, Frauen in 
der Geschichte, Frauen in Wissen- 
schaft und Forschung, Frauen in Kirche 
und Religion. Bei dieser Vielfalt ist der 
kleinste gemeinsame Nenner aller Tex- 
te, daß Frauen arbeiten wollen, kön- 
nen und müssen - und zwar schon 
immer und überall. Eine Erkenntnis, 
die die erfahrene Feministin im ausge- 
henden 20. Jahrhundert wenig über- 
rascht. Und doch bietet dieser Sam- 
melband einige ungewohnte Sichtwei- 
sen auf das Thema, die- zumindest in 
sozialdemokratischen Kreisen - über 
den üblichen Diskurs über weibliche 
Erwerbsarbeit hinausgehen. 

Ungewohnte Sichtweisen 
Dabei beginnt es wenig spektakulär: Die 
Texte von Hansi-Christiane Merkel über 
die Frauenerwerbsarbeit in den neuen 
Bundesländern und Olga Bovkun über 
die Rolle der Frau in der ehemaligen So- 
wietunion bringen wenig Neues: Die Frau 
war auch in sozialistischen Gesellschaften 
nicht real gleichberechtigt, weil die ge- 
schlechtsspezifische Arbeitsteilung nie 

die Lebensbedingungen von Textilarbeite 
rinnen und Dienstbotinnen während der 
Jahrhundertwende und stellt die Ver- 
knüpfung von kapitalistischer Ausbeu- 
tung und patriarchal-bürgerlichem Fami- 
lienideal dar, das weite Teile des Arbeiter- 
milieus erfaßt hatte. Unzureichend ist 
m.E. die undifferenzierte Bewertung des 
Übergangs zur Dienstleistungsgesell- 
schaft: Sie zementiere die Arbeitsteilung 
zwischen den Geschlechtern, weil die 
Haus- und Familienarbeit weiterhin von 
Frauen erledigt werde. Über die Chancen 
der Tertiärisierung verschiedener Wirt- 
schaftsbereichefür die Umgestaltung von 
Arbeitsorganisation, über neue Beschäfti- 
gungsfelder für Frauen in anspruchsvol- 
len Dienstleistungsjobs und über neue 
Vereinbarungsmodelle lesen wir bei Hart- 
mann leider nichts. 

Frauenarbeit in der Kirche: 
Geringfügige Beschäftigung hat 
lange Tradition 
Aufschlußreich sind die Aufsätze zum 
Verhältnis der beiden großen Kirchen zur 
weiblichen Erwerbsarbeit. Sabine Feren- 
schild beschreibt den Kampf der katholi- 
schen Kirche gegen die ,,unsittliche" Fa- 
brikarbeit der Frauen um dieJahrhundert- 
wende. Am Beispiel der katholischen Ar- 
beiterinnenvereine in Aachen zeigt die 
Autorin, daß die Kirche mit ihrem Ziel, 
selbstbewußte, ledige Fabrikarbeiterinnen 
zum ,,Lebensberuf der Hausfrau und 
Mutter" zu bekehren, an der Realität 
scheitern mußte. 

lngeborg Wick hat das Umgehen der 
beiden großen Kirchen mit geringfügiger 

Eine kleine 
Geschichte der 

Frauenarbeit 

von Frauen im Reinigungsgewerbe und 
den Profit, den auch die Unternehmen 
der evangelischen und katholischen Kir- 
che daraus zogen. Nur langsam wenden 
sich die Kirchen, zuletzt in ihrem gemein- 
samen Sozialwort 1997, gegen die ge- 
ringfügige Beschäftigung von Frauen. 
IhreTaten, wie z.B. die Einstellung sozial- 
versicherungspflichtiger Putzfrauen bei 
Caritas und Diakonie, lassen jedoch noch 
zu wünschen übrig. 

Schließlich wird den Leserlnnen die 
Arbeit von Frauen in Wissenschaft und 
Forschung biographisch nähergebracht. 
Die Beiträge von ~ e i k e ~ n o r t z  und Hella 
Hoppe erzählen u.a. aus dem Leben der 
Physikerin Lise Meitner und der Ökono- 
min Harriet Taylor, die gegen die gesell- 
schaftliche Ignoranz und ihren ganz per- 
sönlichen Konflikt, Beruf und Privates zu 
verein baren, kämpften. 

Ein historisches Lesebuch 
Silke Raab hat ein historisches Lesebuch 
zur Frauenarbeit geschaffen, das die wi- 
dersprüchliche Entwicklung weiblicher Er- 
werbsarbeit aus verschiedenen Blickwin- 
keln schildert. Auch wenn das Buch keine 
zusammenfassende Klammer oder einen 
wegweisenden Ausblick bietet, ist es ein 
fundiertes Nachschlagewerk für all dieje 
nigen, diesich nicht nur aus wissenschaft- 
lichem Interesse mit der Geschichte der 
Frauenarbeit, sondern auch politisch mit 
deren Zukunft beschäftigen. SPW 

von Barbara König* 

Der Sammelband 
bietet einige 
ungewohnte 
Sichtweisen auf das 
Thema, die - 
zumindest in 
sozialdemokrati- 
schen Kreisen - über 
den üblichen Diskurs 
über weibliche 
Erwerbsarbeit 
hinausgehen. 

übetwunden wurde. Beeindruckend sind Beschäftisunq von Frauen unter die Lupe 
allenfalls die Berichte der Zeitzeuginnen genommen, Sie schildert die * Barbara König, Bonn. Polit~kwissenschafilerin undjugendbildungsreferen- 

tin beim Juso-Landesverband Nordrhein-Westfalen, Mitglied der spw- 
aus der ehemaligen DDR, die die Wider- Tradition ungesicherter Beschäftigung Redaktion 

Frühjahrstagung des Frankfurter Kreises - Die Linke regiert! 
12. - 14. März 1999 im Willy-Brandt-Haus Berlin 

Fast überall in Europa gilt: Die Linke regiert! Was das bedeutet, welche Chancen und Risiken 
darin liegen, soll auf der diesiährigen Frühjahrstagung des Frankfurter Kreises den Schwerpunkt 
der Diskussion bilden. 
Mit dabei sind u.a.:Bernard Pignerol (PSF - Gauche Socialiste), Prof. Dr. Michael Krätke (Universi- 
tät Arnsterdam), Ken Livingstone (Labour-Linker, angefragt) 
Angefragt sind außerdem die Kabinettsmitglieder Edelgard Bulmahn, Herta Däubler-Gmelin, 
Oskar Lafontaine, Heidi Wieczorek-Zeul 

Weitere Informationen und Anmeldungen beim Büro Detlev von Larcher, Bundeshaus, 531 13 
Bonn, Tel. 0228-1 683659. Das Büro ist auch behilflich bei der Buchung von Übernachtungsplät- 
Zen. 
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Heinz Albrecht ist 
sein ganzes Leben 

lang aktiv gewesen. 
Er war immer ein 

Kämpfer und hatte 
dabei nur selten die 
Mehrheit auf seiner 

Seite. Sein Leit- 
spruch war: ,,Wenn 

man nichts tut 
gegen die da oben, 

ist man selber 
schuld, wenn sie es 

tun." 

ben lang aktiv gewesen. Er war immer 
ein Kämpfer und hatte dabei nur sel- 
ten die Mehrheit auf seiner Seite. Seine 
Erzählungen und Analysen waren 
spannend und konnten auch die Jun- 
gen in Bann schlagen und inspirieren. 
Er verkörperte die Lebendigkeit der al- 
ten und doch so jungen Arbeiterbewe- 

gung. 
Schon früh wurde er mit den politi- 

schen Auseinandersetzungen der Wei- 
marer Republik konfrontiert. Als Schü- 
ler erlebt der 191 0 geborene die Beset- 
zung seiner Schule in Berlin-Charlot- 
tenburg durch die Kapp-Putschisten. 
Von 1927 bis 1930 absolviert er eine 
kaufmännische Lehre, um dann kurz 
als Einkäufer zu arbeiten. Wie viele an- 
dere gehört er aber bald zu dem riesi- 
gen Heer der Arbeitslosen. Erst 1934 
findet er wieder eine Anstellung. 

Trotz der ungünstigen Umstände 
resigniert er aber nicht. In dieser 
schweren Zeit hat er die Kraft, sich ein 
umfangreiches Wissen anzueignen. 
Von 1927 bis 193 1 besucht er Volks- 
hochschulkurse, 1930 hört er Vorle- 
sungen von Rudolf Hilferding, Fritz 
Naphtali und Fritz Tarnow an der Bun- 
desschule des Allgemeinen Deutschen 
Gewerkschaftsbundes in Bernau. Es 
folgen Lehrgängean der Marxistischen 
Arbeiterschule (,,MaschJ'). Vom Som- 
mersemester 1931 bis zum Winterse- 
mester 1932133 besucht er Vorlesun- 
gen an der Deutschen Hochschule für 
Politik. 1934 wird er wegen ,,staatspo- 
litischer Unzuverlässigkeit" relegiert. 

Angesichts dieser Interessen ist es 
fast zwingend, daß er sich auch bald 
politisch engagiert. Bereits seit 1929 
Mitglied der Sozialistischen Arbeiterju- 

* Andreas Wehr ist Herausgeber; Burkhard Zimmermann war in den 80er 
Jahren Herausgeber der spw und leitet heute den Marxistischen Arbeitskreis 
in der Berliner 5PD. 

gend, der sozialdemokratischen Ju- 
gendorganisation, tritt er im Januar 
1931 in die SPD ein. Als Neumitglied 
wird er zunächst einmal Unterkassie- 
rer. Zu seinem Kassiererbezirk gehört 
auch das prominente Mitglied Her- 
mann Müller, der eine kurze Zeit 
Reichskanzler war. Er hat uns oft die 
Geschichte erzählt, wie er einmal von 
dem Dienstmädchen durch die große 
Charlottenburger Wohnung bis in das 
Arbeitszimmer geleitet wurde, wo Her- 
mann Müller ihm persönlich den Par- 
teibeitrag überreichte. So war das da- 
mals. 

Doch noch im Jahr seines Beitritts 
verläßt Heinz Albrecht bereits wieder 
die SPD. Er wechselt zu der von der 
SPD 1931 abgespaltenen Sozialisti- 
schen Arbeiterpartei Deutschlands, der 
SAP Wie viele aus seiner Generation - 
genannt werden hier nur Willy Brandt 
und Otto Brenner - war er tief ent- 
täuscht über die Passivität und die par- 
lamentarische Tolerierungspolitik der 
SPD angesichts der heraufziehenden 
braunen Gefahr. Mit den Genossinnen 
und Genossen der SAP geht er nach 
der Machtübertragung an die Natio- 
nalsozialisten auch in den Widerstand. 
Im Mai 1933 wird er verhaftet und 
wegen ,,Vorbereitung zum Hochver- 
rat" in das KZ Oranienburg ver- 
schleppt. Auch nach seiner Freilassung 
bleibt er illegal tätig. Eine Anekdote 
aus dieser Zeit hat seine Zuhörer im- 
mer wieder begeistert und fasziniert. 
Es war die sogenannte ,,Expander-Ak- 
tion". Abend für Abend bestieg eine 
Gruppe von Illegalen das Dach des 
Hauses gegenüber dem UFA-Palast am 
Bahnhof Zoo. Sobald die Massen nach 
den Vorstellungen herausströmten, 
wurde mit Hilfe eines Expanders ein 
Bündel Flugblätter bis zur anderen 
Straßenseite geschleudert, wo sie auf 
die Besucher herabregneten. Die Ge- 
stapo suchte wochenlang vergeblich 
nach den Urhebern. Erst als die Grup- 
pe eines Abends auf dem Nachbar- 
dach verdächtige Gestalten bemerk- 
ten, ließen sie es fortan bleiben. 

Den Krieg überlebte Heinz als Sani- 
täter an der Ostfront. Als Soldat ,,durf- 
te" ja der politisch Unzuverlässige 
nicht dienen. 

Im August 1945 ist er wieder in 
Berlin. Und sofort ist er wieder poli- 
tisch aktiv. Er kehrt zur SPD zurück und 
wendet sich gegen die angeordnete 
Vereinigung von SPD und KPD zur 
SED. In der berühmten Funktionärsver- 
sammlung der SPD im Admiralspalast 
ist er der erste Redner, direkt nach Otto 
Grotewohl und noch vor Franz Neu- 
mann. Das Schicksal eines sozialdemo- 
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kratischen Freundes, der in Velten als 
Burgermeister von der sowjetischen 
Militäradministration systematisch zu- 
gunsten der KPD schikaniert wurde, 
motivierte ihn zu diesem Engagement. 

Von 1946 bis 1954 ist er Landes- 
parteitagsdelegierter, 1952153 stellver- 
tretender Kreisvorsitzender in Charlot- 
tenburg. Erst in den achtziger Jahren 
sollte er erneut Delegierter werden, 
nun für Spandau. Daß er in den Jahr- 
zehnten dazwischen keine bedeuten- 
den Positionen in der SPD mehr ein- 
nahm, war aber nicht Ausdruck man- 
gelnden Engagements. Ganz im Ge- 
genteil! Heinz Albrecht war auch in 
den Zeiten des Kalten Krieges aktiver 
Marxist qeblieben, und als solcher war 
er in der sich nach rechts bewegenden 
SPD nicht mehr wohlgelitten. Zusam- 
men mit anderen Isolierten gehörte er 
in dieser Zeit zu den Gründern des 
Marxistischen Arbeitskreises in der Ber- 
liner SPD, dessen langjähriger Vorsit- 
zender er war. 

Erst Ende der sechziger Jahre ändert 
sich das Klima. Zusammen mit Erwin 
Beck, Reinhold Walz, Ernst Froebel und 
Harry Ristock setzt er auf die in die Par- 
tei eintretenden Studenten, die die 
Jungsozialisten nach links bewegen. 
Heinz arbeitet vor allem mit den Marxi- 
sten unter ihnen zusammen. So wird er 
einer der Herausgeber der 1978 ge- 
gründeten Zeitschrift für Sozialistische 
Politik und Wirtschaft spw. Bis zu sei- 
nem Tod verfolgt er ihre Entwicklung 
mit großer Aufmerksamkeit. Als die Au- 
gen nicht mehr wollten, ließ er sich die 
Hefte regelmäßig von vorne bis hinten 
vorlesen, um sie anschließend mit dem 
Vorleser ausführlich zu diskutieren. 

Im Zuge des Aufschwungs linker 
Ideen in den siebziger und achtziger 
Jahren arbeitet Heinz in vielen Initiati- 
ven auch außerhalb der Partei mit. Als 
aktiver Streiter in der Friedensbewe- 
gung bekämpft er die von der SPDIFDP- 
Regierung beschlossene sogenannte 
Nachrüstung. Seine Liebe gilt aber in 
diesen Jahren der Theaterarbeit mit der 
,,Berliner Compagnie". Als ehemaliger 
Schüler der Max-Reinhardt-Schule und 
Komparse im Brecht-Film ,,Kuhle Wam- 
pe oder wem gehört die Welt" erfüllt er 
sich damit im Alter seinen Lebens- 
traum. Noch als über 80-jähriger tourte 
er mit der Compagnie über das Land, 
von Friedensini zu Friedensini. Allein in 
dem Stück „Die Kuba-Krise" stand er 
unzählige Male auf den Brettern. 

Sein Leitspruch war: ,,Wenn man 
nichts tut gegen die da oben, ist man 
selber schuld, wenn sie es tun." Nach 
diesem Prinzip sollten auch wir le- 
ben! s p w  

NEUE SOZIALDEMOKRATIE 
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Deja vu! 
Die Familie in der Zukunftsstudie der 

Friedrich-Ebert-Stiftung 

von Brigitte Stolz- Willig * 

D ie Politik ist ... aufgefordert, 
durch politische Maßnahmen 

, stabile Bindungen zu fördern 
und - w o  vorhanden - nicht zu fru- 
strieren. So müssen die ehediskrimi- 
nierenden steuer- und sozialrechtli- 
chen Regeln, die das unverbindliche 
Zusammenleben gegenüber der Ehe 
fördern und damit die Verabschie- 
dung aus einmal eingegangenen Ver- 
pflichtungen erleichtern ..., sorgfältig 
überprüft und gegebenenfalls verän- 
dert werden." Die unvoreingenom- 
mene Leserin stutzt: Haben hier die 
katholischen Bischöfe sich ihrer (nach 
dem Schutz des ungeborenen Le- 
bens) zweitliebsten Thematik zuge- 
wandt und ist die Bundesrepublik ein 
Land hemmungsloser Libertinage, in 
dem Verbindlichkeit ein Fremdwort 
ist? Ein versichernder Blick auf die 
Umschlagseite verscheucht alle Zwei- 
fel. ,,Wirtschaftliche Leistungsfähig- 
keit, sozialer Zusammenhalt, ökologi- 
sche Nachhaltigkeit. Drei Ziele - ein 
Weg." Unter diesen Überschriften hat 
sich die Zukunftskommission der 
Friedrich-Ebert-Stiftung im Frühjahr 
1998 zu Wort gemeldet.' 

Eine illustre Versammlung von 
Wissenschaftlerlnnen sucht nach Re- 

formprojekten für die deutsche Ge- 
sellschaft. Sie fördert dabei ein Famili- 
enleitbild zu Tage, das mitnichten ir- 
gendwelche Originalität - insbeson- 
dere im Vergleich mit konservativen 
Soziologen - beanspruchen kann, das 
aber doch im Kontext sozialdemokra- 
tischer Politikentwürfe überrascht, ja 
eher noch nachhaltig irritiert. Welche 
Analysen sind die Grundlage für die- 
ses Konzept? Welche Ausgestaltung 
des Sozialstaats liegt diesem Reform- 
projekt ~ u g r u n d e ? ~  

Zweifellos steht das soziale Siche- 
rungssystem der Bundesrepublik vor 
einer Bewährungsprobe. Vollbeschäf- 
tigung erscheint kaum erreichbar, da- 
mit einher geht die verminderte Be- 
deutung des Normalarbeitsverhältnis- 
ses und damit auch des Familiener- 
nährerkonzepts. Ebenfalls unbestrit- 
ten ist die Tatsache, daß Frauen im 
heutigen Sozialversicherungssystem 
i.d.R. nur geringe, meist nicht ausrei- 
chende individuelle Sicherungsan- 
sprüche erwerben können. 

Familie, Wirtschaft und Staat in 
den USA 
Vor diesem Hintergrund ist der An- 
satz. die Modelle der Frauenerwerbs- 

tätigkeit und Sozialversicherung in 
zwei sehr gegensätzlichen Gesell- 
schaften, den USA und Schweden, zu 
analysieren und vorbildliche Regelun- 
gen auf ihre Übertragbarkeit in die 
Bundesrepublik zu diskutieren, nach- 
vollziehbar. Aus dieser Betrachtung 
ergibt sich für die USA eine erhebliche 
Ausdehnung der Erwerbstätigkeit von 
Frauen. ,,Dabei vollzog sich die Markt- 
integration der Frauen ohne die Dien- 
ste des Staates, fast könnte man sa- 
gen: aufgrund seiner Abwesenheit." 
(279) Dabei wird auch auf die Ein- 
kommenschancen von Frauen im Ver- 
gleich zu Männern eingegangen. 
„Die Mehrheit der Amerikaner erlebte 
zwischen 1979 und 1995 beträchtli- 
che Einkommenseinbußen. Wieder- 
um trafen die relativen Verluste Män- 
ner ... im Durchschnitt sehr viel stär- 
ker als Frauen, während letztere we- 
sentlich besser abschnitten und da- 
durch aufholten." (279f.) Offenbar 
sind auch Einkommensverluste bei 
den Frauen noch als Erfolg zu feiern, 
wenn nur die Verluste bei den Män- 
nern höher ausfallen. 

Nun werden die als soziostruktu- 
relle ,trade-offs' bezeichneten Nach- 
teile dieses System nicht verschwie- 
gen: Starke Lohndifferenzierung, 
hohe Zahl von Gefängnisinsassen, 
weiterhin hoher weiblicher Anteil an 
prekären Beschäftigungsverhältnis- 
sen, keine ausreichende Sicherung 
von Kinderbetreuung sind der Preis 
für die hohe Erwerbsbeteiligung und 
die Modernisierung der Geschlechter- 
rollen. Doch diese Umstände lassen 
die Zukunftskommission nicht verza- 
gen. Auch das Modell USA hat Chan- 
cen: ,,Möglicherweise befinden sich 
die USA an einem Wendepunkt: Die 
Karte der Beschäftigung um jeden ... 
Preis scheint ausgereizt." (285) Die 
Kommunen versuchen einen erhöh- 
ten Mindestlohn zu fördern. „Die Ein- 
kommen der untersten Lohngruppen 

Die hier skizzierte 
Darsrellung der 
sozialen Verhältnisse 
der USA hat den 
größten Schritt in 
Richtung Neoliberalis- 
mus schon gemacht: 
Das USA-Modell 
vorurteilsfrei als 
ernsthafte Variante 
eines Re formkonzepts 
anzudienen. 

* Dr. Brigitte Stolz-Willig, Professorin am Fachbereich Sozialarbeit der 
Fachhochschule FrankfurllMain 
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NEUE SOZIALDEMOKRATIE BONN APART 

Livingstons Führungs- 
stil im Greater London 

Council machte die 
Neuartigkeit seiner 
Form linker Politik 

deutlich. Eine 
Neuartigkeit, die die 
Londoner schließlich 

erfrischend und 
attraktiv fanden - 
womit die Vorstel- 

lung, daß die radikale 
Linke nie populär sein 
kann, Lügen gestraft 

wurde 

beitete mit populären, progressiven 
Stars zusammen und mobilisierte die 
öffentliche Meinung, um Veränderun- 
gen herbeizuführen, die weit über den 
traditionellen Aufgabenbereich der 
Kommunalverwaltung hinausgingen. 
Anders als New Labour, die davon aus- 
geht daß Modernität bedeutet, die 
derzeitige Macht des Privatsektors als 
gegeben hinzunehmen, entwickelte 
der GLC alle Arten von alternativen 
Mechanismen, die dazu dienten, so- 
wohl im als auch gegen den Markt zu 
arbeiten: z.B. indem sie gegen die Ent- 
lassungspolitik von Multis wie Ford, 
Unilever und Kodak mittels eines welt- 
weiten Bündnisses von Gewerkschaf- 
ten und Verwaltungen von Städten 
vorgingen, die durch die Stillegungs- 
beschlüsse dieser Unternehmen be- 
troffen waren; indem sie alternative 
Formen des Handels entwickelten, 
durch die ein Kontakt zwischen genos- 
senschaftlich organisierten Erzeugern 
im Süden und Verbrauchern mit mora- 
lischem Bewußtsein im Norden herge- 
stellt wurde. 

Demokratischer Sozialismus als 
Ziel und Weg 
Norman Tebbit, Margaret Thatchers 
rechte Hand, sagte über den GLC un- 
ter Livingstone: „Das ist moderner So- 
zialismus und wir werden ihn eliminie- 
ren." Die Art, in der Livingstone unter 
Nutzung des Magnetismus der Macht 
in der Lage war, in der Praxis, wenn 
auch nicht in der Theorie - daher die 
schwer faßbare Kreativität - die vielen 
Stränge der neuen Linken zu bündeln, 
bedeutete, daß der GLC unter seiner 
Führung tatsächlich einen neuen An- 
satz in bezug auf den Sozialismus auf- 
zeigte. Seit den klassischen Debatten 
des frühen 20. Jahrhunderts, insbe- 
sondere zwischen Luxemburg und 
Bernstein, besteht die strategische Al- 
ternative angeblich zwischen, einer- 
seits, dem Sozialismus als einem End- 

zustand, der durch eine Revolution 
bzw. ein radikales ,,Paukenschlag"-Ge- 
setzgebungsprogramm erreicht wird, 
oder, andererseits, dem Sozialismus als 
einem Prozeß, in dem die Mittel zum 
Selbstzweck werden. 

Im Gegensatz zu beidem hatten 
die Sozialisten, die den GLC führten, 
eine Vision von einem demokratischen 
Sozialismus, die weit über das hinaus 
ging, was unmittelbar möglich war, 
eine Vision, die ständig im Lichte der 
Erfahrungen weiterentwickelt wurde. 
Diese Vision untermauerte und orien- 
tierte die praktischen Politiken, Initiati- 
ven, Kampagnen und Verhandlungs- 
positionen, mit deren Hilfe versucht 
wurde, soziale Not, Gleichheit, Nach- 
haltigkeit und Demokratie nachdrück- 
lich gegen die Zwänge der Privatwirt- 
schaft zu setzen. Also war eine andere, 
sozialistische Gesellschaft sicherlich 
das Ziel, atjer das Ziel beeinflußte die 
Mittel eher als es sie rechtfertigte; ähn- 
lich wiesen die Mittel auf das Ziel hin, 
brachten es voran und veränderten es, 
sie waren jedoch kein Selbstzweck. Na- 
türlich gibt es einen solchen Ansatz 
nicht nur im GLC oder der neuen briti- 
schen Linken. Ich kann mir vorstellen, 
daß eine derartige Strategie auch der 
Ansatz der radikalen Linken anderswo 
in Europa ist. In Großbritannien fand 
er jedoch aufgrund unseres eigentüm- 
lichen Wahlsystems keine reguläre 
Ausdrucksform. Die Erinnerung an den 
GLC und jetzt den Wahlkampf um das 
Amt des Bürgermeisters sind zu einem 
wichtigen Brennpunkt geworden. 

Aussichten der Linken 
Wenn jedoch die Kandidatur Ken 
Livingstones für das Bürgermeisteramt 
in London die einzige Chance der Lin- 
ken wäre, sich Gehör zu verschaffen, 
wären unsere Aussichten trübe. Die Ge- 
waltmethoden des Parteiapparats von 
New Labour - die ich zu Beginn meines 
Artikels geschildert habe - könnten Er- 

folg haben. Aber es gibt andere Ent- 
wicklungen in pluralistischer Richtung, 
die der neuen Linken eine Chance ge- 
ben. Mit der Schaffung der Parlamente 
in Schottland und Wales bringen die 
Menschen zum Ausdruck, daß sie Bür- 
ger sein wollen. Sie sind nicht glücklich 
darüber, als bloße Kunden behandelt 
zu werden. In Schottland wird der 
schottische Nationalismus - eine unter- 
schiedlich zusammengesetzte politi- 
sche Kraft-zum Brennpunkt der Unzu- 
friedenheit mit den zentralisierenden, 
kontrollierenderi' Instinkten von New 
Labour. Eine kleine schottische sozialisti- 
sche Partei kommt auf lokaler Ebene . . 
voran. So wurde Hugh Kerr, ein jüngst 
zusammen mit dem weiteren Dissiden- 
ten Ken Coates aus der Partei ausge- 
schlossenern Europaabgeordneter, für 
die Europawahlen aufgestellt. In Wales 
wird mit großer Wahrscheinlichkeit der 
Kandidat von New Labour für die Füh- . 
rung der walisischen Labour-Partei und 
dann des walisischen Parlaments eine - 
dramatische Niederlage einstecken 
müssen. 

New Labours Fähigkeit, die briti- 
sche Politik zu kontrollieren, sieht sich 
mit einer neuen Art der Opposition 
konfrontiert. Nicht durch die Konser- 
vativen, nicht einmal durch die Linken, 
die in den traditionellen Strukturen der 
Partei kämpfen, sondern durch den 
demokratischen Druck, der sich unter 
den Konservativen aufbaute und der 
bei den Parlamentswahlen am 1.  Mai 
1997 freigesetzt wurde. Tony Blairs Be- 
mühungen, seine Partei zu kontrollie- 
ren und wie ein Unternehmen zu füh- 
ren, gerät in direkten Konflikt mit den 
Erwartungen der Menschen auf de- 
mokratische Rechten, Transparenz in 
der Regierung und Selbstverwaltung 
einschließlich, bei den Londonern, das 
Recht, ihren eigenen Bürgermeister zu 
wählen. SPW 

I vgl. Philip Gould: The Unfinished Revolu- 

tion, Little Brown. 5. 2 16. 

S üddeutsche Zeitung, 8.1 2.98: 
,,Wollen Sie den Jugendlichen 
Arbeitslosen- oder Sozialhilfe 

kürzen, wenn sie keinen Bock haben 
auf Ausbildung?" Walter Riester: 
,,Diese Möglichkeiten haben wir alle 
schon. Das wird häufig übersehen. 
Entscheidend ist, daß wir genügend 
Plätze anbieten können. Als erstes 
werden Herr Jagoda und ich dem- 
nächst alle nicht versorgten Auszubil- 
denden anschreiben. Wenn jemand 
sagt: nein, das interessiert mich gar 
nicht, ich habe mich eigentlich ganz 
gut eingerichtet, müssen wir auch die 
bestehenden Sanktionsmöglichkeiten 
anwenden." 

Was waren die schlimmsten Saue- 
reien der alten Kohl-Regierung? Nun, 
jedenfalls nicht die Kürzung der Lohn- 
fortzahlung im Krankheitsfall oder die 
Verschlechterung des Kündigungs- 
schutzes - so übel dies auch war. 
Nein, die tiefgreifendsten ,,Reformen" 
im Arbeits- und Sozialrecht waren die 
Veränderung des alten 5 1 16 Arbeits- 
förderungsgesetz, der die Streikfähig- 
keit der Gewerkschaften empfindlich 
traf, und die Verschlechterung der 
Lage für Arbeitslose und Sozialhilfe- 
empfänger bei der Zumutbarkeit der 
Arbeitsaufnahme, der Schaffung von 
Quasi-Arbeitsdiensten für Stützeab- 
hängige und weitreichenden, dem 
Benehmen der Sachbearbeiter über- 
lassenen Drangsalierungsoptionen. 

Unzumutbarkeiten 
Wir erinnern uns: Nach einem halben 
Jahr Arbeitslosigkeit gilt keine Qualifi- 
kation, kein Lebensalter, keine Wahl- 
freiheit, keine soziale Sicherheit mehr. 
Wer dann irgendeinen angebotenen 
Job nicht akzeptiert (der lediglich 
nicht ,,erheblich weniger" Verdienst 
bringen darf als die Arbeitslosengeld), 
bekommt eine Sperrzeit von 3-6 Mo- 
naten verpaßt. Oder: Aktuell dürften 
über 100.000 Menschen im Arbeits- 
dienst stecken. Der Zwang zu ,,gemei- 
nütziger Arbeit", der im Sozialrecht 
(BSHG) immer schon angelegt war, 
wird nunmehr massenhaft praktiziert 
und notfalls mit rigidem Zwang 
durchgesetzt, der Drohung mit Kür- 
zung der Sozialhilfe. 

Während Punkt 9 von Schröders 
Wahlkampf-Garantiekärtchen ver- 
sprach (und einhielt) ,,Kohls Fehler 
korrigieren bei Renten, Kündigungs- 
schutz und Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall", wird man auf die Kor- 
rektur der Maßnahmen zur ,,Bekämp- 
fung der Arbeitslosen und Sozialhilfe- 
empfänger" (so hatten Sozialdemo- 
kratlnnen einst die entsprechenden 

Neugestaltungen im Soziaigesetz- 
buch bezeichnet) vergeblich warten. 

Weder in der Koalitionsvereinba- 
rung noch in den aktuellen Planungen 
im Arbeitsbereich Arbeit und Soziales 
der SPD-Bundestagsfraktion finden 
sich Vorhaben, die sich explizit für die 
Wiederherstellung der früher gelten- 
den, keineswegs komfortablen Rechts- 
positionen für sozial Schwache enga- 
gieren. Im Projektierungstext des Ar- 
beitsministeriums zu einem geplanten 
Vorschaltgesetz zur Änderung des So- 
zialgesetzbuches (SGB 111) gibt es einen 
einzigen Punkt, wo man vermuten 
könnte, es ginge vor allem um die 
Rechtspositionen der Betroffenen, 
aber da heißt es dann unter ,,Wegfall 
der Verpflichtung der persönlichen Ar- 
beitslosmeldung alle 3 Monate": „Die 
mit dem SGB III eingeführte Verpflich- 
tung von Arbeitslosen, ihre persönli- 
che Meldung im Abstand von drei Mo- 
naten zu erneuern, hat in der Praxis zu 
erheblichem Verwaltungsaufwand in 
den Arbeitsämtern geführt. Zur Be- 
kämpfung des Leistungsmißbrauchs 
stehen den Arbeitsämtern effektivere 
Instrumente zur Verfügung." Kein 
Wort zur demütigenden Schikane, die 
damit beseitigt würde. 

Zwang als Legitimationszwang 
Es herrscht mittlerweile ein Klima in 
der öffentlichen Meinung, das es kei- 
nem Politiker (schon gar nicht einem 
Sozialdemokraten) mehr zu gestatten 
scheint, von sozialen Verbesserungen 
zu sprechen, ohne verbal gleich die 
Keule mitzuschwingen. Kein Beispiel 
illustriert dies besser als das (positive) 
Programm zur Schaffung von Lehr- 
stellen, Schulabschlüssen und Ar- 
beitsplätzen für 100.000 Jugendliche. 
Wenn immer von dieser ,,Wohltat" 
geredet wird, kommt man ohne Um- 
schweife zum Thema Zwangsmaß- 
nahmen, mit denen Faule oder Betrü- 
ger behandelt werden müßten. 

Man kann den meisten SPD-Sozi- 
alpolitikerlnnen getrost unterstellen, 
daß sie keine Verfechterlnnen von so- 
zialer Kälte und feudalem Umgang 
mit Sozialklienten sind, aber sie unter- 
liegen längst dem PR-Zwang, alle 
Maßnahmen mit Hinweisen auf Re- 
pressionsmöglichkeiten zu legitimie- 
ren. Sie kommen damit verbreiteten 
und mobilisierten Ressentiments ent- 
gegen, die es in der Bevölkerung und 
in den eigenen Reihen gibt. 

Nun befindet man sich in einer Fal- 
le. Unfähig geworden, zwischen der 
Bekämpfung von Mißbrauch, dem do- 
sierten Druck zur Begleitung der hel- 
fenden „Aktivierung" von Klienten und 

Zuckerbrot 
und Peitsche 

von Frank Wilhelrny* 

der Schikane oder Drangsalierung 
noch wirksam zu unterscheiden, wer- 
den in Zukunft immer mehr Repressi- 
onsmaßnahmen immer unterschieds- 
loser angewendet werden. Immer wir- 
kungsloser werden sie gleichzeitig 
sein, da ja die ökonomischen und ar- 
beitsförderrechtlichen Voraussetzun- 
gen zum Abbau der Massenarbeitslo- 
sigkeit und Armut bisher bei weitem 
nicht in Sicht sind. 

Repressive Solidarität 
Zum Schluß ein Beispiel für die Falle der, 
Marcuse hätte gesagt: ,,repressiven So- 
lidarität": Bei den Beratungen des So- 
fortprogrammes für 100.000 Jugendli- 
che wurde intern immer wieder ver- 
sprochen, daß auf Zwangsmaßnah- 
men verzichtet werden soll. Nun wirbt 
Riester bereits mit denselben (S.O.). In 
den Sofortprogramm-Richtlinien, die 
an den Fraktions- und Parlamentsgre- 
mien vorbei vom Arbeits- und vom Bil- 
dungsministerium vereinbart und nun 
öffentlich wurden, findet sich ver- 
schämt am Ende der Artikel 17, Kür- 
zung der Sozialhilfe: ,,Bei Jugendlichen, 
die Sozialhilfe beziehen, hat das Ar- 
beitsamt im Falle der unbegründeten 
Verweigerung der Teilnahme oder des 
unbegründeten Abbruchs von Maß- 
nahmen ... den Träger der Sozialhilfe zu 
unterrichten. Dieser prüft, ob der An- 
spruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt 
gemäß $25 BSHG zu kürzen ist." 

Offensichtlich ist das keine neue 
Repressalie, sondern eine bewährte 
alte. Über die Meldepflicht freuen sich 
die kommunalen Sozialämter. Ihnen 
geht es darum, ihre Kosten für Sozial- 
hilfe zu reduzieren und sie werden 
jede Chance nutzen. Und jetzt kommt 
die Klappe der Falle: Wer nun moniert, 
das ganze sei ja ungerecht, da ja nur 
die sozialhilfeabhängigen Jugendli- 
chen bestraft werden könnten, welche 
Antwort wird der wohl bekommen? 
Ganz einfach: ,,Gerechter wäre doch, 
wenn man allen etwas kürzen könn- 
te!" SPW 

* Dr Frank W~lhelmy, Politikwissenschafi 

Es herrscht mittler- 
weile ein Klima in 
der öffentlichen 
Meinung, das es 
keinem Politiker 
(schon gar nicht 
einem Sozialdemo- 
kraten) mehr zu 
gestatten scheint, 
von sozialen 
Verbesserungen zu 
sprechen, ohne die 
Keule verbal gleich 
rnitzusch wingen 

'ler; Bonn, Mitgl~ed der spw- 
Redaktion 
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Ohne 
gesellschaftliche 
Mobilisierung 
wenig Chancen 
Zur Neuauflage des Bündnis für Arbeit 

von Michael Schlecht* 

it den im Dezember 1998 
begonnenen Gesprächen 
im Rahmen des ,,Bündnis 

für Arbeit, Ausbildung und Wettbe- 
werbsfähigkeit" soll das wichtigste 
Ziel der Bundesregierung, nämlich der 
Abbau der Arbeitslosigkeit, verfolgt 
werden. Die Zusammenarbeit soll 
durch die ,,Wiederentdeckung des 
Wertes von Konsens und Kooperati- 
on" (Hombach, S. 63)' erfolgen. In 
dieser Anlage des Bündnisses für Ar- 
beit steckt viel Illusionäres. 

Man muß bezweifeln, ob sich in 
einer kapitalistischen Wirtschaftsord- 
nung ~ ibe i ts los i~kei t  durch Konsens 
abbauen Iäßt. Letztlich stehen sehr 
unterschiedliche ökonomische Inter- 
essen hinter den sozialen Gruppen. 
Und außerdem: Dieses soziale Pro- 
blem ist selbst Resultat einer be- 
stimmten Zuspitzung von inneren 
ökonomischen Widersprüchen, die 
letztlich nur durch sehr weitreichende 
Eingriffe in die Produktionsstrukturen 
beseitigt werden können. 

Es kann doch wohl nicht davon 
ausgegangen werden, daß die Arbeit- 

Klar ist in jedem Fall, 
daß der Kardinalfehler 
bislang darin besteht, 

daß von gewerk- 
schaftlicher Seite 

nichts unternommen 
wurde, um für die 

eigenen Ziele im 
Rahmen des Bündnis 
für Arbeit zu mobili- 

sieren. 

gebewerbände ein vorrangiges Inter- 
esse an der Verringerung der Arbeits- 
losigkeit haben. Umgekehrt wird eher 
ein Schuh daraus: Massenarbeitslo- 
sigkeit und die Angst um den Arbeits- 
platz schwächt die Gewerkschaften 
und diszipliniert die Beschäftigten auf 
wundersame Weise. Die Interessen 
der Arbeitgeber sind auf die Steige- 
rung ihrer Profite ausgerichtet und 
die Sicherung von Mindestkapitalren- 
diten, die in der Größenordnung von 
12 bis 1 5 Prozent festgesetzt werden. 
Folglich singen die Arbeitgebewertre- 
ter nach wie vor das hohe Lied neoli- 
beraler Politik und damit der Verbes- 

* Gewerkschaessekretär bei der /G Medien - Hauptvorstand - Stuttgart 

NEW DEAL FÜR ARBEIT? 

serung der Angebotsbedingungen. 
Für die Unternehmensvertreter stehen 
Kostenentlastungen und Verbesse- 
rungen der sonstigen Rahmenbedin- 
gungen des wirtschaftlichen Han- 
delns im Vordergrund. Hierzu gehört 
insbesondere eine Steuerentlastung 
für Unternehmen. Bereits im ersten 
Bündnisgespräch im Dezember 1998 
ist ihnen hierzu zugesagt worden, 
daß angestrebt wird, die Absenkung 
der Unternehmenssteuer auf den 
1 . I  .2000 vorzuziehen. Von entschei- 
dender Bedeutung ist für die Unter- 
nehmensvertreter darüber hinaus die 
Lohnkosten begrenzung. Aus ihrer 
Sicht muß es im Bündnis für Arbeit 
auch Absprachen über Tariferhöhun- 
gen geben. Im Kern geht es ihnen 
darum, von den Gewerkschaften die 
Anerkennung zu erreichen, daß die 
Anzahl der Beschäftigten eine abhän- 
gige Variable der Lohnentwicklung 
ist. 

Für die Gewerkschaften wird aber 
insbesondere die mehrheitliche Positi- 
on der Bundesregierung zum Pro- 
blem und zur Gefahr. Insbesondere 
der Kanzler und sein Berater Hom- 
bach schlagen sich in wichtigen Fra- 
gen auf die Seite neokonsewativer Po- 
sitionen. Bemerkenswert ist alleine 
schon die Namenserweiterung des 
Bündnisses, nämlich um den Begriff 
der ,,Wettbewerbsfähigkeit". Damit 
ist es jetzt auch offiziell erklärtes Ziel, 
daß das Bündnis auch der bundesre- 
publikanischen Standortlogik dienen 
soll. 

Wie dies konkret aus Sicht von 
Schröder/Hombach aussehen soll, 
Iäßt sich anhand des Buchs ,,Auf- 
bruch" von Bodo Hombach grob skiz- 
zieren. Vorbild und Anregung für die 
eigenen Ideen sind das niederländi- 
sche Polder-Modell und die Erfolge 
der US-amerikanischen Beschäfti- 
gungspolitik. Dabei werden keines- 
wegs die dortigen konkreten Maß- 
nahmen einfach kopiert, sondern in 
kritischer Verarbeitung für ein eigenes 
Konzept verarbeitet. Dies sieht im we- 
sentlichen folgendermaßen aus: 

Moderate Lohnpolitik? 
Man rnuß davon ausgehen, daß 
Schröder/Hombach alles versuchen 
werden, um die Gewerkschaften auf 
Absprachen über eine moderate 
Lohnpolitik festzulegen. Seit dem Ab- 
kommen von Wassenaar 1982 gibt es 
in den Niederlanden eine Politik der 
Lohnzurückhaltung „als Folge eines 
Lernprozesses bei den Gewerkschaf- 
ten. ... Zwischen 1982 und 1995 be- 
trugt der jährliche nominale Lohnzu- 

wachs nur 2,6 Prozent und lag damit 
nur wenig über der Inflation. Tatsäch- 
lich hat eine gemäßigte Lohnentwick- 
lung ... eine wichtige Rolle gespielt." 
(Hombach, S. 136f) 

Der Kanzler hat mittlerweile aus- 
drücklich erklärt, daß die Frage der 
Tarifpolitik Bestandteil der Bündnisge- 
spräche sein müsse. ,,Schröder ... hat 
betont, daß bei den Gesprächen über 
ein Bündnis für Arbeit auch über die 
Tarifpolitik geredet werden solle." 
(Handelsblatt 5.1.99, S. 4) Wie er sich 
dies vorstellt, findet sich im Konver- 
genzbericht der Bundesregierung für 
die europäische Union am 6. Januar 
1999. Darin wird davon ausgegan- 
gen, daß die Lohnpolitik 1999 auf ei- 
nem ,,moderaten Kurs bleibt". Für die 
Effektivlöhne wird nur mit einem 
leicht stärkeren Anstieg als 1998 ge- 
rechnet. Dies würde bedeuten, daß 
die Lohnzuwächse nach Einschät- 
zung der Regierung geringer als Pro- 
duktivitäts- und Preissteigerung blei- 
ben würden. Das Handelsblatt kom- 
mentiert: ,,In Zahlen umgesetzt hieße 
das Tarifabschlüsse von kaum mehr 
als 2,5%". (Handelsblatt 7.1.99, S. 2) 
Ob Lafontaine weiterhin den Gewerk- 
schaften Ratschläge für eine Lohnpo- 
litik geben darf, die mindestens auf 
Steigerungen in Höhe von Produktivi- 
tät und Inflationsrate abzielen? 

Die Lohnzurückhaltung der nie- 
derländischen Gewerkschaften war 
neben der Arbeitsumverteilung insbe- 
sondere mittels Ausweitung der Teil- 
zeitarbeit ein wichtiger Faktor zur Sta- 
bilisierung der wirtschaftlichen und 
beschäftigungsmäßigen Entwicklung. 
Während in der Bundesrepublik im 
Verarbeitenden Gewerbe von 1986 
bis 1995 die Beschäftigung um rund 
15% zurückging, war in den Nieder- 
landen faktisch eine Stagnation zu 
verzeichnen. Dies war aber nur mög- 
lich durch eine Strategie der realen 
Abwertung gegenüber der DM und 
anderen EU-Währungen. ,,Daß mehr 
produziert wird, als im eigenen Land 
abgesetzt werden kann, war der Kern 
der niederländischen Strategie. Sie 
ging zu Lasten der Handelspartner, al- 
len voran Deutschlands, Belgiens und 
Frankreichs. ... (Dies) ist aber für ein 
großes Land auf Dauer nicht möglich. 
Denn die stimulierenden Impulse aus 
den Marktanteilsgewinnen werden 
von der Abschwächung der Konjunk- 
tur bei den Handelspartnern ausgegli- 
chen." (Köppen, Margit: Das ,,Modell 
Niederlande", in: Sozialismus 11/98, 
s. 55) 

Deshalb kann die Entwicklung in 
den Niederlanden kein Vorbild sein. In 
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fend verbessert wurde (z.B. billigere 
U-Bahn-Tickets -von sehr deutlichem 
Nutzen für jedermann). Es war also 
klar, wofür die Steuern dienten. (Eine 
Minderheit von Konservativen in Lon- 
don wandte sich gegen diese Maß- 
nahme und gewann für ihre Ableh- 
nung auch rechtliche Unterstützung; 
die Öffentlichkeit konnten sie jedoch 
nicht für sich gewinnen). 

Zweitens verdeutlichte der Füh- 
rungsstil im GLC ein weiteres Prinzip: 
die Demokratisierung der öffentlichen 
Verwaltung anstelle ihrer Privatisie- 
rung. An die Stelle des hierarchischen, 
fast militärischen Charakters der Kom- 
munalverwaltung (wie der Staatsver- 
waltung) setzten sie horizontale Ver- 
bindungen zwischen den Dezerna- 
ten, leichten Zugang zu den Stadtver- 
ordneten, die Beteiligung der Bedien- 
steten an der Entwicklung und Um- 
setzung der sie unmittelbar betreffen- 
den Politik und enge formelle und in- 
formelle Kommunikation zwischen 
den Bediensteten der Stadtverwal- 
tung und den Stadtverordneten, den 
Nutzern von Dienstleistungen und 
der örtlichen Bevölkerung. 

Drittens sah die politische Füh- 
rung des GLC ihre Wählerschaft, oder 
die Wähler der Labour-Partei im allge- 

meinen, nicht einfach oder in erster 
Linie als die traditionelle Arbeiterklas- 
se. Im Rahmen ihrer Politik, bei der die 
Betonung auf Chancengleichheit und 
der Unterstützung von Organisatio- 
nen und Kampagnen lag, durch die 
unterschiedliche unterdrückte und 
ausgebeutete Gruppen ihre Bedürf- 
nisse zur Geltung brachten, gingen 
sie aus von einer sehr vielfältigen 
Wählerschaft bestehend aus Men- 
schen, die einer Arbeit nachgehen 
oder einer Arbeit nachgehen wollen. 
Ihr Manifest analysierte ausdrücklich 
die Veränderungen der Position und 
des Charakters der Arbeiterklasse im 
weitesten Sinne: die Verlagerung der 
Arbeitsplätze von der verarbeitenden 
Industrie in den Dienstleistungssektor 
(in London vor allem Finanzdienstlei- 
stungen), die wachsende Zahl von - 
schlecht bezahlten - berufstätigen 
Frauen, die untergeordnete Stellung 
der Mehrzahl dieser Frauen und 
ebenfalls der schwarzen, asiatischen 
und irischen Arbeitnehmer sowie der 
Arbeiter aus anderen ethnischen Min- 
derheiten in der wirtschaftlichen Hak- 
kordnung, vor allem seit der jüngsten 
Deregulierung auf dem Arbeitsmarkt. 

Während New Labour es vermei- 
det, das Wort oder den Begriff ,,Klas- 

se'' zu verwenden, als gehöre jeder 
heute der Mittelschicht an, kommt in 
der Politik, für die Livingstone steht, 
ein Verständnis für die Vielfalt der 
Umstände der Klasse zum Ausdruck, 
die für ihren Lebensunterhalt arbeiten 
muß, das weit entfernt von einem 
statischen, verdinglichten Verständnis 
von Klasse ist. 

Viertens steht die improvisierte Pra- 
xis des GLC für einen neuen Ansatz be- 
züglich politischer Macht. Improvisiert, 
da die Kombination aus einem radika- 
len Manifest, einer starken und verein- 
ten Verpflichtung zur Erfüllung der 
Versprechen des Manifests und den- 
noch begrenzter rechtlicher Befugnisse 
die Politiker, politischen Bediensteten 
und Anhänger des GLC gleichermaßen 
dazu veranlaßte, eine breite Palette 
von Quellen der Macht zu entdecken 
und mobilisieren. Der GLC nutzte seine 
rechtlichen Befugnisse kreativ, setzte 
seine erhebliche Kaufkraft als Druck- 
mittel bei Verhandlungen über die Be- 
schäftigungspolitik von Anbietern ein, 
schloß Bündnisse mit sozialen und ge- 
werblichen Organisationen sowie be- 
trieblichen Arbeitnehmerorganisatio- 
nen in ganz London und mit Gewerk- 
schaften, kommunalen und nationa- 
len Behörden in der ganzen Welt, ar- 

In der Praxis hat New 
Labour nicht nur 
einfach der Wirtschaft 
mehr Bedeutung 
beigemessen als den 
Gewerkschaften, sie 
hat darüber hinaus 
begonnen, die 
Regierung und die 
Labour-Partei wie ein 
Wirtschaftsunterneh- 
men zu führen 
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Die Spitze von New 
Labour versucht, den 

Konflikt in der Labour- 
Partei als Kampf 

mischen ,,AltJ' und 
,,NeuJ' zu definieren. 
Fast alles, womit sie 
nicht einverstanden 

sind, wird bequem in 
die Rubrik ,,Alt8' 

eingeordnet. 

aufschlußreichen Kommentar be- 
schreibt er mit Ehrfurcht und Bewun- 
derung, wie rasch der neue Parteichef 
Tony Blair damit begonnen hatte, die 
Partei zu verändern. ,,Obwohl er erst 
wenige Wochen Parteichef, und einen 
Gutteil davon in Urlaub war, hatte er 
bereits riesige Schritte zur Umorien- 
tierung der Partei unternommen: 
schlechte Lehrer sollten entlassen 
werden, zwei Elternteile seien besser 
als einer, die Labour-Partei habe in der 
Vergangenheit schwere Fehler ge- 
macht, die Wirtschaft sei ebenso 
wichtig wie die Gewerkschaften, die 
Labour-Partei könne eine Marktwirt- 
schaft besser regieren als die Tories."l 

In der Praxis hat New Labour nicht 
nur einfach der Wirtschaft mehr Be- 
deutung beigemessen als den Ge- 
werkschaften - z.B. indem sie erheb- 
lich mehr Personen aus der Wirtschaft 
in Arbeitsgruppen berief als Gewerk- 
schaftler -, sie hat darüber hinaus be- 
gonnen, die Regierung und die La- 
bour-Partei wie ein Wirtschaftsunter- 
nehmen zu führen. Im Sommer er- 
stellte sie wie ein Unternehmen einen 
Jahresbericht, in dem der Premiermi- 
nister die Öffentlichkeit ansprach, als 
sei er der Vorstandsvorsitzende einer 
Firma, und dabei die vielsagende Be- 
merkung machte, die Menschen seien 
nicht „nur Bürger, sondern, was noch 
wichtiger ist, auch Kunden." 

Diese Kombination neo-liberaler 
Wirtschaftspolitik und gesellschaftli- 
chen Autoritarismus ist kombiniert mit 
einer Verpflichtung zur Demokratie. In 
der Praxis wurden entsprechend dieser 
Verpflichtung bisher die Versprechen 
des verstorbenen Parteichefs, John 
Smith, an dessen Stelle Tony Blair trat, 
hinsichtlich der Dezentralisierung der 
parlamentarischen Befugnisse in 
Wales und Schottland und das stets 
hinausgeschobeneVersprechen der In- 
formationsfreiheit erfüllt. Zu diesen 
Versprechen gehörte auch die Ab- 
schaffung der Erblords, die Wahl der 
Bürgermeister und schließlich gewähl- 
te Versammlungen in den englischen 
Regionen. (Während ich dies schreibe, 
ist mir bewußt, daß dieTatsache, daß 
diese Reformen in einem führenden 
europäischen Staat überhaupt not- 
wendig sind, für deutsche Leser mit ei- 
ner geschriebenen demokratischen 
Verfassung anachronistisch erscheinen 
muß. Ein Anachronismus ist es mit Si- 
cherheit.) Die demokratische Dynamik 
solcher Reformen wird jedoch in zu- 
nehmendem Maße von den Spitzen 
der Regierung gebremst, die die Kon- 
trolle der Partei vor die konstitutionelle 
Demokratie setzen. Dies trifft auch auf 

den Fall des Bürgermeisters von Lon- 
don zu. 

Livingstones Moderner Sozialis- 
mus 
Wofür steht Ken Livingstone? Warum 
setzen die Strategen der Partei alles 
daran, ihn zu hindern, bei den Wah- 
len in London zu kandidieren? 

Livingstone ist zwar ein typischer 
68er und wurde von den radikalen Be- 
wegungen der 70er geprägt, kombi- 
niert aber diese Politik der Befreiung mit 
einer äußerst pragmatischen Einstel- 
lung gegenüber der Macht. Dies ist in 
seiner Generation in Großbritannien 
eine seltene Konstellation. Da eine radi- 
kale Partei - wie die Grünen in Deutsch- 
land oder die radikalsozialistischen Par- 
teien in Skandinavien - fehlte, wandte 
sich die 68er-Generatiqn in Großbritan- 
nien entweder von der parlamentari- 
schen Politik ab oder versöhnte sich mit 
ihr und wurde zum neuen Establish- 
ment. Livingstones ungewöhnlicher Po- 
litikmix kommt besonders gut durch die 
Tatsache zum Ausdruck, daß, während 
andere wegen Vietnam aus der Labour- 
Partei austraten, er ihr beitrat. Je radika- 
ler er wurde, desto entschlossener war 
er, die Partei zu ändern, anstatt sie zu 
verlassen. 

Das Ergebnis war ein radikalsozia- 
listischer Pragmatismus, mit  dem er 
im bestehenden politischen System 
Ämter suchte, und sich doch dessen 
Regeln nicht beugte. Getreu dem Gei- 
ste der neuen radikalen Bewegungen 
der 70er Jahre betrachtete er die par- 
lamentarische Demokratie als not- 
wendig aber bei weitem zu eng; bei 
der Suche nach den wirklich treiben- 
den Kräften für eine gesellschaftliche 
Veränderung orientierte er sich außer- 
halb. Sein Engagement und seine Un- 
terstützung für die Bewegungen und 
Kultur demokratischer gesellschaftli- 
cher Bewegungen, von lokalen Bür- 
gerinitiativen bis hin zu die Antirassis- 
mus- und Antikriegsbewegung, Frau- 
en- und Homosexuellenbewegung, 
waren Quelle eines politischen Selbst- 
vertrauens, das bei Londoner Politi- 
kern selten ist, die immer das Gefühl 
haben, sie müssen sich entweder 
beim ,,Establishment" (der fest zu- 
sammengewachsenen britischen Füh- 
rungselite in Finanzen, Politik und 
Medien) oder der Spitze der Gewerk- 
schaften anbiedern. Sein Führungsstil 
im Greater London Council machte 
die Neuartigkeit seiner Form linker Po- 
litik deutlich. Eine Neuartigkeit, die 
die Londoner schließlich erfrischend 
und attraktiv fanden -womit die Vor- 
stellung, daß die radikale Linke nie 
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populär sein kann, Lügen gestraft 
wurde. 

Die Einzelheiten des Greater Lon- 
don Council (GLC) unter Livingstone 
sind Geschichte, aber ihr Vermächtnis 
lebt schemenhaft fort. Es lohnt sich, 
die wichtigsten Prinzipen dieses Ver- 
mächtnisses zu nennen. Zunächt aber 
möchte ich die Hintergrundkulisse dar- 
stellen. Livingstone und seine gleichge- 
sinnten Stadtverordneten führten den 
(GLC) anders, als jede andere Stadtver- 
waltung geführt wurde. Während sie 
und die Londoner Labour-Partei einen 
groben Rahmen mit einem sehr um- 
fangreichen Paket von Manifest-Ver- 
pflichtungen festlegten, beteiligten sie 
unabhängige Bewegungen und Orga- 
nisationen, die sie nicht zu kontrollie- 
ren versuchten, an der Realisierung 
und Ausarbeitung dieser Politiken. Auf 
der einen Seite brachten sie radikale 
Aktivisten und Intellektuelle, die 
Livingstones Vertrauen in das Machba- 
re teilten, in führende Positionen der 
Stadtverwaltung (natürlich wachsen 
die Chancen einer Politik des Machba- 
ren mit millionenschweren Budgets er- 
heblich); auf der anderen Seite mach- 
ten sie Ressourcen der Stadtverwal- 
tung selbst frei, um radikale Interes- 
sengruppen in ganz London zu unter- 
stützen. 

In scharfem Gegensatz zu den Ge- 
wohnheiten sowohl des Labourismus 
alten Stils als auch des orthodoxen 
Trotzkismus (die Trotzkisten hatten in 
dieser Zeit in der Labour-Partei einen 
gewissen Einfluß und dominierten 
z.8. die Stadtverwaltung von Liver- 
pool) war der Führungsstil im GLC ge- 
genüber diesen unabhängigen und 
manchmal höchst kritischen Organi- 
sationen und Einzelpersonen im all- 
gemeinen locker und vertrauensvoll - 
gegenüber der Spitze des traditionel- 
len öffentlichen Dienstes in der Stadt- 
verwaltung dagegen streng und auf 
Disziplin bedacht. 

Beispiele moderner Labour 
Politik 
Das Ergebnis war, daß viele der radi- 
kalen, innovativen Ideen der 70erJah- 
re, die in Reaktion auf sowohl die 
Grenzen des sozialdemokratischen 
Staates als auch das um sich greifen- 
de Konsumdenken entstanden wa- 
ren, Schlagkraft und Substanz erhiel- 
ten. Hier sind einige aus diesen Erfah- 
rungen erwachsene Ideen, die Be- 
stand haben. 

Erstens eine Kombination von um- 
verteilender Besteuerung und Maß- 
nahmen, durch die die Lebensqualität 
der Mehrheit der Bürger durchgrei- 
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der gegenwärtigen Situation, in der 
die Konjunktur aufgrund der Abschä- 
chung der Exporte bereits wieder 
wegzurutschen droht, kommt es für Wie Löhne wirken 
die bundesrepublikanische Entwick- 
lung darauf an, durch kräftige Lohn- 
steigerungen die binnenwirtschaftli- 
che Nachfrage deutlich zu verbessern. % 
Insofern behalten die Ratschläge von -3 
Lafontaine und Flassbeck weiterhin .- .9; 
ihre Gültigkeit. Für die Tarifpolitik wird 
es entscheidend darauf ankommen, 
daß in der Lohnrunde dieses Winters1 
Frühjahres die Gewerkschaften frei 
von irgendwelcher Bevormundung 
konsequent für ihre Lohnforderungen 
kämpfen. Wenn nötig auch mit dem 
Mittel des Arbeitskampfes. Harmonie- 
bedürfnisse in der Bündnisrunde in 
Bonn dürfen dies nicht behindern. 

Deregulierung und Flexibilisie- 
rung oder Umverteilung der 
Arbeit? 
„Die SPD will die konzeptionslosen 
Einschnitte beim Kündigungsschutz 
zurücknehmen. An ihre Stelle muß 
aber ein wohlüberlegtes Konzept tre- 
ten, wie man beispielsweise befristete 
Arbeitsverträge oder auch die Arbeit- 
nehmerüberlassung gezielter und 
planvoller als Einstiegshilfe für Ar- 
beitslose nutzen kann." (Hombach, S. 
150) In den Niederlanden hat die 
Leiharbeit erheblich zugenommen. 
,,Ressentiments gegen diese Form der 
Arbeit, die bei uns langsam abgebaut 
werden, spielen bei unseren Nach- 
barn keine Rolle." (Hombach, S. 140) 
Der Kanzler wird - wie bereits im 
Wahlprogramm angekündigt - für 
eine Flexibilisierung des Arbeitsmark- 
tes und der Arbeitszeitgestaltung ein- 
treten. 

Von Schröder wird darüber hinaus 
mittlerweile klar formuliert, daß er 
von gesetzlicher Flankierung der Ar- 
beitszeitverkürzung und vor allem 
von einem Verbot oder auch nur einer 
Begrenzung der Überstunden nichts 
hält. ,,Vereinbarungen über Arbeits- 
zeiten und speziell zum Überstunden- 
Abbau (sollen) auch künftig nur von 
den Tarifparteien ausgehandelt wer- 
den. ... Mehr Flexibilisierung der Ar- 
beitszeiten sei nötig, und Überstun- 
den müßten reduziert werden. ,Staat- 
lichen Zwang' werde es aber nicht 
geben. Finanzminister Oskar Lafontai- 
ne (SPD) hatte der Wirtschaft mit ge- 
setzlicher Begrenzung von Überstun- 
den gedroht." (Frankfurter Rund- 
schau 9.12.98, S. 1) 

Der wichtigste Beitrag eines Bünd- 
nisses für Arbeit zur Verringerung der 
Arbeitslosigkeit könnte aus gewerk- 

schaftlicher Sicht hingegen in der Ar- 
beitsumverteilung bzw. in der Ar- 
beitszeitverkürzung liegen. Gelänge 
es, die gesetzliche Höchstarbeitszeit, 
die heute noch eine 60-Stunden-Wo- 
che erlaubt, auf 40 Stunden zu be- 
grenzen, so wäre hiermit ein erhebli- 
cher Beitrag zur Beschäftigungssiche- 
rung und -schaffung möglich. Die im 
Arbeitszeitgesetz festgelegte wö- 
chentliche Höchstarbeitszeit hebt auf 
die effektiven wöchentlichen Arbeits- 
stunden ab und beinhaltet damit 
auch die Überstunden. Wenn dieses 
Ziel nicht erreichbar ist, müßte in je- 
dem Fall versucht werden, die Über- 
stunden generell zu verringern und 
einen zwingenden Freizeitausgleich 
für nicht vermeidbare Überstunden 
vorzusehen. 

Jüngst hat das Institut für Arbeits- 
markt- und Berufsforschung (IAB) 
darauf hingewiesen, daß „bis zu 400 
000 neue Stellen durch den Abbau 
von Überstunden" (Handelsblatt 
5.1.99, S. 5) möglich sind. Rein rech- 
nerisch entsprach das Volumen von 
1,8 Mrd. Überstunden sogar 1,2 Mil- 
lionen Vollzeitjobs. 

Eine weitere Maßnahme zur Ar- 
beitszeitverkürzung müßte die Ver- 
besserung der Rahmenbedingungen 
von Teilzeitarbeit sein. Dies würde ins- 
besondere bedeuten, daß Teilzeitar- 
beit von der ersten Stunde an sozial- 
versicherungspflichtig wird und ein 
entsprechender Leistungsanspruch 
damit verbunden ist. 

Tarifrente? 
Zur Arbeitsumverteilung gehört auch 
die Verkürzung der Lebensarbeitszeit 
auf freiwilliger Basis. Dies kann einer- 
seits Verbesserungen bei der Alters- 
teilzeit bedeuten, zum anderen auch 
die Schaffung von Möglichkeiten, 
ohne Rentenabschlag vorzeitig mit 60 
Jahren in die Rente eintreten zu kön- 
nen. Durch die Verlängerung der Le- 

bensarbeitzeit bis 65 Jahre besteht 
die Gefahr, daß alle durch Arbeitszeit- 
verkürzung in den letzten 15 Jahren 
bewirkten Beschäftigungseffekte wie- 
der mehr als zunichte gemacht wer- 
den. 

Notwendig ist die Verbesserung 
der Möglichkeit, auch vor dem 65sten 
Lebensjahr ohne finanzielle Nachteile 
in Rente gehen zu können. Von ent- 
scheidender Bedeutung ist hierbei al- 
lerdings, daß dies im Rahmen der ge- 
setzlichen Rentenversicherung auf Ba- 
sis des Generationenvertrages erfol- 
gen muß. Die SPD Bundestagsfrakti- 
on hat hierzu bereits 1996 einen Ge- 
setzentwurf2 vorgelegt, die dies ohne 
zusätzliche Belastung der Rentenkas- 
se ermöglicht. Vorgesehen sind insbe- 
sondere finanzielle Beiträge der Ar- 
beitgeber, die häufig ein Interesse ha- 
ben, sich älterer, leistungsgeminder- 
ter Arbeitnehmerlinnen zu entledi- 
gen. 

Vor dem Hintergrund der Finan- 
zierungsprobleme der Rentenversi- 
cherung wäre eine Begrenzung des 
vorzeitigen Renteneintritt auf beson- 
ders belastete Arbeitnehmergruppen, 
wie zum Beispiel Schichtarbeiterinnen 
und Schichtarbeiter denkbar. Seit vie- 
len Jahren existieren hierzu Vorschlä- 
ge. Diese sehen vor, daß die Arbeitge- 
ber, die Schichtarbeiter beschäftigen, 
pro Jahr zwei Monatsbeiträge zur 
Rentenversicherung gesondert abfüh- 
ren, damit mit diesem zusätzlichen 
Beitragsaufkommen der vorzeitige 
Renteneintritt von Schichtarbeiternl 
innen ermöglicht werden kann. 

Die vorgeschlagenen Modelle ei- 
ner Tarifrente sind dagegen abzuleh- 
nen. Die Einführung von Tariffonds 
zur zusätzlichen Rentenfinanzierung 
birgt eine Reihe von Gefahren in sich. 
Es würde ein Beitrag zur Privatisie- 
rung des ~entensistems geleistet, wie 
er von konservativer Seite seit langem 
gefordert wird. Durch mehrjährigen 

Der wichtigste Beitrag 
eines Bündnisses für 
Arbeit zur Verringe 
rung der Arbeitslosig- 
keit könnte aus 
gewerkschaftlicher 
Sicht hingegen in der 
Arbeitsumverteilung 
bm.  in der Arbeits- 
zeitverkürzung liegen. 
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gegen die Begründung sinnvoller, so- 

( Löhne: Seit 199 geht es bergab 
I Entvvicklung der realen* Nettolohne und -gehalter "--L--.. . 

zial geschützter und qualifizierter Teil- 
zeitverhältnisse fortgeschrieben und 
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Für die Tarifpolitik 
wird es entscheidend 

darauf ankommen, 
daß in der Lohnrunde 

dieses Wintenl 
Frühjahres die 

Gewerkschaften frei 
von irgendwelcher 

Bevormundung 
konsequent für ihre 

Lohnforderungen 
kämpfen. 

Verzicht auf jeweils einen Prozent- 
punkt der Lohnsteigerungen sollen 
die Beschäftigten die zusätzliche Ren- 
tenleistung alleine aufbringen, und 
dies nach vielen Jahren des Reallohn- 
verlustes. Zudem würde sich dadurch 
mit den Reallöhnen auch die daran 
gekoppelte Höhe der Renten in einem 
Umfang schwächer entwickeln, die 
etwa der Senkung des Renteniveaus 
durch den von der SPD als unakzepta- 
bel abgelehnten Blüm'schen demo- 
grafischen Faktor ent~präche.~ Außer- 
dem würde die Orientierung auf eine 
Tarifrente weitere Schritte allgemeiner 
tariflicher Arbeitszeitverkürzung blok- 
kieren. 

Niedriglohnsektor? 
Hombach propagiert die Ausweitung 
eines Niedriglohnsektors. ,,Vieles deu- 
tet darauf hin, daß wir von den USA 
vor allem die höhere Flexibilität am 
unteren Ende des Arbeitsmarktes ler- 
nen können." (Hombach, S. 144) „Bei 
uns wird es ... um eine Senkung der 
Arbeitskosten vor allem am unteren 
Ende des Arbeitsmarktes gehen, also 
gewissermaßen um eine Spreizung 
der Arbeitskosten. ... In dieser Rich- 
tung geht der Vorschlag der SPD, die 
Lohnzusatzkosten im unteren Ein- 
kommensbereich zu subventionieren. 
Das ist der Kern der deutschen Kom- 
bilohn-Debatte." (Hombach, S. 148) 

Vor diesem Hintergrund muß 
man auch die geplante gesetzliche 
Festschreibung der 620-DM-Arbeits- 

verhältnisse sehen. Nebenbei: Über 
dieses Vorhaben gibt es in der Bun- 
desregierung durchaus unterschiedli- 
che Auffassungen. Arbeitsminister 
Riester hat noch Anfang November 
1998 erklärt, daß die sogenannten 
geringfügigen Beschäftigungsverhält- 
nisse ,,nicht nur sozialversicherungs- 
pflichtig werden, sondern auch steu- 
erpflichtig bleiben müssen. ,Ein blo- 
ßer Austausch von Steuerpflicht ge- 
gen Sozialversicherungspflicht besei- 
tigt nicht die ordnungspolitische Ver- 
zerrung', sagte Riester dem Magazin 
,Focus'. Als neue Versicherungsgren- 
ze nannte er einen Betrag ,zwischen 
200 und 300 DM'. Über 300 DM sol- 
len nach Presseberichten die Arbeit- 
nehmer zunächst lediglich den hälfti- 
gen Beitragssatz zur Rentenversiche- 
rung zahlen und dafür eingeschränk- 
te Leistungen bekommen." (Handels- 
blatt, 2.1 1.98, S. 1) 

Noch in der Opposition hatte die 
SPD-Bundestagsfraktion Ende 1995 
einen Gesetzentwurf zur Abschaf- 
fung der geringfügigen Arbeitsver- 
hältnisse eingebracht4 Jetzt in der Re- 
gierung ist der damals vorgelegte Ge- 
setzentwurf vergessen, da man die 
620 DM-Verhältnisse als Baustein für 
den Niedriglohnsektor benötigt. 

Solange der Staat auf diese Weise 
im Niedriglohnbereich Arbeiten öf- 
fentlich privilegiert, die keine eigen- 
ständige Existenz und soziale Absi- 
cherung und keine berufliche Per- 
spektive bieten, werden die Barrieren 

verstärkt. Die Polarisierung innerhalb 
der Arbeitnehmerschaft, vor allem zu 
Lasten der Frauen, würde sich fortset- 
zen und vertiefen. (Vgl. dazu auch 
den Artikel von Gisela Breil in diesem 
Heft, Anm. d. Red.) 

Mit  der Deregulierung und dem 
Niedriglohnsektor soll die Arbeitslo- 
sigkeit und die erheblich angestiege- 
ne Zahl von Sozialhilfeempfängern 
abgebaut werden, indem insbeson- 
dere letztere stärker zur Arbeit ver- 
pflichtet werden sollen. Hombach 
blendet komplett das Problem aus, 
daß die hohe Arbeitslosigkeit und die 
hohe Anzahl von Sozialhilfeempfän- 
gern in einem Mangel an Arbeitsplät- 
zen besteht. Angeblich wollen die 
Leute ,,nicht um jeden Preis in ein Sy- 
stem der Vollversorgung eingebun- 
den sein. Sie wollen nicht mit Subven- 
tionen zugeschüttet und durch die 
staatliche Wohlfahrt entmündigt wer- 
den". (Hombach, S. 26) Abgesehen 
von der inhumanen und perversen 
Haltung5, die hierbei sichtbar wird, 
führt das Konzept des Niedriglohn- 
sektors letztlich zu einer allgemeinen 
Absenkung des Lohnniveaus, wie das 
US-amerikanische Beispiel zeigt. Das 
US-amerikanische Vorbild der ,,wor- 
king poor" wird damit auch von Tei- 
len der Bundesregierung zum Pro- 
gramm erhoben. 

Bezeichnend ist, daß selbst vom 
ehemaligen Arbeitsminister der ersten 
Clinton Regierung - Robert Reich - 
gewarnt wird. „Nun, da ... Staaten 
Westeuropas in Erwägung ziehen, 
sich dem amerikanischen Modell an- 
zupassen, ist es angebracht, sich der 
bedrohlichen Aspekte dieses Modells 
bewußt zu werden. ... Zwischen 1979 
und 1995 stiegen die Einkommen im 
oberen Fünftel der Haushalte um 
26%, während die Einkommen im 
unteren Fünftel der Haushalte um 9% 
fielen." (Robert Reich, in: Financial 
Times 3.3.97) Reich weist darauf hin, 
daß zwischen 1950 und 1978 die 
Verbesserung der Einkommen zumin- 
dest prozentual parallel verlief. Die 
damals bestehende soziale Überein- 
kunft, daß es jedermann besser ge- 
hen sollte, ist seit Ende der 70er Jahre 
aufgekündigt und bedroht zuneh- 
mend den Zusammenhalt der US- 
amerikanischen Gesellschaft. 

Gefahren 
Faßt man die sich zur Zeit abzeich- 
nende Gemengelage zusammen, so 
scheint ein Konsens im Rahmen des 

NEUE SOZIALDEMOKRATIE 

W enn Sie glauben, wir hät- 
ten 18 Jahre lang am Auf- 
bau von New Labour gear- 

beitet, nur um zuzulassen, wie sich 
Ken Livingstone einen unserer Haupt- 
preise wegschnappt, dann stimmt et- 
was nicht mit Ihnen," äußerte eine 
Quelle aus der unmittelbaren Umge- 
bung von Tony Blair. Diese ,,Quelleu 
äußerte sich an dem Tag, an dem das 
nationale Exekutivkomitee der La- 
bour-Partei Verfahren ankündigte, die 
es für den Labour-Linken Ken Livings- 
tone nahezu unmöglich machen wür- 
den, auch nur in die engere Wahl für 
die Kandidatenliste der Labour-Partei 
für den Posten des Bürgermeisters 
von London zu kommen. Livingstone, 
der prominente Vorsitzende des 
Greater London Council vor dessen 
Abschaffung durch Margaret That- 
cher ist der populärste Politiker in 
London und eine der Führungsper- 
sönlichkeiten der Linken, die, da sie 
nicht mit Hilfe der Wähler aus dem 
Weg geräumt werden können, eine 
Alternative zu Tony Blair sein könnte. 

Nirgends kommt der echte Kon- 
flikt in der britischen Politik besser 
zum Ausdruck als im Kampf zwischen 
der Spitze von New Labour und Ken 
Livingstone um dessen Kandidatur bei 
den Londoner Bürgermeisterwahlen. 
Im Vergleich dazu ist der konventio- 
nelle Schlagabtausch zwischen der 
Regierung lhrer Majestät und der Op- 
position lhrer Majestät (den Konser- 
vativen) im House of Commons ein 
mittelalterliches Turnier: ein Ritual 
ohne Inhalt. Trotz sehr differierender 
Rhetorik sind die Führer der beiden 
größten Parteien in vielen Grundfra- 
gen einig. 

Symbol für eine alternative 
Richtung 
Im Gegensatz dazu erhält der Konflikt 
zwischen Livingstone und New La- 
bour dadurch seine Bedeutung, daß 
hier zwei völlig unterschiedliche Arten 
der Reaktion auf die moderneZeit ver- 
treten sind: auf die Herausforderun- 
gen der Globalisierung der Märkte, 
die Grenzen des sozialdemokrati- 
schen Staates, die besonderen Ana- 
chronismen der ungeschriebenen, 
monarchischen britischen Verfas- 
sung, das Ende des kalten Krieges so- 
wie das Erscheinen neuer Bewegun- 
gen mit weitergesteckten Zielen: auf 
den Gebieten Arbeit, Sexualität, Kul- 
tur und Umwelt. Die Spitze von New 
Labour versucht, den Konflikt in der 
Labour-Partei als Kampf zwischen 
,,Altt' und ,,Neu" zu definieren. Fast 
alles, womit sie nicht einverstanden 

sind, wird bequem in die Rubrik ,,AltJ' 
eingeordnet. Auf der Linken wie der 
Rechten muß es natürlich zwangsläu- 
fig einige geben, die sich der Verän- 
derungen der letzten 20, 30 Jahre 
nicht bewußt sind. Die Bruchstellen in 
der Labour-Partei als die Schnittstelle 
zwischen Alt und Neu zu bezeichnen, 
ist jedoch eigennützig. Diese Be- 
schreibung kommt auch ihrer Abnei- 
gung gegenüber einer auf politischer 
Debatte beruhenden Demokratie ent- 
gegen, da sie impliziert, daß es nur 
eine Art gibt, modern zu sein, nur 
eine Möglichkeit der Reaktion auf die 
Globalisierung. Sie ist jedoch auch 
eine seichte politische Botschaft, die 
sich wahrscheinlich als kurzlebig er- 
weisen wird. Mit Sicherheit brachten 
die Wahlen zum Parteivorstand der 
Labour-Partei bei deren Parteitag im 
Oktober zum Ausdruck, daß die Zau- 
berformel bei den Parteimitgliedern 
nicht mehr wirkt: mehr als 60% von 
ihnen wählten eine Liste von Kandida- 
ten, die scharfe Kritik an New Labour 
übten und sich gemeinsam für Demo- 
kratie und gegen die zentralisierte 
Macht der Spitze einsetzten. 

Bisher betrafen die Konflikte in der 
Partei bestimmte Themen - das erste 
war die Kürzung der Leistungen für 
alleinstehende Eltern -dann die Fra- 
ge, wie die Partei geführt wird - die 
Abschaffung demokratischer Diskus- 
sion und des Rechts auf eine andere 
Meinung. Der Streit über den Bürger- 
meister von London wird den Konflikt 
jedoch auf eine andere Ebene heben. 
Ken Livingstone hat bereits eine politi- 
sche Verwaltung mit dem Haushalt 
eines Kleinstaates geleitet. Außerdem 
hat er konsequent an einer alternati- 
ven Wirtschaftsstrategie gearbeitet, 
die zu dem Zeitpunkt, an dem Gor- 
don Browns Wirtschaftspolitik an den 
Klippen der Rezession scheitert, be- 
reitstehen soll. Er wird für die Linke 
zum Symbol für eine alternative Rich- 
tung. 

New Labour schielt auf Bürger 
und Kunden 
Ich möchte an dieser Stelle kurz die 
beiden Formen der Modernität, für 
die New Labour und Livingstone ste- 
hen, skizzieren. New Labour kann nur 
im Kontext der vier aufeinanderfol- 
genden Wahlniederlagen und der 
daraus resultierenden 18 Jahre ruinö- 
ser Tory-Herrschaft verstanden wer- 
den. Die treibende Kraft von New La- 
bour ist die Erklärung der Unwählbar- 
keit der Labour-Partei aus der Vorherr- 
schaft der ,,Linken" oder „Old La- 
bour". „Old Labour" ist eine dehnba- 

Die britische Labour 
Party: zwei Parteien 

von Hilary Wainwright* 

re Kategorie; diese reicht von der tra- 
ditionellen Forderung ,,Nationalisie- 
rung der 250 größten Unternehmen" 
über die freiheitsliebende ,,neue Lin- 
ke", die durch die partizipatorische 
Demokratie von 1968 und die neuen 
Gesellschaftsbewegungen mit ihrem 
Motto „Das Private ist politisch" ge- 
formt wurde, und schließt auch staat- 
liche Interventionen in der Industrie, 
Gewerkschaftsmacht und einen uni- 
versellen Wohlfahrtsstaat ein. Ziel des 
Projekts „New Labour" war es in aller- 
erster Linie, die Labour-Partei von al- 
lem zu befreien, was den Wählerln- 
nen nicht schmecken könnte. 

Zu dieser Frage der ,,WählerIn- 
nen" ist eine kurze Erläuterung von- 
nöten. Das Mehrheitswahlsystem in 
Großbritannien gibt den Wählerlnnen 
in Wahlkreisen mit knappen Mehrhei- 
ten und den Wechselwählerlnnen - 
einem sehr kleinen Prozentsatz der 
Wähler - unverhältnismäßig große 
Macht in Bezug auf den Ausgang der 
Wahlen. Die Wahltaktiker der Labour- 
Partei konzentrierten alle ihre An- 
strengungen auf den Gewinn der 
Wechselwähler, die bisher den Kon- 
servativen t r e ~  gewesen waren; sie 
fanden ihre Empfindlichkeiten, elimi- 
nierten alles, was sie davon abhielt, 
Labour zu wählen, registrierten jede 
ihrer Reaktionen, bis sie signalisierten, 
die ,,neue" Partei wählen zu wollen. 
Das Endresultat war ein wirtschafts- 
politischer Rahmen, der sich nicht 
wesentlich von der angloamerikani- 
schen neoliberalen Orthodoxie der 
letzten 20 Jahre unterschied und ein 
Rahmen privater Moral, der die Expe- 
rimente und Innovation der 60er und 
70er Jahre beiseite ließ. 

Eine Andeutung davon findet sich 
in den Memoiren von Philip Gould, ei- 
nem der Wahlkampfmanager von 
New Labour, über die Schaffung von 
New Labour. In einem derben, aber 

Nirgends kommt der 
echte Konflikt in der 
britischen Politik 
besser zum Ausdruck 
als im Kampf 
zwischen der Spitze 
von New Labour und 
Ken Livingstone um 
dessen Kandidatur bei 
den Londoner 
Bürgermeisterwahlen. 
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SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG NEW DEAL FÜR ARBEIT? 

Bündnisses für Arbeit, der für breite 
Teile der Bevölkerung tatsächlich ei- 
nen Fortschritt darstellt, insbesondere 
einen wirklichen Beitrag zur Verringe- 
rung der Arbeitslosigkeit bringt, 
kaum vorstellbar. Vielmehr zeichnet 
sich ab, daß die Arbeitgeber und die 
Regierungsseite das Projekt zu einem 
Standort-Bündnis machen oder ma- 
chen wollen. Es besteht die Gefahr, 
daß die Gewerkschaften sich letztlich 
in diese Logik einbinden lassen: ,,Die 
politische Tauschformel könnte lau- 
ten: Gegen einige wohlklingende Zu- 
sagen ... sagen die Gewerkschaften 
lohnpolitische Zurückhaltung und ein 
Entgegenkommen bei der Flexibilisie- 
rung der Arbeits- und Sozialverfas- 
sung zu." (Horst Schmitthenner, in: 
Sozialismus 11/98, S. 42) Die Gefahr, 
daß letztlich doch Absprachen mit 
dem Charakter von Lohnleitlinien ge- 
tätigt werden, besteht auch vor dem 
Hintergrund der Erfahrungen mit So- 
zialpakten in anderen europäischen 
Ländern. ,,In allen sozialen Pakten 
steht eine Vereinbarung über eine 
moderate Lohnentwicklung an erster 
Stelle. Die Bereitschaft der Gewerk- 
schaften, niedrige Lohntarifverträge 
nicht nur für ein Jahr, sondern länger- 
fristig abzuschließen, ist die zwingen- 
de Vorbedingung für weitergehende 
Vereinbarungen." (Anke Hassel, So- 
ziale Pakte in Europa, in: Gewerk- 
schaftliche Monatshefte 10198, S. 
629) 

Es kommt hinzu, daß innerhalb 
des Gewerkschaftslagers hierzu kei- 
ne einheitliche Abwehrfront besteht. 
Während von der IG Metall das Ein- 
beziehen von Tariferhöhungen in die 
Bündnisgespräche abgelehnt wird, 
ist von Seiten der IG BCE die Bereit- 
schaft zu einer moderaten Lohnpoli- 

. t ik und auch einer entsprechenden 
Festschreibung im Rahmen der 
Bündnisgespräche durchaus gege- 
ben. So ist vom Vorsitzenden 
Schmoldt die Formel vom ,,Ende der 
Bescheidenheit" jüngst zurückgewie- 
sen worden. Die IG BCE habe in der 
Vergangenheit eine moderate Lohn- 
politik im Interesse der Beschäfti- 

Gewerkschaftsseite unterstützten For- 
derung nach Senkung der Lohnne- 
benkosten, insbesondere der Sozial- 
versicherungsbeiträge, längst ein Ein- 
gehen auf neokonservative Positionen 
signalisiert - zumindest wenn nicht 
klar ist, daß es um eine reine Umfi- 
nanzierung durch höhere steuerfi- 
nanzierte Staatszuschüsse gehen soll. 
Die über die verschiedenen Sozialkas- 
sen vermittelten Transfer-Zahlungen 
bzw. Sachleistungen stellen im 
Grundsatz nichts anderes dar als eine 
weiteren kollektiven Einkommensbe- 
standteil jenseits des individuellen 
Geldlohns, der den Beschäftigten un- 
mittelbar zufließt. So sinnvoll es ja 
sein mag, Schritte zur Reform und Re- 
organisation des soziales Systems in 
der Bundesrepublik durchzuführen, 
es bleibt der Tatbestand, daß über die 
Sozialkassen der kollektive Konsum 
der Beschäftigten abgewickelt wird. 
Geld- und Soziallohn gemeinsam 
stellt die eigentliche gesellschaftliche 
Lohnsumme war. Wenn man bereit ist 
einen Teil davon - den ,,Soziallohn" - 
auf dem Altar einer vermeintlichen 
Beschäftigungsförderung zu vermin- 
dern, ist man im Grundsatz mit einem 
Bein bereits im Lager der neokonser- 
vativen Systemveränderer gelandet; 
auch wenn man sich dessen nicht be- 
wußt ist. 

fen in Bezug auf soziale Forderungen 
der Gegenseite. Aus meiner Sicht ste- 
hen dabei folgende Punkte im Vorder- 
grund: 
1. Wir brauchen Arbeitszeitverkür- 
zung. Der wichtigste Beitrag im Rah- 
men eines Bündnisses für Arbeit liegt 
- wie oben dargestellt - in der Ar- 
beitsumverteilung bzw. in der Ar- 
beitszeitverkürzung und Begrenzung 
der Überstunden. Darüber hinaus 
müssen die Rahmenbedingungen für 
sozial abgesicherte Teilzeitarbeit ver- 
bessert werden. 
2. Wir brauchen einen öffentlichen 
Beschäftigungssektor. Zur Siche- 
rung und vor allem zur Schaffung 
von neuer Beschäftigung ist eine ak- 
tive staatliche Arbeitsmarkt- und Be- 
schäftigungspolitik notwendig. 
Hierzu gehören die Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen, eine Verbesse- 
rung der Möglichkeiten zur Fortbil- 
dung und Umschulung und die öf- 
fentliche Förderung von Beschäfti- 
gung. Da gerade im sozialen Be- 
reich erhebliche Mängel bestehen, 
können hier durch staatliche Förde- 
rung in erheblichem Maße Wirkun- 
gen erzielt werden. 
3. Wir brauchen eine neue Steuer- 
politik. Die mit dem 1. Januar 1999 in 
Kraft getretene Änderung des Steuer- 
tarifs ist hierfür allerdings nur ein er- 
ster, sehr spärlicher Schritt. Wichtig ist 
eine weitere Senkung der Steuern für 
untere und mittlere Einkommen. 
Wenn auf die Senkung des Spitzen- 
steuersatzes verzichtet würde, wäre 
auch in den weiteren Stufen der Steu- 
erreform eine deutlichere Senkung für 
die unteren Einkommensgruppen 
möglich. Darüber hinaus muß eine 
konsequente Besteuerung der Vermö- 
gen wieder eingeführt werden und 
die sich immer stärker ausweitenden 
spekulativen Finanztransaktionen 
müssen mit einer Steuer belegt wer- 
den; zum Beispiel in Gestalt der ,,To- 
bin-Steuer". Mit  diesen zusätzlichen 
Mitteln könnte auch die finanzielle 
Ausstattung eines öffentlichen Be- 
schäftigungssektors gesichert wer- 
den. SPW 

lung und lokaler Nachhaltigkeit. Im 
Vordergrund stehen Wirtschaftsför- 
derung, Arbeitsmarkt- und Sozialpoli- 

weite Teile der Stadt von diesen Men- 
schen freihalten zu können. Die „ge- 
lebte Intoleranz" führe mittlerweile zu 

fest: „Die Politiker wissen, daß sie auf 
dem Rücken und zu Lasten der Armen 
sparen." (H 88) Falls dies stimmt, dann 
helfen offenbar auch Argumente nicht 
weiter. Solange der gesellschaftliche 
Druck zum Umsteuern fehlt, ist die resi- 
gnative Strategie, sich darauf zu be- 
schränken, ,,wenigstens den von sozia- 
ler Ausgrenzung Betroffenen zu helfen, 
ihre Alltagssituation zu meistern resp. 
zu verbessern", (H 104) vielleicht die 
realistischere. 

Die Bewohnerlnnen ,,ermächti- 
gen", ihre Belange selbst in die Hand 
zu nehmen 

tik, ergänzt durch Argumente für eine einem erheblichen Druck auf Verwal- 
tung und Politik, „die Innenstädte 'ar- 
menfrei' zu machen". (ND 92) Auf die 

veränderte Wohnungspolitik. 
Um es vorweg zu sagen: Langfri- 

stige Strategien sozialer Stadtent- Ausgrenzung und Peripherisierung der 
wicklung und lokaler Nachhaltigkeit, Wohngebiete folge nun die Konkur- 

renz um den öffentlichen Raum der In- die. einen grundlegenden Bruch mit 
dem Status quo bedeuten würden, 
werden in diesem Buch nicht angebo- 

nenstädte. Der Konflikt zwischen der 
,,neuen Dienstleistungsklasse", den 
kaufkräftigen Touristlnnen und den 
das Einkaufserlebnis genießenden 

Es bleibt Ernüchte- 
rung darübec daß 
,,unsere Städte . . . 

auf lange Sicht 
'mit der Armut 

leben' müssen." 
(Hanesch), jedoch 

auch Ermunterung 
,,jede Form der 

Einmischung und 
Mitwirkung, die 
sich quasi 'von 

unten' selbständig 
entwickeln zu 

akzeptieren und 
zu unterstützen" 

(AlischlDangschat) 

ten. Die Autorlnnen gehen statt des- 
sen davon aus, „daß sich sozial-räum- 
liche Unterschiede mindestens verfe- Kundlnnen auf der einen und den Ob- 
stigen, wenn nicht verstärken wer- dachlosen, Bettlerlnnen, Alkoholikerln- 

nen, Junkies und herumhängenden 
subkulturellen Jugendlichen auf der 

den; abgebaut werden sie innerhalb 
der nächsten zehn bis fünfzehn Jahre 
mit Sicherheit nicht". ( N D  90) Diese 

Was bleibt nach Lektüre dieser 
beiden Bücher? 
Ernüchterung darüber, daß ,,unsere 
Städte ... auf lange Sicht 'mit der Ar- 
mut leben' müssen." (H 186), jedoch 
auch Ermunterung ,,jede Form der 
Einmischung und Mitwirkung, die 
sich quasi 'von unten' selbständig 
entwickeln zu akzeptieren und zu un- 
terstützen". (ND 201) 

Denn hierin stimmen alle bespro- 
chenen Beiträge überein: Die herge- 
brachte Bewohnerbeteiligung Iäßt 
weite Teile der Bewohnerschaft unbe- 
teiligt, sie entspricht allenfalls den Ar- 
tikulationsformen der Mittelschichten 
und schließt gerade jene von der Be- 
teiligung aus, die eigentlich Adressa- 
ten einer stadtteilbezogenen Politik 
sein sollen. Statt dessen komme es 
darauf an, die Bewohnerlnnen zu „er- 
mächtigen", ihre Belange selbst in die 
Hand zu nehmen. 

Es bleibt jedoch vor allem die Ein- 
sicht, daß die ,,Rückkehr des 19. Jahr- 
hunderts" nur verhindert werden kann, 
wenn die Linke in einer Wechselwir- 
kung aus überzeugenden inhaltlichen 
Alternativen und starken politischen 
und sozialen Bewegungen aus der De- 
fensive ausbrechen kann. Und dies 
kann eben nicht Sache allein der Wis- 
senschaft sein, sondern setzt auch Ver- 
änderungen in der kommunalen Praxis 
der Sozialdemokratie voraus. spw 

anderen Seite, werde zunehmend 
durch Polizeigewalt zu Gunsten der 
„sauberen Visitenkarte" der Innen- 

resignative Perspektive begründen sie 
mit dem Fehlen sowohl einer breiten 
politischen Bewegung als auch einer städte entschieden 
konsistenten politischen Opposition Dem stellen die Autorlnnen die For- 

derung nach einem ,,Recht auf Immobi- 
lität" (ND 168) gegenüber. Auf die 

gegen die derzeit praktizierte Politik- 
variante in den Kommunen. 

Der Schwächen ihrer defensiven Wohnung bezogen heißt dies Schutz 
Haltung sind sie sich auch selbst be- 
wußt: Sie finde sich mit  den gesell- 
schaftlichen Gegebenheiten ab und 

vor Verdrängung und Vertreibung und 
Verbleib im dem vertrauten Quartier 
und damit im sozialen Netzen. Gerade 

damit bestehe auch die Gefahr, ge- in den Quartieren sehen sie unverzicht- 
bare ,,lntegrationsinstanzen" (ND 
173, hier müsse die kommunale Politik 

sellschaftliche Ungerechtigkeit festzu- 
schreiben und ausschließlich Erfül- 
lungsgehilfe für eine Strategie zu sein, versuchen mit einer koordinierten Wirt- 

schaftsförderungs-, Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik anzusetzen. 

die Probleme kleinarbeite, indem sie 
vermeintlich ,,runde Tische" aufstelle, 
Symposien veranstalte oder aus- 
schließlich Stadtteilkultur betreibe. 

Eine solche Gefahr bloß zu benen- 
nen, reicht m.E. jedoch nicht aus. So 
richtig der Hinweis auf die defensive 

Es zeichnet sich ab, 
daß die Arbeitgeber 
und die Regierungs- 
seite das Projekt zu 
einem Standortbünd- 
nis machen oder 
machen wollen. Es 
besteht die Gefahr, 
daß die Gewerkschaf- 
ten sich letztlich in 
diese Logik einbinden 
lassen. 

Die konkret vorgeschlagenen 
Gesellschaftliche Bewegung 
mobilisieren 
Auch in Anbetracht aller Gefahren 
kann das Projekt ,,Bündnis für Ar- 
beit" nicht einfach abgelehnt wer- 
den. Entscheidend wird sein, ob die 
Gewerkschaften sich den skizzierten 
Gefahren erwehren und eigene Posi- 
tionen ohne falsche Kompromisse 
zur Geltung bringen können. Klar ist 
in jedem Fall, daß der Kardinalfehler 
bislang darin besteht, daß von ge- 
werkschaftlicher Seite nichts unter- 
nommen wurde, um für die eigenen 
Ziele im Rahmen des Bündnis für Ar- 
beit zu mobilisieren! In dem Maße, 
wie es gelingt, eine gesellschaftliche 
Gegenbewegung zum Konzept der 
Arbeitgeber und der Mehrheitsfrakti- 

Maßnahmen zur Stabilisierung der 
Quartiere bieten dann jedoch wenig 
Neues: Angemessene Förderstrategi- 
en für die kleinen und Kleinstbetriebe, 

Positon, in der sich die Befürworterln- Belegschaftsübernahmen und genos- 
senschaftliche Betriebe - das hat man nen einer sozialen Kommunalpolitik 

derzeit befinden, auch ist, der Ver- alles schon gehört, und die angereg- 
ten ,,Tauschringen muten ziemlich 
hilflos an.  Kurz: ein überzeugendes 
Konzept einer ,,Wirtschaft von unten" 
wird nicht geboten. 

zicht auf über den Tag hinausweisen- 
de tatsächliche Alternativen ist kein 
Beitrag zur Formierung einer Bewe- 
gung, die die notwendige Umkehr 
der Politik erkämpfen will und kann. 

Diesen Einwand in Rechnung ge- 
stellt, lassen sich die analytischen Ka- 

,,Die Politiker wissen, daß sie auf 
dem Rücken der Armen sparen." 
Nach diesen sachkundigen und guten 
Argumenten bleibt die Frage, ob die 
beschriebene und kritisierte Standort- 
politik der Kommunen Ausdruck von 
Unbedachtheit oder interessengelei- 
tet ist und die sozialen Verwerfungen 
wissend in Kauf nimmt. 

In seinem Beitrag für den Hanesch- 
Sammelband gibt Dangschat hierauf 
eine klare Antwort: In Deutschland wer- 
de der Sozialstaat schleichend, zielstre- 
big und absichtsvoll abgebaut, schreibt 
er dort, und formuliert seine Skepsis, ob 
es sich Städte noch leisten können oder 
wollen, ,,sozial" zu sein. (H 78) Mit Ver- 
weis auf das ,,Manifest der Oberbürger- 
meister" aus dem Jahr 1 994s stellt er 

pitel des Buches trotzdem mit gro- 
ßem Gewinn lesen. Alisch und Dang- 
schat verweisen auf die Gefahr, daß 
die Ansätze einer städtischen Politik 

I Häußermann. Hartmut: Tendenzen sozi- 
alräumlicher Schließung in den Großstäd- 
ten der Bundesrepublik Deutschland; in: 
Widersprüche 60 (1 996.). S. 13 ff. 
Kölner Stadt-Anzeiger, 07.01.1 999 
Karrenberg, Hanns / Münstermann. En- 
gelbert: Gemeindefinanzbericht 1998; in: 
Der Städtetag, Heft 311 998, S. 143 ff. 
Häußermann, Hartmut / Siebel. Walter: 
Neue Urbanität, Frankfurt am Main, 1987 
Kronawitter, Georg (Hrsg.): Rettet unsere 
Städte jetzt! Das Manifest der Oberbür- 
germeister, Düsseldorf et al., 1994; vergl. 
auch: Bell, Hans Günter: Auf dem Weg 
zum ökologischen und sozialen Stadtum- 
bau?, in: spw, Heft 87 (1196). S. 13 ff. 

gegen Armut und soziale Ausgren- 
zung wieder deutlich zurückgenom- 
men würden. Der Druck auf die Stadt- 

gungssicherung betrieben und wer- on in der Bundesregierung zu orga- 
de auch in Zukunft dies weiter verfol- nisieren, werden die Gefahren be- BOdo: Aufbruch - Die "Iitik 

der Neuen Mitte, Düsseldorf 1998 
gen. Damit haben zumindest Teile grenzt und die Chancen für wirkliche , Bundestagsdrucksache 13/3747 
des Gewerkschaftslagers offen Partei Reformschritte verbessert. Ein wichti- 3 Ausführliches siehe hier7ii. lnhannes Stef- 

entwicklungspolitik, ihr Instrument 
der Stadtteilplanung für Ziele einer 
Standortpolitik zu nutzen, werde wie- 

- .- - ~ -  

erariffen für die anaebots~olitische cier Ansatzpunkt hierfür sollte die fen, Roßtäuscher & Swinkram. in: Sozia- 
d - 

Position, nach der die Beschäftigung Mobilisierung für die Lohnrunde '99 lismus lIg9, S. laff. 
Gesetz zur Beseitigung des Mißbrauchs 

eine abhängige Variable der Lohn- sein. der Geringfügigkeitsgrenze in der Sozial- 
entwicklung ist. Um eine gesellschaftliche Bewe- versicherung, Bundestagsdrucksache 131 

Auch wenn andere Teile der Ge- qunq zu unterstützen, ist die Konzen- 3301 vom 11.12.95 

der erhöht, soziale Planung habe der- 
zeit ,,keine Konjunktur". (ND 188) 

Sie gehen sogar noch weiter: Trotz 
allen Klagen über das Entstehn ,,sozia- - - 

werkschaften sich diesen neokonser- tration auf wenige, möglichst hand- siehe hierzu auch die ~ezension von Ru- 

vativen Glaubenssatz nicht zu eigen greifliche Ziele wichtig, ebenso die dolf Dreßler über das Hombach-Buch ": 
Focus 44/98 vom 26.10.1 998 

gemacht haben, ist mit der auch von Ablehnung und Klarheit in den Köp- 

ler Brennpunkte" habe die räumliche 
Konzentration der Armen für die bür- 
gerliche Mehrheit den großen Vorteil, 

spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 105. 1999 



Allez, Flop? 
Frankreichs Regierung wagt große Sprünge für 
Arbeit und Soziales 

von Uwe Wiedenstried* 

I n dreizehn Ländern Europas stellen 
Sozialdemokraten die Regierung 
bzw. sind an ihr beteiligt. Alle wol- 

len sie über Blairs ,,dritten Weg" ab in 
die ,,Neue Mitte"; mal mehr, mal we- 
niger Rücksicht auf die Opfer ihrer 

Wofür Jospin eintritt, 
ist ursozialdemokra- 

tisch: Kein blindes 
Götzenvertrauen in 
die Wirtschaft, kein 

Kotau vor der 
,,unsichtbaren Hand" 

des Marktes, die 
schon alles zum 

Besten richten wird, 
kein Nachiwächter- 

staat des,, laissez 
faire". Die demokra- 

tisch legitimierte 
Regierung muß 

handeln. 

,,ModernisierungU nehmend. Einer 
will nicht mit; zumindest sagt er das: 
Lionel Jospin ist Premierminister der 
Linkskoalition aus Sozialisten (PS), 
Kommunisten (PCF), Grünen (Les 
Verts) und Bürgerbewegung (MDC), 
die seit Juni 1997 Frankreich regiert. 
Sein Credo: ,,Ich sage, was ich tue. 
Und ich tue, was ich sage. "- 
Stimmt's? 

Wofür Jospin eintritt, ist ursozial- 
demokratisch: Kein blindes Götzen- 
vertrauen in die Wirtschaft, kein Ko- 
tau vor der ,,unsichtbaren Hand" des 
Marktes, die schon alles zum Besten 
richten wird, kein Nachtwächterstaat 
des ,,laissez faire". Die demokratisch 
legitimierte Regierung muß handeln, 
nicht die Krämer, nicht die Konzerne, 
nicht das Kapital. ,,Die Regierung be- 
stimmt und führt die Politik der Nati- 
on'', heißt es in Jospins Regierungser- 
klärung vom 19. Juni 1997. Frank- 
reichs Regierung handelt, und sie 
handelt sich damit Protest ein - von 
Arbeitgebern und von Arbeitslosen. 

,,Jospin, bist du taub?"- Sechs 
Millionen unter Tausend 
Kaum eine Regierung in Europa steht 
unter einem derartigen Erfolgsdruck. 
Bringt sie keine Resultate, legen eben 
die Fernfahrer wochenlang den Ver- 
kehr lahm, geht eine halbe Million 
Schüler auf die Straße, besetzen Ar- 
beitslose die Pariser Handelsbörse 
und Büros der Arbeitslosenversiche- 
rung, stürmen Nobelrestaurants und 
zwingen so den Premierminister, ih- 
nen via TV Rede und Antwort zu ste- 
hen. Hier duldet niemand mehr der 
Politik fischersche Sophistereien und 
schrödersche Pirouetten. Entweder 

* Uwe Wiedenstried, Münster; Politikwissenschafiler und Journalist, arbe~tet 
z.Z für den Verein ,,Arbeitslose brauchen Medien (AbM) e. L!" 

NEW DEAL FÜR ARBEIT? SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG 

die Regierung schafft Arbeit und so- 
ziale Gerechtigkeit - und zwar ,,du 
plus vite!"- oder es gibt einen Tritt in 
den ,,CU/". 

3,5 Millionen Arbeitslose gab es 
im November 1997 in Frankreich. 
Nach der standardisierten Arbeitslo- 
senstatistik der EU ergibt dies eine Ar- 
beitslosenquote von 12,5%. In 
Deutschland beträgt die Arbeitslosen- 
rate nach dieser Zählweise gut 9%. 
Die tatsächliche Zahl der Arbeitslosen 
liegt wesentlich höher. ,,Fünf Millio- 
nen Menschen sind mehr oder weni- 
ger auf der Suche nach Arbeit", erläu- 
tert Martine Auby, Ministerin für Be- 
schäftigung und Solidarität, am 15. 
September 1997 der französischen 
Nationalversammlung. Nur 50% aller 
offiziellen Arbeitslosen beziehen Ar- 
beitslosengeld; in Deutschland im- 
merhin mehr als 80%. Das Arbeitslo- 
sengeld macht 70% des letzten Ge- 
haltes aus. Tendenz: fallend. Je länger 
die Arbeitslosigkeit dauert, desto ge- 
ringer werden die Bezüge. Nach 30 
Monaten erlischt der Anspruch. Ab 
dann gibt es nur noch die ,,Solidari- 
tätsbeihilfe", die ,, Allocation de soli- 
darite specifique". ,,Solidaritätsbeihil- 
fe" erhalten 500.000 Langzeitarbeits- 
lose. Sie müssen mit 2.300 Francs 
(690 DM) im Monat über die Runden 
kommen. Langzeitarbeitslose stellen 
zur Zeit 38,9% aller Arbeitslosen, 
macht 1,362 Millionen Menschen. 
500.000 davon erhalten ,,Solidaritäts- 
beihilfe"; und die anderen 862.000, 
wovon leben die? Von einem ,,Min- 
desteinkommen zur Wiedereingliede- 
rung" oder anderen ,,minima soci- 
aux", staatlichen Mindestleistungen, 
die noch unter der ,,Solidaritätsbeihil- 
fe" liegen. Junge Arbeitslose unter 27 
haben überhaupt keinen Anspruch 
auf Sozialleistungen, wenn sie noch 
nie in ihrem Leben gearbeitet haben. 
Von den ,,Untersiebenundzwanzig- 

jährigen" ist jeder vierte arbeitslos. 
Eine Million Jugendliche betrifft das. 
Jeder zweite Arbeitslose (ca. 1.7 Mio. 
Menschen) muß von weniger als 
3.000 Francs (900 DM) im Monat le- 
ben, gibt das Arbeitsministerium an. 

Arbeitslosigkeit macht arm, Arbeit 
auch. Sechs Millionen Franzosen le- 
ben unterhalb der Armutsgrenze von 
3.31 6 Francs (ca. 1.000 DM) im Mo- 
nat, ob nun mit oder ohne Job. Der 
Anteil der Teilzeitstellen und prekären 
Beschäftigungsverhältnisse hat sich 
seit 1983 mehr als verdoppelt. 1983 
lag er bei 8,6%, 1997 bei 17,4%. Je- 
der zweite Arbeitnehmer in einer sol- 
chen Stelle hat sich ,,unfreiwillig" auf 
Teilzeit eingelassen. 

,,Jospin, bist du taub?", riefen die 
Arbeitslosen im Winter 1997/98. Sie 
forderten eine einmalige ,,Weih- 
nachtsprämie" von 3.000 Francs für 
jeden Arbeitslosen. Die Regierung sol- 
le die ,,minima sociaux" um 1.500 
Francs pro Monat erhöhen und zu- 
dem auf Personen unter 25 ausdeh- 
nen. Für Erwerbslose solle es in Zu- 
kunft ein ,,allgemeines Garantiege- 
halt" geben. 

„Die Regierung steht auf der Seite 
der Arbeitslosen, arbeitet für die Ar- 
beitslosen", sagt Lionel Jospin. Des- 
halb macht er nur geringe Zugeständ- 
nisse und auch die wohl nur aus 
Gründen der Koalitionsräson: Die 
Grünen, MDC, die PCF sowie die kom- 
munistische Gewerkschaft CGT soli- 
darisierten sich mit den Forderungen 
der Arbeitslosen. Jospin versprach, ei- 
nen Fonds in Höhe von einer Milliarde 
Francs für Arbeitslose in besonderen 
Notlagen anlegen zu lassen, sowie die 
,,Solidaritätsbeihilfe" rückwirkend und 
in Zukunft der Inflation anzupassen. 
Für Arbeitslose über 55 mit mehr als 
40 Beitragsjahren solle die ,,Solidari- 
tätsbeihilfe" sogar deutlich um 1.500 
Francs steigen. Eine Kommission wer- 

werde dazu genutzt, ,,einen weitrei- 
chenden, an wirtschaftsliberalen Vor- 
stellungen ausgerichteten ,Umbau' 
des Sozialstaats Deutschland in Gang 
zu setzen". (H 31 f.) Die Folge sei, daß 
schützende Filter und Netze (z.B. die 
rechtliche Regulierung des Arbeits- 
und Wohnungsmarktes oder das zen- 
tralstaatliche soziale Sicherungssy- 
stem) schwächer würden, während 
gleichzeitig vom wirtschaftlichen 
Strukturwandel eine Tendenz zur so- 
zialen Polarisierung in den Kommu- 
nen ausgehe. 

Auch mit den Kommunen geht er 
ins Gericht. Zwar seien sie einerseits 
,,Opfer" der Konsolidierung des Bun- 
des und der Länder, andererseits wür- 
den sie häufig genug selbst zu „Tä- 
tern" und bürdeten die Lasten des so- 
zialökonomischen Strukturwandels 
den sozial Schwächsten auf. 

Noch mit Blick auf die alte Bun- 
desregierung hinterfragt er skeptisch, 
woher die Bereitschaft zu einer Neu- 
regelung des Gemeindefinanzsystems 
kommen solle, die den Kommunen fi- 
nanzielle Handlungsspielräume zu- 
rückgebe. Doch auch bei der neuen 
Bundesregierung ist m.E. Skepsis an- 
gebracht: Zumindest kurzfristig ist 
hier mit keinem Befreiungsschlag zu- 
gunsten der Kommunen zu rechnen. 

Auf absehbare Zeit stehen die 
Kommunen daher weiterhin vor der 
Entscheidung, ob die verfügbaren 
Ressourcen vor allem für ökonomisch- 
fiskalische Ziele eingesetzt werden 
sollen, zu denen etwa die Verbesse- 
rung der örtlichen Konkurrenzpositi- 
on durch Förderung von harten und 
weichen Standortfaktoren gehört, 
oder ob sie dazu genutzt werden sol- 
len, die soziale Infrastruktur für be- 
nachteiligte Bevölkerungsgruppen 
und Stadtgebiete zu verbessern. Ha- 
nesch fürchtet nicht nur, daß die Ent- 
scheidung in der Regel zuungunsten 
der benachteiligten Bevölkerungs- 
gruppen fallen wird, sondern auch - 
mit Verweis auf Walter Siebel und 
Hartmut Häußermann4 -, daß ,,eine 
Kommunalpolitik grundsätzlich mehr- 
heitsfähig ist, die die ökonomische 
und soziale Spaltung der Stadtbevöl- 
kerung nicht nur nicht bekämpft, 
sondern festschreibt und weiter ver- 
tieft.'' (H 50) 

Neue Bündnisse in der Krise der 
sozialen Stadt 
Dieser Tendenz entgegenzutreten, 
haben sich lokale Bündnisse, die sich 
Armutskonferenz, Runder Tisch oder 
Sozialpolitische Offensive nennen, 
zum Ziel gesetzt. Gemeinsam sei ih- 

nen allen der Anspruch, ,,örtliche Ar- 
mutsentwicklungen zu thematisieren 
und zwischen möglichst vielen Akteu- 
ren örtlicher Sozialpolitik eine ge- 
meinsame Problemsicht zu schaffen, 
die Aktion ermöglicht" (H 174) - so 
Peter Barthelheimer und Thomas von 
Freyberg in ihrem Beitrag. 

Die beiden Autoren, Mitarbeiter 
des Instituts für Sozialforschung an 
der Universität Frankfurt, gehen in ih- 
rem Beitrag am Beispiel der Sozialpo- 
litischen Offensive Frankfurt am Main 
(SPO) der Frage nach, welche Bedeu- 
tung und welche Potentiale diese 
neuen Bündnisse haben. 

Anfang 1992 bildete sich die SPO. 
Gründungsmitglieder waren Verbän- 
de der freien Wohlfahrtspflege, der 
DGB, die Vereinigung hessischer Un- 
ternehmerverbände, u.a.m. Ihr politi- 
sches Gewicht und ihre Autorität be- 
ruhe gerade auf dieser Breite der Zu- 
sammensetzung. 

Die Arbeit dieses lokalen Bündnis- 
ses bestand zum einen darin, regel- 
mäßige Gespräche mit den demokra- 
tischen Fraktionen im Frankfurter 
Stadtparlament zu führen und sich in 
kritischen Situationen mit Presseerklä- 
rungen zu Wort zu melden. Zum an- 
deren wurden mehrere Arbeitskreise 
gebildet: zur Beschäftigungspolitik, 
zur Frankfurter Sozialpolitik und zur 
Armutsberichterstattung. Letzterer 
hatte sich das Ziel gesetzt, die ,,sozia- 
le Polarisierung als Kehrseite städti- 
scher Modernisierung zum öffentli- 
chen Skandal zu machen". (H 189) 

Dieser Ansatz stieß bald an seine 
Grenzen: Gegen den städtischen 
Haushalt des Jahres 1996 formierte 
sich lautstarker Protest, der jedoch 
von einer ad-hoc-Initiative gegen So- 
zialabbau organisiert wurde, wäh- 
rend sich die SPO zu den Haushalts- 
entscheidungen nicht äußerte. Auch 
die Mobilisierung für die Bonner 
Großdemonstration für Arbeit und 
soziale Gerechtigkeit im Juni 1996 lief 
an der SPO vorbei; statt dessen rief 
der Frankfurter DGB ein örtliches 
Bündnis ins Leben. 

Es spricht für die Autoren, daß sie 
selbst diese Entwicklungen beschrei- 
ben und in ihrem ,,eiligen Blick in den 
Spiegel" (H 206) kritisch bewerten. 
Rückblickend führen sie als Stärken 
der SPO an, den Anstoß für eine un- 
abhangige kommunale Sozialbericht- 
erstattung und für eine koordinierte 
kommunale Arbeitsmarktpolitik ge- 
geben und ein Forum für die Diskussi- 
on der Zukunftsfragen des lokalen So- 
zialstaat~ geschaffen zu haben. Für 
die Thematisierung neuer politischer 

Anliegen und ihren Agendazutritt sei 
die Organisationsform eines losen 
Rahmenbündnisses mit Konsensprin- 
zip und relativ autonomen Arbeits- 
kreisen gut geeignet. Dem steht ge- 
genüber, daß Aufgaben der Politikfor- 
mulierung und der Umsetzungskon- 
trolle wohl andere Organisationsfor- 
men erforden, auf Konsens ausgerich- 
tet, schwerfällige Strukturen, wie die 
SPO, offenbar der Ergänzung durch 
offensivere und beweglichere Akti- 
onsbündnisse bedürfen. 

Diesen Einblick in die Arbeit eines 
lokalen Bündnisses gegen Armut und 
die Erarbeitung eines kommunalen 
Sozialberichtes gegeben zu haben, 
zeichnet den Beitrag von Bartelheimer 
und von Freyberg aus. Er kann Anstoß 
und Hilfe bei der Formierung lokaler 
Bündnisse an anderen Orten sein. 

Neben diesen beiden lesenswerten 
Beiträgen lohnt sich m.E. der Blick in 
zwei weitere Beiträge zu den Grundla- 
gen und Rahmenbedingungen des 
kommunalen Sozialstaats: Ernst-Ulrich 
Huster zur Zentralisierung der Politik 
und Globalisierung der Ökonomie und 
Jens 5. Dangschat zur Entwicklung so- 
zialer Problemlagen als Herausforde- 
rung für die soziale Stadt. Außerdem 
sind v.a. Claus Reis Beitrag zur Woh- 
nungsversorgung einkommensschwa- 
cher Haushalte und Monika Alischs 
Beitrag zur sozialen Stadtentwicklung 
empfehlenswert. 

Armut und soziale Integration 
Alisch, wissenschaftliche Referentin in 
der Stadtentwicklungsbehörde Ham- 
burg, und Dangschat, Professor für 
Stadt- und Regionalforschung an der 
Technischen Universität Wien, haben 
ihre Argumentationen darüber hin- 
aus in einem eigenen Buch zusam- 
mengefaßt. Dieses Buch gliedert sich 
grob in drei Teile: 

Im ersten Teil leisten die beiden 
Autorlnnen eine kritische Auseinan- 
dersetzung mit der deutschen Ar- 
mutsforschung, diskutieren Indikato- 
ren zur Erfassung der Armut, untersu- 
chen die Ursachen von Armut und ih- 
rer räumlichen Konzentration und 
stellen die Armut als ein großstädti- 
sches Problem vor. Sie verweisen auf 
die Zusammenhänge zwischen den 
ökonomischen Umstrukturierungen 
und der Deregulierungswelle in der 
Wohnungspolitik, zunehmender Ar- 
mut, gesellschaftlicher Desintegration 
und Entsolidarisierung. 

Im zweiten Teil wird beispielhaft 
die Situation in Hamburg vorgestellt. 

Im dritten Teil folgen Bausteine für 
eine Strategie sozialer Stadtentwick- 

Alisch und 
Dangschat 
verweisen auf die 
Gefah~ daß die 
Ansätze einer 
städtischen Politik 
gegen Armut und 
soziale Ausgren- 
zung wieder 
deutlich zurückge- 
nommen würden, 
soziale Planung 
habe derzeit 
,,keine Konjunk- 
tur". 
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Wege zur sozialen 
Stadt? 
von Hans Günter Bell* 

Besprechung zu: Walter Hanesch 
(Hrsg.): Überlebt die soziale Stadt? 
Konzeption, Krise und Perspektiven 
kommunaler Sozialstaatlichkeit; Leske 
und Budrich, Opladen 1997, 370 Sei- 
ten, 48,OO DM; und zu: Monika 

Für Hanesch sind 
die Kommunen 

einerseits ,,Opfern 
der Konsolidierung 

des Bundes und 
der Ländec 

andererseits 
würden sie häufig 

genug selbst zu 
,,Täternn und 
bürdeten die 

Lasten des 
sozialökonomi- 
schen Struktur- 

wandels den sozial 
Schwächsten auf 

* Hans Günter Bell, geb. 
Jusos Mittelrhein, Stadtl: 
Duisburg 

Alisch 1 Jens 5. Dangschat: Armut und 
soziale Integration. Strategien sozialer 
Stadtentwicklung und lokaler Nach- 
haltigkeit; Leske und Budrich, Opla- 
den 1998, 258 Seiten, 44,OO D M  

E s droht die Rückkehr des 19. 
Jahrhunderts . . . Marginalisie- 

" rungstendenzen auf dem Ar- 
beitsmarkt, Abbau von sozialstaatli- 
chen Sicherungsnetzen und sozial- 
räumliche Segregationstendenzen in 
der Wohnungsversorgung führen zu 
der Befürchtung, daß sich in den 
deutschen Großstädten neue sozial- 
räumliche Strukturen herausbilden, 
die in den letzten 50 Jahren gerade 
überwunden worden sind. " 
(Hartmut Häußermann)' 

Während die alte Bundesregierung 
noch durch Gesundheitsminister See- 
hofer und Jugend- und Familienministe 
rin Nolte verkünden ließ, Armut sei in 
Deutschland kein Problem, stellt sich die 
Lage tatsächlich dramatisch anders dar: 
Ende 1997 bezogen in Deutschland 
2,89 Mio. Menschen Sozialhilfe, darun- 
ter immer mehr Kinder und Jugendliche 
- nachzulesen im ,,Sozialreport 1997" 
des Statistischen Bundesamtes2. Die 
Kommunen mußten im Jahr 1997 17,2 
Milliarden DM an Sozialhilfe zahlen, 
12,7 Milliarden DM mehr als 1980 (eine 
Steigerung um 286 % ! )3 .  

Diese Entwicklung hat viel 
menschliches Leid verursacht und die 
kommunale Selbstverwaltung im 
Kern erschüttert. Auf die neue Bun- 
desregierung sind daher die Hoffnun- 
gen Vieler gerichtet. SPD und Bündnis 
90/Die Grünen haben bereits in ihrer 
Koalitionsvereinbarung zugesagt, die 
Finanzkraft der Gemeinden stärken 
und das Gemeindefinanzsystem einer 
umfassenden Prüfung unterziehen zu 

1965, wohnt in Köln, stellv Vorsitzender der 
ilaner; Studium der Sozialwissenschaften in 

SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG NEW DEAL FÜR ARBEIT? 

wollen. Außerdem kündigen sie an, 
ein Konzept für eine bedarfsorientier- 
te soziale Grundsicherung zu entwik- 
keln. Diese Ankündigungen lassen 
hoffen, ihnen muß jedoch erst noch 
die Umsetzung folgen. Und die ersten 
Erfahrungen mit der neuen Regierung 
zeigen, daß man vor bösen ~ b e r r a -  
schungen nicht gefeit ist. 

Es kommt jedoch auch auf die 
Kommunen selbst und ihre Politik an, 
wenn Armut wirklich bekämpft und 
ihre Ursachen beseitigt werden sollen. 
Zwei Bücher widmen sich dem Thema 
,,soziale Kommunalpolitik": Walter Ha- 
nesch legte 1997 einen Sammelband 
mit dem Titel ,,Überlebt die soziale 
Stadt?" vor, Monikas Alisch und Jens S. 
Dangschat folgten 1998 mit ihrem 
Buch ,,Armut und soziale Integration. 
Strategien sozialer Stadtentwicklung 
und lokaler Nachhaltigkeit". Auch vor 
dem Hintergrund der in diesem Jahr 
(in NRW) bevorstehenden Kommunal- 
wahlen lohnt sich ein Blick auf ihre 
Analysen und Konzepte, denn trotz 
der offensichtlichen Relevanz des The- 
mas ist die politische Linke innerhalb 
und außerhalb der Sozialdemokratie 
(noch) nicht in der Lage, überzeugen- 
de Alternativen zur vorherrschenden 
Praxis in den Kommunen zu benen- 
nen. 

Überlebt die soziale Stadt? 
Der von Hanesch herausgegebene 
Band dokumentiert eine Tagung, die 
im Juli 1996 in Frankfuri am Main un- 
ter dem Titel ,,Armut in den Kommu- 
nen -Armut der Kommunen: Gibt es 
eine Zukunft für die soziale Stadt?" 
stattfand. Er enthält die Vorträge die- 
ser Tagung, ergänzt um einige zusätz- 
liche Beiträge. Sie sind drei themati- 
schen Schwerpunkten zugeordnet: 

Grundlagen und Rahmenbedin- 
gungen des kommunalen Sozialstaats 

Strategische Ansatzpunkte für 
eine Neuorientierung kommunaler 
Sozialpolitik 

Handlungsfelder und Problem- 
stellungen kommunaler Sozialpolitik 

Hanesch, Professor für Sozialver- 
waltung am Fachbereich Sozialpäd- 
agogik der Fachhochschule Darm- 
Stadt, weist bereits in seiner Einlei- 
tung darauf hin, daß in diesem Band 
ein breites Spektrum an Positionen 
und Sichtweisen versammelt sei. Dies 
und die große thematische Bandbrei- 
te der Beiträge machen den Band zu 
einer guten Einführung in aktuelle 
Problemstellungen des kommunalen 
Sozialstaats und in Themen und Fra- 
gen sozialer Kommunalpolitik. 

Auf alle Beiträge einzugehen, 
würde den Rahmen dieser Rezension 
sprengen. Ich beschränke mich daher 
auf zwei beispielhafte Beiträge, in de- 
nen einmal grundlegende Informatio- 
nen vermittelt (Walter Hanesch: Kon- 
zeption, Krise und Optionen der so- 
zialen Stadt) und das andere mal an 
einem konkreten Beispiel Handlungs- 
möglichkeiten aufzeigt werden (Peter 
Barthelheimer I Thomas von Frey- 
berg: Neue Bündnisse in  der Krise der 
sozialen Stadt - Das Beispiel der Sozi- 
alpolitischen Offensive Frankfurt). 

Konzeption, Krise und Optionen 
der sozialen Stadt 
In seinem Beitrag führt Hanesch aus, 
daß das deutsche Modell kommuna- 
ler Sozialstaatlichkeit vor einer ent- 
scheidenden Bewährungsprobe ste- 
he. Die Scherenbewegung von wach- 
senden Ausgaben und begrenzten fi- 
nanziellen Ressourcen lasse den Kom- 
munen kaum mehr die Möglichkeit, 
ihrer doppelten Aufgabenstellung, 
ein letztes Netz materieller Siche- 
rungsleistungen zu gewährleisten 
und ein breit gefächertes Angebot für 
ihre Bürgerlnnen in den unterschied- 
lichsten Not- und Bedarfssituationen 
sicherzustellen, gerecht zu werden. 

Der damaligen konservativ-libera- 
len Bundesregierung wirft er vor, die 
ökonomische und fiskalische Krise 

de die ,,minima sociaux" einer gene- 
rellen Prüfung unterziehen. Langzeit- 
arbeitslose will er verstärkt in schon 
existierende Arbeitsmarktprogramme 
integrieren. Außerdem werde die Re- 
gierung die Arbeitslosenvereinigun- 
gen als Berater zum geplanten Gesetz 
gegen soziale Ausgrenzung hinzuzie- 
hen. 

Zu mehr ist Jospin nicht bereit. 
Nicht nur, weil die Forderungen der 
Arbeitslosen, darauf hinauslaufen, ei- 
nem Erwerbslosen soviel zuzugeste- 
hen wie einem Beschäftigten, der den 
Mindestlohn erhält. Nicht nur, weil 
die ,,minima sociaux" um 1.500 
Francs anzuheben, mit 70 Milliarden 
Francs im Haushalt zu Buche geschla- 
gen wäre und damit die Teilnahme 
am Euro gefährdet hätte. Nein, Jospin 
will die zentralen Projekte seiner Be- 
schäftigungspolitik nicht aufs Spiel 
setzen -sein Programm gegen die Ju- 
gendarbeitslosigkeit sowie das Gesetz 
zur Einführung der 35-Stunden-Wo- 
che. 

Warten auf Godot? -Arbeit und 
Brot für 700.000 Jugendliche 
,,Die traditionelle Beschäftigungspoli- 
tik kann man heute nicht Iänger prak- 
tizieren. . . . Ein zusehends anwach- 
sender Teil gesellschaftlicher Bedürf- 
nisse findet nicht von selbst einen 
zahlungsfähigen Markt. . . . Eben hier 
muß staatliche Intervention ansetzen, 
da - wie durch dramatische Einzel- 
schicksale millionenfach bewiesen - 
die natürliche Evolution des Marktes 
nicht alle Probleme lösen kann. . . . Als 
erstes müssen die Voraussetzungen 
geschaffen werden, um diese neuen 
Tätigkeiten zu »normalen« Berufstä- 
tigkeiten zu machen, die von »norma- 
len« Beschäftigten ausgeübt werden. 
Sie dürfen nicht Iänger als Übergangs- 
phase zu einem echten Beruf in der 
Marktökonomie oder schlimmer noch 
als Beschäftigungstherapie und Asyl 
der Ausgeschlossenen angesehen 
werden. " 

Diese Sätze stehen in einem 1996 
erschienenen Buch von Philippe Se- 
guin, dem ehemaligen Präsidenten 
der französischen Nationalversamm- 
lung (Zitiert nach: Blätter für deutsche 
und internationale Politik, Heft 12, 
1996, S. 1469). Seguin ist einer der 
führenden Köpfe der Konservativen. 
Der Titel des Buches ,,En attendant 
I'emploi" (,,Warten auf Beschäfti- 
gung") spielt auf Samuel Becketts 
Theaterstück ,,En attendant Godot" 
(,,Warten auf Godot") an. Wer allein 
auf Markt und Wachstum setzt, kann 
auf Arbeit warten, bis er schwarz 

wird: ,,Es ist bereits alles über die Ent- 
koppelung von Wirtschaftswachstum 
und Beschäftigung gesagt worden. 
. . . In  Zukunft wird die Vernichtung 
von Arbeitsplätzen im marktwirt- 
schaftlichen Sektor nicht Iänger auf 
Perioden brutaler Umstrukturierun- 
gen . . . beschränkt bleiben. Heute 
handelt es sich um einen kontinuierli- 
chen Prozeß der Anpassung, der sich 
ohne Unterbrechung unter dem dop- 
pelten Zwang von technischem Fort- 
schritt und Konkurrenz vollzieht. Er ist 
von einer unausweichlichen Reduzie- 
rung des Personalbestandes beglei- 
tet" (ebenda, 5.1 468). 

Die sozialistische Regierung tut, 
was der Konservative Seguin fordert. 
Martine Aubry, Jospins Arbeitsmini- 
sterin, will innerhalb von fünf Jahren, 
sage und schreibe, 700.000 Jugendli- 
che in Arbeit und Brot bringen. 
350.000 dieser Stellen sollen im öf- 
fentlichen Sektor entstehen, die 
350.000 anderen in privaten Unter- 
nehmen. Die Stellen im öffentlichen 
Dienst sollen einen ,,sozial nützlichen 
Charakter" tragen. Es geht z.B. um 
die Versorgung älterer Menschen, 
den Umweltschutz, um Aufsicht auf 
Schulhöfen, in Parkhäusern oder Su- 
permärkten, um Hausmeistertätigkei- 
ten, die Betreuung von Strafgefange- 
nen, Personal für Nachhilfeunterricht, 
um Information, soziale Integration, 
Bildung und Kultur. 

Das Unterrichtsministerium hat 
Bedarf für 140.000 dieser Stellen an- 
gemeldet; 40.000 ,,aides educateurs" 
hat es bereits eingestellt. 150.000 In- 
teressenten haben sich als ,,aide edu- 
cateur" beworben. 7.000 junge Leute 
haben Hilfstätigkeiten bei der Polizei 
übernommen. lnnenminister Jean- 
Pierre Chevenement (MDC) verspricht, 
ihnen später eine feste Stelle zu bie- 
ten. Der Dachverband der Wohl- 
fahrtsvereinigungen UNIOPSS hat 
Projekte für 100.000 Stellen vorge- 
legt. 

,,Es geht hier nicht darum, Ju- 
gendliche in ungesicherte Arbeitsver- 
hältnisse zu bringen, um sie mit  ge- 
ringfügigen Aufgaben in der Verwal- 
tung oder in Vereinen zu beschäfti- 
gen. . . . Diese Stellen müssen zu rich- 
tigen Berufen gemacht werden, . . . 

damit sie anerkannte Abschlüsse er- 
langen können", sagt Martine Aubry, 
als sie den Gesetzentwurf vorstellt. 

Verantwortliche aus zehn Mini- 
sterien haben gemeinsam mit Wis- 
senschaftlern und Fachleuten aus 
den Gemeinden, Regionen, den Ar- 
beitsämtern und sozialen Gruppen 
22 Berufsbilder und Qualifikations- 

profile entwickelt, die den ,,neuenr' 
Bedürfnissen entsprechen. Ist der 
junge Arbeitslose eingestellt, durch- 
läuft er zunächst eine Ausbildungs- 
und Qualifizierungsphase. Sein Ver- 
trag läuft über fünf ( ! )  Jahre. Sein 
Gehalt soll wenigstens dem gesetzli- 
chen Mindestlohn von derzeit 5.240 
Francs (1.700 DM) netto entspre- 
chen. Die Regierung hat den Min- 
destlohn im Sommer 1997 um 4% 
angehoben. Der Staat übernimmt 
für den gesamten Zeitraum 80% der 
Bruttolohnkosten, die restlichen 20% 
muß der Arbeitgeber tragen. Der 
Staat fördert also jede Stelle mit 
92.000 Francs pro Jahr und zahlt zu- 
dem Projektmittel für Bildungspro- 
gramme und Markterschließungs- 
studien. Für private Arbeitgeber gel- 
ten die gleichen Konditionen. Die Ko- 
sten des Programms machen insge- 
samt etwa 35 Milliarden Francs (ca. 
10,5 Mrd. DM) aus. 

Fraglich ist, ob die Arbeitgeber 
tatsächlich 350.000 neue Arbeitplät- 
ze für Jugendliche schaffen können 
und wollen. Für die 350.000 im öf- 
fentlichen Dienst steht die Regierung 
im Wort, für Nummer Dreihunder- 
fünfzigtausendundeins will sie keine 
Garantie geben. In einem Interview, 
das der Fernsehsender arte am 12. 
November 1998 ausstrahlte, erklärte 
Lionel Jospin: ,,Hier handelt es sich 
nicht mehr um eine direkte Verpflich- 
tung der Regierung. " 

Skepsis ist auch bei dieser Passage 
aus dem Gesetzentwurf angebracht: 
,,Es geht hier nicht darum, . . . ordent- 
liche Beschäftigte zu ersetzen. . . . Wir 
haben nicht vor, Jugendliche in be- 
reits bestehenden öffentlichen Stellen 
unterzubringen. " 

Das Erziehungsministerium um- 
geht mit den 40.000 im Bildungswe- 
sen geschaffenen Stellen den für Be- 
amte verhängten Einstellungsstopp, 
wie ein Bericht der Sozialkommission 
der Nationalversammlung klar- 
macht. Außerdem müssen jetzt wohl 
Lehramtsstudierende angesichts der 
billigen Konkurrenz um ihren ein- 
träglichen ~eben job  bangen. Sie ha- 
ben bisher als sog. ,,pions" die Auf- 
sicht auf Schulhöfen geführt. Daß es 
sich bei den ,,emplois-jeunes" (Ju- 
gend-Jobs) ausschließlich um neue, 
,,richtige Berufe" mit Ausbildung 
und anerkanntem Abschluß handelt, 
scheint zweifelhaft. -Welche beson- 
dere Qualifikation braucht ein Park- 
hauswächter? Oft genügt Madame 
Aubry schon ein neues Etikett. So 
werden aus herkömmlichen Abfall- 
kontrolleuren einfach ,,Umweltagen- 

1st der junge Arbeits- 
lose eingestellt, 
durchläuft er 
zunächst eine 
Ausbildungs- und 
Qualifizierungsphase. 
Sein Vertrag läuft 
über fünf (!) Jahre. 
Sein Gehalt soll 
wenigstens dem 
gesetzlichen Mindest- 
lohn von derzeit 
5.240 Francs (7.700 
DM) netto entspre- 
chen 
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Foto' Christian Kiel (Meerbusch) 

ten"; et voila, wieder ein ,,neues" ge- 35Stunden"zusammen, die E. A. Sel- 
liere, der Chef des französischen Ar- 

beitszeit um mindestens 10% kürzt 
und gleichzeitig die Belegschaft um 
6% vergrößert bzw. einen geplanten 
Stellenabbau im gleichen Umfang 
vermeidet, bekommt fünf Jahre lang 
eine staatliche ,,Prämie". Will heißen: 
Die Regierung reduziert die Arbeitge- 
ber-Beiträge zur Sozialversicherung. 
Damit die Arbeitgeber möglichst 
rasch neue Leute einstellen, sinken die 
Prämien nach jedem Jahr, das sie ta- 
tenlos verstreichen lassen. 1998 gibt 
es eine pauschale Lohnsubvention 
von 9.000 Francs (2.700 DM) für je- 
den Arbeitsplatz; wohlgemerkt, für 
jeden, nicht bloß für jeden neu ge- 
schaffenen. Diese Subvention verrin- 
gert sich im Laufe der fünf Jahre bis 
auf 5.000 Francs im letzten Jahr. Un- 
ternehmen, die die Arbeitszeit um 
mehr als 10% verkürzen und mehr als 
6% neue Stellen schaffen bzw. ge- 
fährdete Stellen erhalten, bekommen 
eine höhere Subvention, die bis auf 
13.000 Francs je Arbeitsplatz steigen 
kann. Für dieses Anreizprogramm hat 
die Regierung etwa drei Milliarden 
Francs veranschlagt. 

Zugeständnisse: Was unter einer 
35-Stunden-Woche zu verstehen ist, 
bleibt letztlich Verhandlungssache 
zwischen den Gewerkschaften und 
Arbeitgebern. Sie dürfen die Wochen- 
arbeitszeit ,,modulieren", d.h. übers 
Jahr hinweg flexibel gestalten. Eine 
Arbeitswoche sind weder fünf Tage 
noch 35 Stunden; die durchschnittli- 
che Wochenarbeitszeit über einen 
größeren Zeitraum sollte nur bei 35 
Stunden liegen. Auf Arbeitszeitkon- 
ten können Arbeitnehmer Urlaubsan- 
sprüche über mehrere Jahre hinweg 
sammeln. Wer mehr als 35 Stunden 
pro Woche arbeitet, bekommt übers 
Jahr mehr Urlaubstage. So erhalten 
Unternehmer die Möglichkeit, ihr Per- 
sonal entsprechend der Auftragslage 
springen zu lassen. Flexibilitätsreser- 
ven oder Über~tundenkontin~ente 
nennt sich das, will aber nichts ande- 
res sagen, als dies: Arbeitnehmer, 
ordne dich in deiner ganzen Lebens- 
führung den Maschinenlaufzeiten 
unter! 

Die Regierung will es allen recht 
machen. Sie will flexibilitätsbedingte 
Produktivitätsgewinne der Unterneh- 
men in Grenzen zulassen, die Be- 
schäftigung erhöhen und gleichzeitig 
negative Effekte auf die Kaufkraft ver- 
meiden. Bei einem derartigen Balan- 
ceakt kann schon mal der eine oder 
andere hehre Vorsatz ins Taumeln ge- 
raten und abstürzen. Na, um welchen 
Vorsatz mag es sich wohl handeln? 
Richtig, um den des vollen Lohnaus- 

Verbrauch müssen auf niedrige Energieintensität umge- 
stellt werden, die Energieversorgung muß sich von den 
fossilen und Nuklearenergien weg- und zum Gebrauch er- 
neuerbarer und umweltfreundlicher Energiequellen hinbe- 
wegen. Dieser Umbau ist ein zeitraubender Prozeß, der nur 
in Jahrzehnten zu vollenden ist. Es ist jedoch wichtig, daß 
wesentliche Entscheidungen in diese Richtung schnell ge- 
troffen werden und daß der Weg für eine neue Energiepo- 
litik geöffnet wird. Daher schlagen wir vor: 

~ i n e  Ökosteuer auf alle Formen des Energieverbrauchs aus 
nuklearen und fossilen Quellen einzuführen. Die EU sollte an- 
kündigen, daß der Satz dieser Steuer kontinuierlich um einen 
festen Prozentsatz in den nächsten Jahren gesteigert wird. 

Die schnelle Vergrößerung der Mittel für die Entwicklung 
und Anwendung neuer Energiequellen, insbesondere der 
Sonnenenergie. Es hat schon einige Bewegung in diese Rich- 
tung während der letzten Jahre gegeben, aber sie ist zu 

sellschaftliches Bedürfnis abgedeckt. 
In einer Pressemitteilung vom 27. 
August 1997 listet Madame Aubry 

beitgeberdachverbandes, einberufen 
hatte. Auf dieser Protestversammlung 
haben die Unternehmer einem Geset- die 22 angeblich neuen Berufe zwar 

auf, deren Lektüre gerät aber zum 
,,Rätselraten mit Martine". Was die 
Neueingestellten konkret tun sollen, 

zesvorhaben der Regierung den 
Kampf angesagt, das Jospin in einem 
Interview für France 2 am 21. Novem- ,, Einstellungsstreik! ", 

konterten die 
Bauarbeitgeber: Die 
Regierung ließ sich 
nicht beirren. Das 

Gesetz über die 35- 
Stunden-Woche ist 

seit dem 79. Mai 
7 998 in Kraft. Es setzt 

die Unternehmen 
unter Zugzwang, 

lockt sie mit Zucker- 
brot und macht ihnen 

Zugeständnisse. 

bleibt hinter nebulösen Formulierun- ber 1997 als ,,riskantes Abenteuer" 
gen und bis zur grotesken Lächer- 
lichkeit aufgeblasenen Berufsbe- 

bezeichnete. Was treibt die Unterneh- 
mer auf die Barrikaden? Das: Die Re- 
gierung senkt die gesetzliche Wo- zeichnungen verborgen: Ein ,,agent 

accompagnateur" ist nichts weiter 
als ein Beifahrer im Schulbus, der 

chenarbeitszeit von derzeit 39 auf 35 
Stunden. Für Jospin ist laut seiner Re- 
gierungserklärung „die Verkürzung darauf zu achten hat, daß die Lüm- 

mel in der letzten Bank keinen Blöd- 
sinn machen. In der Polizeistation 
begrüßt zukünftig ein ,,agent 

der Arbeitszeit . . . sowohl ein wirt- 
schaftlicher Fortschritt, weil er viele 
Arbeitsplätze schaffen wird, als auch langsam, unzureichend und ungleich innerhalb der EU ver- 

laufen. Wir stimmen mit dem Weißbuch von 1997 über er- 
neuerbare Energiequellen überein, das fordert, als Zwi- vorbereitende. Maßnahmen unterstützt werden soll, die 
schenziel den Anteil erneuerbarer Energiequellen von 6 auf auch mehr finanzielle Hilfen in der Form von Subventionen 
12 Prozent des allgemeinen Bruttoenergieverbrauches bis und niedrigverzinsten Krediten umfassen sollen. In diesem 
zum Jahre 2000 zu verdoppeln -was im übrigen auch die Zusammenhang sollte ein neuer Entwicklungsfonds einge- 
Schaffung von 500.000 bis 900.000 Arbeitsplätzen bedeu- richtet werden, um wirksamer mit den Produktivitäts- und 
ten würde. Einkommensunterschieden zwischen EU und den assoziier- 

Das Einfrieren und die Verminderung der europäischen ten Ländern fertig zu werden. Die Anwendung der Maas- 
Forschung im Bereich der Nuklearenergie und verbindlich tricht-Kriterien auf die makroökonomischen Größen der ost- 
angekündigte und zuverlässige Zwischenziele für das Aus- europäischen Länder sollte aufgegeben werden. Die neu 
laufen der Atomkraftwerke innerhalb eines Zeitraums, der beitretenden Länder sollten Mitglieder eines neuen europäi- 
für verschiedene Länder je nach deren spezifischen Um- schen Währungssystems (EWS2) werden, in dem es feste, 
ständen bestimmt werden sollte. durch die Europäische Zentralbank gestützte, Wechselkurs- 

Die EU kann und sollte in viel größerem Maße als in der ' Zonen geben sollte, die allerdings Spielraum für Wechsel- 
Vergangenheit umweltfreundliche nationale und regiona- kursanpassungen im gegenseitigen Einvernehmen lassen. 
le Projekte zum Umbau der Verkehrssysteme ermutigen Auf der Seite der gegenwärtigen EU muß der Prozeß 
und fördern. Auf europäischer Ebene sollten solche Politi- der institutionellen Reformen - in Bezug auf die Größe und 
ken durch spezielle Steuern für Flugbenzin und Lastkraft- Struktur der Kommission, das Gewicht der einzelnen Län- 
wagen ergänzt werden. Nationale und regionale Program- der im Entscheidungsprozeß, den Status und die Funktio- 
me zur Mülleinsparung und zum Recycling können durch nen des Europäischen Parlaments und andere Fragen - 
europäische Maßnahmen verstärkt werden. Gewöhnlich fortgesetzt werden, um einen ordnungsgemäßen Erweite- 
sind derartige Maßnahmen arbeitsintensiv, daher sollte ein rungsprozeß und die Funktionsfähigkeit einer vergrößerten 
größerer Anteil der insgesamt erheblich gewachsenen EU zu gewährleisten. Die Reform der gemeinsamen Agrar- 
Strukturfonds für sie reserviert werden. politik, die vor ungefähr sechs 

sieben Jahren begann, M i t  dem Ende des Kalten Krieges ist 
3.4 Mehr Unterstützung für den Erweiterungspro- sollte beschleunigt werden 
zeß: Eine umfassende Ordnung für Frieden, Freiheit und den bevorstehenden Bei- die Schaffung einer umfassenden eu- 
und sozialen Fortschritt steht erneut auf der tritt von neuen Mitgliedslän- ropäischen Ordnung für Frieden, Frei- 
historischen Tagesordnung in Europa dern mit großen landwirt- 
Mit  dem Ende des Kalten Krieges ist die Schaffung einer schaftlichen Kapazitäten be- heit und erneut 
umfassenden europäischen Ordnung für Frieden, Freiheit rücksichtigen. Auch sollte die auf die historische Tagesordnung ge- 
und sozialen Fortschritt erneut auf die historische Tages- EU in den Beitrittsverhandlun- 
ordnung gesetzt worden. Demgegenüber macht der Bei- gen großzügige und langfristi- setzt worden. 

tritt der osteuropäischen Länder zur EU, der offiziell seit Be- ge Übergang~ausnahmere~e- 
ginn der neunziger Jahre anvisiert wird, nur ungenügende lungen vom Rechtsbestand der Gemeinschaft gewähren. 
Fortschritte. Dies ist im wesentlichen auf die EU zurückzu- Auf der anderen Seite müssen im Hinblick auf die volle In- 
führen, die zögert, den Erweiterungsprozeß voranzubrin- tegration der Arbeitsmärkte Übergangsregelungen ausge- 
gen. Die früheren sozialistischen Länder, die mit der EU as- handelt werden, um steigende Arbeitslosigkeit in den ge- 
soziiert sind, haben ihre Wirtschaften mit großen wirt- genwärtigen EU-Mitgliedsländern zu vermeiden. 
schaftlichen und sozialen Kosten angepaßt, während um- Die Perspektive der Erweiterung reicht über die erste 
gekehrt der Erweiterungsprozeß von Seiten der EU verzö- Runde der fünf Länder hinaus, mit denen gegenwärtig Ver- 
gert worden ist. Eine Fortsetzung dieser Strategie würde handlungen geführt werden. Daher sollte die EU konkrete 
letztlich zu neuen scharfen Spaltungen und Polarisierun- Kooperationsabkommen mit den osteuropäischen Ländern 
gen zwischen Ost und West führen und politische Konflik- unter dem Dach der ständigen europäischen Konferenz 
te schaffen, die schwer zu kontrollieren sind. Daher sollte anstreben. Schließlich sollte auch ein Verhaltenscodex ver- 
der Erweiterungsprozeß intensiviert werden: abschiedet werden, der die Tätigkeit multinationaler Ge- 

In erster Linie erfordert dies, daß der Zeitplan für den sellschaften regelt und dieVerletzung sozialer Rechte sank- 
Beitritt der ersten fünf Länder beibehalten und stärker durch tioniert. (...) SPW 

d'accueil, d'orientation et d'aide aux 
victimes" alle freiwilligen wie unfrei- 
willigen Besucher, denn seine Aufga- 

ein sozialer Fortschriit. " 
Muß er sich wegen läppischer vier 

Stunden in der Woche schon Sorgen 
um seinen Hals machen? Ja, denn die be ist es, einen qualitativen Empfang 

in den Kommissariaten zu gewährlei- 
sten (,,. . . i l  sera charge d'assurer un 

drei kleinen Worte, die Jospin zwi- 
schen ,,Arbeitszeit" und ,,sowohl" ein- 
fügte, erwecken die Blutrunst jedes accueil de qualite dans les commissa- 

riats"). Noch Fragen? -Ja. Was ge- 
nau unterscheidet einen ,,agent de 
mediation", von einem ,,mediateur 

Arbeitgebers: ,,bei vollem Lohnaus- 
gleich ". 

,, Einstellungsstreik!", konterten 
local" und diesen wiederum von ei- 
nem ,,mediateur penal"? 

Bisher liegt die Regierung noch 
ein Drittel unter ihrem Plansoll: 1997 
sollten es 30.000 neue Stellen sein, 
1998 120.000 und in den beiden fol- 

die Bauarbeitgeber. Die Regierung 
ließ sich nicht beirren. Das Gesetz 
über die 35-Stunden-Woche ist seit 
dem 19. Mai 1998 in Kraft. Es setzt 
die Unternehmen unter Zugzwang, 
lockt sie mit Zuckerbrot und macht 
ihnen Zugeständnisse. genden Jahren sollen noch jeweils 

100.000 dazukommen. Im November 
1998 hatte sie laut Frankfurter Rund- 
schau (FR; 20.1 1 . I  998; 5.13) 
101.000 Jugendliche eingestellt, fehl- 
ten also noch 49.000 bis Silvester 
1998. 

Zugzwang: Für Unternehmen mit 
mehr als zwanzig Beschäftigten gilt 
ab dem 1. Januar 2000 eine gesetzli- 
che Wochenarbeitszeit von 35 Stun- 
den; auf Unternehmen mit bis zu 
zwanzig Beschäftigten trifft dies erst 
ab dem 1. Januar 2002 zu. Unter- 
nehmen, die bis zum 1. Januar 2000 
bzw. 2002 ihre Arbeitszeit nicht ver- 
kürzt haben, müssen.damit rechnen, 

Trotz alledem, noch nie hat eine 
französische Regierung soviel Geld für 
ein Beschäftigungsprogramm sprin- 

Es gibt eine realisti- 
sche Alternative zu 

Sozialabbau und 
Arbeitsplatzvernich- 

tung, mehr soziale 
Gerechtigkeit ist 

möglich, Unterneh- 
mer und Bessewerdie- 

nende müssen ihren 
Teil dazu beitragen, 

und sind sie nicht 
willig, rnuß sie eine 

entschlossene 
Regierung notfalls 

dazu zwingen. Diese 
Botschaft geht von 

Paris aus. 

gen lassen - 10,5 Milliarden Mark. Jo- 
spin tut noch mehr: Anfang März 
1998 präsentierte die französische 

daß jede Arbeitsstunde jenseits der 
35-Stunden-Grenze fortan als Über- 
stunde gilt, die Mehrkosten verur- Regierung einen Gesetzentwurf zur 

Bekämpfung der sozialen Ausgren- 
zung, nach dem Jahr für Jahr 60.000 
Jugendliche ohne Berufsausbildung 

sacht, weil Verdienstzuschläge oder 
vorgeschriebene Ausgleichszeiten 
anfallen. Wie hoch die Mehrkosten 

eine Qualifizierung von achtzehn Mo- 
naten Dauer erhalten sollen. 

für Überstunden ausfallen, will die 
Regierung erst Ende 1999 in einem 
zweiten Gesetz festlegen. So bleibt 
ihr ein Druckmittel oder ein Spiel- ,,Generalstände gegen Jospin" - 

Chefs boykottieren 35-Stunden- 
Woche 
Am 5. Mai 1789 traten die General- 
stände seit 1614 zum ersten und zu- 
gleich zum letzten Mal wieder zusam- 
men. Ein folgenschweres Ereignis, 
nicht nur für den damaligen Regie- 
rungschef, Louis XVI., der knapp vier 
Jahre und eine Revolution später sei- 
nen Kopf verlor. Im Dezember 1997 
traten die ,,Generalstände gegen die 

raum für Zugeständnisse gegenüber 
den Arbeitgebern, je nach dem, ob 
und wie weit diese ,,mitmachen". 
Der öffentliche Sektor ist nicht Ge- 
genstand des Gesetzes. Die Regie- 
rung hat jedoch den Personalabbau 
der vergangenen Jahre gestoppt und 
angekündigt, auch dort die Arbeits- 
zeit zu verkürzen. 

Zuckerbrot: Jedes Unternehmen, 
das vor dem 1. Januar 2000 die Ar- 
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Steuern zu basieren, was allerdings eine langfristige Um- 
strukturierung und Harmonisierung nationaler Steuersyste- 
me erfordern würde. 

Viertens sollten Maßnahmen gegen Steuerkonkurrenz 
zwischen verschiedenen Ländern ergriffen werden, weil Steu- 
erkonkurrenz dazu tendiert, die nationale Einkommensbasis 
auszuhöhlen und die Wirtschaft zu destabilisieren. Erste Vor- 
schläge der EU in dieser Richtung - die einheitliche Besteue- 
rung der Zinseinkommen oder die Übermittlung der diesbe- 
züglichen Informationen an die Steuerbehörden des Heimat- 
landes ausländischer Unternehmen - sollten aufgegriffen und 
erweitert werden. Allgemein sollte die Ideologie des Wettbe- 
werbsföderalismus, die während des letzten Jahrzehnts viel 
Zulauf bei Wissenschaftlern und Politikern gefunden hat, zu- 
gunsten ökonomischer Stabilität, sozialen Zusammenhalts 
und Solidarität als Leitlinie für Finanzpolitik zurückgewiesen 
werden. 

3.2 Eine SozialverFassung für Europa: Kernstück 
des neuen Paradigma 
Wir betrachten die feste Verpflichtung auf eine soziale Ge- 
sellschaft, eine Art sozialer Verfassung, als eins der wesentli- 
chen Ziele der Europäischen Vereinigung. Eine solche Verfas- 
sung rnuß auf Vollbeschäftigung gegründet sein, allerdings 
weit darüber hinaus gehen und den Gebrauch und die Wei- 
terentwicklung der produktiven Kräfte in unserer Gesell- 
schaft umfassen. Sie rnuß ein weitreichendes und nichtbü- 
rokratisches Sozialsystem ebenso wie eine faire Verteilung 

von Einkommen, Vermögen 

Die Fortsetzung des energie- und ab- und Chancen sowie demokrati- 
sche Strukturen und Beteiligung 

fallintensiven industriellen Musters der auf Ebenen der Gesell- 

kapitalistischen Welt des schaft gewährleisten. Während 
der letzten beiden Jahrzehnte 

letzten Jahrh,underts würde zu einer sind wir mit einer erheblichen 
Umweltkatastrophe führen und ist da- Schrumpfung des Wohlfahrts- 

staates konfrontiert gewesen, 
her als Entwicklungsstrategie nicht wegen des der 

gangbar. Konkurrenz als auch wegen der 
Unterordnung großer Teile des 

traditionellen Wohlfahrtssystems unter die Regeln des priva- 
ten Gewinns. Als Folge ist der verbliebene kleinere soziale 
Sektor zunehmend bürokratisch und autoritär geworden. 
Dieser Trend rnuß umgedreht werden. 

Wir bestehen darauf, daß es keinen Konflikt zwischen 
Vollbeschäftigung und sozialer Wohlfahrt in dem Sinne 
gibt, daß Vollbeschäftigung nur um den Preis eines niedri- 
geren Niveaus von Einkommen, sozialer Sicherheit, Ar- 
beitsschutz und anderer Teile der Lebensqualität zu haben 
ist, wie manche Entwicklungen in den USA zu suggerieren 
scheinen. Die Verbindung ist eher umgekehrt: Der volle 
Gebrauch der menschlichen Fähigkeiten, Kenntnisse und 
Kreativität schafft die Wohlstandsbasis, die eine beständige 
Verbesserung des materiellen Lebensstandards und der 
immateriellen Lebensqualität für alle erlaubt. Allerdings 
zeigen die Entwicklungen in den USA, daß mehr Wohl- 
stand und höhere Einkommen keineautomatischen Folgen 
von mehr Beschäftigung sind. Sie erfordern politische 
Maßnahmen und Steuerung. 

Es hat beträchtlichen Fortschritt in der EU auf wenigen 
begrenzten Gebieten der Sozialpolitik gegeben, insbeson- 
dere auf dem Gebiet der Gesundheit und Arbeitssicherheit. 
Insgesamt ist der Fortschritt jedoch weit unter den Ansprü- 
chen der Charta der Sozialen Rechte von 1989 und der dar- 
auf folgenden europäischen Aktionsprogramme geblie- 
ben, und in vielen Ländern hat es regelrechten Rückschritt 

HERAUSFORDERUNG EUROPA 

durch Sozialabbau, Deregulierung von Arbeitsbedingun- 
gen, die Kombination von weniger sozialer Sicherheit und 
mehr Zwang gegeben. Der neoliberale Fundamentalismus 
hat in vielen Bereichen der gesellschaftlichen Realität ruinö- 
se Ergebnisse produziert. Ein europäisches Sozialmodell zu 
etablieren, bedeutet, daß jede Person, die permanent in 
der EU lebt, das garantierte und bedingungslose Recht auf 
ein Einkommensniveau, auf ein Maß an sozialer Sicherheit 
und Wohlfahrt und auf demokratische Beteiligungsmög- 
lichkeiten am gesellschaftlichen Leben haben soll, die not- 
wendig sind, um ein unabhängiges und würdiges Leben 
zu führen. Dieses Ziel sollte ein unerschütterlicher und zen- 
traler Eckpunkt einer europäischen Verfassung werden. 

Die gegenwärtige Unterschiedlichkeit der Löhne, der 
Sozialversicherung, der öffentlichen Sozialsysteme sowie 
der Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Mitgliedslän- 
dern der EU schafft schwierige Probleme für die Verfol- 
gung dieses Zieles. Dennoch gibt es Handlungsmöglichkei- 
ten auf mindestens fünf verschiedenen Ebenen: 

Erstens sollte die EU ein schrittweise steigendes Min- 
destniveau sozialer und Wohlfahrtsstandards in den mei- 
sten Bereichen der sozialen Sicherheit und Wohlfahrt 
schaffen. 

Zweitens sollte die EU sich in großem Umfang in der 
Förderung und Finanzierung oder Kofinanzierung von Po- 
litiken für bestimmte Gruppen mit besonderen Bedürfnis- 
sen und Schwierigkeiten engagieren. 

Drittens rnuß die EU erhebliche Einkommensübertra- 
gungen zur Minderung von Arbeitslosigkeit und zur Förde- 
rung wirtschaftlicher Entwicklung organisieren. Diese 
Transfers sollten an Menschen mit besonders niedrigem 
Wohlstandsniveau gehen, um eineVerbesserung ihrer öko- 
nomischen Lage zu bewirken. 

Viertens sollten alle Mitgliedsländer, um Sozialdurn- 
ping und ein konkurrenzbedingtes Absenken bestehender 
Standards zu vermeiden, mindestens den gegenwärtigen 
Standard nationaler Regulierungen, die über den EU-Min- 
deststandards liegen, beibehalten und auf alle Personen, 
die in dem betreffenden Land leben, anwenden. 

Fünftens: Jede Art unfreiwilliger oder Zwangsarbeit rnuß 
verboten werden. Regelungen hinsichtlich des Umfangs und 
der Flexibilität der Arbeitszeit sollten nicht einseitig durch die 
Arbeitgeber auferlegt werden, sondern auch den Wünschen 
und Bedürfnissen der Beschäftigten entsprechen. 

3.3 Für ökologische Nachhaltigkeit: Erhaltung der 
Grundlagen für die Entwicklung 
Umweltschutz ist ein Muß für das Überleben jeder Gesell- 
schaft. Die Fortsetzung des energie- und abfallintensiven in- 
dustriellen Musters der kapitalistischen Welt während des 
letzten Jahrhunderts würde zu einer Umweltkatastrophe 
führen und ist daher als Entwicklungsstrategie nicht gang- 
bar. Der Gebrauch nicht erneuerbarer fossiler Energie und 
die Produktion schädlicher Abfälle rnuß während der näch- 
sten Jahrzehnte drastisch vermindert werden. Selbst die ver- 
stärkte Ausbeutung natürlicher Rohstoffquellen in der Drit- 
ten Welt und der Müllexport in die Dritte Welt würden den 
Zusammenbruch des industriellen Entwicklungsmusters nur 
verschieben, und sie würden auf zunehmenden und sehr 
gerechtfertigten Widerstand dieser Länder stoßen. 

In letzter Instanz erfordert der Wechsel von einem öko- 
logisch zerstörerischen zu einem nachhaltigen Pfad der 
wirtschaftlichen Entwicklung einen gründlichen Umbau 
der Produktionsweise und der Verbrauchsmuster in Euro- 
pa. Die höchste Priorität in einer Strategie für nachhaltige 
Entwicklung bezieht sich auf die Energie: Produktion und 

NEW DEAL FÜR ARBEIT? 

gleichs. Anders als in Jospins Regie- 
rungserklärung geht nämlich das Ge- 
setzeskonzept davon aus, ,,daß die 
Gewerkschafisvertreter Kollektivver- 
einbarungen auch dann unterstüt- 
zen, wenn diese einen differenzierten 
(also: unvollständigen) Lohnausgleich 
vorsehen." (Bode, Ingo: Aus alt mach 
neu? Arbeitsmarktpolitik und Ge- 
werkschaftstrategien in Frankreich, in: 
Aus Politik und Zeitgeschichte. Beila- 
ge zur Wochenzeitung Das Parla- 
ment, Heft 11/1998, S. 22-31, hier 5. 
28). 

C'est la vie, collegues! Bei euch in 
Frankreich wie überall auf der Welt 
gilt: Wenn eine Regierung einen 
Grundsatz fallen Iäßt, liegt meist ein 
erschlagenes Arbeitnehmerrecht dar- 
unter. 

Die Arbeitgeber rennen die vielen 
offenen Hintertore ein, die ihnen das 
Gesetz Iäßt. Der mächtige Metallar- 
beitgeberverband UlMM hat am 28. 
Juli 1998 eine Abkommen mit drei 
kleineren Gewerkschaften unterzeich- 
net. Das Abkommen trägt den Buch- 
staben des Gesetzes Rechnung, be- 
raubt es aber durch Jahresarbeitszeit- 
konten und großzügige Überstun- 
denkontingente seines Inhalts, sodaß 
faktisch die 39-Stunden-Woche wei- 
terbesteht. Selbst die gemäßigte Ge- 
werkschaft CFDT spricht von einem 
,,schwarzen Tag für die Arbeitszeitver- 
kürzung" (FR; 30.7.1 998). Arbeitsmi- 
nisterin Martine Aubry spricht von ei- 
nem ,,virtuellen Abkommen" (eben- 
da). Es gibt trotz der lukrativen Anrei- 
ze für die Arbeitgeber erst 80 Unter- 
nehmensvereinbarungen, die nur zu 
1.300 neuen Arbeitsplätzen geführt 
haben. (FR; 14.8.1 998) 

Mit dem Gesetz für die 35-Stun- 
den-Woche ist Jospin als Königstiger 
gesprungen und droht, als Bettvorle- 
ger zu landen: Das staatliche Statistik- 
institut INSEE hat berechnet, daß die 
Zahl der Überstunden rechnerisch 
700.000 Vollzeitarbeitsplätzen ent- 
spricht. Wenn das Gesetz zur 35- 
Stunden-Woche ein voller Erfolg wird, 
sind auch bis zu 700.000 neue Ar- 
beitsplätze drin, zeigen unabhängig 
voneinander makroökonomische Si- 
mulationsmodelle der französischen 
Nationalbank und des Konjunkturfor- 
schungsinstitutes OFCE (Obsewatoire 
francais des conjunctures econo- 
miques). 700.000 sind zwar nur ein 
Viertel der gegenwärtig Arbeitslosen; 
aber immerhin. 

Das Wirtschaftsministerium prä- 
sentiert drei verschiedene Szenarien. 
Nach dem günstigsten entstehen 
550.000 neue Arbeitsplätze. Bisher 

sieht es eher so aus, als würde das 
Ministerium mit seiner ungünstigsten 
Prognose der Wirklichkeit am näch- 
sten kommen. Diese geht von einer 
totalen und erfolgreichen Blockade 
seitens der Unternehmer aus. Ergeb- 
nis: 20.000 Stellen. - Weniger als 
heute! 

Allez, Flop oder Top? -Wer 
unten geben will, rnuß oben 
nehmen 
Mehr Jobs gibt es nur gegen fallende 
Löhne und Sozialabbau. Darauf 
schwören sie alle - in Washington, in 
London, in Bonn. Lionel Jospin leistet 
in seiner Regierungserklärung einen 
anderen Eid: ,,Um Beschäftigung und 
soziale Gerechtigkeit zu fördern, müs- 
sen die Arbeitseinkommen weniger 
stark besteuert und die unangemes- 
senen Privilegien für andere Einkom- 
menskategorien abgeschafi werden. 
. . .  Um das Wachstum zu stützen, 
brauchen wir ein Steuersystem, das 
den Verbrauch ankurbelt. " 

Der Premierminister hat die Kör- 
perschaftssteuer für Unternehmen 
mit über 50 Millionen Francs Jahres- 
umsatz von 36,6% auf 41,6% er- 
höht; zwar zunächst nur für 1997 
und 1998, aber, damit rnuß jedes 
fünfte französische Unternehmen 
fünf Prozentpunkte mehr an Steuern 
zahlen. Erwartete Einnahme: 22 Mil- 
liarden Francs. Die Kapitalertrags- 
steuer steigt von 20,9% auf 25%, 
dies soll zusätzlich 20 Milliarden 
bringen. Die Steuer auf Veräuße- 
rungsgewinne verdoppelt sich von 
19,0% auf 41.6%. Jospin gibt weni- 
ger Geld für Rüstung aus; 1997 zwei 
Milliarden Francs weniger, 1998 so- 
gar acht Milliarden. Besserverdienen- 
de mit einem Monatseinkommen ab 
25.000 Francs (ca. 7.500 DM) vor 
Steuern erhalten weniger Kindergeld 
und geringere Subventionen für ihre 
Haushaltshilfen. Die allgemeine Sozi- 
alsteuer (C%= Contribution sociale 
generalisbe), die auf nahezu alle Ein- 
kommensarten erhoben wird, also 
auch auf Kapitalerträge, Mieteinnah- 
men U. a., steigt von 3,4% auf 7,5%. 
Für Rentner und Arbeitslose erhöht 
sich die CSG in weitaus geringerem 
Maße. Außerdem senkt die Regie- 
rung die Krankenversicherungsbei- 
träge der Arbeitnehmer von 5,5% 
auf 0,75%. Martine Aubry will so die 
Arbeitnehmer mit rund 30 Mrd. 
Francs (9 Mrd. DM) entlasten. So 
geht es also auch, wenn man will. 

In Deutschland will man nicht. 
Hier hat die Steuerlast von Unterneh- 
men zwischen 1980 und 1995 um 

29,3% abgenommen. Die Gewinne 
haben sich zwischen 1980 und 1997 
fast verdreifacht (269,8%). Als Kohl 
sein Amt antrat, gab es offiziell Ca. 
1,7 Millionen Arbeitslose, heute sind 
es 4,3 Millionen. Daß Unternehmen 
Arbeitsplätze schaffen, wenn sie we- 
niger Steuern zahlen müssen, wider- 
legt die Wirklichkeit Tag für Tag. Un- 
ternehmen machen Gewinne und be- 
haupten sich gegen die Konkurrenz 
gerade eben dadurch, daß sie mehr 
Arbeit vernichten als zeugen. Rot- 
Grün senkt die Körperschaftssteuer 
von 45% auf 4O0/0, den Spitzensteuer- 
satz für gewerbliche Einkünfte in zwei 
Stufen von 47% auf 43% und gibt da- 
mit den Unternehmen ein eindeutiges 
Signal: ,,Bravo! Weiter so!" 

Der Neoliberalismus Thatchers, 
Reagans und Kohls ist gescheitert. 
Jospin zieht daraus die richtigen 
Konsequenzen, nicht Blair, nicht Clin- 
ton, nicht Schröder. Es gibt eine rea- 
listische Alternative zu Sozialabbau 
und Arbeitsplatzvernichtung, mehr 
soziale Gerechtigkeit ist möglich, Un- 
ternehmer und Besserverdienende 
müssen ihren Teil dazu beitragen, 
und sind sie nicht willig, rnuß sie eine 
entschlossene Regierung notfalls 
dazu zwingen. Diese Botschaft geht 
von Paris aus. 

Regieren" kommt für die Franzo- 
sen immer noch vom lateinischen 
Wort für ,,Herrschenr', ,,Führen" und 
,,In der Gewalt haben ". ,,Regieren ", 
diesen Ausdruck ersetzt Schröder für 
seine Rolle in einem ,,Bündnis für Ar- 
beit" durch ein ebenso schwaches 
wie verräterisches ,, Moderieren": Was 
will Schröder tun? Laut Fremdwörter- 
duden kann er mit ,,Moderieren" nur 
dies gemeint haben: Sich mäßigen 
oder wie Kuli selig den Conferencier 
einer großen Unterhaltungsshow mi- 
men. 

Seit Jospins Amtsübernahme ist 
die Arbeitslosenquote von 12,5% auf 
1 1,8% gesunken. Daraus Iäßt sich 
noch kein Trend ablesen. Jospin profi- 
tiert von der zur Zeit günstigen Wirt- 
schaftskonjunktur in Frankreich; de- 
ren Dauer hängt im wesentlichen 
vom privaten Verbrauch ab. Jospin 
rnuß also weiter oben nehmen, um 
unten geben zu können. Zwischen 
der Regierung und den Arbeitgebern 
stehen die Zeichen auf Sturm. Bringt 
Jospin den Mut auf, den Unterneh- 
mern mit dem Nachfolgegesetz zur 
35-Stunden-Woche zu zeigen, wer 
Herr im Haus ist? Dies ist die Frage, 
die über Wohl und Wehe seiner Be- 
schäftigungs- und Sozialpolitik ent- 
scheidet: Allez, Flop oder Top? S ~ W  

Bringt Jospin den Mut 
auf, den Unterneh- 
mern mit dem 
Nachfolgegesetz zur 
35-Stunden- Woche 
zu zeigen, wer Herr 
im Haus ist? Dies ist 
die frage, d;e über 
Wohl und Wehe 
seiner Beschäfti- 
gungs- und Sozialpoli- 
tik entscheidet: Allez, 
Flop oder Top? 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaf!, Heft 105. 1999 
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Herausforderung Europa 
Einleitende Bemerkungen zum Schwerpunkt 

von Joachim Schuster* 

it dem Bonner Regierungswechsel im September M' letzten Jahres hat sich die politische Landkarte in 
Europa erheblich gewandelt. Mit  Deutschland 

ist die wichtigste Bastion konservativer Politik in Europa ge- 
fallen. Ab 1999 wird sich keine 

ziel rnuß sein, eine ~ b k ~ h ~  von sozialdemokratisch geführte 
Regierung mehr herausreden 

neoliberaler Politik durchzusetzen und können, eine konservative Re. 

die Herausbildung eines neuen euro- gierung habe entscheidende 
Reformen blockiert. 

päischen Sozialstaatsmodells einzulei- Und es gibt noch eine 
ten. weitere einschneidende Ver- 

änderung. Abgesehen von 
oberflächlichem Presserum- 

mel ist weitgehend unbemerkt eine der wesentlichsten 
ökonomischen Veränderungen seit dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges vollzogen worden. Seit dem 
1.1.99 kettet der Euro elf Volkswirtschaften der Euro- 
päischen Union fest aneinander. Damit ist der Binnen- 
markt weitgehend vollendet. 

Neue Anforderungen für die Linke 
Diese neue Situation stellt auch die sozialistische Linke 
vor neue Anforderungen. Es geht darum, mit  den neu- 
en ökonomischen und wirtschaftspolitischen Gegeben- 
heiten umzugehen und gleichzeitig keinen Illusionen 
über die europäische Regulierungsfähigkeit zu erlie- 
gen. Anders ausgedrückt: In der heutigen politischen 

* Dr. Joachim Schuster, Politikw~ssenschaftler, Institut für angewandte Sozial- und 
Politikwissenschaft fispw) in Bremen, Mitglied der spw-Redaktion 
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und ökonomischen Landschaft ist eine erweiterte wirt- 
schaftspolitische Regulation auf der Ebene der EU not- 
wendig und auch möglich. Gleichzeitig muß aber im 
Blickfeld bleiben, daß es in den meisten Fällen nicht um 
besonders gelungene europäische Politiken geht, son- 
dern um eine möglichst effiziente Verzahnung und Ko- 
ordination europäischer, nationaler und regionaler Po- 
litiken. Inhaltlich muß das Ziel sein, gegen mächtige In- 
teressengruppen in Politik und Wirtschaft eine Abkehr 
von neoliberaler Politik durchzusetzen und die Heraus- 
bildung eines neuen europäischen Sozialstaatsmodells 
einzuleiten. 

Der vorliegende Schwerpunkt widmet sich den 
Problemen dieses Politikwechsels. Die rot-grüne Bun- 
desregierung hat im ersten Halbjahr 1999 die EU- 
Ratspräsidentschaft inne und spielt damit eine her- 
ausragende Rolle für die Einleitung eines Politik- 
wechsels. Thorben Albrecht formuliert Anforderun- 
gen an die deutsche Ratspäsidentschatt und kontra- 
stiert diese mi t  den programmatischen Aussagen der 
Schröder-Regierung. Dabei wird deutlich, daß ein 
Politikwechsel trotz erdrückender sozialdemokrati- 
scher Mehrheit in Europa keineswegs ein Selbstläu- 
fer ist. 

Im Anschluß daran findet sich ein Artikel zu einem 
konkreten Reformfeld. Karin Jöns beschreibt in ihrem 
Aufsatz zur Reform der EU-Strukturfonds, wie stark na- 
tionale Interessen die Politik der Europäischen Union 
bestimmen und einen europäischen Solidarausgleich 
auf der Ebene der Regionen aber auch der Mitglied- 
staaten behindern. Wiederum wird deutlich, daß die 
neue Bundesregierung dabei keineswegs nur eine vor- 
wärtweisende Kraft ist. 

Gesellschaftliche Kräfteverhältnisse verschieben 
Eine Politikwechsel ist ohne eine Verschiebung des ge- 
sellschaftlichen Kräfteverhältnisses nicht zu erreichen. 
Ohne Zweifel kommt dabei den Arbeitsbeziehungen 
eine entscheidende Bedeutung zu. In seinem Aufsatz 
zur ,,europäischen Tarifpolitik" plädiert Thorsten Schul- 
ten für eine europäische Koordination der gewerk- 
schaftlichen Tarifpolitik, deren gemeinsame Orientie- 
rung wieder die Ausschöpfung der durch die Produkti- 
vitätssteigerungen gegebenen Verteilungsspielräume 
sein sollte. So könnte ein europaweites Tarifdumping 
verhindert werden. 

Den Abschluß des Schwerpunktes bilden Auszüge 
des jüngsten Memorandums der ,,Europäischen Öko- 
nomlnnen für eine alternative Wirtschaftspolitik", de- 
ren Zielsetzung und Entstehungsgeschichte eingangs 
von Heiko Glawe erläutert wird. Wir haben bewußt 
nicht die kurzfristigen Forderungen der Memorandums 
dokumentiert, sondern den Teil, in dem mittel- bis 
langfristige Ziele für die europäische Integration for- 
muliert werden. Wir betrachten dies als Teil einer für 
die Linken absolut notwendigen Diskussion um die Per- 
spektiven der Europäischen Union. Wenn die Linke den 
Anspruch erhebt, gestaltend in die gesellschaftliche 
Entwicklung einzugreifen, dann ist es unabdingbar, 
sich angesichts des entwickelten Systems der europäi- 
schen Mehrebenenregulation darüber klar zu werden, 
welche Zielperspektive linke Politik für die europäische 
Ebene verfolgen soll. Die ,,Europäischen Ökonomln- 
nen" haben dazu einen sicherlich viele Fragen offen 
lassenden aber gleichwohl unerläßlichen Beitrag gelie- 
fert. SPW 
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setzt werden. Es ist offensichtlich, daß Veränderungen in 
diese Richtung aus zwei Gründen eine intensive öffentliche 
Debatte erfordern: Erstens kann der Widerstand derer, die 
von der gegenwärtigen Situation profitieren, nur durch 
politische und soziale Bewegungen überwunden werden. 
Zweitens erfordert die Konkretisierung wesentlicher öko- 
nomischer und sozialer Grundentscheidungen die kontinu- 
ierliche Beteiligung und Debatte, die die Substanz ökono- 
mischer Demokratie ist. 

Im folgenden versuchen wir, wesentliche Elemente ei- 
nes alternativen Typs der wirtschaftlichen Entwicklung und 
der Wirtschaftspolitik zu definieren und damit einen Bei- 
trag zu einer solchen demokratischen Debatte zu leisten. 

3.1 Gesamtwirtschaftliche Neuorientierung: Auf 
dem Weg zur Vollbeschäftigung 
Europa muß endlich das enorme Problem der Massenar- 
beitslosigkeit und der Nichtauslastung der produktiven 
Möglichkeiten lösen, ein Problem, das nun seit vielen Jah- 
ren besteht. Es hat schwerwiegende Nebenwirkungen er- 
zeugt wie Langzeitarbeitslosigkeit, schlechtere Perspekti- 
ven für die jüngere Generation, soziale Marginalisierung 
und große Verschlechterung der Gesundheits- und der so- 
zialen Situation. Wir kritisieren diese Entwicklung in erster 
Linie aus Gründen der Gerechtigkeit. Millionen von Bür- 
gern konnten keine Arbeit finden und wurden insofern 
daran gehindert, ihren Lebensstandard und ihre Unabhän- 
gigkeit auf ihre eigene Arbeit zu gründen; statt dessen sind 
sie von den Möglichkeiten und Herausforderungen der 
persönlichen Entwicklung und Erweiterung ihrer Fähigkei- 
ten abgeschnitten worden. (...) 

a) Wirtschaftspolitik: Breite Ziele und engere 
Kooperation 
Die Ziele der Wirtschaftspolitik sollten erweitert werden 
und Vollbeschäftigung, ökologisch verträgliche Entwick- 
lung, eine faire und gerechte Verteilung des Einkommens 
und des Vermögens, gleichgewichtige internationale Be- 
ziehungen und Preisstabilität umfassen (während die so- 
ziale Sicherheit und Wohlfahrt Ziele der europäischen Sozi- 
alpolitik sein sollten). Es sollte verbindlich werden, daß in 
kurzer und mittlerer Frist konkrete Zwischenziele hinsicht- 
lich dieser Orientierungen auf nationaler und europäischer 
Ebene formuliert werden. Solche Zwischenziele können 
z.B. die Verminderung der Arbeitslosigkeit um 20 Prozent 
pro Jahr, die jährliche Verminderung regionaler Disparitä- 
ten um 10 Prozent und die Absenkung der Treibhausgase- 
missionen um 15 Prozent bis zum Jahr 2005 sein. 

Auf der institutionellen Seite sollte die Verantwortung für 
makroökonomische Planung und Koordinierung auf der eu- 
ropäischen Ebene in einer wirtschaftspolitischen lnstitution 
gebündelt werden, die als Ansprechpartner und Gegenpart 
zu der zentralisierten Europäischen Zentralbank agieren kann. 

Die Verfahren der Koordinierung, die zu den allgemei- 
nen Richtlinien führen, sollten intensiviert und verbindli- 
cher für die Mitgliedsländer gemacht werden, was die Ver- 
abschiedung wirtschaftspolitischer Richtlinien einschließen 
kann. Die Koordinierung sollte in einer intensiven Überprü- 
fung und Diskussion der Wirtschaftspolitiken der Mit- 
gliedsländer im Hinblick auf die gemeinsamen Ziele erfol- 
gen. Wo die Ziele verfehlt werden, sollte der Rat angemes- 
sene Hilfsmaßnahmen diskutieren und Empfehlungen in 
diese Richtung gegenüber den Mitgliedsstaaten ausspre- 
chen. Im Falle schwerwiegender und anhaltender Verlet- 
zungen der verabredeten Zwischenziele kann der Rat Ent- 
scheidungen treffen, die die nationalen Regierungen ver- 

pflichten, in einer den gemeinsamen Zielen angemessene- 
ren Weise zu handeln. 

b) Geldpolitik: Einbindung der Europäischen 
Zentralbank in die Gesamtstrategie 
Wir schlagen vor, dieZiele der Europäischen Zentralbankso zu 
erweitern, daß sie die Verantwortung der Geldpolitik für Voll- 
beschäftigung, die Verminderung von Ungleichheiten und 
nachhaltiges Wachstum umfassen. Allgemein gesprochen 
sollte die Zentralbank, ungeachtet der Unabhängigkeit bei 
der Wahl geldpolitischer Instrumente, in den Prozeß der wirt- 
schaftspolitischen Entscheidungen eingebettet werden und 
den demokratischen Institutionen rechenschaftspflichtig ge- 
macht werden. Das heißt, Geldpolitik sollte im vorhinein und 
im nachhinein gründlich zwischen dem Europäischen Parla- 
ment und der Europäischen Zentralbank diskutiert werden. 
Das strikteverbot der Notenbankfinanzierung nationaler oder 
europäischer Verschuldung sollte gelockert werden, und die 
Rolle des lender of last resort sollte ausdrücklich in den Aufga- 
benkatalog des europäischen Systems der Zentralbanken auf- 
genommen werden - allerdings sollte es Einschränkungen 
geben, die darauf abzielen, verantwortungsloses Verhalten 
durch Finanzinstitutionen zu verhindern. 

C) Fiskalpolitik: Erweiterung der Optionen und eine 
breitere Einkommensbasis 
Erstens sollten die dysfunktionalen Beschränkungen für die 
öffentlichen Defizite der Mitgliedsstaaten aufgegeben wer- 
den und sollte den nationalen Regierungen erlaubt sein, 
die für notwendig gehaltenen Defizite einzugehen, solan- 
ge sie den gemeinsamen Zielen entsprechen. In diesem Zu- 
sammenhang sollten die geplanten und tatsächlich aufge- 
laufenen Defizite diskutiert und zwischen den Mitglieds- 
Iändern innerhalb der europäischen wirtschaftspolitischen 
lnstitution koordiniert werden. 

Zweitens sollte die EU insgesamt die Möglichkeit erhal- 
ten, bestimmte zentrale Funktionen der Fiskalpolitik, die 
nationale Regierungen nicht 
erfüllen können, zu überneh- Wenn dies mehr als ein Wechsel in 
men: Sie sollte in der Lage sein, Worten und bei einzelnen Instrumen- 
als ein stabilisierender Faktor 
im ~ ~ l l ~  asymmetrischer ten sein soll, erfordert das einen voll- 
Schocks für einzelne Länder ständigen Umbau der gesamten 

- 
und Regionen tätig zu werden, 
und sie sollte auch redistributi. institutionellen Struktur der EU und 

ve Funktionen im Hinblick auf Europas. 
anhaltende Einkommens- oder 
Beschäftigungsunterschiede innerhalb der Union überneh- 
men. Langfristig ist es daher unvermeidlich, den Haushalt 
der Gemeinschaft über das 2 Prozent-Niveau hinaus anzu- 
heben, das wir als Sofortmaßnahme vorgeschlagen hat- 
ten. 

Drittens muß die EU ihre eigene Einkommensgrundla- 
ge vergrößern, um die wachsenden Ansprüche eines ein- 
heitlichen Europas zu erfüllen und um andauernde Konflik- 
te über die Verteilung von Zahlungen und Empfang von 
Geld zwischen den Mitgliedsstaaten zu vermeiden oder 
zumindest zu minimieren. Zusätzlich zu der kurzfristigen 
Einführung einer Devisentransaktionssteuer und einer En- 
ergieverbrauchs- oder CO,-Emissionssteuer schlagen wir 
deshalb vor, eine einheitliche Zinseinkommensteuer einzu- 
führen, wie sie von der Kommission beabsichtigt ist, mit 
dem Unterschied, daß das Aufkommen direkt an die EU 
gehen sollte, dazu eine europäische Kapitalgewinnsteuer. 
Ganz langfristig würde es vermutlich vernünftig sein, die 
Einkommen der EU vollständig auf spezifisch europäische 
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ließ den Eindruck, daß nicht nur die Frage nach der inne- 
ren Verfaßtheit der EU zu stellen ist. Die bisherige Politik 
der EU und ihrer Mitgliedstaaten gegenüber den potenti- 
ellen neuen Mitgliedstaaten ist kaum darauf ausgerichtet, 
die strukturellen Probleme dieser Länder bis zum Beitritt 

zu entschärfen. Im Gegenteil, 

~ i ~ h t  die Verzögerung des ~ ~ i t ~ i t t ~  sie verschärft sie eher noch. 
Die Forderung der European 

sondern das Ende des Reformstaus in Economists, strukturelle und 
der EU und die züaiae Entwickluna institutioneiie Probleme inner- 

d J ., 
halb der EU und der Mitglied- 

und Umsetzung einer solidarischen er- staaten vor dem Beitritt zu. 

weiterunqsfähiqen Strukturpolitik ist mindest halbwegs zu lösen, - 
daher geboten. 

entspringt nicht - wie es häu- 
fig der Fall ist - dem Kalkül ei- 
ner Beitrittsverschiebung. Die 

Einhaltung des Zeitplans ist notwendig für die wirtschaft- 
liche, soziale und politische Stabilität in Mittel- und Ost- 
europa. Doch die Erwartungen in den betreffenden Lan- 
dern selbst sind in bezug auf die EU-Mitgliedschaft kei- 
neswegs so eindeutig. Auf der Wiener Konferenz hielten 
sich Befürchtungen und Hoffnungen - oder vielmehr die 
Furcht vor den Folgen einer Beitrittsverzögerung - die 
Waage. Nicht die Verzögerung des Beitritts sondern das 
Ende des Reformstaus in der EU und die zügige Entwick- 

Voll beschä 
Solidarität 
nachhaltige Entwicklung 
in turopa 
Alte Herausforderungen, neue Chancen für Wirtschaftspolitik 

von den Europäischen Ökonominnen und Okonomen für eine alternative 
Wirtschafispolitik * 

3. Eine umfassende Neuorientierung der Wirt- 
schaftspolitik in Europa - 
Für eine europäische Sozialverfassung 

W ir betrachten die im vorangegangenen Kapitel 
vorgeschlagenen Maßnahmen als erste Schritte 

in einem Prozeß vollständiger Veränderung der 
Wirtschaftspolitik mit Richtung auf einen neuen Typ der 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung. In ihrer histori- 
schen Bedeutung ist diese Veränderung vergleichbar mit 
der Etablierung der Nachkriegsordnung von Bretton 

lung und Umsetzung einer solidarischen erweiterungsfä- 
higen Strukturpolitik ist daher geboten. 

In diesem Zusammenhang sollte darauf hingewiesen 
werden, daß auch Kolleginnen aus Polen und Ungarn an 
der Formulierung des anschließend dokumentierten Me- 
morandumtextes (Auszüge) beteiligt waren. Neben den 
auch weiterhin offiziellen Ansprechpartnerlnnen der Euro- 
pean Economists: Miren Etxezarreta (Universidad Autono- 
ma Barcelona), lohn Grahl (Business School, University of 
North London), Jörg Huffschmid (Universität Bremen), fac- 
ques Mazier (Cedi, Universite Paris XIII), war u.a. Laszlo 
Andor (Budapest) an der Abfassung des neuen Memoran- 
dums beteiligt. 

Weitere Informationen über die European Economists, 
workshops und Vernetzungsaktivitäten, die u.a. von 
der EU-Kommission im Rahmen des TSER (Targeted Socio- 
Economic Research)-Programmes gefördert werden, 
gibt es entweder unter der Internet-Adresse Internet- 
Adresse: http://www.barkhof.uni-bremen.de/kua/memo/ 
europe/euromemo/ oder über den Autor, E-mail: 
memorandum@t-online.de. SPW 

' U.a. der ,.Europäische Appell für Vollbeschäftigung" der Europa- 
parlamentarierlnnen Ken Coates, Frieder 0. Wolf,  Luigi Vinci und 
Anne van Lanckers, sowie der Arnsterdamer Aufruf von Robert 
Went und Geert Reuten (Amsterdam) 

Woods und ihrer allseits akzeptierten wirtschaftspoliti- 
schen Priorität für Vollbeschäftigung und Wachstum im 
Rahmen eines kooperativen internationalen Regelwerkes. 
In negativer Hinsicht ist die anstehende Veränderung ver- 
gleichbar mit der schrittweisen Ersetzung dieser Nach- 
kriegsordnung durch das neoliberale Paradigma unbe- 
grenzter Herrschaft der Märkte und zügelloser internatio- 
naler Konkurrenz, die in der Unterordnung aller wirtschaft- 
lichen und sozialen Ansprüche unserer Gesellschaft unter 
den obersten Imperativ internationaler Wettbewerbsfähig- 
keit mündete. Die ruinösen Folgen der Herrschaft des Neo- 
liberalismus während der letzten beiden Jahrzehnte haben 
aber auch das Feld für einen neuen grundlegenden Wech- 
sel und die Entwicklung eines neuen Paradigmas vorberei- 
tet, das ausdrückliche, individuelle und kollektive Wohl- 
fahrtsziele ebenso wie die übergreifenden Werte der Soli- 
darität, der Gerechtigkeit und der ökologischen Nachhal- 
tigkeit umfaßt. Wenn dies mehr als ein Wechsel in Worten 
und bei einzelnen Instrumenten sein soll, erfordert das ei- 
nen vollständigen Umbau der gesamten institutionellen 
Struktur der EU und Europas, der weit über die Wirtschaft 
hinaus geht und die weitergehenden Probleme sozialer 
Emanzipation und Demokratie umfaßt. Auch in der Wirt- 
schaft ist dieser Paradigmenwechsel nicht ohne eine breite 
und intensive öffentliche Debatte möglich, da der letztend- 
liche Zweck der Wirtschaft, nämlich die Verbesserung des 
Wohlstands der Menschen, in den Vordergrund bringt und 
in einer solchen Weise konkretisiert, daß wesentliche Rich- 
tungen benannt und Kernentscheidungen in einer demo- 
kratischen Weise getroffen werden können, was Informa- 
tion und Kompetenz erfordert. Märkte müssen in den Zu- 
sammenhang dieser Entscheidungen eingebunden wer- 
den und können dann ein möglicherweise effizientes In- 
strument zur Erfüllunq von Wohlfahrtszielen sein, die 

*ES handelt sich um Auszüge aus dem am 09.12.98 veröffentlichten Memorandum Europäischer Märkte selber nie definieren können, Wenn Märkte nicht 
Wirtschaflswissenschaftlerlnnen, die vollständige Fassung n t  verfiigbar in deutscher, englischer 
und spanischer Sprache über die Internet-Adresse: http:llwww.barkhof.uni-bremen.delkua1 zu befriedigenden Ergebnissen führen, müssen andere For- 
memoleuropeleuromemo/publli~t.htm men wirtschaftlicher Tätigkeit und Koordinierung durchge- 

it dem Ende der Regierung Kohl geht auch in 
Europa die neoliberale Ära zu Ende. Seit 1997 
haben in den meisten EU-Staaten im weitesten 

Sinne ,,linke8' Regierungen die Macht übernommen, nicht 
zuletzt in  den vier größten Ländern Deutschland, Frank- 
reich, Großbritannien und Italien. War die österreichische 
Präsidentschaft im zweiten Halbjahr 1998 noch von der 
Blockadepolitik Kohls dominiert, so ergibt sich mit der 
deutschen Präsidentschaft erstmals seit langer Zeit die 
Chance, neue Weichenstellungen in der europäischen Poli- 
tik vorzunehmen. 

Daher sollen im folgenden acht Thesen für eine neue 
europäische Wirtschaftspolitik formuliert werden, die in 
der deutschen Ratspräsidentschaft auf den Weg gebracht 
werden könnte. Fraglich bleibt aber, ob die Bundesregie- 
rung zu einem wirklichen europapolitischen Kurswechsel 
überhaupt bereit ist. Deshalb soll zunächst ein kurzer kriti- 
scher Blick auf die Pläne der Bundesregierung für die Rats- 
präsidentschaft geworfen werden. 

Schröders Regierungserklärungen zur deutschen 
EU-Präsidentschaft 
In der Regierungserklärung vom 14. Dezember 1998' hat 
Gerhard Schröder vier Ziele der deutschen EU-Präsident- 
schaft genannt: ,,erstens deutliche Schritte hin zu einer wirk- 
samen Beschäftigungspolitik, [...] die in eine Politik der Inno- 
vation und der ökologischen Modernisierung in Europa ein- 
gebettet ist'I2, zweitens die Verbesserung der grenzüber- 
schreitenden Verbrechensbekämpfung und Klärung von Zu- 
wanderungsfragen in Europa, drittens eine Stärkung der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) und 
viertens den erfolgreichen Abschluß der Agenda 2000. 

Betrachtet man diese Ziele im Einzelnen, so ergeben 
sich durchaus qualitative Unterschiede. In der Frage der 
Agenda 2000 besteht ein außerordentlich hoher Zeit- und 
Erfolgsdruck, umfaßt dieser Bereich doch die Gemeinsame 
Agrarpolitik (GAP), die Strukturpolitik und den Finanzrah- 
men der EU vom Jahr 2000 bis 2006. Damit das Europäi- 
sche Parlament (EP) die Agenda 2000 noch verabschieden 
kann, muß sie auf dem Sondergipfel der Staats- und Regie- 
rungschefs im März 1999 in Brüssel bereits beschlossen 
werden. lndem Gerhard Schröder aber die Frage der deut- 
schen ,,Nettozahlungen" an die EU zum inoffiziellen, aber 
publikumswirksamen Top-Thema des deutschen Vorsitzes 
macht, bereitet er das Scheitern der deutschen Präsident- 
schaft in der Frage der Agenda 2000 vor. Entweder blok- 
kiert das Beharren auf verringerten deutschen Zahlungen 
eine Lösung des Agenda-Komplexes und stürzt die EU in 
die nächste Existenzkrise, oder die Bundesrepublik bleibt 
der ,,größte Nettozahler der EU"3 und Schröder scheitert 
an den selbstgesetzten Zielen. 

Im Bereich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheits- 
politik hat die Bundesregierung nichts Neues zu bieten: Sie 
will eine ,,europäische außen- und sicherheitsheitspoliti- 
schen Identität" schaffen, die sich faktisch auf den Bereich 
der Sicherheitspolitik und dieser wiederum auf die Integra- 
tion der ,,Strukturen der WEU in die EU" reduziert. Ausge- 
arbeitet werden soll dies gemeinsam von „Deutschland, 
von Frankreich und von Gr~ßbri tannien".~ Dies bedeutet 
eine Militarisierung der EU, getragen von den europäi- 
schen Mittelmächten und ohne klare politische Vorgaben. 

Wohin diese Art deutscher und europäischer Nicht-Po- 
litik führt, wurde bereits bei den Angriffen der USA und 
Großbritanniens auf den Irak deutlich: Während Paris 
deutliche Bedenken anmeldete, unterstützte Bonn die 
Kriegsoption unter dem Vorwand, nur so sei eine politische 

Richtungswechsel 
in Europa? 

Die deutsche Präsidentschaft für eine neue Wirtschaftspolitik 
in der EU nutzen! 

von Thorben Albrecht* 

Lösung zu erreichen. Dass dies höchstgradig unlogisch ist, 
wussten die rot-grünen Entscheidungsträger, und dies hat 
sich nach den Angriffen auch bestätigt. Um so unverständ- 
licher, dass die Bundesregierung dieses Niveau nun euro 
päisieren will - nicht weil sie eine konkrete Vorstellungen 
von den Zielen der GASP hat, sondern weil die EU wegen 
ihrer wirtschaftlichen Größe notwendigerweise auch eine 
außen- und sicherheitspolitische Großmacht sein müsse.5 
Mit einer solchen Konzeptlosigkeit, die durch den Ausbau 
militärischer Instrumente kaschiert werden soll, wird die 
GASP nicht gestärkt, sondern geschwächt. Damit bereitet 
die rot-grüne Bundesregierung in einem zweiten Punkt das 
Scheitern der deutschen Präsidentschaft vor. 

Aussichtsreicher ist da das Vorhaben, in der europäi- 
schen Verbrechensbekämpfung und in Zuwanderungsfra 
gen zu neuen Regelungen zu kommen. Im Bereich der po- 
lizeilichen Zusammenarbeit hat es in den letzten Jahren - 
fast unbemerkt von der europäischen Öffentlichkeit - etli 
che ,,Fortschritteu gegeben. 
Diese bedeuteten allerdings lndem Gerhard Schröder die Frage der 
zum Teil Rechte für die und Ein- deutschen , , ~ ~ t t ~ ~ ~ h l ~ ~ ~ ~ ~ ~  an die 
schränkungen der demokrati- 
schen Kontrolle über die eure. EU zum Top-Thema macht, bereitet er 
päischen Behörden (,,EURO- das Scheitern der deutschen Präsi- 

POL"), rechtsstaatlichen die nur schwer Grundsätzen mit den dent~chaft in der Frage der Agenda 
der EU-Staaten in Einklang zu 2000 vor. 
bringen sind. Beschlüsse zu 
diesem Bereich auf dem Gipfel in Köln werden vielleicht 
endlich das öffentliche Interesse auf dieses Problem lenken. 
Zu befürchten i s t  nur, daß die wesentlichen Entscheidun- 
gen dann bereits gefallen sind 

Auch in Fragen der Zuwanderungspolitik sind Fort- 
schritte im Sinne einer Europäisierung denkbar. Die Ableh- 
nung von Mehrheitsbeschlüssen durch die Regierung Kohl 
hatte zu einer Blockade in diesem Bereich geführt, die jetzt 
aufgebrochen werden kann. Die Verknüpfung der Zuwan- 
derungspolitik mit der Verbrechensbekämpfung zeigt aber, 
welche Richtung von der Bundesregierung eingeschlagen 
wird. Nicht die Rechte von Migrantlnnen sollen gestärkt, 
sondern die Begrenzung der Zuwanderung effektiviert 
werden. Besonders gefährlich wäre dabei die bereits disku- 
tierte Festlegung von ,,Flüchtlingsquoten" für die einzelnen 
EU-Staaten. Ohne ein umfassendes europäisches Asyl- und 
Flüchtlingsrecht würden so die Rechte von Flüchtlingen 
weiter eingeschränkt. 

Der neben der Agenda 2000 wichtigste und umfassend- 
ste Politikkomplex verbirgt sich hinter dem ,,Thema der Be- 
~chäft igung".~ Die Frage der Beschäftigungspolitik bildet 
den Ausgangspunkt für alle Debatten um die Steuer-, Wirt- 

* Thorben Albrecht, geb. 1970, Bonn, ist Historiker und Bundesgeschäftsführer derjusos. 
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schafts- und nicht zuletzt Geldpolitik in der EU. Die Konzep- 
tion des Bundesarbeitsministeriums für den deutschen Vor- 
sitz im Arbeits- und Sozialrat sieht eine solche Verknüpfung 
der europäischen Beschäftigungsstrategie mit der Koordi- 
nierung der Wirtschaftspolitik ausdrücklich vor.' Für diesen 
wichtigen Komplex sollen im folgenden acht Thesen vorge- 
stellt werden, um zu skizzieren, welche Elemente eine solche 
Politik aus linker Sicht enthalten müßte. 

Acht Thesen für eine linke europäische Wirtschafts- 
politik 
So richtig und wichtig die Stärkung einer Europäischen Wirt- 
schaftspolitik zur Verbesserung der Beschäftigungssituation 
ist, so notwendig ist eine Neubestimmung der gesamten 
Richtung der Integration. Denn wenn man Binnenmarkt und 
Währungsunion befreit vom rhetorischen Pathos (,,Frage von 
Krieg und Frieden") betrachtet, bedeuten sie eine Reduktion 
des lntegrationsprojekts auf eine Freihandelszone. Um das 
Europäische Projekt wieder zu einem politischen zu machen, 
ist eine Neuausrichtung nötig. Weg von der als europäische 
Standortpolitik verstandenen ,,Wettbewerbsorientierung", 
hin zu einer Orientierung auf sozialen Ausgleich, auf beschäf- 
tigungsorientiertes und ökologisch verträgliches Wach~tum.~ 

Umgesetzt werden müßte diese Neuorientierung der 
Europäischen lntegration durch folgende konkrete Schritte: 

1. Die Europäische Zentralbank braucht neue Ziele. 
Die Geldpolitik der EZB ist einseitig auf die Geldwertstabilität f i- 
xiert. Erst wenn diese gesichert ist, darf laut EU-Vertrag die 
Geldpolitik auch zur Förderung von Wachstum und Beschäfti- 
gung genutzt werden. Ein erweiterter Zielkatalog ohne einsei- 
tige Prioritätensetzung ist daher nötig und wichtiger als die Dis- 
kussion um die Unabhängigkeit der Zentralbank. Denn selbst 
die deutsche Bundesbank hat nicht völlig isoliert von der Politik 

der Bundesregierung gehandelt. 
Obwohl sich die Bundesregierung AberohneausgeglicheneZielvor- 

grundsätzlich für eine erweiterte Ziel- gaben kann dieBanknichtange 
messen auf die Anforderungen 

definition der Währungsunion aus- der politik reaqieren, Darauf hat 

s~richt,  ist sie bislana nicht bereit. sich Lafontaine in seinen Verweisen ., 
auf die US-amerikanische Federal 

für eine Revision des Stabilitätspakts Reserve Bank und die Politikihres 
einzusetzen. Präsidenten Alan Greenspan ab- 

gehoben. Hier könnte die Bun- 
desregierung innerhalb der EU also eine positive Rolle- im Sin- 
ne einer Neuausrichtung der Währungsunion -spielen. 

2. Wir brauchen eine Revision des Stabilitätspakts. 
In seiner jetzigen Form bestraft der Stabilitäts- und Wachs- 
tumspakt Staaten, die - außer in Zeiten extremen wirt- 

schaftlichen Niedergangs - keinen ausgeglichenen Staats- 
haushalt haben, mit einer Geldbuße (verschlechtert also 
die Haushaltssituation noch mehr). Dies ist nicht nur in sich 
unlogisch, sondern kann auch dazu führen, dass notwen- 
dige Investitionen unterbleiben. Das hat auch der italieni- 
sche EU-Kommissar Monti erkannt und eine Diskussion 
über die Anrechnung von Investitionen auf die Schulden- 
kriterien des Stabilitätspakts begonnen. 

Eine solche Diskussion über eine wachstums- und be- 
schäftigungsfördernde Finanzpolitik war bis zum 27.09. 
nicht zuletzt aufgrund des Stabilitätswahns Theo Waigels 
europaweit blockiert. Jetzt ist der erste Tabubruch da: Es 
wird offen über den Stabilitätspakt diskutiert. Der italieni- 
sche Regierungschef Massimo D'Alema denkt laut darüber 
nach, den Stabilitätspakt nicht mehr so eng zu sehen, und 
auch in Frankreich werden diesbezügliche Debatten ange- 
stoßen, nicht zuletzt durch Jaques Delorsg. 

Es ist damit eine - von der sozialistischen Linken seit 
längerem geforderte - Diskussion darüber zustandege- 
kommen, ob die Währungsunion nur ein stabiles Umfeld 
für einen deregulierten Markt darstellen soll, oder ob Fra- 
gen des Wirtschaftswachstums und der Beschäftigungsför- 
derung auch eine Rolle spielen sollen. Obwohl sich die 
Bundesregierung grundsätzlich für eine erweiterte Zieldefi- 
nition der Währungsunion ausspricht, ist sie bislang nicht 
bereit, die Konsequenzen zu ziehen und sich für eine Revi- 
sion des Stabilitätspakts einzusetzen. 

3. Europäische Mindeststeuern auf Kapitaleinkünfte und 
in der Unternehmensbesteuerung. 
Diese sind notwendig, um den Steuerwettbewerb der EU- 
Staaten als möglichst attraktive ,,Standorte" für Kapital zu 
beenden. Durch dieses Steuerdumping entstehen in den 
Haushalten der Mitgliedstaaten riesige Einnahmeverluste, 
die durch erhöhte Belastungen des Arbeitseinkommens 
und durch Sozialabbau finanziert werden. Hier haben wie- 
derum die Vorstöße Lafontaines und deren Unterstützung 
durch den Bundeskanzler nach Angriffen der britischen 
Presse einen Kurswechsel der deutschen Politik angedeu- 
tet. Die - in Fragen der Zinsbesteuerung auch von der EU- 
Kommission getragenen Ansätze - werden inzwischen nur 
noch von Großbritannien und Luxemburg abgelehnt.'O 

4. Eine Angleichung der Standards der nationalen 
Sozialsysteme muß angestrebt werden. 
Dabei müssen die sozialen Errungenschaften einzelner Länder 
erhalten werden. Eine Europäisierung der Sozialsysteme wäre 
nur zu dem Preis des Verlustes vieler wichtiger Einzelregelun- 
gen erreichbar. Daher wird Sozialpolitik auf absehbare Zeit in 
der Verantwortung der Nationalstaaten verbleiben. Dennoch 
ist bereits jetzt absehbar, dass sowohl die wirtschaftliche Kon- 
kurrenz innerhalb des europäischen Marktes, als auch EU-Re- 
gelungen -vor allem über den Europäische Gerichtshof - Ein- 
fluß auf die nationalstaatliche Sozialpolitik nehmen werden. 
Es gibt auch erste Modelle, wie zumindest die Standards an- 
geglichen werden können." In dieser Frage sind von der deut- 
schen Präsidentschaft keine Ergebnisse zu erwarten. Es könn- 
ten allerdings entsprechende Debatten angestoßen werden. 

5. Transferleistungen zwischen den Teilnahmestaaten der 
Währungsunion sind notwendig. 
Wenn die Wechselkurse als Anpassungsinstrument bei asy- 
metrischen wirtschaftlichen Schocks entfallen, bleibt nur 
noch die Senkung der Reallöhne, um die relative Wettbe- 
werbssituation eines unter Druck geratenden Staates zu 
verbessern. Da ein solches Vorgehen zu einem Lohndum- 

m 09. Dezember 1998, zwei Tage vor dem EU-Gip- 
fel in Wien, haben die European Economists for an A Alternative Economic Policy, zum zweiten Mal 

nach 1997, ein Memorandum veröffentlicht, in dem ein 
deutlicher Kurswechsel in der europäischen Wirtschaftspo- 
litik eingefordert wird. Das Memorandum mit dem Titel: 
,,Vollbeschäftigung, Solidarität und Nachhaltige Entwick- 
lung in Europa -Alte Herausforderungen, neue Chancen 
für Wirtschaftspolitik" (siehe Dokumentation in diesem 
Heft) wurde bis zur Veröffentlichung von weit über 400 
Unterstützerlnnen - vorwiegend Wirtschaftswissenschaft- 
lerlnnen - aus ganz Europa unterschrieben. 

Die Medienresonanz auf die Pressekonferenzen, auf 
denen das Memorandum 1998 in mehreren europäischen 
Hauptstädten vorgestellt wurde, war national unterschied- 
lich, doch insgesamt Iäßt sich ein wachsendes Interesse an 
der Arbeit der European Economists feststellen. Die dies- 
jährige Verleihung des Lelio-Basso-Preises für das ,,Memo- 
randum 1997" ist nicht nur eine Anerkennung für die Au- 
torlnnen sondern darüber hinaus eine Auszeichnung für 
etwas, dessen Notwendigkeit zunehmend (wieder) ins Be- 
wußtsein der Beteiligten rückt. Foren linker kritischer Wirt- 
schaftswissenschaft sind - nach 20 Jahren neoliberaler He- 
gemonie - rar geworden, es gibt sie keineswegs selbstver- 
ständlich auf nationaler und noch viel seltener auf europäi- 
scher Ebene. 

European Economists: Forum und Netzwerk 
Die European Economists for an Alternative Economic Po- 
licy bestehen seit 1995. Dieser anfangs kleine Kreis hat 
sich inzwischen zu einem echten Forum linker europäi- 
scher Ökonomlnnen entwickelt. Bei der letzten Tagung, 
vom 02. - 04. Oktober in Wien, diskutierten Ca. 60 Teil- 
nehmerlnnen über makroökonomische Rahmenbedin- 
gungen der Europäischen Währungsunion, europäische 
Beschäftigungspolitik und die Erweiterung der EU nach 
Mittel- und Osteuropa. Die Arbeitsstrukturen sollen in 
den kommenden Jahren weiter verfestigt werden. Bis zur 
nächsten Jahreskonferenz vom 01. - 03. Oktober 1999 in 
Brüssel ist geplant, Eckpunkte eines alternativen Europa- 
modells auszuarbeiten. Dazu gehören u.a. notwendige 
makroökonomische Rahmenbedingungen für eine erfolg- 
reiche europäische Beschäftigungspolitik, institutionelle 
Voraussetzungen zur Demokratisierung der EU, die Zu- 
kunft des Sozialstaats und die Tarifpolitik in Europa, oder 
konkrete Umsetzungsschritte auf dem Weg zu einer öko- 
logisch nachhaltigen Wirtschaftsweise - nicht nur für die 
EU, sondern auch unter Einbezug zukünftiger Mitglied- 
staaten. 

Sollte es gelingen, auf Dauer eine Plattform für eine eu- 
ropäische integrationspolitische Debatte zu schaffen, wäre 
dies - angesichts der Heterogenität im linken Spektrum 
zwischen EU-Skeptikerlnnen und -Europhorikerlnnen - für 
die Strukturierung des Diskurses hilfreich. Darüber hinaus 
könnte die Abhängigkeit vom massenmedialen Diskurs der 
Öffentlichkeit verringert werden. 

Als das Memorandum 1997 im Vorfeld der Amsterda- 
mer Regierungskonferenz, ebenso wie einige ähnliche Re- 
solutionen', veröffentlicht wurde, war die öffentliche De- 
batte über den Skandal der Massenarbeitslosigkeit und 
wachsender Polarisierung zwischen Armut und Reichtum 
in der EU im vollen Gange. Mittlerweile ist der Elan wieder 
abgeebbt. Die breite Unterstützung für das Memorandum 
1998 ist dagegen ein deutliches Signal für den Bedarf an 
kontinuierlich Strukturen linker (Wirtschafts-) Politik auf 
europäischer Ebene. 

Alternative Wirtschafts- 
wissenschaftlerlnnen 

in Europa 
von Heiko Glawe* 

Zum einen steigt mit der Einführung des EURO der EU- 
bzw. europaweite Koordinierungsdruck erheblich, beson- 
ders für Akteure, die die europäische Integration nicht dem 
Markt überlassen wollen. Das gilt nicht nur für Gewerk- 
schaften, die neuen sozial-ökologische Bewegungen und 
die Parteien, sondern auch für eine kritische Wirtschafts- 
wissenschaft, die in den öffentlichen Debatten in te~ent i -  
onsfähig bleiben will. Zum anderen verbinden sich mit der 
veränderten politischen Situation in der EU neue Hoffnun- 
gen zumindest auf einen leich- 
ten Kurswechsel bis hin zum Mit der Einführung des EURO steigt - 
Ende neoliberaler Hegemonie. 
Die Fraqe: „Was für ein Europa der EU- bzw. europaweite Koordi- 

will die Linke?", kann wieder nierunqsdruck erheblich, besonders - 
gestellt werden. 

Die Antwort steht aller- 
für Akteure, die die europäische Inte- 

dings noch aus. Im Memoran- gration nicht dem Markt überlassen 
dum 1998 werden Ansätze wollen, 
aufgezeigt. Dabei wird voraus- 
gesetzt, daß eine verstärkte Koordination, also der weitere 
Ausbau der lntegration verschiedener Politikfelder zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und seitens der EU-Kommissi- 
On, ebenso erfolgen muß wie der (Wieder-)Einstieg in die 
Debatte über ein europäisches Gesellschaftsmodell. Dabei 
ist die derzeitige politische Konstellation in der EU -eine 
deutliche Mitte-Links-Mehrheit - zwar hilfreich, aber kei- 
neswegs ausreichend. 

Memorandum 1998 - Europäischer statt Nationa- 
ler Aktionspläne 
Das Memorandum 1998: ,,Vollbeschäftigung, Solidarität 
und Nachhaltige Entwicklung", zeigt nicht nur Maßnah- 
men zur Lösung oder zumindest Linderung drängendster 
gesellschaftlicher Probleme, es ist der Entwurf einer inte- 
grationspolitische Agenda, eine Alternative zur von der 
Kohl-Regierung maßgeblich vorangetriebenen Re-Nationa- 
lisierung der 90er Jahre. Mit  der Einführung der Europäi- 
schen Währungsunion sind Maßnahmen zur Schaffung ei- 
ner Politischen Union im allgemeinen, also einer Steuer-, 
sozial- oder umweltpolitischen Union im konkreten unver- 
meidlich. 

Auf de; offiziellen Agenda steht hingegen bekannter- 
maßen die EU-Erweiterung, die sich gespensterhaft um 
die substantielle Klärung des zukünftigen institutionellen 
Gefüges der EU herummogelt. Die Debatte mit und zwi- 
schen Kolleginnen aus Beitrittsländern auf der Wiener 
Konferenz der European Economists im Oktober hinter- 

* Heiko Glawe ist wiss. Mitarbeiter an der Universität Bremen und arbeitet für die European 
Economists for an Alternative Economic Poliq. 
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machen lediglich einen kleinen Td s& ne Schriften aus. Im Nachlaß fanden  sich 6000 
Seiten, die jetzt in drei Bänden zusa mnengd aO e s c h e  nen s d  en  DB. aSt e eri h i i  

S tud ien  z u  L ibera l ismus und I* grat ion,  der zweite Arbeiten z u m  F a s c h i s m u s  und 
der dritte e i n  ganzes b is lang  unver üi et t l i  ctt e s  B u c h  übe d e Röh rn A äre. Es  
handelt sich u m  bislang we i tgehend  unbekanr t  e s  M ei Li . Die drei Bände können 

erscheinen, wenn 150 Exemplare b& d t  W den D a  hängt e s  noch ,  und dies liegt wohl 

Subskriptionsfrist - ursprünglich 31 1 0  1998 4 9 nun mh- e i n  letzte 
worden: bis z u m  26. Februar  1999 E s  ist der letzte Versuch, bevor die 

nagenden Kritik der Mäuse überlassen, im lnternet beerdigt oder in die 

Der Koordinierungsansatz - eine alternative 
Strategie zur Europäisierung der Tarifpolit ik 
Eine realistische Konzeption für eine Europäisierung 
der Tarifpolitik steht heute vor der Aufgabe, eine 
Strategie zu entwickeln, die auf eine Begrenzung des 
nationalen Regimewettbewerbs abzielt, ohne dabei 
von vornherein auf ein supranationales Tarifvertrags- 
system bauen zu können. Eine solche alternative 
Strategie wird mittlerweile in Teilen der europäi- 
schen Gewerkschaften als ,,Koordinierungsansatz" 
diskutiert.1° Der Kerngedanke des ,,Koordinierungs- 
ansatzes" besteht darin, daß innerhalb der europäi- 
schen (Branchen-) Gewerkschaften gemeinsam tarif- 
politische Ziele formuliert werden, die dann nach der 
Konvergenzmethode unter den jeweils spezifischen 
Bedingungen innerhalb der verschiedenen nationa- 
len Tarifvertragssysteme umgesetzt werden sollen. 
Gegenüber anderen strategischen Optionen bringt 
dieser Ansatz gerade für die Gewerkschaften eine 
Reihe von Vorteilen: 
* .  Er befreit die gewerkschaftliche Politik von einer 
tendenziell handlungslähmenden, institutionalisti- 
schen Fixierung auf originäre europäische Tarifverträge 
und löst die Abhängigkeit von einer fehlenden euro- 
päischen Tarifvertragspartei auf Arbeitgeberseite. Er 
betont damit zugleich die Notwendigkeit einer auto- 

nom handlungsfähigen eu- 

Insgesamt könnte damit die europäi -  ro~äischef iewerkschafts- 
bewegung. 

sche Frage n icht  zuletzt auch  e inen . Er die Europäi. 

w ich t igen  Hebel f ü r  eine Re-Politisie- sierung der gewerkschaftli- 
chen Tarifvertragspolitik nicht 

rung nationaler Tarifpolit ik bi lden. primär als Verlust nationaler 
Souveränität, sondern als 

komplementäres ,,Win-Win-Game" zu fassen, bei der sich 
die Restabilisierung nationaler Tarifvertragssysteme und 
deren europäische Koordinierung gegenseitig stützen. 

Er rückt gegenüber den eher weniger konfliktori- 
schen Themen der europäischen Sozialdialoge die 
,,harten", konfliktorischen Themen wie Löhne und Ar- 
beitszeiten in den Mittelpunkt und konzentriert sich 
damit auf den Kernbereich der tarifpolitischen Regime- 
konkurrenz. 

Er zwingt  schließlich die Gewerkschaften, auch- 
neue institutionelle Wege einer Europäisierung des 
tarifpolitschen Alltagsgeschäfts zu gehen, wie dies 
z.5. in der Metall industrie m i t  dem Aufbau transna- 
tionaler Tarifpartnerschaften und dem grenzüber- 

schreitenden Austausch von Tarifpraktikerlnnen be- 
gonnen wurde. 

Das wichtigste Element des Koordinierungsansatzes 
liegt jedoch darin, daß die Gewerkschaften gezwungen 
sind, sich mit gemeinsamen Forderungen und Mindest- 
standards auf ein tarifpolitisches Projekt zu verständigen, 
daß der neoliberalen Logik nationaler Standortkonkurren- 
Zen entgegensteht. Unter den Bedingungen der EWU be- 
deutet dies - wie in der jüngst verabschiedeten ,,europäi- 
schen Koordinierungsregel" des Europäischen Metallge- 
werkschaftsbundes (EMB) gefordert" -, zunächst eine 
bewußte Abkehr von einer wettbewerbsorientierten Tarif- 
politik zu vollziehen und im Sinne einer ,,wettbewerbs- 
neutralen" Tarifpolitik zumindestens die durch die Pro- 
duktivitätsentwicklung vorgegebenen nationalen Vertei- 
lungsspielräume voll auszuschöpfen. Insgesamt könnte 
damit die europäische Frage nicht zuletzt auch einen 
wichtigen Hebel für eine Re-Politisierung nationaler Tarif- 
politik bilden. SPW 

' Vgl. 2.B. Harmen Lehment, Geldpolitik und lohnpolitischer 
Verteilungsspielraum in der Europäischen Währungsunion, in: 
Die Weltwirtschaft Nr. 1/98, S. 72-84. 
Vgl. hierzu: Gustav A. HornIRudolf Zwiener, Lohnpolitik in der 
Europäischen Währungsunion: Eine Simulationsstudie, in: 
DIW-Wochenbericht Nr. 31/98. 
Vgl. Pete Burgess, Branchentarifverhandlungen in Europa: FIä- 
chentarif a la carte?, in: WSI-Mitteilungen 2/97, S. 112-1 18. 
Vgl. Anke Hassel, Soziale Pakte in Europa. in: Gewerkschaftli- 
che Monatshefte 10198, S. 626-637. 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Gemeinsamer 
Bericht zur Beschäftigung 1997 (Rev. 8). Brüssel, 30.09.1997, 
5. 16. 
Vgl. Thorsten Schulten, Tarifpolitik unter den Bedingungen der 
Europäischen Währungsunion, in: WSI-Mitteilungen 7/98, S. 4 

482-492. 
Wolfgang Streeck, Vom Binnenmarkt zum Bundesstaat?, in: 
Stephan LeibfriedIPaul Pierson (Hrsg.), Standort Europa. Euro- 
päische Sozialpolitik, Frankfurt a.M. 1998, 5. 402 
So insbesondere Wolfgang Streeck, Gewerkschaften zwischen 
Nationalstaat und Europäischer Union, in WSI-Mitteilungen 1/ 
1998. S. 1-14. 
Zur Kritik an dieser Position s.a.: Thorsten Schulten, Perspekti- 
ven nationaler Kollektivvertragsbeziehungen im integrierten 
Europa. in: Beate Kohler-Koch (Hrsg.), Regieren in entgrenzten 
Räumen, PVS-Sonderheft 29, OpladeniWiesbaden 1998, S. 
145-1 68. 

' O  Fur einen Überblick vgl. Reinhard Bispincmhorsten Schulten, 
Gewerkschaftliche Tarifpolitik in Europa - zwischen nationaler 
Konkurrenz und internationaler Solidarität, in: Blätter für deut- 
sche und internationale Politik 2/99, i.E. 

' Europäischer Metallgewerkschaftsbund (EMB), .,Tarifpolitik mit 
dem Euro", Entschließung der 3. Tarifpolitschen Konferenz des 
EMB am 9.11 0. Dezember 1998 in Frankfurt a.M. 

ping führt, verschlechtert sich die soziale Situation der ab- 
hängig Beschäftigten und damit die Binnennachfrage. Um 
dies zu vermeiden, müssen Transferleistungen zwischen 
den Ländern der Währungsunion ermöglicht werden. 

Ob dies nach dem Beispiel des deutschen Länderfinanz- 
ausgleichs geschehen soll oder ob die Mittel der Struktur- 
fonds massiv aufgestockt werden, bleibt zu diskutieren. Ein 
Ausgleich über die Strukturmittel erscheint jedoch im insti- 
tutionellen System der EU wahrscheinlicher. Er könnte je- 
doch nur effektiv sein, wenn die - jetzt auf 1,27O/0 des EU- 
Bruttosozialprodukts begrenzten - Eigenmittel der EU 
massiv erhöht würden. Dem wird sich nicht zuletzt die , 
Bundesregierung widersetzen. Hier besteht die Aufgabe 
für die Linke, den nächsten Tabubruch zu begehen und - 
ähnlich wie dies beim Stabilitätspakt bereits gelungen ist - 

1 Raum für eine neue Diskussion zu öffnen. 

Dabei meint ,,gouvernementn nicht unbedingt eine Runde 
von Ministerlnnen, sondern vielmehr das Regierungshan- 
deln. Es würde bei einer solchen ,,Wirtschaftsregierung" 
also um eine Koordination der Wirtschaftspolitiken gehen, 
bei der europäische Leitlinien erarbeitet werden, die dann 
- im Sinne einer Mehrebenenregulation - europäisch, na- 
tional und regional umgesetzt werden könnten. 

Dabei müßte das einseitig auf die Wettbewerbsfähig- 
keit ausgerichtete Wachstumsmodell der EU korrigiert wer- 
den. Wirtschaftswachstum einschließlich des europäischen 
Binnenwachstums, Beschäftigung und Ökologie müßten 
einen angemessenen Stellenwert erhalten. 

Auch die Bundesregierung setzt sich für eine koordi- 
nierte Wirtschaftspolitik ein, ob dies aber auf dem Kölner 
Gipfel zu verbindlichen Regelungen führt, bleibt abzuwar- 
ten. 

6. Die Währungsunion braucht eine koordinierte 7. Die Gewerkschaften und ihre Europäisierung stärken. 
Wirtschaftspolitik. Wie bereits in These 5 erläutert, kommt der Tarifpolitik un- 
Die Forderung der Regierung Jospin nach einem ,,gouver- ter den Bedingungen der Währungsunion eine besondere 
nement 6conomique", im Deutschen übersetzt als ,,Wirt- Bedeutung zu. Um so wichtiger ist es, die Gewerkschaften 
schaftsregierung", hat zu einigen Verwirrungen geführt. zu stärken und eine Europäisierung vor allem der bislang 

Politikwechsel - jetzt 9 
Eine andere Politik braucht Analysen und Alternativen ..oskar hfonfaine, Chrjsta Miiller 

und Claus Not? haben den Gedanken über den Tag, den Monat, den Zeitgeist hinaus. 
einer am Gelininwohl orieruierten 
Wirtschaft wieder in die politische 
Arena gebracht ... Mit dieser publi- 
zistischen Schlacht werden die 
gesellschaftliche?i Konflikte wieder 
in ihrem Interessenar~tagonismus 
benannt ... Ob die SPD den Spagat 
aushält, ob es ihr gelingt, die durch 

internationale die Namen Hombach und Lafon- 
taine symbolisierten, letztlich nicht 
miteinander vereinbaren Wege zu 
harnzonisieren, wird schlieJ3lich 
vom derzeit assoziierten Mitglied 
der sozialdemokratischen Familie, 
von Bündnis 90/Die Grünen ent- 
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schwachen - aber für die Tarifverhandlungen faktisch 
wichtigsten - sektoralen Ebene anzustreben. Bevor dies 
nicht erreicht ist, würde jede Europäisierung der Tarifpolitik 
eine Schwächung der gewerkschaftlichen Seite bedeuten. 

Gerade vor dem Hintergrund der relativen Schwäche der 
Gewerkschaften auf europäischer Ebene, müssen von den 
Regierungen rechtliche und institutionelle Voraussetzungen 
geschaffen werden, damit die Europäische Sozialpartner- 
schaft und Einrichtungen wie Europäische Betriebsräte nicht 
zu einer weiteren Stärkung der Kapitalseite durch die wirt- 
schaftliche Europäisierung beitragen. 
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schaft so zum Erfolg führen. Oder er zieht sich auf die Rolle 
des Moderators und Vermittlers zwischen den verschiede- 
nen Positionen zurück und vermeidet, selbst Position zu be- 
ziehen. So kann er ohne Glanz, aber auch ohne sich größe- 
rer Kritik in Deutschland ausgesetzt zu sehen, die Präsident- 
schaft ,,überstehen" und den parallel stattfindenden Euro- 
pawahlkampf vor allem innenpolitisch führen, garniert nur 
mit der populistischen Forderung, ,,ganz selbstbewußt und 
interessengerecht" ,,eine größere Beitragsgere~htigkeit"~~ 
für Deutschland zu erkämpfen. SPW 

' Erklarunq der Bundesreqierunq: Vorschau auf den Europäischen Rat in - 
8. Europäische Demokratie wagen. Wien am 1 1 .I1 2. Dezember 1998 und Ausblick auf die deutsche Pra- 

sidentschafi in der ersten Jahreshalfte 1999, abgegeben von Bundes- Jede weitere Euro~äisierung bedeutet eine Entdemokrati 
kanzerGerhard Schröder vor dem Deutschen Bundestag, in: presse. 

sierung, wenn nicht parallel die demokratischen Strukturen und lnformationsamt der Bundesreqierung: Bulletin, N ~ .  80 
gestärkt werden. Daher muß entweder das Europäische (14.12.1998), s. 965-969. 

Parlament in die Koordination der wirtschaftspolitischen Ebd. S. 965. 

Bereiche einbezogen, oder den nationalen Parlamenten ES sei hier nur noch einmal der Vollständigkeit halber angemerkt, daß 
Deutschland bei der Pro-Kopf-Nettozahlung hinter den Niederlanden 

bereits während der laufenden Verhandlungen Mitwir- liegt und daß niemand so sehr von Binnenmarkt und Euro profitiert 
kungsmöglichkeiten gegeben werden. wie die deutsche (Export-)Wirtschaft 

Erkläruna der Bundesreaieruna (FN 1 ). S. 968. 

Neuausrichtung der europäischen Wirtschaftspoli- 
tik unter deutscher Präsidentschaft? 
Klar ist, daß die Erwartungen an die neue Bundesregierung 
gerade bei der Linken in anderen EU-Ländern sehr hoch 
sind. Die Äußerungen des Bundesfinanzministers zur Geld-, 
Zins- und Steuerpolitik haben linke Regierungen in Europa 
aufhorchen lassen. Auch die Absichtserklärungen, in der Be- 

schäftigungs- und Wirtschafts- 

., 
ten positives Echo. Eine euro- 

eine Entdemokratisierung, wenn nicht päische Koordination dieser Po- 

parallel die demokratischen Struktu- litikfelder, die von der französi- 
schen Linksregierung seit an- 

ren gestärkt werden. derthalb Jahren aefordert wird. 

< > ,  .. ~~- 

Wohin eine solche Politik des Geltungsanspruchs ohne Interessendefi- 
nition (und damit auch lnteressenbegrenzung) fuhrt, hat Hobsbawm 
anschaulich am Beispiel des Wilhelminischen Deutschland gezeigt. 
Vgl. Eric J. Hobsbawm: Das imperiale Zeitalter 1875 - 191 4, Frankfurt 
a.M. 1995, 5. 399 f. 
Erklarung der Bundesregierung (FN I) ,  S. 966. 

' Bonn setzt auf einen EU-Beschäftigungspakt, in: Handelsblatt 
19.1 1.1998. 
Hinzukommen rnuß eine Politik des beiderseitigen Ausgleichs in den 
Außenbeziehungen der Union. Letzteres gilt sowohl in Bezug auf die 
(Beitritts-)Länder Mittel- und Osteuropas als auch auf die Länder des 
Südens. Für die Beitrittsländer müssen Heranführungstrategien ent- 
wickelt werden. die es ihnen ermoglichen, bis zum Beitritt zur Union 
wirtschaftlich so starkzu werden, daß sie den Binnenmarkt überleben, 
ohne dauerhaft eine innere Peripherie zu bilden. Gegenüber den 
schwächeren Länder außerhalb der EU müssen gerechte Wirtschafts- 
beziehungen geschaffen werden, die auch ihnen eine Entwicklung er- 

- ,  

jetzt möglich, Wie möglichen. Einen Ansatzpunkt dazu bietet die Neuverhandlung des 
Lome-Abkommens. Diese Aspekte konnen hier aus Platzgründen lei- 

sich die neue Bundesregierung in dieser Diskussion aber der nicht in der notwendigen Ausführlichkeit behandelt werden, 
letztendlich verhält, ist noch offen. Delors warnt vor Tabus im Euroland. in: Handelsblatt 24.1 1.1 998. 

Gerhard Schröder hat während der deutschen Präsident- ' O  Vgl.: Lafontaine verteidiqt Stabilitätspakt, in: Süddeutsche Zeitung 

schaft zwei Optionen: Entweder er nutzt die Präsident- 24.11.1998. ' Vgl. z.B. Klaus Busch: Das Korridormodell: ein Konzept zur Weiterent- schaft, um nötige Korrekturen am Konzept der Währungs- wicklung der EU-Sozialpolitik, in: internationale Politik und Gesell. 
union mit Elan anzugehen und dafür zu sorgen, „daß Euro- 2/1998, 
pa sozialer, demokratischer und auch politisch handlungsfä- Erklärung der Bundesregierung (FN I), S. 965 

higer wird."12 Mit dem nötigen Mut könnte er die Präsident- l 3  Ebd. S. 967. 

rechtigkeit unter den Mitgliedstaaten zu erreichen, eine Das Hemd sitzt nä her a 1 s einschneidende Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik ZU- 

der Rock 
Kontroversen um die Reform der EU-Strukturfonds 

von Karin Iöns* 

D er deutschen Ratspräsidentschaft obliegt es, das 
Unternehmen ,,Agenda 2000" bis März 1999 zu 

einem möglichst guten Ende zu bringen, wahrlich 
kein einfaches Unterfangen. Sie muß den Spagat hinkrie- 
gen, bei unverändertem Finanzrahmen mehr Beitragsge- 

* Karin Ions MdEP, Bremen, Mitglied im Beschä&igungs- und Sozialausschuß, Berichterstatterin 
des Parlaments für die Reform des Europäischen Sozialfonds 

stande zu bringen und die Strukturfonds neu zu ordnen, 
um die Weichen für die Osterweiterung der Union zu stel- 
len. Das bedeutet für manchen Mitgliedstaat, auf liebgewor- 
dene Pfründe zu verzichten, die insbesondere aus der Agrar- 
und Strukturpolitik resultieren. Das bedeutet aber nicht die 
Abkehr von der im EU-Vertrag festgeschriebenen Selbstver- 
pflichtung der Staaten, den wirtschaftlichen und sozialen Zu- 
sammenhalt innerhalb der Europäischen Union zu fördern, 
regionale Aufholprozesse solidarisch zu begleiten. 

Für die Strukturpolitik der Europäischen Union wird 
auch in Zukunft ein gutes Drittel des EU-Haushalts zur Ver- 
fügung stehen. Da die finanzielle Vorausschau für die Jah- 
re 2000 - 2006 erst im Rahmen der Agenda 2000 endgül- 
tig beschlossen wird, ist vorerst für diesen Zeitraum für die 
EU-Strukturpolitik von einem Finanzvolumen in Höhe von 
275 Milliarden Euro auszugehen. Nach dem Vorschlag der 
Europäischen Kommission sollen davon allerdings 45 Mil- 
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rifvertragsparteien interessenpolitisch diametral entge- 
gengesetzte Ausgangspositionen bestehen. Während aus 
Arbeitgebersicht die europäische Integration als ein pri- 
mär neoliberales Deregulierungsprojekt gerade einen be- 
deutsamen Hebel darstellt, um die ,,institutionellen Rigi- 
ditäten" nationaler ~ar i fvertra~sbeziehun~en'weiter ein- 
zuschränken und die damit einhergehende Machtver- 
schiebung zu stabilisieren, ist aus Arbeitnehmer- und Ge- 
werkschaftssicht die Perspektive eines europäischen Tarif- 
vertragssysteme gerade mit der Hoffnung verbunden, auf 
nationaler Ebene verlorene Machtressourcen wieder zu- 
rückzugewinnen. „Als Resultat findet die Arbeitnehmer- 
seite, wenn sie ihr internationales Klasseninteresse ver- 
folgt, keinen Gesprächspartner, da die Arbeitgeber in der 
Verfolgung ihres internationalen Klasseninteresses an 

C Nichtregulierung und Nichtentscheidung sich weigern 
mitzuspielen."' 

Vor diesem Hintergrund ist die Frage nach der Ent- 
wicklung eines europäischen Tarifvertragssystem zu- 
vorderst eine Frage nach dem zukünftigen politischen 
Charakter des europäischen lntegrationsprozesses. In 
der Tat wären bereits alle bisherigen arbeitspoliti- 
schen Ansätze auf EU-Ebene ohne das politische Wir- 
ken der Europäischen Kommission und des Minister- 
rates kaum denkbar gewesen. Hervorzuheben ist hier- 
bei vor allem die Verabschiedung des Maastrichter 
Sozialprotokolls von 1991 (das mittlerweile als eige- 
nes Sozialkapitel Eingang in den Vertrag von Amster- 
dam gefunden hat) m i t  dem erstmals eine - wenn 
auch unvollständige - rechtlich Grundlage für euro- 
päische Rahmentarifverträge geschaffen wurde. In 
der Folgezeit kam es erstmals in der Geschichte der 
Europäischen Union in zwei Fällen zur Verabschie- 
dung europäischer Rahmenabkommen zwischen dem 
Europäischen Gewerkschaftsbund und dem europäi- 
schen Arbeitgeberdachverband (UNICE), in denen für 
die Bereiche Elternurlaub und Regulierung von Teilzeit 
bestimmte europäische Mindeststandards festgelegt 
wurden. Trotz ihrer äußerst bescheidenen Substanz 
und eher symbolischen Bedeutung kamen diese Ver- 
einbarungen jedoch nur deshalb zustande, weil Kom- 
mission und Rat im Hintergrund mi t  der Verabschie- 
dung einer Richtlinie ,,drohten". 

Schon bei konfliktträchtigeren Themen, wie der Ein- 
führung Europäischer Betriebsräte oder aktuell der Absi- 
cherung allgemeiner Informations- und Konsultations- 
rechte erwies sich diese neue Form des ,,kompensatori- 
schen Sozialdialogs" als wenig belastbar und hat wegen 
des Widerstandes der Arbeitgeberseite zum Scheitern der 
Verhandlungen geführt. Die wirklich ,,harten", vertei- 
lungspolitisch relevanten Bereiche (wie die Lohnfrage) 
wurden zudem von vornherein explizit aus dem Gel- 
tungsbereich des Maastrichter Sozialabkommens ausge- 
schlossen; das gleiche gilt für die Bereitstellung elementa- 
rer Konstitutionsbedingungen eines autonomen Tarifver- 
tragssystems (wie z.B. das Koalitions- oder das Streik- 
recht). 

Um von den bestehenden Ansätzen des ,,sozialen Dia- 
logs'' in Europa tatsächlich zu einem supranationalen Ta- 
rifsystem zu gelangen, würde es weit umfangreicher po- 
litischer und gesetzlicher ,,constraints" (Zwänge, d. Red.) 
bedürfen, die im Endeffekt die Existenz eines entwickel- 
ten supranationalen Sozialstaates auf europäischer Ebene 
zur Voraussetzung hätten. Nur ein starker europäischer 
Sozialstaat würde in Verbindung mit europaweit hand- 
lungs- und konfliktfähigen Gewerkschaften über die nöti- 

ge politische Macht verfügen, die politischen Rahmenbe- 
dingungen soweit zu verändern, daß die Arbeitgebersei- 
te selbst ein Interesse an einer Europäisierung der Tarifpo- 
litik entwickeln könnte. Da jedoch solch weitreichende 
politische Veränderungen auch unter den Bedingungen 
neuer sozialdemokratischer Mehrheiten derzeit kaum zu 
erwarten sind, muß auch die Hoffnung auf ein originär- 
supranationales europäisches Tarifvertragssystem auf ab- 
sehbare Zeit eine Illusion bleiben. 

Restabilisierung nationaler Tarifpolitik im Rahmen 
nationaler Sozialpakte? 
Angesichts der derzeit existierenden strukturellen Blok- 
kaden für ein supranationales Tarifvertragssystem schei- 
nen einige Autoren aus der Not eine Tugend machen zu 
wollen und empfehlen den Gewerkschaften, sich primär 
auf den Erhalt und die Verteidigung nationaler Tarifver- 
tragsstrukturen zu kon~entr ieren.~ Der in den 90er Jah- 
ren beobachtete Trend zu einer Re-Nationalisierung der 
Tarifpolitik in Europa wird dabei als Chance begriffen, im 
Rahmen neo-korporatistischer Bündnisse auch zu einer 
Restabilisierung nationaler Tarifpolitik zu gelangen. Da- 
bei wird aber in der Regel übersehen, daß ein auf inter- 
nationale Wettbewerbsfähigkeit fixierter Angebotskor- 
poratismus schon deshalb das Moment von Instabilität 
in sich trägt, weil er nicht verallgemeinerbar ist.g Auch 
im Regimewettbewerb nationaler Sozialpakte wird es 
notwendig Verlierer geben; am Ende könnte sogar ein 
korporatistisch moderierter 

Absenkungswettlauf in Eure- Der Koordinierunqsansatzes zwinqt 
pa stehen, was die ihn tra- 

- - 
qenden institutionellen A ~ .  die Gewerkschaften, sich auf ein tarif- 
rangementsauf Dauerfreilich ~olitisches Projekt zu verständigen, 
kaum überleben dürften. 
Letztendlich stehen alle Stra. daß der neoliberalen Logik nationaler 
W i e n ,  die primär auf eine Standortkonkurrenzen entgegensteht. 
Restabilisierung nationaler Ta- 
rifvertragssysteme setzen, vor dem grundlegenden Di- 
lemma, daß sie keine Antwort auf die Frage geben kön- 
nen, wie ein nationaler Regimewettbewerb in Europa 
begrenzt werden kann. Für die Gewerkschaften besteht 
im Gegenteil sogar die Gefahr, daß die Festschreibung 
einer wettbewerbsorientierten Tarifpolitik im Rahmen 
nationaler Sozialpakte selbst noch zu einer entschiede- 
nen Barriere werden könnte, die die Entwicklung hin zu 
einer Europäisierung der Tarifpolitik blockiert. 
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mus", dessen Hauptziel in 
h weit auseinianider einer angebotsseitigen 

Durchschnittliche Stundenlöhne (brutto) in der westeuropSischen Verbesserung der Wettbe- 
werbsbedingungen be- 
steht und der dabei insbe- 

Danemark - sondere die Gewerkschaf- 
ten auf eine ,,moderate" 

Deutschland West> Lohn- und Tarifpolitik ver- 
Schweden pflichte. So beschreibt 

etwa die EU-Kommission 
den Kern der neuen Sozi- 
alpakte als ,,Vereinbarun- 
gen der Sozialpartner, die 
zum Ziel haben, den Real- 
lohnzuwachs auf einen 

asterreic h 8 Wert unterhalb des Pro- 
duktivitätszuwachses ab- 
zusenken oder den Real- 
lohnzuwachs im Vergleich 

Quelle: EMB/Gesamtmetail mit Lohnsteigerungen der 
wichtigsten Handelspart- 
ner zu mäßigen.''5 

Die zunehmende ökonomische Internationalisierung In der Tat wird mit der Bildung nationaler Sozialpakte 
in Europa scheint zunächst weniger eine Europäisierung ein bereits seit den 80er Jahren überall in Europa beob- 
als vielmehr eine Dezentralisierung der Tarifpolitik zu be- achtbarer tarifpolitischer Paradigmenwechsel zum Pro- 
günstigen. Allerdings hat der Dezentralisierungstrend gramm erhoben, der als Übergang von einer produktivi- 
bislang mit Ausnahme von Großbritannien in keinem täts- zu einer wettbewerbsorientierten Tarifpolitik be- 
anderen europäischen Land zu einem kompletten Ver- zeichnet werden kann. War die Tarifpolitik in der Periode 
schwinden überbetrieblicher Tarifvertragssysteme ge- des europäischen Fordismus noch bis in die 70er Jahre 
führt. Sektorale Flächentarifverträge stellen im Gegenteil hinein durch eine enge Koppelung von Lohn- und Pro- 
in vielen Ländern nach wie vor die wichtigste Tarifver- duktivitätsentwicklung gekennzeichnet, so ist es den eu- 
tragsebene dar, wenn auch mit recht unterschiedlich ropäischen Gewerkschaften seither kaum mehr gelun- 
ausgeprägten Regelungsbefugnissen und zum Teil sehr gen, den durch das Produktivitätswachstum vorgegebe- 

weitgehenden betriebli- nen Verteilungsspielraum auszuschöpfen. Im Ergebnis 
chen Abweichungsmög- kam es in fast allen europäischen Ländern zu einer massi- 

diesseits -die Zeitschrift für 
weltliche Humanisten, 
Atheisten und 
Konfessionslose 

M ZElTSCHRln fUR HUIAWISIUS UND AUfKl&UN6 

IessEIfi 
diesseits -die Zeitschrift für 

Religionskritik, 
Aufklärung und 
Humanismus 

l i~hke i ten .~  ven Umverteilung von Arbeitnehmer- zu Kapitaleinkom- 
Parallel zur Dezentra- men und einem generellen Absenken der gesamtwirt- 

lisierung der Tarifver- schaftlichen L~hnquo ten .~  
tragsbeziehungen äß t  Die Unterordnung der Tarifpolitik unter die nationa- 
sich insbesondere seit le Wettbewerbs- und Standortlogik stellt mittlerweile 
Anfanq der 90er Jahre fast überall in Europa das vorherrschende Strukturprin- 

diesseits -die Zeitschrift für 
Selbstbestimmung, 
soziale Verantwortung 
und Menschenrechte 

diesseits -herausgegeben vom 
Humanistischen 
Verband Deutschlands 

I Kostenlose Probeexemplare: 

vermehrt ein scheinbar zip dar, in dem die scheinbar widersprüchlichen Ent- 
gegenläufiger Trend be- wicklungstrends von Renationalisierung und Dezentrali- 
obachten, der auf eine sierung zusammenlaufen. Während auf nationaler Ebe- 
,,Renationalisierungl' der ne die grundlegende Wettbewerbsorientierung der Ta- 
Tarifpolitik deutet. In rifpolitikfestgeschrieben wird, sorgt die Aufwertung der 
zahlreichen europäischen 
Staaten kommt es dabei 
zu einer erneuten natio- 
nalen Einbindung der Ta- 
rifpolitik im Rahmen 
,,neo-korporatistischer 
Sozial- oder Wettbe- 
werb~pak te" .~  Im Unter- 
schied zu den Formen 

Unternehmensebene für eine den betriebswirtschaftli- 
chen Bedürfnissen entsprechende Differenzierung und 
Flexibilisierung tarifpolitischer Regelungen. Verteilungs- 
politisch ist der Absenkungswettlauf in Europa damit 
bereits im vollen Gange. Mi t  dem Wegfall der Wechsel- 
kurse in Euroland dürfte sich die Fortschreibung einer 
wettbewerbsorientierten Tarifpolitik jedoch noch gravie- 
render auf die soziale und ökonomische Gesamtent- 
wicklung auswirken. 

neo-korporat ist ischer 
Konzertierung in den Supranationale Tarifpolit ik i n  Europa - Bescheide- 
70er Jahren, die seiner- n e  Ansätze u n d  enttäuschte Hof fnungen 
zeit in eine keynesiani- Wenn die nationale Tarifpolitik unter den Bedingungen 

I sche Konzeptionen der der EWU alleine nicht mehr in der Lage ist, ihre klassi- 
Makrosteuerunq einqe- schen Regulierungsfunktion wahrzunehmen und den 

diesseits Zeitschritl für Humanismus und Aufklärung bunden waren,-entsteht Lohn- und Arbeitskostenwettbewerb zu beschränken, so 
Hobrechtslralie 8 mit den Sozialen Pakten erscheint der Aufbau eines supranationalen Tarifvertrags- 
12043 Berlin der 90er Jahre einen systems in Europa die logische Konsequenz zu sein. Aller- 
Telefon 0301613 904-0 neue Form des nationa- dings stehen alle Diskussionen zu dieser Frage zunächst 

len ,,Angebotskorporatis- vor dem grundlegenden Dilemma, daß zwischen den Ta- 
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liarden Euro für die Integration der mittel- und osteuropäi- 
schen Beitrittsaspiranten bestimmt sein. 

Konzentration au f  d ie  bedürft igsten Regionen 
Daraus ergibt sich das Grundprinzip der Reform, nämlich 
die Strukturhilfen künftig nur auf die bedürftigsten Regio- 
nen der Europäischen Union zu konzentrieren. Es soll 
Schluß damit sein, daß rund 52% der Bevölkerung in För- 
derregionen der Union leben. Hierüber besteht weitge- 
hend Einigkeit in Europäischem Parlament, Ministerrat und 
EU-Kommission. Der Dissens beginnt dort, wo es um die 
konkrete Festlegung der Förderregionen ab dem Jahr 2000 

t geht. Kernpunkte der Auseinandersetzungen sind: 
Wer wird als sog. Ziel-2-Förderregion, als eine Region 

mit ökonomischen und sozialen Umstrukturierungsprozes- 
I sen, anerkannt? 

Was passiert mit den Regionen, die die Förderkriterien 
nicht mehr erfüllen? 

Soll der Kohäsionsfonds auch für Mitgliedstaaten gel- 
ten, die der Währungsunion angehören? 

Wie viele Gemeinschaftsinitiativen (Sonderprogramme) 
braucht die Union? 

Weitgehender Konsens besteht bei der Festlegung der 
Kriterien für die sog. Ziel-I-Regionen, jene Regionen mit 
dem größten Entwicklungsrückstand, die heute zwei Drit- 
tel der Strukturfondsgelder erhalten. Für sie gilt in erster 
Linie, daß das durchschnittliche BIP-pro-Kopf der Region 
unter 75% des EU-Durchschnitts liegen muß. 

Das größte Konfliktpotential liegt bei der Festlegung 
der Ziel-2-Regionen, Denn ausgehend von einer Konzen- 
tration der Mittel auf die bedürftigsten Regionen müssen 
hier die größten Einschnitte erfolgen. Dabei soll das neue 
Ziel 2 Regionen mit einem sozioökonomischen Wandel in 
den Sektoren Industrie und Dienstleistungen umfassen, die 
Iändlichen Regionen mit rückläufiger Entwicklung, städti- 
sche Problemgebiete sowie die von der Fischerei abhängi- 
gen Krisenregionen. D.h. in diesem neuen Ziel-2 sollen die 
früheren Ziele 2, 5a und 5b aufgehen. 

Allerdings sollen sich diese Regionen nicht wie bisher 
über 25% der EU-Bevölkerung, sondern nur noch über 
18% erstrecken. Trotz des Vorschlags der Kommission, daß 
kein Mitgliedstaat im Zuge dieser Konzentration mehr als 
ein Drittel seiner Förderregionen verlieren darf, spitzt sich 
hier ein Konflikt zu, der nicht Parlament und Kommission 
betrifft, sondern im Ministerrat ausgetragen wird. Denn 
die Südländer - Italien, Portugal, Griechenland und Spani- 
en -, die in erster Linie Ziel-'-Regionen haben, wollen eine 
noch stärkere Konzentration in Ziel-2, um so bei den rei- 
cheren Mitgliedstaaten weitere Mittel für Ziel-1 herauszu- 
holen. Gleiches gilt für Frankreich, das sich bei einer weite- 

4 
ren Reduzierung der Ziel-2-Förderregionen aufgrund sei- 
ner großen Iändlichen Räume zusätzliche Ziel-2-Förderge- 
biete erhofft, während Deutschland diesen Vorschlag be- 

1 grüßt, da es andernfalls rund zwei Drittel seines heutigen 
Ziel-2-Plafonds verlieren würde. 

Eine weitere sowohl im Europäischen Parlament (EP) als 
auch im Ministerrat hart umstrittene Frage bei der Ziel-2- 
Förderung sind die künftigen Kriterien für die verschiede- 
nen Regionentypen. Während die Kommission z.B. für die 
lndustrieregionen eine überdurchschnittlich hohe Arbeits- 
losigkeit und den Rückgang der Industriebeschäftigten als 
Kriterien vorschlägt, will Deutschland bspw. - unterstützt 
von Italien, Schweden und den Niederlanden -als zusätz- 
liches Kriterium das Wohlstandsgefälle innerhalb einer Re- 
gion berücksichtigt wissen. Auch möchten die 0.g. Mit- 
gliedstaaten die Förderkriterien für die Iändlichen Regio- 

Foto. Christian Kiel (Meerbusch) 

nen, nämlich eine niedrige Bevölkerungsdichte oder eine 
überdurchschnittlich hohe Arbeitslosigkeit, einen Rück- 
gang der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft oder der 
Bevölkerung, um das Zusatzkriterium des regionalen BIP er- 
gänzen. Hinter diesen Forderungen stehen eindeutig na- 
tionale Interessen, die sich auch im Parlament quer durch 
die Fraktionen wiederfinden. Die Regierungen Großbritan- 
niens und Griechenlands gehen sogar noch weiter. Sie leh- 
nen alle vorgeschlagenen Kriterien ab und fordern statt 
dessen einen Katalog allgemeiner wirtschaftlicher Kriterien, 
ohne aber diese weiter zu spezifizieren. 

Konflikte m i t  nationaler Förderpolit ik 
Der dritte Konflikt im Zusammenhang mit der Ziel-2-Förde- 
rung betrifft den Vorschlag der Kommission nach einer 
möglichst weitgehenden Übereinstimmung der Ziel-2-Re- 
gionen mit den nationalen Beihilfegebieten (gemäß Artikel 
92 (3)c EUV), um einen Subventionswettlauf zwischen na- 
tionalen und europäischen Förderregionen zu verhindern. 
In Zukunft soll es eben nicht mehr möglich sein, staatliche 
Beihilfeqebiete und europäi- 
sche Förderregionen derart ne- Über das Grundprinzip der Reform be- 
beneinander zu legen, daß 
eine flächendeckende Subven. steht weitgehend Einigkeit. Der Dis- 
tionspolitikerfolgen kann, wie sens besinnt dort, w o  es um die 

d 

dies bspw. in Bayern der Fall ist. 
Dieser Politik qilt es einen Rie- konkrete Festlegung der Förderregio- 
gel vorzuschieben, weil letzt- nen ab dem Jahr 2000 geht. 
lich nur die reichen Mitglied- 
staaten und Regionen in der 
Lage sind, entsprechende Beihilfen zu gewähren. Hier ist 
der Streit im Ministerrat allerdings nicht entlang der Nord- 
Süd-Schiene festzumachen, wohl aber stehen sich die Mit- 
gliedstaaten in zwei großen Blöcken gegenüber. 

Das Europäische Parlament hat zu dieser Frage noch 
keinen Beschluß gefaßt. In der Fraktion der Sozialdemokra- 
tischen Partei Europas, der größten Fraktion des EP, zeich- 
net sich derzeit ein Kompromiß ab, wonach in jedem Mit- 
gliedstaat eine Abweichung von 4% möglich sein sollte. 
Mehr aber auf keinen Fall, denn sonst würde das Ziel der 
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europäischen Strukturpolitik, nämlich den wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalt in der EU zu fördern, weiter- 
hin durch nationale Beihilfen konterkariert. 

Was die Auswahl der Förderregionen anhand der Krite- 
rien betrifft, so soll auch in Zukunft die Kommission auf 
Vorschlag der Mitgliedstaaten die Regionen bestimmen, 
allerdings mit einer entscheidenden Neuerung: Die Mit- 
gliedstaaten dürfen 50% der Ziel-2-Fördergebiete nach 
sog. ,,weichenu Kriterien vorschlagen, die sie im wesentli- 
chen selbst definieren. Einem Teil der Mitgliedstaaten geht 
selbst diese Regelung nicht weit genug. Sie möchten der 
Kommission ihre Förderkulisse nur noch zum Abnicken zu- 
kommen lassen, ein ggf. weiteres Verhandeln verhindern. 
Das aber widerspricht dem Grundsatz, daß über europäi- 
sches Geld auch europäisch entschieden werden muß. 

Streit um Übergangsregelungen 
Für Regionen, die aufgrund der Konzentration ab dem Jahr 
2000 nicht mehr als förderwürdig anerkannt werden, hat die 
Kommission ein sog. ,,phasing-out", eine Auslaufphase, vor- 
geschlagen. D.h., daß sie für eine bestimmte Zeit noch in den 
Genuß einer degressiven Übergangsförderung kommen. Für 
ehemalige Ziel-I-Regionen soll diese Förderung für weitere 
sechs Jahre gelten, was bspw. für Ostberlin greifen würde. 
Ehemalige Ziel-I -Regionen dagegen, die nun die Kriterien für 
Ziel-2-Regionen erfüllen, sollen sogar für weitere sieben Jahre 
Fördermittel erhalten, was bspw. für das belgische Hainaut 
gelten könnte. Ehemalige Ziel-2- und Ziel-5b-Regionen dage- 
gen sollen nur noch für vier Jahre Gelder bekommen. 

Und hier beginnt wieder das Hauen und Stechen. Jeder 
ist sich selbst der Nächste. So fordern Staaten, die von den 
Kürzungen bei den Ziel-I -Regionen stark betroffen sind, 
wie bspw. Irland, Portugal, Belgien und Italien, hier eine 
siebenjährige Übergangsfrist. Und auch das Parlament for- 
dert eine Verlängerung des von der Kommission vorge- 
schlagenen ,,phasing-out", nämlich für alle betroffenen 
Regionen eine Förderung von sechs Jahren. Dagegen un- 
terstützen die deutschen Sozialdemokraten den Kommissi- 
onsvorschlag, der eine bessere Konzentration der Mittel 
bringt. Für sie gilt das Argument, daß eine unterschiedliche 
Förderintensität auch eine unterschiedliche Übergangsför- 
derung nach sich ziehen muß. Nicht umsonst gab es die 
Unterscheidung nach Ziel-I und Ziel-2. 

Interessanterweise sprechen sich einige Mitgliedstaaten 
für kürzere Auslaufphasen aus (D, F, SV, DK, NL), wobei die 
Forderung der rot-grünen Bundesregierung am weitesten 
geht. Obwohl ebenfalls selbst betroffen, fordert Deutsch- 

land im Ministerrat drei- bzw. 

was vor dem Hintergrund ver- 
Nettozahler die Fortführung des ständlich ist, daßjedeVerlänge. 

Kohäsionsfonds nur für Griechenland rung zu Lasten derZiel-2-Regio- 
nen ginge. Einzelne Übergangs- 

fordern, macht Spanien dies zum regionen jedoch könntediesvor 
, , C ~ S U S  belli". Probleme stellen. Die Über- 

gangsförderung muß lang ge- 
nug sein, um Rückschritte zu verhindern und eine Konsoli- 
dierung des bereits Erreichten zu ermöglichen. 

Zur Zukunft des Kohäsionsfonds und der Gemein- 
schaftsinitiativen 
Uneins ist man sich auch über die Zukunft des Kohäsions- 
fonds, der seinerzeit für Irland, Portugal, Spanien und Grie- 
chenland eingerichtet wurde, um ihnen die Teilnahme an 
der Währungsunion zu ermöglichen. Während Deutschland 
und andere Nettozahler die Fortführung des Kohäsions- 
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fonds kons'equenterweise nur für Griechenland fordern, das 
als einziger Staat die Maastricht-Kriterien noch nicht erfüllt, 
macht Spanien dies im Ministerrat zum ,,Casus belli". Im Eu- 
ropäischen Parlament haben es die Spanier interessanter- 
weise geschafft, quer durch die Fraktionen eine unheilige 
Allianz zwischen Briten und Spaniern zu schließen, so daß es 
in 1. Lesung auch hier zu einem EP-Beschluß für das Weiter- 
bestehen des Kohäsionsfonds für alle vier Staaten kam. 
Nachdem der spanisch-britische Deal aber nicht in allen 
Punkten im britischen Sinne ausgegangen ist, ist fraglich, ob 
diese Allianz auch in 2. Lesung Bestand haben wird. 

Einvernehmen herrscht bei Kommission, Rat und Parla- 
ment über eine Reduzierung der Gemeinschaftsinitiativen. Al- 
ler Voraussicht nach wird sich wohl letztlich der Vorschlag der 
Kommission durchsetzen, sievon 13 auf drei zu beschränken, 
um mehr Gelder für die Zielförderung zur Verfügung zu ha- 
ben und den Verwaltungsaufwand zu reduzieren. Das Euro- 
päische Parlament hat allen drei von der Kommission vorge- 
schlagenen Gemeinschaftsinitiativen zugestimmt. Das sind 
eine Gemeinschaftsinitiative INTERREG für grenzüberschrei- 
tende Aktionen, eine Gemeinschaftsinitiative LEADER für 
ländliche Regionen in Umstrukturierung und eine Gemein- 
schaftsinitiative EQUAL für die Chancengleichheit aller beim 
Zugang zum Arbeitsmarkt. Darüber hinaus stimmte das Parla- 
ment noch für die Weiterführung der Gemeinschaftsinitiative 
URBAN zugunsten benachteiligter Stadtteile und für eine 
neue Gemeinschaftsinitiative RESTRUCT für Regionen in wirt- 
schaftlichen und sozialen Schwierigkeiten. 

Im Rat gibt es eine große Mehrheit für die Vorschläge 
der Kommission, wobei sich bemerkenswerterweise 
Deutschland und Dänemark gegen LEADER und EQUAL 
aussprechen. Für die Vorschläge des Parlaments gibt es nur 
vereinzelt Unterstützung, so daß davon auszugehen ist, 
daß diese Frage auch im Vermittlungsausschuß von EP und 
Rat zu klären ist. 

Europäische Solidarität versus nationaler Egoismus 
Es zeigt sich also deutlich, wie schwierig es ist, die wider- 
strebenden Interessen von 15 Mitgliedstaaten bei einem so 
wichtigen Thema wie der Strukturfondsreform unter einen 
Hut zu kriegen. Dabei sollten sich alle an der Entscheidung 
Beteiligten darüber klar sein, daß wirtschaftlicher Zusam- 
menhalt und sozialer Frieden in der EU und die Osterweite- 
rung der Union nicht zum Nulltarif zu haben sind. Wenn 
wir es aber mit der europäischen Integration ernst meinen, 
wenn wir den Integrationsprozeß nicht nur konsolidieren, 
sondern ihn auch weiterentwickeln wollen, dann müssen 
alle Mitgliedstaaten der Union dazu bereit sein, Abstriche 
von ihren Maximalforderungen zu machen. Darunter ver- 
stehe ich: eine Verkleinerung der bisherigen Förderkulisse, 
strenge Ziel-2-Kriterien, eine weitgehende Deckungsgleich- 
heit zwischen europäischen und nationalen Fördergebie- 
ten, nur begrenzte Auslaufphasen für ehemalige Förderge- 
biete, die Rückführung des Kohäsionsfonds auf seinen ur- 
sprünglichen Zweck und einen Verzicht auf Extrawürste bei 
den Gemeinschaftsinitiativen. 

Nur mit einer Konzentration der Strukturhilfen auf die 
wirklich bedürftigsten Regionen kann die bisherige Struktur- 
politik erfolgreich weitergeführt und letztlich das wirtschaft- 
liche und soziale Gefälle in der Europäischen Union abge- 
baut und gleichzeitig die Heranführungsstrategie für die 
Staaten Mittel- und Osteuropas finanziert werden. Die Euro- 
päische Union ist nicht zuletzt eine Wertegemeinschaft, die 
auf dem Solidaritätsprinzip beruht. Nettozahlerdiskussionen 
auf dem Rücken der EU-Strukturpolitik austragen zu wollen, 
steht diesem Grundsatz entgegen. SPW 
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Tarifpolitik unter dem Euro 

W enn die erste Euphorie über den gelungenen 
Start der Europäischen Währungsunion (EWU) 

an den internationalen Finanzmärkten verflo- 
gen sein wird, werden die grundlegenden sozialen und 
ökonomischen Probleme in Westeuropa wieder mit Macht 
auf die Tagesordnung drängen. Zu den bislang ungelösten 
Problemen gehört auch die Frage, welche Rolle zukünftig 
die Tarifpolitik im Euroland spielen wird. Folgt man dem 
nach wie vor neoliberal geprägten wirtschaftswissen- 
schaftlichen Mainstream, so steht die Tarifpolitik zukünftig 
vor der Aufgabe, die Funktion der Wechselkurse zu über- 
nehmen und als eine Art ,,Schockabsorber" unterschiedli- 
che ökonomische Entwicklungsniveaus in Europa auszu- 

I gleichen. Im Klartext bedeutet dies, daß zukünftig auftre- 
tende nationale Wettbewerbsverschiebungen primär 
durch eine Reduzierung der Arbeitskosten kompensiert 
werden sollen.' 

Aus Sicht der Arbeitgeberverbände und Unterneh- 
men gewinnt die Tarifpolitik im Euroland vor allem da- 
durch an Bedeutung, daß sich die Tarifabschlüsse nun 
weit deutlicher als bisher auf die eigene Wettbewerbsfä- 
higkeit niederschlagen werden. Erst unter den Bedin- 
gungen des Euro kann die Durchsetzung einer ,,zurück- 
haltenden" oder ,,moderaten" Tarifpolitik ihre volle Wir- 
kung entfalten, läuft sie nun doch nicht mehr Gefahr, 
durch eine mögliche Aufwertung der nationalen Wäh- 
rung konterkariert zu werden. Damit steigt jedoch der 
Anreiz für eine tarifpolitische ,,Beggar-my-neighbour- 
Strategie", die durch ein bewußtes Nichtausschöpfen 
der nationalen Verteilungsspielräume darauf abzielt, die 
eigene Wettbewerbsposition auf Kosten der europäi- 
schen Nachbarländer auszubauen. Da unter diesen Be- 
dingungen über kurz oder lang wahrscheinlich alle 
Euro-Staaten eine solche tarifpolitische Strategie verfol- 
gen würden, wäre das Ergebnis ein tarifpolitischer Un- 
terbietungswettlauf, der neben den sozialpolitischen 
Verwerfungen auch erhebliche ökonomische Risiken in 
Hinblick auf eine mögliche Deflationsspirale mit sich 
bringen würde.* 

Auch die europäischen Gewerkschaften haben von 
Anfang an die Einführung einer einheitlichen europäi- 
schen Währung vornehmlich aus prinzipiellen integrati- 
onspolitischen Gründen unterstützt. Die tarifpolitischen 
Konsequenzen des Euro wurden dabei jedoch entweder 
kaum zur Kenntnis genommen oder in ihrer Tragweite 
deutlich unterschätzt. Erst in jüngster Zeit lassen sich ver- 
mehrt gewerkschaftliche Initiativen beobachten, die auf 
die absehbaren tarifpolitischen Risiken im Euroland auf- 
merksam machen und als strategischen Ausweg eine stär- 
kere Europäisierung der Tarifpolitik einfordern. Die tarif- 
politische Praxis ist von dieser Forderung jedoch bislang 

I weitgehend unberührt geblieben; auch unter Euro-Bedin- 
gungen wird zunächst einmal nach der Devise ,,Business 
as usual" verfahren. 

Zwischen Dezentralisierung und Renationalisie- 
rung: Tarifpolitische Entwicklungstrends in 
Westeuropa 
Das weitgehende Fehlen entwickelter gewerkschaftli- 
chen Debatten oder gar praktischer Ansätze einer Eu- 
ropäisierung der Tarifpolitik erscheint um so bemer- 
kenswerter, als daß die nationalen Tarifvertragssysteme 
unter den Bedingungen einer weitgehend liberalisier- 
ten und deregulierten Weltwirtschaft bereits seit Iän- 

gerem unter einem hohen Anpassungsdruck stehen 
und in zunehmenden Maße ihre Steuerungskompeten- 
Zen einbüßen. Vor allem in den hochgradig miteinan- 
der verflochtenen Ökonomien Westeuropas sind die 
nationalen Tarifvertragsbestimmungen spätestens seit 
der Einführung des europäischen Binnenmarktes einer 
harten Regimekon kurrenz ausgesetzt. Grenzü ber- 
schreitende Standortkonkurrenzen gehören dabei 
ebenso zur betrieblichen Alltagserfahrung wie der Ver- 
such von Unternehmensleitungen, diese als Drohpo- ' 
tential gegenüber ihren Betriebsräten und Belegschaf- 
ten für die Durchsetzung sozialer Zugeständnisse zu 
instrumentalisieren. 

Im Ergebnis kommt es zu 
einer sukzessiven Verbetriebli- 1, ~ l ~ ~ t ~ ~ t  bedeutet dies, daß zukünf- 
chung der Tarifpolitik, bei der 
immer mehr Unternehmen tig auftretende nationale Wettbe- 

faktisch aus dem Regelungs- werbsverschiebungen primär durch 
bereich überbetrieblicher FIä- 
chentarifverträge ,,ausstei- eine Reduzierung der Arbeitskosten 
gen" und eigene hausinterne kompensiert werden sollen 
Regelungen etablieren. Die 
nationalen Gewerkschaften werden demgegenüber in ih- 
rer überbetrieblichen Macht- und Verhandlungspositio- 
nen deutlich geschwächt. Unter dem Druck der Massen- 
arbeitslosigkeit bildet sich eine neue Form des betriebli- 
chen ,,Concession Bargaining" (Aushandeln von Zuge- 
ständnissen, d. Red.) heraus, dessen Kern in einem politi- 
schen Tauschgeschäft liegt, bei dem eine relative Beschäf- 
tigungssicherheit der Kernbelegschaften durch den Ver- 
zicht auf soziale Leistungen und arbeitspolitische Schutz- 
regelungen ,,erkauft" wird. 

* Thorsten Schulten, Wissenschaftlicher Mitarbeiter im Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichen Institut (WSI) in der Hans-Böckler-Stiftung, Düsseldorf 
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REGISTER 1998 REGISTER 1998 

1 04/26 Drohsel, 104143 Kün kler 
Arbeitszeitverkürzung: 1 02/53 Crossover-Thesen 
Ausländer-IAsylpolitik: 10216 Bartels, 103122 Alternatives 1 00-Tage-Programm 
BildunglAusbildung: 102145 Jobelius, 102161 Crossover-Thesen, 103120 Alternatives 1 00-Tage-Programm 
Crossover: 9917 Schuster, 102150 Crossover-Thesen, 102153 Crossover-Thesen, 102156 Crossover-Thesen, 102159 
Crossover-Thesen, 102161 Crossover-Thesen, 104138 Brüggen, 104143 Künkler, 104148 Schiller-Dickhut 
DDR: 10211 6 Mommsen, 10211 8 Bollinger, 102120 Neumann 
Deutschlandllnnenpolitik: 100144 Hansen, 10212 Wehr, 102120 Neumann 
EnergiepolitiklSolarer Umbau: 103121 Alternatives 1 00-Tage-Programm 
EuropalEU: 99/55 Zugehör, 100157 Schuster, 100158 Hirsch (Österreich), 101158 Annen (Spanien), 102168 Weinz (EU), 
10311 9 Alternatives 100-Tage-Programm, 103137 Walther, 103139 Wehr 
FinanzpolitiklSteuerpolitik: 101152 Diefenbacher, 103157 Reiche, 10411 3 Winsemann, 104152 Ewald 
FrauenpolitiklFrauenbewegung: 9911 5 Neumann, 100154 Augst 
FriedenspolitiklFriedensbewegung: 9916 Wogawa, 1 0214 Lutz, 1 0411 1 Wehr 
GemeinwirtschaftlNeue Gemeinwirtschaftl3.Sektor: 102159 Crossover-Thesen, 104143 Künkler 
GeschichtelLinke GeschichtenlGeschichtspolitik: 9911 2 dos Santos Hermann, 99/42 Fichter, 100/18 Levi, 10013 1 Krätke, 
100139 Schaller, 10211 6 Mommsen 
Geschlechterverhältnisse/Gender: 101132 Stolz-Willig, 102164 Notz 
Gesellschaftstheorie: 100/14 Bimboes 
Gewerkschaften: 103142 Hensche 
Grüne: 100157 Schuster, 10311 2 Müller 
Hochschule: 99/50 Riedemann, 100/41 Dahlheimer 
lnternationalisierung/Globalisierung: 9911 4 Wilhelmy, 100148 Martens, 10119 Wahl, 101152 Diefenbacher, 104158 
Skarpelis-Sperk 
IUSY: 9911 1 Walther 
lahresregister: 99/29 (1 997) 
lugend: 99/47 Seidel, 99/50 Riedemann, 100/10 Hahn, 10115 Meyer 
Jusos: 99/42 Fichter, 99/47 Seidel, 100139 Schaller, 10117 Franz, 10311 6 Wischmeier, 10311 6 Alternatives 100-Tage-Pro- 
gramm 
Kapitalismus: 99/36 Franz, 101137 Lutz, 102125 Westphal, 103162 Krämer, 10411 24 Krämer, 10411 5 Krämer, 104121 
Schwemmle, 104138 Brüggen 
LinkelLinke Strategie: 99/36 Franz, 99/57 Dehm, 100/17 Krämer, 100120 Kremer, 100127 Gehrcke, 100129 Haug, 103126 
Bourdieu, 103128 Eppler, 103134 Rudolph, 103137 Walther, 103139 Wehr, 103142 Hensche, 103160 Dehm, 103162 Krä- 
mer, 104136 Braun, 104138 Brüggen, 104154 GöII 
Marxismus: (siehe Theoretikerlnnen und Gesellschaftstheorie und Kapitalismus) 
Medien: 103126 Bourdieu, 104131 Rilling 
Neoliberalisrnus: 101125 Bäcker, 102148 Neumann, 102164 Notz, 103151 Bieling 
PDS: 10312 Möbbeck, 10311 3 Gehrcke, 10414 Borchert 
Politikwechsel: 9917 Schuster, 10017 Krämer, 100/10 Hahn, 100/13 Krämer, 100130f. Aktionsbündnisse, 10314 Biermann, 
10319 von Larcher, 10311 0 Nahles, 10311 2 Müller, 10311 3 Gehrcke, 10311 4 Frankfurter Kreis, 10311 6 Wischmeier, 10311 6 
Alternatives 100-Tage-Programm, 10414 Borchert, 104136 Braun 
Politische TheorielDemokratie: 103124 Wilhelmy, 103126 Bourdieu, 103128 Eppler, 103134 Rudolph, 103137 Walther, 
103139 Wehr, 104133 Rilling 
Rechte Politik und  IdeologielRechtsextremismus: 9916 Wogawa, 100144 Hansen, 103147 Meyer 
Rot-GrünlRot-Rot-Grün: 10311 0 Nahles, 10414 Borchert, 10411 3 Winsemann 
SozialdemokratielSPD allgemein: 9911 7 Rünker, 9911 9 Dütsch, 99/24 Unger, 99/33 Möbbeck, 99/42 Fichter, 99/47 Seidel, 
10012 Nahles, 10015 Mikfeld, 100/16 Winsemann, 100139 Schaller, 101/10 Krämer, 101115 Zugehör, 10311 0 Nahles, 
103123 Wilhelmy, 10412 Westphal, 10411 1 Wehr, 10411 3 Winsemann 
SozialdemokratielSPD Parteilinke: 99/24 Unger, 99/36 Franz, 10012 Nahles, 10019 Winsemann, 100/41 Dahlheimer, 1031 
14 Frankfurter Kreis, 103134 Rudolph, 10414 Borchert 
SozialdemokratielSPD regional: 99/21 Schulze (NRW), 10113 Dütsch (Sachsen-Anhalt), 10211 3 Jobelius (NRW) 
Sozialdemokratie international: 99/24 Unger, 99/39 Albrecht (GB), 100158 Hirsch (Österreich), 101158 Annen (Spanien), 
10418 Babler (Österreich) 
Sozialistische PolitiklStrategie: (s. Linke) 
SozialpolitiklSozialstaat: 9914 Horstmann, 100/13 Krämer, 101/17 Krämer, 101/18 Offermann, 101125 Bäcker, 101132 
Stolz-Willig, 101/41 Round table, 102136 Mikfeld, 102142 Meyer, 102164 Notz, 10311 8 Alternatives 100-Tage-Programm, 
103151 Bieling 
spw: 9911 0 spw-intern, 99/29 (Jahresregister 1997), 100/15 spw-intern, 10118 spw-intern, 10217 spw-intern, 10318 spw- 
intern, 10416 Gerszewski, 10418 spw-intern 
Staatlstaatsreform: 103149 Schuster, 104148 Schiller-Dickhut 
Technologie-lForschungspolitiklGentechnik: 1 0211 1 Do bberthien, 1 0413 1 Rilling 
Theoretikerlnnen: 99/57 Dehm, 1 0013 1 Krätke 
Umwelt/Ökologie: 10116 Sitte, 10218 Höhn, 102150 Crossover-Thesen, 103157 Reiche, 104128 Vogel, 104152 Ewald 
WahlenlDeutschland: 10212 Wehr, 10312 Möbbeck, 10314 Biermann, 10319 von Larcher, 10311 0 Nahles, 10311 2 Müller, 
10311 3 Gehrcke, 103123 Wilhelmy 
WirtschaftspolitiklWirtschaftsdemokratielOkonomie: 99/55 Zugehör, 100/20 Kremer, 101/10 Krämer, 101115 Zugehör, 
101137 Lutz, 101147 Glawe, 101149 Volkmann, 102124 Schuster, 102125 Westphal, 102132 Krugman, 102156 Crossover- 
Thesen, 103149 Schuster, 103160 Dehm, 103162 Krämer, 10411 2 Vorberg, 104114 Krämer, 10411 5 Krämer, 104128 Vogel, 
104138 Brüggen, 104148 Schiller-Dickhut 

Das lahresregister 1998 hat Ralf Krämer für spw erstellt. Es besteht aus vier Teilen: Verzeichnis der Hefte und Schwerpunktthemen, 
Verzeichnis der Artikel, RezensionenlBuchbesprechungen und dem Sachverzeichnis. 

Verzeichnis der Hefte und Schwerpunktthemen 
Nr. Heft MonateIJahr Schwerpunktthema 
1/98 99 JanuarIFebruar 1998 Sozialdemokratie im Übergang 
2/98 100 MärzlApril 1998 Sozialistische Politik und Wirtschaft 

I 3/98 101 MaiIJuni 1998 Solidarität oder Spaltung? 
4/98 102 Juli/August 1998 Innovativer Kapitalismus? 
5/98 103 SeptemberIOktober 1998 Macht, Demokratie, Protest 
6/98 104 November/Dezember 1998 Postindustrieller Kapitalismus? 

I 

Verzeichnis der Art ikel (sortiert nach Autorlnnen) 
Autorln: Titel 
Aktionsbündnisse von Arbeitslosen, Gewerkschafterlnnen, Studierenden, Basisgruppen, Kircheninitiativen 

und den Trägerlnnen der Erfurter Erklärung: Aufstehen für eine andere Politik 
Albrecht, Thorben: Blair's Britain 
Alternatives 100-Tage-Programm: Für einen grundlegenden Politikwechsel 
Annen, Niels: Von Scharping lernen? Die Vorwahlen der Sozialistischen Arbeiterpartei Spaniens 
Augst, Kristina; Ridder-Melchers, llse (Interview): 1 0 Jahre Quote 
Babler, Andreas: Sozialdemokratie in Österreich - eine Standortbestimmung 
Bäcker, Gerhard: Niedriglöhne - der letzte Ausweg zur Eingrenzung der Arbeitslosigkeit? 
Bartels, Peter: Rausschmiß durch soziale Ausgrenzung 
Bieling, Hans-lürgen: Innovation, Eigeninitiative und Selbstverantwortung. 

Zum Bericht der bayerisch-sächsischen Zukunftskommission 
Biermann, Uta; Rünker, Reinhold: Die SPD ist angekommen ... 
Bimboes, Detlef: Zeitreise und Neubeginn materialistischer Theoriebildung 
Bollinger, Stefan; Vilmar, Fritz (Interview): Lernen von der DDR? 
Borchert, Rudolf: Das ,,Schweriner Modell": eine Chance für linke Politik 
Bourdieu, Pierre (Gespräch): Über Mehrheiten, Medien und Macht 
Braun, Reiner: Die Chancen nutzen. Zur Rolle von Nichtregierungsorganisationen nach dem Regierungswechsel 
Brüggen, Willy; Klein, Dieter; Westphal, Thomas: Den Marktmechanismus planvoll nutzen? 

Eine Reformperspektive für die blockierte lndustriegesellschaft 
Crossover Thesen: 3. Sektor und integrierte Arbeits- und Gewerbeförderung 
Crossover Thesen: Arbeitszeitverkürzung statt Arbeitslosigkeit - Umverteilung der Erwerbsarbeit 
Crossover Thesen: Ökologische Steuerreform 
Crossover Thesen: Wirtschaftsdemokratie - lnvestitionslenkung - Verbraucherdemokratie 
Crossover Thesen: Zweite Bildungsgsreform gegen Elitepolitik 
Dahlheimer, Achim; Fröhlich, Lothar; Underberg, Barbara: 

Das Elend der linken Sozialdemokratie an den Hochschulen 
Dehm, Diether: 100 Jahre Brecht - 80 Jahre Taktik der Niederlage 
Dehm, Diether: Sozialistischer Aufbruch mit Kleinbürgern? 
Diefenbacher, Erich: Steueroasen, Off-shore Banken und Wirtschaftskriminalität 
Dobberthin, Marliese: Bundesregierung folgt Gentechnik-Lobby 
dos Santos Hermann, Susana: Auf dem Weg nach Deutschland 
Drohsel, Petra: Dienstleistungsagenturen - Schlüssel zur Professionalisierung der Hausarbeit? 
Dütsch, Roman; Krems, Martin: Neuauflage des Magdeburger Modells - Stolperstein oder Diskussionsanstoß? 

4 Dütsch, Roman: ,,Hauptsache es kommt gut rüber".Die SPD auf dem Weg zur Medienpartei 
Eppler, Erhard: Die Wiederherstellung der Politik 
Ewald, Thomas: ,,Ökosteuern" in der Debatte - kritische Annäherungen von links 

1 Fichter, Tilman: Eliten- und Theoriebildung in der SPD nach 1945 
Fischer, Andrea: (s. Round table) 
Frankfurter Kreis: Vom Regierungswechse! zum Politikwechsel 
Franz, Ulf Birger: Am Beginn einer neuen Ara? Die Jusos nach dem Bundeskongreß von Essen 
Franz, Ulf-Birger: Die Krise, der Neoliberalismus und die Suche nach einer neuen Prosperitätskonstellation 
Fröhlich, Lothar: (s. Da hl heimer, Achim) 
Gehrcke, Wolfgang: Der Wechsel und eine gestärkte PDS 
Gehrcke, Wolfgang: Sozialismus im 21. Jahrhundert 
Gerszewski, Stefanie; Neumann, Lars: Vorwärts und reflektieren. 

20 Jahre spw - die Geburtstagsfeier im Willy-Brandt-Haus Berlin 
Glawe, Heiko: (Haar)Risse im neoliberalen Fundament!? - Memorandum 1998 
GöII, Edgar: Lokale Agenda 21 - zwischen Sandkasten und Systemveränderung 
Hahn, Reinhard: Wer, wenn nicht Wir. Jugendbündnis für eine zukunftsfähige Politik 
Hansen, Ralf: Das Nachtgesicht des Neoliberalismus. Konturen einer neuen ,,Sicherheitsgesellschaft" 

Heft Seite 
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Haug, Frigga: Kampf gegen den Neoliberalismus 
Hensche, Detlef: Der soziale Protest in Deutschland und die Rolle der Gewerkschaften 
Hirsch, Jürgen; Mann, Thomas: Österreich 1998 - europäisch oder ,,anders" 
Höhn, Bärbel: Große Koalition gegen den Naturschutz? 
Horstmann, Axel: Point of no return oder turning point in der Gesundheitspolitik? 
Jobelius, Sebastian; Rünker, Reinhold: Wie weich ist die harte Kante? 

Sozialdemokratischer Führungswechsel in NRW 
Jobelius, Sebastian; Vössing, Konstantin: Gesellschaftliche Problemlösung durch lnnovation im Bildungswesen 
Klein, Dieter: (s. Brüggen, Willy) 
Knake-Werner, Heidi: (s.Round ta ble) 
Krämer, Ralf; Schuster, Joachim: Postindustrieller Kapitalismus?: Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Krämer, Ralf; Schuster, Joachim: Dienstleistungsgesellschaft als Herausforderung gesellschaftlicher Regulation 
Krämer, Ralf: Aufstehen für eine andere Politik. Bochumer Ratschlag beschließt Großdemon am 20.06.98 in Berlin 
Krämer, Ralf: Drei Ziele - kein Weg: Neo-Sozialdemokratie. 

Kritik der Studie der Zukunftskommission der Friedrich-Ebert-Stiftung 
Krämer, Ralf: Endlich auf der Straße: Die neue A-Klasse 
Krämer, Ralf: Solidarität oder Spaltung? Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Krämer, Ralf: Sozialistische Politik und Wirtschaft. Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Krämer, Ralf: Sozialökonomische Krisenprozesse und Alternativen der sozialistischen Linken 
Krätke, Michael R.: Paul Levi (1 883 - 1930): Der letzte Ritter 
Krebs, Carsten; Reiche, Danyel: Beschäftigungswirkungen einer ökologischen Steuerreform 
Kremer, Uwe: Moderner Sozialismus und Wirtschaftsdemokratie 
Krugman, Paul: Die Lokalisierung der Weltökonomie 
Künkler, Martin: Belebt Wettbewerb tatsächlich das Geschäft? Und: wessen Geschäfte? 
Levi, Paul: 80 Jahre. Zum Geburtstag des Kommunistischen Manifestes 
Liedtke, Christa: (s. Vogel, Arno) 
Lutz, Burkart (Gespräch): ,,Wir wissen nicht einmal, wie wir unsere Kinder erziehen sollen!" 

Krisenerscheinungen im modernen Kapitalismus 
Lutz, DieterS.: Heute die NATO im Kosovo, morgen Rußland im Baltikum, übermorgen die ganze Welt? 
Martens, Jens: MAI - die dritte Säule weltwirtschaftlicher (De-) Regulierung 
Meyer, Christoph: Protest von rechts: Faschismus mit antikapitalistischem Antlitz 
Meyer, Dirk; Zoerner Birgit: ,,Jugend in Arbeit" - wider die Politikrituale nach Sachsen-Anhalt 
Meyer, Dirk; Zoerner, Birgit: Vom Tagelöhner zum Kombilöhner 
Mikfeld, Benjamin; Wischmeier, Jessica: Innovation, Arbeitspolitik und neues Sozialstaatsverständnis 
Mikfeld, Benny: „Das marktwirtschaftlichste Programm, das die SPD je hatte." 
Möbbeck, Susi: kurzum 
Möbbeck, Susi: Was bleibt vom Berliner Programm? 
Mommsen, Hans: „Das Schwarzbuch des Kommunismus": Ein Bestseller im Dienste des Ressentiments 
Müller, Kerstin: Nach der Wahl - in eine neue Ära 
Nahles, Andrea: SPD spielt „Bad Cop - Good Cop" 
Nahles, Andrea: Wenn der Genosse der Bosse mit dem Boss der Genossen ... 
Neumann, Kurt: Rechtsstaatlicher Unfug - oder mehr? 

Wie Gregor Gysi das Fell über die Ohren gezogen werden soll 
Neumann, Lars; Marquaß, Hanna: „Wer nichts Neues bringt, muß den Weg frei machen" 
Neumann, Lars: (s. Gerszewski, Stefanie) 
Neumann, Ulrike: Die Rechtmäßigkeit der Quote 
Notz, Gisela: Bürgerarbeit und Gemeinsinn - Vereinnahmung oder soziale Innovation? 
Offermann, Volker: Von der vermeintlichen Erschöpfung des Wohlfahrtsstaates 
Reiche, Danyel: (s. Krebs, Carsten) 
Ridder-Melchers, Ilse: (s. Augst, Kristina) 
Riedemann, Sonja: Eigentlich Streik 
Rilling, Rainer: Diese Seite der Politik befindet sich noch im Aufbau 
Round table mit Fischer, Andrea; Knake-Werner, Heidi; Schmitthenner, Horst; Schreiner, Ottmar: 

Reformperspektiven des Sozialstaats 
Rudolph, Karsten: Politikwechsel. Der neue Ort der sozialdemokratischen Linken nach dem 27. September 
Rünker, Reinhold: (s. Jobelius, Sebastian) 
Rünker, Reinhold: (s. Biermann, Uta) 
Rünker, Reinhold: (s. Wilhelmy, Frank) 
Rünker, Reinhold: Sozialdemokratie im Übergang. Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Schaller, Marcel: Tilman Fichters politische Sackgasse 
Schauft Frank: Die russische Version des Neoliberalismus 
Schiller-Dickhut, Reiner: Von Konzernen lernen? ... führt zur Kommerzialisierung des Politischen 
Schmitthenner, Horst: (s. Round table) 
Schreiner, Ottmar: (s. Round table) 
Schulze, Svenja: Kein Ende vor der Wende! Rot-Grün in NRW 
Schuster, Joachim; Westphal, Thomas: Innovativer Kapitalismus? Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Schuster, Joachim: (s. Krämer, Ralf) 
Schuster, Joachim: (s. Krämer, Ralf) 
Schuster, Joachim: Crossover-Kongreß: Vom Machtwechsel zum Politikwechsel 

Schuster, Joachim: lnnovation nur bei Rückzug des Staates? 
Schuster, Joachim: Konturen eines grünen Europas 
Schwemmle, Michael: Zukunft der Arbeit in der lnformationsgesellschaft 
Seidel, Eckhart: Noch nicht gefunden: Die verlorene Jugend 
Sitte, Ralf: Wider die Zapfsäulenideologie im Klimaschutz 
Skarpelis-Sperk, Sigrid: Optionen des MAI 
spw-intern 
spw-intern 
spw-intern 
spw-intern 
spw-intern 
spw-intern 
Stolz-Willig, Brigitte: Soziale Sicherung und Geschlechterrollen 
Underberg, Barbara: (s. Dahl heimer, Achim) 
Unger, Frank; Wehr, Andreas: Links neu durchdenken 
Vilmar, Fritz: (s. Bollinger, Stefan) 

i Vogel, Arno; Liedtke, Christa: Öko-effiziente Dienstleistungen 
Volkmann, Rainer: Wie Beschäftigungspolitik diskreditiert wurde 
von Larcher, Detlev: Aufbruch nach links oder ab durch die ,,neue Mitte"? 
Vorberg, Uwe: „Wie Reichtum Armut schafft" 
Wahl, Peter; Zugehör, Rainer: Totgesagte leben länger. MAI-Verhandlungen sechs Monate auf Eis 
Walther, Claudia: (s. Wilhelmy, Frank) 
Walther, Claudia: 90 Jahre IUSY 
Walther, Claudia: Europa - im Namen der Rose? 
Wehr, Andreas: (s. Unger, Frank) 
Wehr, Andreas: Die SPD hat sich außerhalb der Friedenspolitik Willy Brandts gestellt 
Wehr, Andreas: Europa versus Nationalstaat? 
Wehr, Andreas: kurzum 
Weinz, Wolfgang: EU-Erweiterung: Das Ende einer Illusion 
Westphal, Thomas: (s. Brüggen, Willy) 
Westphal, Thomas: kurzum 
Westphal, Thomas: Programmiertes Wachstum und moderner Kapitalismus 
Wilhelmy, Frank; Rünker, Reinhold; Walther, Claudia: Macht - Demokratie - Protest: 

Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Wilhelmy, Frank: Kampa for ever 
Wilhelmy, Frank: Tanz in das M.A.I.? 
Winsemann, Burkhard: Die Modernisierer, der Fehlstart und das doppelte Desaster 
Winsemann, Burkhard: Frü hja hrstagung des Frankfurter Kreises 
Winsemann, Burkhard: Künstliche Aufregung 
Wogawa, Stefan: Nur ein treuer Gefolgsmann Hitlers. Rechtsradikalismus in der Bundeswehr 
Zugehör, Rainer: ,,Keine Angst vor der Globalisierung". 

Besprechnung des neuen Buches von Oskar Lafontaine und Christa Müller 
Zugehör, Rainer: Gipfel der Beschäftigungsblockade 

Verzeichnis der besprochenen Bücher (Sortierung nach Autor lnnen der Bücher) 
dAutorln: Titel (Autorln der Rezension) 
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik: Memorandum 98 (Glawe) 
Courtois, Stephane (Hg.): Schwarzbuch des Kommunismus (Mommsen) 
Glawe, Heiko; Schröder, Markus: Der Euro und die 'Idee Europa' - 
Katalys'ator oder Sprengsatz der Integration? (Schuster) 
Kommission für Zukunftsfragen der Freistaaten Bayern und Sachsen: Erwerbstätigkeit und 
Arbeitslosigkeit in Deutschland. Entwicklung, Ursachen und Maßnahmen, Teile I - III (Bieling) 
Lafontaine, Oskar; Müller, Christa: Keine Angst vor der Globalisierung (Zugehör) 
Lambrecht, Lars; Tjaden, Karl Herrnann; Tjaden-Steinhauer, Margarete: Gesellschaft von Olduvai bis Uruk (Bimboes) 
Meyer, Christoph: Die deutschlandpolitische Doppelstrategie (dos Santos Hermann) 
Telkemper, Wilfried; Deutsche MdEPs Bündnis 90lDie Grünen: Maastricht II am Scheideweg - 
Reformen für Europa anstacheln (Schuster) 
von Pierer, Heinrich; von Oetinger, Bolko: Wie kommt das Neue in die Welt? (Neumann, Marquaß) 
Zukunftskommission der Friedrich-Ebert-Stiftung: Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, 
sozialer Zusammenhalt, ökologische Nachhaltigkeit. Drei Ziele- ein Weg (Krämer 
Zinn, Karl Georg: Wie Reichtum Armut schafft (Vorberg) 

Heft Seite 
101 47 
102 16 

100 57 

103 51 
101 15 
100 14 
99 12 

100 57 
102 48 

101 10 
104 12 

Sachverzeichnis 
Die Angaben hinter den Stichworten beziehen sich auf HeftnummerISeitenzahI und Autorlnnen der Beiträge (es ist nur der 
erste Name genannt), deren Titel im alphabetischen Autorlnnenverzeichnis nachgeschlagen werden können. 
Stichwort: HefVSeite Autorln 
ArbeitlBündnis für ArbeitlZukunft der ArbeitlBeschäftigungspolitik: 99/55 Zugehör, 10115 Meyer, 1 Ol l1  0 Krämer, 101125 
Bäcker, 101141 Round table, 101147 Glawe, 101149 Volkmann, 102136 Mikfeld, 102142 Meyer, 102153 Crossover-Thesen, 
102164 Notz, 10311 8 Alternatives 100-Tage-Programm, 103151 Bieling, 103157 Reiche, 10411 5 Krämer, 104121 Schwemmle, 
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Haug, Frigga: Kampf gegen den Neoliberalismus 
Hensche, Detlef: Der soziale Protest in Deutschland und die Rolle der Gewerkschaften 
Hirsch, Jürgen; Mann, Thomas: Österreich 1998 - europäisch oder ,,anders" 
Höhn, Bärbel: Große Koalition gegen den Naturschutz? 
Horstmann, Axel: Point of no return oder turning point in der Gesundheitspolitik? 
Jobelius, Sebastian; Rünker, Reinhold: Wie weich ist die harte Kante? 

Sozialdemokratischer Führungswechsel in NRW 
Jobelius, Sebastian; Vössing, Konstantin: Gesellschaftliche Problemlösung durch lnnovation im Bildungswesen 
Klein, Dieter: (s. Brüggen, Willy) 
Knake-Werner, Heidi: (s.Round ta ble) 
Krämer, Ralf; Schuster, Joachim: Postindustrieller Kapitalismus?: Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Krämer, Ralf; Schuster, Joachim: Dienstleistungsgesellschaft als Herausforderung gesellschaftlicher Regulation 
Krämer, Ralf: Aufstehen für eine andere Politik. Bochumer Ratschlag beschließt Großdemon am 20.06.98 in Berlin 
Krämer, Ralf: Drei Ziele - kein Weg: Neo-Sozialdemokratie. 

Kritik der Studie der Zukunftskommission der Friedrich-Ebert-Stiftung 
Krämer, Ralf: Endlich auf der Straße: Die neue A-Klasse 
Krämer, Ralf: Solidarität oder Spaltung? Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Krämer, Ralf: Sozialistische Politik und Wirtschaft. Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Krämer, Ralf: Sozialökonomische Krisenprozesse und Alternativen der sozialistischen Linken 
Krätke, Michael R.: Paul Levi (1 883 - 1930): Der letzte Ritter 
Krebs, Carsten; Reiche, Danyel: Beschäftigungswirkungen einer ökologischen Steuerreform 
Kremer, Uwe: Moderner Sozialismus und Wirtschaftsdemokratie 
Krugman, Paul: Die Lokalisierung der Weltökonomie 
Künkler, Martin: Belebt Wettbewerb tatsächlich das Geschäft? Und: wessen Geschäfte? 
Levi, Paul: 80 Jahre. Zum Geburtstag des Kommunistischen Manifestes 
Liedtke, Christa: (s. Vogel, Arno) 
Lutz, Burkart (Gespräch): ,,Wir wissen nicht einmal, wie wir unsere Kinder erziehen sollen!" 

Krisenerscheinungen im modernen Kapitalismus 
Lutz, DieterS.: Heute die NATO im Kosovo, morgen Rußland im Baltikum, übermorgen die ganze Welt? 
Martens, Jens: MAI - die dritte Säule weltwirtschaftlicher (De-) Regulierung 
Meyer, Christoph: Protest von rechts: Faschismus mit antikapitalistischem Antlitz 
Meyer, Dirk; Zoerner Birgit: ,,Jugend in Arbeit" - wider die Politikrituale nach Sachsen-Anhalt 
Meyer, Dirk; Zoerner, Birgit: Vom Tagelöhner zum Kombilöhner 
Mikfeld, Benjamin; Wischmeier, Jessica: Innovation, Arbeitspolitik und neues Sozialstaatsverständnis 
Mikfeld, Benny: „Das marktwirtschaftlichste Programm, das die SPD je hatte." 
Möbbeck, Susi: kurzum 
Möbbeck, Susi: Was bleibt vom Berliner Programm? 
Mommsen, Hans: „Das Schwarzbuch des Kommunismus": Ein Bestseller im Dienste des Ressentiments 
Müller, Kerstin: Nach der Wahl - in eine neue Ära 
Nahles, Andrea: SPD spielt „Bad Cop - Good Cop" 
Nahles, Andrea: Wenn der Genosse der Bosse mit dem Boss der Genossen ... 
Neumann, Kurt: Rechtsstaatlicher Unfug - oder mehr? 

Wie Gregor Gysi das Fell über die Ohren gezogen werden soll 
Neumann, Lars; Marquaß, Hanna: „Wer nichts Neues bringt, muß den Weg frei machen" 
Neumann, Lars: (s. Gerszewski, Stefanie) 
Neumann, Ulrike: Die Rechtmäßigkeit der Quote 
Notz, Gisela: Bürgerarbeit und Gemeinsinn - Vereinnahmung oder soziale Innovation? 
Offermann, Volker: Von der vermeintlichen Erschöpfung des Wohlfahrtsstaates 
Reiche, Danyel: (s. Krebs, Carsten) 
Ridder-Melchers, Ilse: (s. Augst, Kristina) 
Riedemann, Sonja: Eigentlich Streik 
Rilling, Rainer: Diese Seite der Politik befindet sich noch im Aufbau 
Round table mit Fischer, Andrea; Knake-Werner, Heidi; Schmitthenner, Horst; Schreiner, Ottmar: 

Reformperspektiven des Sozialstaats 
Rudolph, Karsten: Politikwechsel. Der neue Ort der sozialdemokratischen Linken nach dem 27. September 
Rünker, Reinhold: (s. Jobelius, Sebastian) 
Rünker, Reinhold: (s. Biermann, Uta) 
Rünker, Reinhold: (s. Wilhelmy, Frank) 
Rünker, Reinhold: Sozialdemokratie im Übergang. Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Schaller, Marcel: Tilman Fichters politische Sackgasse 
Schauft Frank: Die russische Version des Neoliberalismus 
Schiller-Dickhut, Reiner: Von Konzernen lernen? ... führt zur Kommerzialisierung des Politischen 
Schmitthenner, Horst: (s. Round table) 
Schreiner, Ottmar: (s. Round table) 
Schulze, Svenja: Kein Ende vor der Wende! Rot-Grün in NRW 
Schuster, Joachim; Westphal, Thomas: Innovativer Kapitalismus? Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Schuster, Joachim: (s. Krämer, Ralf) 
Schuster, Joachim: (s. Krämer, Ralf) 
Schuster, Joachim: Crossover-Kongreß: Vom Machtwechsel zum Politikwechsel 

Schuster, Joachim: lnnovation nur bei Rückzug des Staates? 
Schuster, Joachim: Konturen eines grünen Europas 
Schwemmle, Michael: Zukunft der Arbeit in der lnformationsgesellschaft 
Seidel, Eckhart: Noch nicht gefunden: Die verlorene Jugend 
Sitte, Ralf: Wider die Zapfsäulenideologie im Klimaschutz 
Skarpelis-Sperk, Sigrid: Optionen des MAI 
spw-intern 
spw-intern 
spw-intern 
spw-intern 
spw-intern 
spw-intern 
Stolz-Willig, Brigitte: Soziale Sicherung und Geschlechterrollen 
Underberg, Barbara: (s. Dahl heimer, Achim) 
Unger, Frank; Wehr, Andreas: Links neu durchdenken 
Vilmar, Fritz: (s. Bollinger, Stefan) 

i Vogel, Arno; Liedtke, Christa: Öko-effiziente Dienstleistungen 
Volkmann, Rainer: Wie Beschäftigungspolitik diskreditiert wurde 
von Larcher, Detlev: Aufbruch nach links oder ab durch die ,,neue Mitte"? 
Vorberg, Uwe: „Wie Reichtum Armut schafft" 
Wahl, Peter; Zugehör, Rainer: Totgesagte leben länger. MAI-Verhandlungen sechs Monate auf Eis 
Walther, Claudia: (s. Wilhelmy, Frank) 
Walther, Claudia: 90 Jahre IUSY 
Walther, Claudia: Europa - im Namen der Rose? 
Wehr, Andreas: (s. Unger, Frank) 
Wehr, Andreas: Die SPD hat sich außerhalb der Friedenspolitik Willy Brandts gestellt 
Wehr, Andreas: Europa versus Nationalstaat? 
Wehr, Andreas: kurzum 
Weinz, Wolfgang: EU-Erweiterung: Das Ende einer Illusion 
Westphal, Thomas: (s. Brüggen, Willy) 
Westphal, Thomas: kurzum 
Westphal, Thomas: Programmiertes Wachstum und moderner Kapitalismus 
Wilhelmy, Frank; Rünker, Reinhold; Walther, Claudia: Macht - Demokratie - Protest: 

Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Wilhelmy, Frank: Kampa for ever 
Wilhelmy, Frank: Tanz in das M.A.I.? 
Winsemann, Burkhard: Die Modernisierer, der Fehlstart und das doppelte Desaster 
Winsemann, Burkhard: Frü hja hrstagung des Frankfurter Kreises 
Winsemann, Burkhard: Künstliche Aufregung 
Wogawa, Stefan: Nur ein treuer Gefolgsmann Hitlers. Rechtsradikalismus in der Bundeswehr 
Zugehör, Rainer: ,,Keine Angst vor der Globalisierung". 

Besprechnung des neuen Buches von Oskar Lafontaine und Christa Müller 
Zugehör, Rainer: Gipfel der Beschäftigungsblockade 

Verzeichnis der besprochenen Bücher (Sortierung nach Autor lnnen der Bücher) 
dAutorln: Titel (Autorln der Rezension) 
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik: Memorandum 98 (Glawe) 
Courtois, Stephane (Hg.): Schwarzbuch des Kommunismus (Mommsen) 
Glawe, Heiko; Schröder, Markus: Der Euro und die 'Idee Europa' - 
Katalys'ator oder Sprengsatz der Integration? (Schuster) 
Kommission für Zukunftsfragen der Freistaaten Bayern und Sachsen: Erwerbstätigkeit und 
Arbeitslosigkeit in Deutschland. Entwicklung, Ursachen und Maßnahmen, Teile I - III (Bieling) 
Lafontaine, Oskar; Müller, Christa: Keine Angst vor der Globalisierung (Zugehör) 
Lambrecht, Lars; Tjaden, Karl Herrnann; Tjaden-Steinhauer, Margarete: Gesellschaft von Olduvai bis Uruk (Bimboes) 
Meyer, Christoph: Die deutschlandpolitische Doppelstrategie (dos Santos Hermann) 
Telkemper, Wilfried; Deutsche MdEPs Bündnis 90lDie Grünen: Maastricht II am Scheideweg - 
Reformen für Europa anstacheln (Schuster) 
von Pierer, Heinrich; von Oetinger, Bolko: Wie kommt das Neue in die Welt? (Neumann, Marquaß) 
Zukunftskommission der Friedrich-Ebert-Stiftung: Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, 
sozialer Zusammenhalt, ökologische Nachhaltigkeit. Drei Ziele- ein Weg (Krämer 
Zinn, Karl Georg: Wie Reichtum Armut schafft (Vorberg) 
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Verzeichnis der Hefte und Schwerpunktthemen 
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1/98 99 JanuarIFebruar 1998 Sozialdemokratie im Übergang 
2/98 100 MärzlApril 1998 Sozialistische Politik und Wirtschaft 
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Autorln: Titel 
Aktionsbündnisse von Arbeitslosen, Gewerkschafterlnnen, Studierenden, Basisgruppen, Kircheninitiativen 

und den Trägerlnnen der Erfurter Erklärung: Aufstehen für eine andere Politik 
Albrecht, Thorben: Blair's Britain 
Alternatives 100-Tage-Programm: Für einen grundlegenden Politikwechsel 
Annen, Niels: Von Scharping lernen? Die Vorwahlen der Sozialistischen Arbeiterpartei Spaniens 
Augst, Kristina; Ridder-Melchers, llse (Interview): 1 0 Jahre Quote 
Babler, Andreas: Sozialdemokratie in Österreich - eine Standortbestimmung 
Bäcker, Gerhard: Niedriglöhne - der letzte Ausweg zur Eingrenzung der Arbeitslosigkeit? 
Bartels, Peter: Rausschmiß durch soziale Ausgrenzung 
Bieling, Hans-lürgen: Innovation, Eigeninitiative und Selbstverantwortung. 

Zum Bericht der bayerisch-sächsischen Zukunftskommission 
Biermann, Uta; Rünker, Reinhold: Die SPD ist angekommen ... 
Bimboes, Detlef: Zeitreise und Neubeginn materialistischer Theoriebildung 
Bollinger, Stefan; Vilmar, Fritz (Interview): Lernen von der DDR? 
Borchert, Rudolf: Das ,,Schweriner Modell": eine Chance für linke Politik 
Bourdieu, Pierre (Gespräch): Über Mehrheiten, Medien und Macht 
Braun, Reiner: Die Chancen nutzen. Zur Rolle von Nichtregierungsorganisationen nach dem Regierungswechsel 
Brüggen, Willy; Klein, Dieter; Westphal, Thomas: Den Marktmechanismus planvoll nutzen? 

Eine Reformperspektive für die blockierte lndustriegesellschaft 
Crossover Thesen: 3. Sektor und integrierte Arbeits- und Gewerbeförderung 
Crossover Thesen: Arbeitszeitverkürzung statt Arbeitslosigkeit - Umverteilung der Erwerbsarbeit 
Crossover Thesen: Ökologische Steuerreform 
Crossover Thesen: Wirtschaftsdemokratie - lnvestitionslenkung - Verbraucherdemokratie 
Crossover Thesen: Zweite Bildungsgsreform gegen Elitepolitik 
Dahlheimer, Achim; Fröhlich, Lothar; Underberg, Barbara: 

Das Elend der linken Sozialdemokratie an den Hochschulen 
Dehm, Diether: 100 Jahre Brecht - 80 Jahre Taktik der Niederlage 
Dehm, Diether: Sozialistischer Aufbruch mit Kleinbürgern? 
Diefenbacher, Erich: Steueroasen, Off-shore Banken und Wirtschaftskriminalität 
Dobberthin, Marliese: Bundesregierung folgt Gentechnik-Lobby 
dos Santos Hermann, Susana: Auf dem Weg nach Deutschland 
Drohsel, Petra: Dienstleistungsagenturen - Schlüssel zur Professionalisierung der Hausarbeit? 
Dütsch, Roman; Krems, Martin: Neuauflage des Magdeburger Modells - Stolperstein oder Diskussionsanstoß? 

4 Dütsch, Roman: ,,Hauptsache es kommt gut rüber".Die SPD auf dem Weg zur Medienpartei 
Eppler, Erhard: Die Wiederherstellung der Politik 
Ewald, Thomas: ,,Ökosteuern" in der Debatte - kritische Annäherungen von links 

1 Fichter, Tilman: Eliten- und Theoriebildung in der SPD nach 1945 
Fischer, Andrea: (s. Round table) 
Frankfurter Kreis: Vom Regierungswechse! zum Politikwechsel 
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europäischen Strukturpolitik, nämlich den wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalt in der EU zu fördern, weiter- 
hin durch nationale Beihilfen konterkariert. 

Was die Auswahl der Förderregionen anhand der Krite- 
rien betrifft, so soll auch in Zukunft die Kommission auf 
Vorschlag der Mitgliedstaaten die Regionen bestimmen, 
allerdings mit einer entscheidenden Neuerung: Die Mit- 
gliedstaaten dürfen 50% der Ziel-2-Fördergebiete nach 
sog. ,,weichenu Kriterien vorschlagen, die sie im wesentli- 
chen selbst definieren. Einem Teil der Mitgliedstaaten geht 
selbst diese Regelung nicht weit genug. Sie möchten der 
Kommission ihre Förderkulisse nur noch zum Abnicken zu- 
kommen lassen, ein ggf. weiteres Verhandeln verhindern. 
Das aber widerspricht dem Grundsatz, daß über europäi- 
sches Geld auch europäisch entschieden werden muß. 

Streit um Übergangsregelungen 
Für Regionen, die aufgrund der Konzentration ab dem Jahr 
2000 nicht mehr als förderwürdig anerkannt werden, hat die 
Kommission ein sog. ,,phasing-out", eine Auslaufphase, vor- 
geschlagen. D.h., daß sie für eine bestimmte Zeit noch in den 
Genuß einer degressiven Übergangsförderung kommen. Für 
ehemalige Ziel-I-Regionen soll diese Förderung für weitere 
sechs Jahre gelten, was bspw. für Ostberlin greifen würde. 
Ehemalige Ziel-I -Regionen dagegen, die nun die Kriterien für 
Ziel-2-Regionen erfüllen, sollen sogar für weitere sieben Jahre 
Fördermittel erhalten, was bspw. für das belgische Hainaut 
gelten könnte. Ehemalige Ziel-2- und Ziel-5b-Regionen dage- 
gen sollen nur noch für vier Jahre Gelder bekommen. 

Und hier beginnt wieder das Hauen und Stechen. Jeder 
ist sich selbst der Nächste. So fordern Staaten, die von den 
Kürzungen bei den Ziel-I -Regionen stark betroffen sind, 
wie bspw. Irland, Portugal, Belgien und Italien, hier eine 
siebenjährige Übergangsfrist. Und auch das Parlament for- 
dert eine Verlängerung des von der Kommission vorge- 
schlagenen ,,phasing-out", nämlich für alle betroffenen 
Regionen eine Förderung von sechs Jahren. Dagegen un- 
terstützen die deutschen Sozialdemokraten den Kommissi- 
onsvorschlag, der eine bessere Konzentration der Mittel 
bringt. Für sie gilt das Argument, daß eine unterschiedliche 
Förderintensität auch eine unterschiedliche Übergangsför- 
derung nach sich ziehen muß. Nicht umsonst gab es die 
Unterscheidung nach Ziel-I und Ziel-2. 

Interessanterweise sprechen sich einige Mitgliedstaaten 
für kürzere Auslaufphasen aus (D, F, SV, DK, NL), wobei die 
Forderung der rot-grünen Bundesregierung am weitesten 
geht. Obwohl ebenfalls selbst betroffen, fordert Deutsch- 

land im Ministerrat drei- bzw. 

was vor dem Hintergrund ver- 
Nettozahler die Fortführung des ständlich ist, daßjedeVerlänge. 

Kohäsionsfonds nur für Griechenland rung zu Lasten derZiel-2-Regio- 
nen ginge. Einzelne Übergangs- 

fordern, macht Spanien dies zum regionen jedoch könntediesvor 
, , C ~ S U S  belli". Probleme stellen. Die Über- 

gangsförderung muß lang ge- 
nug sein, um Rückschritte zu verhindern und eine Konsoli- 
dierung des bereits Erreichten zu ermöglichen. 

Zur Zukunft des Kohäsionsfonds und der Gemein- 
schaftsinitiativen 
Uneins ist man sich auch über die Zukunft des Kohäsions- 
fonds, der seinerzeit für Irland, Portugal, Spanien und Grie- 
chenland eingerichtet wurde, um ihnen die Teilnahme an 
der Währungsunion zu ermöglichen. Während Deutschland 
und andere Nettozahler die Fortführung des Kohäsions- 
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fonds kons'equenterweise nur für Griechenland fordern, das 
als einziger Staat die Maastricht-Kriterien noch nicht erfüllt, 
macht Spanien dies im Ministerrat zum ,,Casus belli". Im Eu- 
ropäischen Parlament haben es die Spanier interessanter- 
weise geschafft, quer durch die Fraktionen eine unheilige 
Allianz zwischen Briten und Spaniern zu schließen, so daß es 
in 1. Lesung auch hier zu einem EP-Beschluß für das Weiter- 
bestehen des Kohäsionsfonds für alle vier Staaten kam. 
Nachdem der spanisch-britische Deal aber nicht in allen 
Punkten im britischen Sinne ausgegangen ist, ist fraglich, ob 
diese Allianz auch in 2. Lesung Bestand haben wird. 

Einvernehmen herrscht bei Kommission, Rat und Parla- 
ment über eine Reduzierung der Gemeinschaftsinitiativen. Al- 
ler Voraussicht nach wird sich wohl letztlich der Vorschlag der 
Kommission durchsetzen, sievon 13 auf drei zu beschränken, 
um mehr Gelder für die Zielförderung zur Verfügung zu ha- 
ben und den Verwaltungsaufwand zu reduzieren. Das Euro- 
päische Parlament hat allen drei von der Kommission vorge- 
schlagenen Gemeinschaftsinitiativen zugestimmt. Das sind 
eine Gemeinschaftsinitiative INTERREG für grenzüberschrei- 
tende Aktionen, eine Gemeinschaftsinitiative LEADER für 
ländliche Regionen in Umstrukturierung und eine Gemein- 
schaftsinitiative EQUAL für die Chancengleichheit aller beim 
Zugang zum Arbeitsmarkt. Darüber hinaus stimmte das Parla- 
ment noch für die Weiterführung der Gemeinschaftsinitiative 
URBAN zugunsten benachteiligter Stadtteile und für eine 
neue Gemeinschaftsinitiative RESTRUCT für Regionen in wirt- 
schaftlichen und sozialen Schwierigkeiten. 

Im Rat gibt es eine große Mehrheit für die Vorschläge 
der Kommission, wobei sich bemerkenswerterweise 
Deutschland und Dänemark gegen LEADER und EQUAL 
aussprechen. Für die Vorschläge des Parlaments gibt es nur 
vereinzelt Unterstützung, so daß davon auszugehen ist, 
daß diese Frage auch im Vermittlungsausschuß von EP und 
Rat zu klären ist. 

Europäische Solidarität versus nationaler Egoismus 
Es zeigt sich also deutlich, wie schwierig es ist, die wider- 
strebenden Interessen von 15 Mitgliedstaaten bei einem so 
wichtigen Thema wie der Strukturfondsreform unter einen 
Hut zu kriegen. Dabei sollten sich alle an der Entscheidung 
Beteiligten darüber klar sein, daß wirtschaftlicher Zusam- 
menhalt und sozialer Frieden in der EU und die Osterweite- 
rung der Union nicht zum Nulltarif zu haben sind. Wenn 
wir es aber mit der europäischen Integration ernst meinen, 
wenn wir den Integrationsprozeß nicht nur konsolidieren, 
sondern ihn auch weiterentwickeln wollen, dann müssen 
alle Mitgliedstaaten der Union dazu bereit sein, Abstriche 
von ihren Maximalforderungen zu machen. Darunter ver- 
stehe ich: eine Verkleinerung der bisherigen Förderkulisse, 
strenge Ziel-2-Kriterien, eine weitgehende Deckungsgleich- 
heit zwischen europäischen und nationalen Fördergebie- 
ten, nur begrenzte Auslaufphasen für ehemalige Förderge- 
biete, die Rückführung des Kohäsionsfonds auf seinen ur- 
sprünglichen Zweck und einen Verzicht auf Extrawürste bei 
den Gemeinschaftsinitiativen. 

Nur mit einer Konzentration der Strukturhilfen auf die 
wirklich bedürftigsten Regionen kann die bisherige Struktur- 
politik erfolgreich weitergeführt und letztlich das wirtschaft- 
liche und soziale Gefälle in der Europäischen Union abge- 
baut und gleichzeitig die Heranführungsstrategie für die 
Staaten Mittel- und Osteuropas finanziert werden. Die Euro- 
päische Union ist nicht zuletzt eine Wertegemeinschaft, die 
auf dem Solidaritätsprinzip beruht. Nettozahlerdiskussionen 
auf dem Rücken der EU-Strukturpolitik austragen zu wollen, 
steht diesem Grundsatz entgegen. SPW 
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Tarifpolitik unter dem Euro 

W enn die erste Euphorie über den gelungenen 
Start der Europäischen Währungsunion (EWU) 

an den internationalen Finanzmärkten verflo- 
gen sein wird, werden die grundlegenden sozialen und 
ökonomischen Probleme in Westeuropa wieder mit Macht 
auf die Tagesordnung drängen. Zu den bislang ungelösten 
Problemen gehört auch die Frage, welche Rolle zukünftig 
die Tarifpolitik im Euroland spielen wird. Folgt man dem 
nach wie vor neoliberal geprägten wirtschaftswissen- 
schaftlichen Mainstream, so steht die Tarifpolitik zukünftig 
vor der Aufgabe, die Funktion der Wechselkurse zu über- 
nehmen und als eine Art ,,Schockabsorber" unterschiedli- 
che ökonomische Entwicklungsniveaus in Europa auszu- 

I gleichen. Im Klartext bedeutet dies, daß zukünftig auftre- 
tende nationale Wettbewerbsverschiebungen primär 
durch eine Reduzierung der Arbeitskosten kompensiert 
werden sollen.' 

Aus Sicht der Arbeitgeberverbände und Unterneh- 
men gewinnt die Tarifpolitik im Euroland vor allem da- 
durch an Bedeutung, daß sich die Tarifabschlüsse nun 
weit deutlicher als bisher auf die eigene Wettbewerbsfä- 
higkeit niederschlagen werden. Erst unter den Bedin- 
gungen des Euro kann die Durchsetzung einer ,,zurück- 
haltenden" oder ,,moderaten" Tarifpolitik ihre volle Wir- 
kung entfalten, läuft sie nun doch nicht mehr Gefahr, 
durch eine mögliche Aufwertung der nationalen Wäh- 
rung konterkariert zu werden. Damit steigt jedoch der 
Anreiz für eine tarifpolitische ,,Beggar-my-neighbour- 
Strategie", die durch ein bewußtes Nichtausschöpfen 
der nationalen Verteilungsspielräume darauf abzielt, die 
eigene Wettbewerbsposition auf Kosten der europäi- 
schen Nachbarländer auszubauen. Da unter diesen Be- 
dingungen über kurz oder lang wahrscheinlich alle 
Euro-Staaten eine solche tarifpolitische Strategie verfol- 
gen würden, wäre das Ergebnis ein tarifpolitischer Un- 
terbietungswettlauf, der neben den sozialpolitischen 
Verwerfungen auch erhebliche ökonomische Risiken in 
Hinblick auf eine mögliche Deflationsspirale mit sich 
bringen würde.* 

Auch die europäischen Gewerkschaften haben von 
Anfang an die Einführung einer einheitlichen europäi- 
schen Währung vornehmlich aus prinzipiellen integrati- 
onspolitischen Gründen unterstützt. Die tarifpolitischen 
Konsequenzen des Euro wurden dabei jedoch entweder 
kaum zur Kenntnis genommen oder in ihrer Tragweite 
deutlich unterschätzt. Erst in jüngster Zeit lassen sich ver- 
mehrt gewerkschaftliche Initiativen beobachten, die auf 
die absehbaren tarifpolitischen Risiken im Euroland auf- 
merksam machen und als strategischen Ausweg eine stär- 
kere Europäisierung der Tarifpolitik einfordern. Die tarif- 
politische Praxis ist von dieser Forderung jedoch bislang 

I weitgehend unberührt geblieben; auch unter Euro-Bedin- 
gungen wird zunächst einmal nach der Devise ,,Business 
as usual" verfahren. 

Zwischen Dezentralisierung und Renationalisie- 
rung: Tarifpolitische Entwicklungstrends in 
Westeuropa 
Das weitgehende Fehlen entwickelter gewerkschaftli- 
chen Debatten oder gar praktischer Ansätze einer Eu- 
ropäisierung der Tarifpolitik erscheint um so bemer- 
kenswerter, als daß die nationalen Tarifvertragssysteme 
unter den Bedingungen einer weitgehend liberalisier- 
ten und deregulierten Weltwirtschaft bereits seit Iän- 

gerem unter einem hohen Anpassungsdruck stehen 
und in zunehmenden Maße ihre Steuerungskompeten- 
Zen einbüßen. Vor allem in den hochgradig miteinan- 
der verflochtenen Ökonomien Westeuropas sind die 
nationalen Tarifvertragsbestimmungen spätestens seit 
der Einführung des europäischen Binnenmarktes einer 
harten Regimekon kurrenz ausgesetzt. Grenzü ber- 
schreitende Standortkonkurrenzen gehören dabei 
ebenso zur betrieblichen Alltagserfahrung wie der Ver- 
such von Unternehmensleitungen, diese als Drohpo- ' 
tential gegenüber ihren Betriebsräten und Belegschaf- 
ten für die Durchsetzung sozialer Zugeständnisse zu 
instrumentalisieren. 

Im Ergebnis kommt es zu 
einer sukzessiven Verbetriebli- 1, ~ l ~ ~ t ~ ~ t  bedeutet dies, daß zukünf- 
chung der Tarifpolitik, bei der 
immer mehr Unternehmen tig auftretende nationale Wettbe- 

faktisch aus dem Regelungs- werbsverschiebungen primär durch 
bereich überbetrieblicher FIä- 
chentarifverträge ,,ausstei- eine Reduzierung der Arbeitskosten 
gen" und eigene hausinterne kompensiert werden sollen 
Regelungen etablieren. Die 
nationalen Gewerkschaften werden demgegenüber in ih- 
rer überbetrieblichen Macht- und Verhandlungspositio- 
nen deutlich geschwächt. Unter dem Druck der Massen- 
arbeitslosigkeit bildet sich eine neue Form des betriebli- 
chen ,,Concession Bargaining" (Aushandeln von Zuge- 
ständnissen, d. Red.) heraus, dessen Kern in einem politi- 
schen Tauschgeschäft liegt, bei dem eine relative Beschäf- 
tigungssicherheit der Kernbelegschaften durch den Ver- 
zicht auf soziale Leistungen und arbeitspolitische Schutz- 
regelungen ,,erkauft" wird. 

* Thorsten Schulten, Wissenschaftlicher Mitarbeiter im Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichen Institut (WSI) in der Hans-Böckler-Stiftung, Düsseldorf 
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mus", dessen Hauptziel in 
h weit auseinianider einer angebotsseitigen 

Durchschnittliche Stundenlöhne (brutto) in der westeuropSischen Verbesserung der Wettbe- 
werbsbedingungen be- 
steht und der dabei insbe- 

Danemark - sondere die Gewerkschaf- 
ten auf eine ,,moderate" 

Deutschland West> Lohn- und Tarifpolitik ver- 
Schweden pflichte. So beschreibt 

etwa die EU-Kommission 
den Kern der neuen Sozi- 
alpakte als ,,Vereinbarun- 
gen der Sozialpartner, die 
zum Ziel haben, den Real- 
lohnzuwachs auf einen 

asterreic h 8 Wert unterhalb des Pro- 
duktivitätszuwachses ab- 
zusenken oder den Real- 
lohnzuwachs im Vergleich 

Quelle: EMB/Gesamtmetail mit Lohnsteigerungen der 
wichtigsten Handelspart- 
ner zu mäßigen.''5 

Die zunehmende ökonomische Internationalisierung In der Tat wird mit der Bildung nationaler Sozialpakte 
in Europa scheint zunächst weniger eine Europäisierung ein bereits seit den 80er Jahren überall in Europa beob- 
als vielmehr eine Dezentralisierung der Tarifpolitik zu be- achtbarer tarifpolitischer Paradigmenwechsel zum Pro- 
günstigen. Allerdings hat der Dezentralisierungstrend gramm erhoben, der als Übergang von einer produktivi- 
bislang mit Ausnahme von Großbritannien in keinem täts- zu einer wettbewerbsorientierten Tarifpolitik be- 
anderen europäischen Land zu einem kompletten Ver- zeichnet werden kann. War die Tarifpolitik in der Periode 
schwinden überbetrieblicher Tarifvertragssysteme ge- des europäischen Fordismus noch bis in die 70er Jahre 
führt. Sektorale Flächentarifverträge stellen im Gegenteil hinein durch eine enge Koppelung von Lohn- und Pro- 
in vielen Ländern nach wie vor die wichtigste Tarifver- duktivitätsentwicklung gekennzeichnet, so ist es den eu- 
tragsebene dar, wenn auch mit recht unterschiedlich ropäischen Gewerkschaften seither kaum mehr gelun- 
ausgeprägten Regelungsbefugnissen und zum Teil sehr gen, den durch das Produktivitätswachstum vorgegebe- 

weitgehenden betriebli- nen Verteilungsspielraum auszuschöpfen. Im Ergebnis 
chen Abweichungsmög- kam es in fast allen europäischen Ländern zu einer massi- 

diesseits -die Zeitschrift für 
weltliche Humanisten, 
Atheisten und 
Konfessionslose 

M ZElTSCHRln fUR HUIAWISIUS UND AUfKl&UN6 

IessEIfi 
diesseits -die Zeitschrift für 

Religionskritik, 
Aufklärung und 
Humanismus 

l i~hke i ten .~  ven Umverteilung von Arbeitnehmer- zu Kapitaleinkom- 
Parallel zur Dezentra- men und einem generellen Absenken der gesamtwirt- 

lisierung der Tarifver- schaftlichen L~hnquo ten .~  
tragsbeziehungen äß t  Die Unterordnung der Tarifpolitik unter die nationa- 
sich insbesondere seit le Wettbewerbs- und Standortlogik stellt mittlerweile 
Anfanq der 90er Jahre fast überall in Europa das vorherrschende Strukturprin- 

diesseits -die Zeitschrift für 
Selbstbestimmung, 
soziale Verantwortung 
und Menschenrechte 

diesseits -herausgegeben vom 
Humanistischen 
Verband Deutschlands 

I Kostenlose Probeexemplare: 

vermehrt ein scheinbar zip dar, in dem die scheinbar widersprüchlichen Ent- 
gegenläufiger Trend be- wicklungstrends von Renationalisierung und Dezentrali- 
obachten, der auf eine sierung zusammenlaufen. Während auf nationaler Ebe- 
,,Renationalisierungl' der ne die grundlegende Wettbewerbsorientierung der Ta- 
Tarifpolitik deutet. In rifpolitikfestgeschrieben wird, sorgt die Aufwertung der 
zahlreichen europäischen 
Staaten kommt es dabei 
zu einer erneuten natio- 
nalen Einbindung der Ta- 
rifpolitik im Rahmen 
,,neo-korporatistischer 
Sozial- oder Wettbe- 
werb~pak te" .~  Im Unter- 
schied zu den Formen 

Unternehmensebene für eine den betriebswirtschaftli- 
chen Bedürfnissen entsprechende Differenzierung und 
Flexibilisierung tarifpolitischer Regelungen. Verteilungs- 
politisch ist der Absenkungswettlauf in Europa damit 
bereits im vollen Gange. Mi t  dem Wegfall der Wechsel- 
kurse in Euroland dürfte sich die Fortschreibung einer 
wettbewerbsorientierten Tarifpolitik jedoch noch gravie- 
render auf die soziale und ökonomische Gesamtent- 
wicklung auswirken. 

neo-korporat ist ischer 
Konzertierung in den Supranationale Tarifpolit ik i n  Europa - Bescheide- 
70er Jahren, die seiner- n e  Ansätze u n d  enttäuschte Hof fnungen 
zeit in eine keynesiani- Wenn die nationale Tarifpolitik unter den Bedingungen 

I sche Konzeptionen der der EWU alleine nicht mehr in der Lage ist, ihre klassi- 
Makrosteuerunq einqe- schen Regulierungsfunktion wahrzunehmen und den 

diesseits Zeitschritl für Humanismus und Aufklärung bunden waren,-entsteht Lohn- und Arbeitskostenwettbewerb zu beschränken, so 
Hobrechtslralie 8 mit den Sozialen Pakten erscheint der Aufbau eines supranationalen Tarifvertrags- 
12043 Berlin der 90er Jahre einen systems in Europa die logische Konsequenz zu sein. Aller- 
Telefon 0301613 904-0 neue Form des nationa- dings stehen alle Diskussionen zu dieser Frage zunächst 

len ,,Angebotskorporatis- vor dem grundlegenden Dilemma, daß zwischen den Ta- 
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liarden Euro für die Integration der mittel- und osteuropäi- 
schen Beitrittsaspiranten bestimmt sein. 

Konzentration au f  d ie  bedürft igsten Regionen 
Daraus ergibt sich das Grundprinzip der Reform, nämlich 
die Strukturhilfen künftig nur auf die bedürftigsten Regio- 
nen der Europäischen Union zu konzentrieren. Es soll 
Schluß damit sein, daß rund 52% der Bevölkerung in För- 
derregionen der Union leben. Hierüber besteht weitge- 
hend Einigkeit in Europäischem Parlament, Ministerrat und 
EU-Kommission. Der Dissens beginnt dort, wo es um die 
konkrete Festlegung der Förderregionen ab dem Jahr 2000 

t geht. Kernpunkte der Auseinandersetzungen sind: 
Wer wird als sog. Ziel-2-Förderregion, als eine Region 

mit ökonomischen und sozialen Umstrukturierungsprozes- 
I sen, anerkannt? 

Was passiert mit den Regionen, die die Förderkriterien 
nicht mehr erfüllen? 

Soll der Kohäsionsfonds auch für Mitgliedstaaten gel- 
ten, die der Währungsunion angehören? 

Wie viele Gemeinschaftsinitiativen (Sonderprogramme) 
braucht die Union? 

Weitgehender Konsens besteht bei der Festlegung der 
Kriterien für die sog. Ziel-I-Regionen, jene Regionen mit 
dem größten Entwicklungsrückstand, die heute zwei Drit- 
tel der Strukturfondsgelder erhalten. Für sie gilt in erster 
Linie, daß das durchschnittliche BIP-pro-Kopf der Region 
unter 75% des EU-Durchschnitts liegen muß. 

Das größte Konfliktpotential liegt bei der Festlegung 
der Ziel-2-Regionen, Denn ausgehend von einer Konzen- 
tration der Mittel auf die bedürftigsten Regionen müssen 
hier die größten Einschnitte erfolgen. Dabei soll das neue 
Ziel 2 Regionen mit einem sozioökonomischen Wandel in 
den Sektoren Industrie und Dienstleistungen umfassen, die 
Iändlichen Regionen mit rückläufiger Entwicklung, städti- 
sche Problemgebiete sowie die von der Fischerei abhängi- 
gen Krisenregionen. D.h. in diesem neuen Ziel-2 sollen die 
früheren Ziele 2, 5a und 5b aufgehen. 

Allerdings sollen sich diese Regionen nicht wie bisher 
über 25% der EU-Bevölkerung, sondern nur noch über 
18% erstrecken. Trotz des Vorschlags der Kommission, daß 
kein Mitgliedstaat im Zuge dieser Konzentration mehr als 
ein Drittel seiner Förderregionen verlieren darf, spitzt sich 
hier ein Konflikt zu, der nicht Parlament und Kommission 
betrifft, sondern im Ministerrat ausgetragen wird. Denn 
die Südländer - Italien, Portugal, Griechenland und Spani- 
en -, die in erster Linie Ziel-'-Regionen haben, wollen eine 
noch stärkere Konzentration in Ziel-2, um so bei den rei- 
cheren Mitgliedstaaten weitere Mittel für Ziel-1 herauszu- 
holen. Gleiches gilt für Frankreich, das sich bei einer weite- 

4 
ren Reduzierung der Ziel-2-Förderregionen aufgrund sei- 
ner großen Iändlichen Räume zusätzliche Ziel-2-Förderge- 
biete erhofft, während Deutschland diesen Vorschlag be- 

1 grüßt, da es andernfalls rund zwei Drittel seines heutigen 
Ziel-2-Plafonds verlieren würde. 

Eine weitere sowohl im Europäischen Parlament (EP) als 
auch im Ministerrat hart umstrittene Frage bei der Ziel-2- 
Förderung sind die künftigen Kriterien für die verschiede- 
nen Regionentypen. Während die Kommission z.B. für die 
lndustrieregionen eine überdurchschnittlich hohe Arbeits- 
losigkeit und den Rückgang der Industriebeschäftigten als 
Kriterien vorschlägt, will Deutschland bspw. - unterstützt 
von Italien, Schweden und den Niederlanden -als zusätz- 
liches Kriterium das Wohlstandsgefälle innerhalb einer Re- 
gion berücksichtigt wissen. Auch möchten die 0.g. Mit- 
gliedstaaten die Förderkriterien für die Iändlichen Regio- 

Foto. Christian Kiel (Meerbusch) 

nen, nämlich eine niedrige Bevölkerungsdichte oder eine 
überdurchschnittlich hohe Arbeitslosigkeit, einen Rück- 
gang der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft oder der 
Bevölkerung, um das Zusatzkriterium des regionalen BIP er- 
gänzen. Hinter diesen Forderungen stehen eindeutig na- 
tionale Interessen, die sich auch im Parlament quer durch 
die Fraktionen wiederfinden. Die Regierungen Großbritan- 
niens und Griechenlands gehen sogar noch weiter. Sie leh- 
nen alle vorgeschlagenen Kriterien ab und fordern statt 
dessen einen Katalog allgemeiner wirtschaftlicher Kriterien, 
ohne aber diese weiter zu spezifizieren. 

Konflikte m i t  nationaler Förderpolit ik 
Der dritte Konflikt im Zusammenhang mit der Ziel-2-Förde- 
rung betrifft den Vorschlag der Kommission nach einer 
möglichst weitgehenden Übereinstimmung der Ziel-2-Re- 
gionen mit den nationalen Beihilfegebieten (gemäß Artikel 
92 (3)c EUV), um einen Subventionswettlauf zwischen na- 
tionalen und europäischen Förderregionen zu verhindern. 
In Zukunft soll es eben nicht mehr möglich sein, staatliche 
Beihilfeqebiete und europäi- 
sche Förderregionen derart ne- Über das Grundprinzip der Reform be- 
beneinander zu legen, daß 
eine flächendeckende Subven. steht weitgehend Einigkeit. Der Dis- 
tionspolitikerfolgen kann, wie sens besinnt dort, w o  es um die 

d 

dies bspw. in Bayern der Fall ist. 
Dieser Politik qilt es einen Rie- konkrete Festlegung der Förderregio- 
gel vorzuschieben, weil letzt- nen ab dem Jahr 2000 geht. 
lich nur die reichen Mitglied- 
staaten und Regionen in der 
Lage sind, entsprechende Beihilfen zu gewähren. Hier ist 
der Streit im Ministerrat allerdings nicht entlang der Nord- 
Süd-Schiene festzumachen, wohl aber stehen sich die Mit- 
gliedstaaten in zwei großen Blöcken gegenüber. 

Das Europäische Parlament hat zu dieser Frage noch 
keinen Beschluß gefaßt. In der Fraktion der Sozialdemokra- 
tischen Partei Europas, der größten Fraktion des EP, zeich- 
net sich derzeit ein Kompromiß ab, wonach in jedem Mit- 
gliedstaat eine Abweichung von 4% möglich sein sollte. 
Mehr aber auf keinen Fall, denn sonst würde das Ziel der 
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schwachen - aber für die Tarifverhandlungen faktisch 
wichtigsten - sektoralen Ebene anzustreben. Bevor dies 
nicht erreicht ist, würde jede Europäisierung der Tarifpolitik 
eine Schwächung der gewerkschaftlichen Seite bedeuten. 

Gerade vor dem Hintergrund der relativen Schwäche der 
Gewerkschaften auf europäischer Ebene, müssen von den 
Regierungen rechtliche und institutionelle Voraussetzungen 
geschaffen werden, damit die Europäische Sozialpartner- 
schaft und Einrichtungen wie Europäische Betriebsräte nicht 
zu einer weiteren Stärkung der Kapitalseite durch die wirt- 
schaftliche Europäisierung beitragen. 
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schaft so zum Erfolg führen. Oder er zieht sich auf die Rolle 
des Moderators und Vermittlers zwischen den verschiede- 
nen Positionen zurück und vermeidet, selbst Position zu be- 
ziehen. So kann er ohne Glanz, aber auch ohne sich größe- 
rer Kritik in Deutschland ausgesetzt zu sehen, die Präsident- 
schaft ,,überstehen" und den parallel stattfindenden Euro- 
pawahlkampf vor allem innenpolitisch führen, garniert nur 
mit der populistischen Forderung, ,,ganz selbstbewußt und 
interessengerecht" ,,eine größere Beitragsgere~htigkeit"~~ 
für Deutschland zu erkämpfen. SPW 

' Erklarunq der Bundesreqierunq: Vorschau auf den Europäischen Rat in - 
8. Europäische Demokratie wagen. Wien am 1 1 .I1 2. Dezember 1998 und Ausblick auf die deutsche Pra- 

sidentschafi in der ersten Jahreshalfte 1999, abgegeben von Bundes- Jede weitere Euro~äisierung bedeutet eine Entdemokrati 
kanzerGerhard Schröder vor dem Deutschen Bundestag, in: presse. 

sierung, wenn nicht parallel die demokratischen Strukturen und lnformationsamt der Bundesreqierung: Bulletin, N ~ .  80 
gestärkt werden. Daher muß entweder das Europäische (14.12.1998), s. 965-969. 

Parlament in die Koordination der wirtschaftspolitischen Ebd. S. 965. 

Bereiche einbezogen, oder den nationalen Parlamenten ES sei hier nur noch einmal der Vollständigkeit halber angemerkt, daß 
Deutschland bei der Pro-Kopf-Nettozahlung hinter den Niederlanden 

bereits während der laufenden Verhandlungen Mitwir- liegt und daß niemand so sehr von Binnenmarkt und Euro profitiert 
kungsmöglichkeiten gegeben werden. wie die deutsche (Export-)Wirtschaft 

Erkläruna der Bundesreaieruna (FN 1 ). S. 968. 

Neuausrichtung der europäischen Wirtschaftspoli- 
tik unter deutscher Präsidentschaft? 
Klar ist, daß die Erwartungen an die neue Bundesregierung 
gerade bei der Linken in anderen EU-Ländern sehr hoch 
sind. Die Äußerungen des Bundesfinanzministers zur Geld-, 
Zins- und Steuerpolitik haben linke Regierungen in Europa 
aufhorchen lassen. Auch die Absichtserklärungen, in der Be- 

schäftigungs- und Wirtschafts- 

., 
ten positives Echo. Eine euro- 

eine Entdemokratisierung, wenn nicht päische Koordination dieser Po- 

parallel die demokratischen Struktu- litikfelder, die von der französi- 
schen Linksregierung seit an- 

ren gestärkt werden. derthalb Jahren aefordert wird. 

< > ,  .. ~~- 

Wohin eine solche Politik des Geltungsanspruchs ohne Interessendefi- 
nition (und damit auch lnteressenbegrenzung) fuhrt, hat Hobsbawm 
anschaulich am Beispiel des Wilhelminischen Deutschland gezeigt. 
Vgl. Eric J. Hobsbawm: Das imperiale Zeitalter 1875 - 191 4, Frankfurt 
a.M. 1995, 5. 399 f. 
Erklarung der Bundesregierung (FN I) ,  S. 966. 

' Bonn setzt auf einen EU-Beschäftigungspakt, in: Handelsblatt 
19.1 1.1998. 
Hinzukommen rnuß eine Politik des beiderseitigen Ausgleichs in den 
Außenbeziehungen der Union. Letzteres gilt sowohl in Bezug auf die 
(Beitritts-)Länder Mittel- und Osteuropas als auch auf die Länder des 
Südens. Für die Beitrittsländer müssen Heranführungstrategien ent- 
wickelt werden. die es ihnen ermoglichen, bis zum Beitritt zur Union 
wirtschaftlich so starkzu werden, daß sie den Binnenmarkt überleben, 
ohne dauerhaft eine innere Peripherie zu bilden. Gegenüber den 
schwächeren Länder außerhalb der EU müssen gerechte Wirtschafts- 
beziehungen geschaffen werden, die auch ihnen eine Entwicklung er- 

- ,  

jetzt möglich, Wie möglichen. Einen Ansatzpunkt dazu bietet die Neuverhandlung des 
Lome-Abkommens. Diese Aspekte konnen hier aus Platzgründen lei- 

sich die neue Bundesregierung in dieser Diskussion aber der nicht in der notwendigen Ausführlichkeit behandelt werden, 
letztendlich verhält, ist noch offen. Delors warnt vor Tabus im Euroland. in: Handelsblatt 24.1 1.1 998. 

Gerhard Schröder hat während der deutschen Präsident- ' O  Vgl.: Lafontaine verteidiqt Stabilitätspakt, in: Süddeutsche Zeitung 

schaft zwei Optionen: Entweder er nutzt die Präsident- 24.11.1998. ' Vgl. z.B. Klaus Busch: Das Korridormodell: ein Konzept zur Weiterent- schaft, um nötige Korrekturen am Konzept der Währungs- wicklung der EU-Sozialpolitik, in: internationale Politik und Gesell. 
union mit Elan anzugehen und dafür zu sorgen, „daß Euro- 2/1998, 
pa sozialer, demokratischer und auch politisch handlungsfä- Erklärung der Bundesregierung (FN I), S. 965 

higer wird."12 Mit dem nötigen Mut könnte er die Präsident- l 3  Ebd. S. 967. 

rechtigkeit unter den Mitgliedstaaten zu erreichen, eine Das Hemd sitzt nä her a 1 s einschneidende Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik ZU- 

der Rock 
Kontroversen um die Reform der EU-Strukturfonds 

von Karin Iöns* 

D er deutschen Ratspräsidentschaft obliegt es, das 
Unternehmen ,,Agenda 2000" bis März 1999 zu 

einem möglichst guten Ende zu bringen, wahrlich 
kein einfaches Unterfangen. Sie muß den Spagat hinkrie- 
gen, bei unverändertem Finanzrahmen mehr Beitragsge- 

* Karin Ions MdEP, Bremen, Mitglied im Beschä&igungs- und Sozialausschuß, Berichterstatterin 
des Parlaments für die Reform des Europäischen Sozialfonds 

stande zu bringen und die Strukturfonds neu zu ordnen, 
um die Weichen für die Osterweiterung der Union zu stel- 
len. Das bedeutet für manchen Mitgliedstaat, auf liebgewor- 
dene Pfründe zu verzichten, die insbesondere aus der Agrar- 
und Strukturpolitik resultieren. Das bedeutet aber nicht die 
Abkehr von der im EU-Vertrag festgeschriebenen Selbstver- 
pflichtung der Staaten, den wirtschaftlichen und sozialen Zu- 
sammenhalt innerhalb der Europäischen Union zu fördern, 
regionale Aufholprozesse solidarisch zu begleiten. 

Für die Strukturpolitik der Europäischen Union wird 
auch in Zukunft ein gutes Drittel des EU-Haushalts zur Ver- 
fügung stehen. Da die finanzielle Vorausschau für die Jah- 
re 2000 - 2006 erst im Rahmen der Agenda 2000 endgül- 
tig beschlossen wird, ist vorerst für diesen Zeitraum für die 
EU-Strukturpolitik von einem Finanzvolumen in Höhe von 
275 Milliarden Euro auszugehen. Nach dem Vorschlag der 
Europäischen Kommission sollen davon allerdings 45 Mil- 
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rifvertragsparteien interessenpolitisch diametral entge- 
gengesetzte Ausgangspositionen bestehen. Während aus 
Arbeitgebersicht die europäische Integration als ein pri- 
mär neoliberales Deregulierungsprojekt gerade einen be- 
deutsamen Hebel darstellt, um die ,,institutionellen Rigi- 
ditäten" nationaler ~ar i fvertra~sbeziehun~en'weiter ein- 
zuschränken und die damit einhergehende Machtver- 
schiebung zu stabilisieren, ist aus Arbeitnehmer- und Ge- 
werkschaftssicht die Perspektive eines europäischen Tarif- 
vertragssysteme gerade mit der Hoffnung verbunden, auf 
nationaler Ebene verlorene Machtressourcen wieder zu- 
rückzugewinnen. „Als Resultat findet die Arbeitnehmer- 
seite, wenn sie ihr internationales Klasseninteresse ver- 
folgt, keinen Gesprächspartner, da die Arbeitgeber in der 
Verfolgung ihres internationalen Klasseninteresses an 

C Nichtregulierung und Nichtentscheidung sich weigern 
mitzuspielen."' 

Vor diesem Hintergrund ist die Frage nach der Ent- 
wicklung eines europäischen Tarifvertragssystem zu- 
vorderst eine Frage nach dem zukünftigen politischen 
Charakter des europäischen lntegrationsprozesses. In 
der Tat wären bereits alle bisherigen arbeitspoliti- 
schen Ansätze auf EU-Ebene ohne das politische Wir- 
ken der Europäischen Kommission und des Minister- 
rates kaum denkbar gewesen. Hervorzuheben ist hier- 
bei vor allem die Verabschiedung des Maastrichter 
Sozialprotokolls von 1991 (das mittlerweile als eige- 
nes Sozialkapitel Eingang in den Vertrag von Amster- 
dam gefunden hat) m i t  dem erstmals eine - wenn 
auch unvollständige - rechtlich Grundlage für euro- 
päische Rahmentarifverträge geschaffen wurde. In 
der Folgezeit kam es erstmals in der Geschichte der 
Europäischen Union in zwei Fällen zur Verabschie- 
dung europäischer Rahmenabkommen zwischen dem 
Europäischen Gewerkschaftsbund und dem europäi- 
schen Arbeitgeberdachverband (UNICE), in denen für 
die Bereiche Elternurlaub und Regulierung von Teilzeit 
bestimmte europäische Mindeststandards festgelegt 
wurden. Trotz ihrer äußerst bescheidenen Substanz 
und eher symbolischen Bedeutung kamen diese Ver- 
einbarungen jedoch nur deshalb zustande, weil Kom- 
mission und Rat im Hintergrund mi t  der Verabschie- 
dung einer Richtlinie ,,drohten". 

Schon bei konfliktträchtigeren Themen, wie der Ein- 
führung Europäischer Betriebsräte oder aktuell der Absi- 
cherung allgemeiner Informations- und Konsultations- 
rechte erwies sich diese neue Form des ,,kompensatori- 
schen Sozialdialogs" als wenig belastbar und hat wegen 
des Widerstandes der Arbeitgeberseite zum Scheitern der 
Verhandlungen geführt. Die wirklich ,,harten", vertei- 
lungspolitisch relevanten Bereiche (wie die Lohnfrage) 
wurden zudem von vornherein explizit aus dem Gel- 
tungsbereich des Maastrichter Sozialabkommens ausge- 
schlossen; das gleiche gilt für die Bereitstellung elementa- 
rer Konstitutionsbedingungen eines autonomen Tarifver- 
tragssystems (wie z.B. das Koalitions- oder das Streik- 
recht). 

Um von den bestehenden Ansätzen des ,,sozialen Dia- 
logs'' in Europa tatsächlich zu einem supranationalen Ta- 
rifsystem zu gelangen, würde es weit umfangreicher po- 
litischer und gesetzlicher ,,constraints" (Zwänge, d. Red.) 
bedürfen, die im Endeffekt die Existenz eines entwickel- 
ten supranationalen Sozialstaates auf europäischer Ebene 
zur Voraussetzung hätten. Nur ein starker europäischer 
Sozialstaat würde in Verbindung mit europaweit hand- 
lungs- und konfliktfähigen Gewerkschaften über die nöti- 

ge politische Macht verfügen, die politischen Rahmenbe- 
dingungen soweit zu verändern, daß die Arbeitgebersei- 
te selbst ein Interesse an einer Europäisierung der Tarifpo- 
litik entwickeln könnte. Da jedoch solch weitreichende 
politische Veränderungen auch unter den Bedingungen 
neuer sozialdemokratischer Mehrheiten derzeit kaum zu 
erwarten sind, muß auch die Hoffnung auf ein originär- 
supranationales europäisches Tarifvertragssystem auf ab- 
sehbare Zeit eine Illusion bleiben. 

Restabilisierung nationaler Tarifpolitik im Rahmen 
nationaler Sozialpakte? 
Angesichts der derzeit existierenden strukturellen Blok- 
kaden für ein supranationales Tarifvertragssystem schei- 
nen einige Autoren aus der Not eine Tugend machen zu 
wollen und empfehlen den Gewerkschaften, sich primär 
auf den Erhalt und die Verteidigung nationaler Tarifver- 
tragsstrukturen zu kon~entr ieren.~ Der in den 90er Jah- 
ren beobachtete Trend zu einer Re-Nationalisierung der 
Tarifpolitik in Europa wird dabei als Chance begriffen, im 
Rahmen neo-korporatistischer Bündnisse auch zu einer 
Restabilisierung nationaler Tarifpolitik zu gelangen. Da- 
bei wird aber in der Regel übersehen, daß ein auf inter- 
nationale Wettbewerbsfähigkeit fixierter Angebotskor- 
poratismus schon deshalb das Moment von Instabilität 
in sich trägt, weil er nicht verallgemeinerbar ist.g Auch 
im Regimewettbewerb nationaler Sozialpakte wird es 
notwendig Verlierer geben; am Ende könnte sogar ein 
korporatistisch moderierter 

Absenkungswettlauf in Eure- Der Koordinierunqsansatzes zwinqt 
pa stehen, was die ihn tra- 

- - 
qenden institutionellen A ~ .  die Gewerkschaften, sich auf ein tarif- 
rangementsauf Dauerfreilich ~olitisches Projekt zu verständigen, 
kaum überleben dürften. 
Letztendlich stehen alle Stra. daß der neoliberalen Logik nationaler 
W i e n ,  die primär auf eine Standortkonkurrenzen entgegensteht. 
Restabilisierung nationaler Ta- 
rifvertragssysteme setzen, vor dem grundlegenden Di- 
lemma, daß sie keine Antwort auf die Frage geben kön- 
nen, wie ein nationaler Regimewettbewerb in Europa 
begrenzt werden kann. Für die Gewerkschaften besteht 
im Gegenteil sogar die Gefahr, daß die Festschreibung 
einer wettbewerbsorientierten Tarifpolitik im Rahmen 
nationaler Sozialpakte selbst noch zu einer entschiede- 
nen Barriere werden könnte, die die Entwicklung hin zu 
einer Europäisierung der Tarifpolitik blockiert. 
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machen lediglich einen kleinen Td s& ne Schriften aus. Im Nachlaß fanden  sich 6000 
Seiten, die jetzt in drei Bänden zusa mnengd aO e s c h e  nen s d  en  DB. aSt e eri h i i  

S tud ien  z u  L ibera l ismus und I* grat ion,  der zweite Arbeiten z u m  F a s c h i s m u s  und 
der dritte e i n  ganzes b is lang  unver üi et t l i  ctt e s  B u c h  übe d e Röh rn A äre. Es  
handelt sich u m  bislang we i tgehend  unbekanr t  e s  M ei Li . Die drei Bände können 

erscheinen, wenn 150 Exemplare b& d t  W den D a  hängt e s  noch ,  und dies liegt wohl 

Subskriptionsfrist - ursprünglich 31 1 0  1998 4 9 nun mh- e i n  letzte 
worden: bis z u m  26. Februar  1999 E s  ist der letzte Versuch, bevor die 

nagenden Kritik der Mäuse überlassen, im lnternet beerdigt oder in die 

Der Koordinierungsansatz - eine alternative 
Strategie zur Europäisierung der Tarifpolit ik 
Eine realistische Konzeption für eine Europäisierung 
der Tarifpolitik steht heute vor der Aufgabe, eine 
Strategie zu entwickeln, die auf eine Begrenzung des 
nationalen Regimewettbewerbs abzielt, ohne dabei 
von vornherein auf ein supranationales Tarifvertrags- 
system bauen zu können. Eine solche alternative 
Strategie wird mittlerweile in Teilen der europäi- 
schen Gewerkschaften als ,,Koordinierungsansatz" 
diskutiert.1° Der Kerngedanke des ,,Koordinierungs- 
ansatzes" besteht darin, daß innerhalb der europäi- 
schen (Branchen-) Gewerkschaften gemeinsam tarif- 
politische Ziele formuliert werden, die dann nach der 
Konvergenzmethode unter den jeweils spezifischen 
Bedingungen innerhalb der verschiedenen nationa- 
len Tarifvertragssysteme umgesetzt werden sollen. 
Gegenüber anderen strategischen Optionen bringt 
dieser Ansatz gerade für die Gewerkschaften eine 
Reihe von Vorteilen: 
* .  Er befreit die gewerkschaftliche Politik von einer 
tendenziell handlungslähmenden, institutionalisti- 
schen Fixierung auf originäre europäische Tarifverträge 
und löst die Abhängigkeit von einer fehlenden euro- 
päischen Tarifvertragspartei auf Arbeitgeberseite. Er 
betont damit zugleich die Notwendigkeit einer auto- 

nom handlungsfähigen eu- 

Insgesamt könnte damit die europäi -  ro~äischef iewerkschafts- 
bewegung. 

sche Frage n icht  zuletzt auch  e inen . Er die Europäi. 

w ich t igen  Hebel f ü r  eine Re-Politisie- sierung der gewerkschaftli- 
chen Tarifvertragspolitik nicht 

rung nationaler Tarifpolit ik bi lden. primär als Verlust nationaler 
Souveränität, sondern als 

komplementäres ,,Win-Win-Game" zu fassen, bei der sich 
die Restabilisierung nationaler Tarifvertragssysteme und 
deren europäische Koordinierung gegenseitig stützen. 

Er rückt gegenüber den eher weniger konfliktori- 
schen Themen der europäischen Sozialdialoge die 
,,harten", konfliktorischen Themen wie Löhne und Ar- 
beitszeiten in den Mittelpunkt und konzentriert sich 
damit auf den Kernbereich der tarifpolitischen Regime- 
konkurrenz. 

Er zwingt  schließlich die Gewerkschaften, auch- 
neue institutionelle Wege einer Europäisierung des 
tarifpolitschen Alltagsgeschäfts zu gehen, wie dies 
z.5. in der Metall industrie m i t  dem Aufbau transna- 
tionaler Tarifpartnerschaften und dem grenzüber- 

schreitenden Austausch von Tarifpraktikerlnnen be- 
gonnen wurde. 

Das wichtigste Element des Koordinierungsansatzes 
liegt jedoch darin, daß die Gewerkschaften gezwungen 
sind, sich mit gemeinsamen Forderungen und Mindest- 
standards auf ein tarifpolitisches Projekt zu verständigen, 
daß der neoliberalen Logik nationaler Standortkonkurren- 
Zen entgegensteht. Unter den Bedingungen der EWU be- 
deutet dies - wie in der jüngst verabschiedeten ,,europäi- 
schen Koordinierungsregel" des Europäischen Metallge- 
werkschaftsbundes (EMB) gefordert" -, zunächst eine 
bewußte Abkehr von einer wettbewerbsorientierten Tarif- 
politik zu vollziehen und im Sinne einer ,,wettbewerbs- 
neutralen" Tarifpolitik zumindestens die durch die Pro- 
duktivitätsentwicklung vorgegebenen nationalen Vertei- 
lungsspielräume voll auszuschöpfen. Insgesamt könnte 
damit die europäische Frage nicht zuletzt auch einen 
wichtigen Hebel für eine Re-Politisierung nationaler Tarif- 
politik bilden. SPW 

' Vgl. 2.B. Harmen Lehment, Geldpolitik und lohnpolitischer 
Verteilungsspielraum in der Europäischen Währungsunion, in: 
Die Weltwirtschaft Nr. 1/98, S. 72-84. 
Vgl. hierzu: Gustav A. HornIRudolf Zwiener, Lohnpolitik in der 
Europäischen Währungsunion: Eine Simulationsstudie, in: 
DIW-Wochenbericht Nr. 31/98. 
Vgl. Pete Burgess, Branchentarifverhandlungen in Europa: FIä- 
chentarif a la carte?, in: WSI-Mitteilungen 2/97, S. 112-1 18. 
Vgl. Anke Hassel, Soziale Pakte in Europa. in: Gewerkschaftli- 
che Monatshefte 10198, S. 626-637. 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Gemeinsamer 
Bericht zur Beschäftigung 1997 (Rev. 8). Brüssel, 30.09.1997, 
5. 16. 
Vgl. Thorsten Schulten, Tarifpolitik unter den Bedingungen der 
Europäischen Währungsunion, in: WSI-Mitteilungen 7/98, S. 4 

482-492. 
Wolfgang Streeck, Vom Binnenmarkt zum Bundesstaat?, in: 
Stephan LeibfriedIPaul Pierson (Hrsg.), Standort Europa. Euro- 
päische Sozialpolitik, Frankfurt a.M. 1998, 5. 402 
So insbesondere Wolfgang Streeck, Gewerkschaften zwischen 
Nationalstaat und Europäischer Union, in WSI-Mitteilungen 1/ 
1998. S. 1-14. 
Zur Kritik an dieser Position s.a.: Thorsten Schulten, Perspekti- 
ven nationaler Kollektivvertragsbeziehungen im integrierten 
Europa. in: Beate Kohler-Koch (Hrsg.), Regieren in entgrenzten 
Räumen, PVS-Sonderheft 29, OpladeniWiesbaden 1998, S. 
145-1 68. 

' O  Fur einen Überblick vgl. Reinhard Bispincmhorsten Schulten, 
Gewerkschaftliche Tarifpolitik in Europa - zwischen nationaler 
Konkurrenz und internationaler Solidarität, in: Blätter für deut- 
sche und internationale Politik 2/99, i.E. 

' Europäischer Metallgewerkschaftsbund (EMB), .,Tarifpolitik mit 
dem Euro", Entschließung der 3. Tarifpolitschen Konferenz des 
EMB am 9.11 0. Dezember 1998 in Frankfurt a.M. 

ping führt, verschlechtert sich die soziale Situation der ab- 
hängig Beschäftigten und damit die Binnennachfrage. Um 
dies zu vermeiden, müssen Transferleistungen zwischen 
den Ländern der Währungsunion ermöglicht werden. 

Ob dies nach dem Beispiel des deutschen Länderfinanz- 
ausgleichs geschehen soll oder ob die Mittel der Struktur- 
fonds massiv aufgestockt werden, bleibt zu diskutieren. Ein 
Ausgleich über die Strukturmittel erscheint jedoch im insti- 
tutionellen System der EU wahrscheinlicher. Er könnte je- 
doch nur effektiv sein, wenn die - jetzt auf 1,27O/0 des EU- 
Bruttosozialprodukts begrenzten - Eigenmittel der EU 
massiv erhöht würden. Dem wird sich nicht zuletzt die , 
Bundesregierung widersetzen. Hier besteht die Aufgabe 
für die Linke, den nächsten Tabubruch zu begehen und - 
ähnlich wie dies beim Stabilitätspakt bereits gelungen ist - 

1 Raum für eine neue Diskussion zu öffnen. 

Dabei meint ,,gouvernementn nicht unbedingt eine Runde 
von Ministerlnnen, sondern vielmehr das Regierungshan- 
deln. Es würde bei einer solchen ,,Wirtschaftsregierung" 
also um eine Koordination der Wirtschaftspolitiken gehen, 
bei der europäische Leitlinien erarbeitet werden, die dann 
- im Sinne einer Mehrebenenregulation - europäisch, na- 
tional und regional umgesetzt werden könnten. 

Dabei müßte das einseitig auf die Wettbewerbsfähig- 
keit ausgerichtete Wachstumsmodell der EU korrigiert wer- 
den. Wirtschaftswachstum einschließlich des europäischen 
Binnenwachstums, Beschäftigung und Ökologie müßten 
einen angemessenen Stellenwert erhalten. 

Auch die Bundesregierung setzt sich für eine koordi- 
nierte Wirtschaftspolitik ein, ob dies aber auf dem Kölner 
Gipfel zu verbindlichen Regelungen führt, bleibt abzuwar- 
ten. 

6. Die Währungsunion braucht eine koordinierte 7. Die Gewerkschaften und ihre Europäisierung stärken. 
Wirtschaftspolitik. Wie bereits in These 5 erläutert, kommt der Tarifpolitik un- 
Die Forderung der Regierung Jospin nach einem ,,gouver- ter den Bedingungen der Währungsunion eine besondere 
nement 6conomique", im Deutschen übersetzt als ,,Wirt- Bedeutung zu. Um so wichtiger ist es, die Gewerkschaften 
schaftsregierung", hat zu einigen Verwirrungen geführt. zu stärken und eine Europäisierung vor allem der bislang 

Politikwechsel - jetzt 9 
Eine andere Politik braucht Analysen und Alternativen ..oskar hfonfaine, Chrjsta Miiller 

und Claus Not? haben den Gedanken über den Tag, den Monat, den Zeitgeist hinaus. 
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aushält, ob es ihr gelingt, die durch 

internationale die Namen Hombach und Lafon- 
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schafts- und nicht zuletzt Geldpolitik in der EU. Die Konzep- 
tion des Bundesarbeitsministeriums für den deutschen Vor- 
sitz im Arbeits- und Sozialrat sieht eine solche Verknüpfung 
der europäischen Beschäftigungsstrategie mit der Koordi- 
nierung der Wirtschaftspolitik ausdrücklich vor.' Für diesen 
wichtigen Komplex sollen im folgenden acht Thesen vorge- 
stellt werden, um zu skizzieren, welche Elemente eine solche 
Politik aus linker Sicht enthalten müßte. 

Acht Thesen für eine linke europäische Wirtschafts- 
politik 
So richtig und wichtig die Stärkung einer Europäischen Wirt- 
schaftspolitik zur Verbesserung der Beschäftigungssituation 
ist, so notwendig ist eine Neubestimmung der gesamten 
Richtung der Integration. Denn wenn man Binnenmarkt und 
Währungsunion befreit vom rhetorischen Pathos (,,Frage von 
Krieg und Frieden") betrachtet, bedeuten sie eine Reduktion 
des lntegrationsprojekts auf eine Freihandelszone. Um das 
Europäische Projekt wieder zu einem politischen zu machen, 
ist eine Neuausrichtung nötig. Weg von der als europäische 
Standortpolitik verstandenen ,,Wettbewerbsorientierung", 
hin zu einer Orientierung auf sozialen Ausgleich, auf beschäf- 
tigungsorientiertes und ökologisch verträgliches Wach~tum.~ 

Umgesetzt werden müßte diese Neuorientierung der 
Europäischen lntegration durch folgende konkrete Schritte: 

1. Die Europäische Zentralbank braucht neue Ziele. 
Die Geldpolitik der EZB ist einseitig auf die Geldwertstabilität f i- 
xiert. Erst wenn diese gesichert ist, darf laut EU-Vertrag die 
Geldpolitik auch zur Förderung von Wachstum und Beschäfti- 
gung genutzt werden. Ein erweiterter Zielkatalog ohne einsei- 
tige Prioritätensetzung ist daher nötig und wichtiger als die Dis- 
kussion um die Unabhängigkeit der Zentralbank. Denn selbst 
die deutsche Bundesbank hat nicht völlig isoliert von der Politik 

der Bundesregierung gehandelt. 
Obwohl sich die Bundesregierung AberohneausgeglicheneZielvor- 

grundsätzlich für eine erweiterte Ziel- gaben kann dieBanknichtange 
messen auf die Anforderungen 

definition der Währungsunion aus- der politik reaqieren, Darauf hat 

s~richt,  ist sie bislana nicht bereit. sich Lafontaine in seinen Verweisen ., 
auf die US-amerikanische Federal 

für eine Revision des Stabilitätspakts Reserve Bank und die Politikihres 
einzusetzen. Präsidenten Alan Greenspan ab- 

gehoben. Hier könnte die Bun- 
desregierung innerhalb der EU also eine positive Rolle- im Sin- 
ne einer Neuausrichtung der Währungsunion -spielen. 

2. Wir brauchen eine Revision des Stabilitätspakts. 
In seiner jetzigen Form bestraft der Stabilitäts- und Wachs- 
tumspakt Staaten, die - außer in Zeiten extremen wirt- 

schaftlichen Niedergangs - keinen ausgeglichenen Staats- 
haushalt haben, mit einer Geldbuße (verschlechtert also 
die Haushaltssituation noch mehr). Dies ist nicht nur in sich 
unlogisch, sondern kann auch dazu führen, dass notwen- 
dige Investitionen unterbleiben. Das hat auch der italieni- 
sche EU-Kommissar Monti erkannt und eine Diskussion 
über die Anrechnung von Investitionen auf die Schulden- 
kriterien des Stabilitätspakts begonnen. 

Eine solche Diskussion über eine wachstums- und be- 
schäftigungsfördernde Finanzpolitik war bis zum 27.09. 
nicht zuletzt aufgrund des Stabilitätswahns Theo Waigels 
europaweit blockiert. Jetzt ist der erste Tabubruch da: Es 
wird offen über den Stabilitätspakt diskutiert. Der italieni- 
sche Regierungschef Massimo D'Alema denkt laut darüber 
nach, den Stabilitätspakt nicht mehr so eng zu sehen, und 
auch in Frankreich werden diesbezügliche Debatten ange- 
stoßen, nicht zuletzt durch Jaques Delorsg. 

Es ist damit eine - von der sozialistischen Linken seit 
längerem geforderte - Diskussion darüber zustandege- 
kommen, ob die Währungsunion nur ein stabiles Umfeld 
für einen deregulierten Markt darstellen soll, oder ob Fra- 
gen des Wirtschaftswachstums und der Beschäftigungsför- 
derung auch eine Rolle spielen sollen. Obwohl sich die 
Bundesregierung grundsätzlich für eine erweiterte Zieldefi- 
nition der Währungsunion ausspricht, ist sie bislang nicht 
bereit, die Konsequenzen zu ziehen und sich für eine Revi- 
sion des Stabilitätspakts einzusetzen. 

3. Europäische Mindeststeuern auf Kapitaleinkünfte und 
in der Unternehmensbesteuerung. 
Diese sind notwendig, um den Steuerwettbewerb der EU- 
Staaten als möglichst attraktive ,,Standorte" für Kapital zu 
beenden. Durch dieses Steuerdumping entstehen in den 
Haushalten der Mitgliedstaaten riesige Einnahmeverluste, 
die durch erhöhte Belastungen des Arbeitseinkommens 
und durch Sozialabbau finanziert werden. Hier haben wie- 
derum die Vorstöße Lafontaines und deren Unterstützung 
durch den Bundeskanzler nach Angriffen der britischen 
Presse einen Kurswechsel der deutschen Politik angedeu- 
tet. Die - in Fragen der Zinsbesteuerung auch von der EU- 
Kommission getragenen Ansätze - werden inzwischen nur 
noch von Großbritannien und Luxemburg abgelehnt.'O 

4. Eine Angleichung der Standards der nationalen 
Sozialsysteme muß angestrebt werden. 
Dabei müssen die sozialen Errungenschaften einzelner Länder 
erhalten werden. Eine Europäisierung der Sozialsysteme wäre 
nur zu dem Preis des Verlustes vieler wichtiger Einzelregelun- 
gen erreichbar. Daher wird Sozialpolitik auf absehbare Zeit in 
der Verantwortung der Nationalstaaten verbleiben. Dennoch 
ist bereits jetzt absehbar, dass sowohl die wirtschaftliche Kon- 
kurrenz innerhalb des europäischen Marktes, als auch EU-Re- 
gelungen -vor allem über den Europäische Gerichtshof - Ein- 
fluß auf die nationalstaatliche Sozialpolitik nehmen werden. 
Es gibt auch erste Modelle, wie zumindest die Standards an- 
geglichen werden können." In dieser Frage sind von der deut- 
schen Präsidentschaft keine Ergebnisse zu erwarten. Es könn- 
ten allerdings entsprechende Debatten angestoßen werden. 

5. Transferleistungen zwischen den Teilnahmestaaten der 
Währungsunion sind notwendig. 
Wenn die Wechselkurse als Anpassungsinstrument bei asy- 
metrischen wirtschaftlichen Schocks entfallen, bleibt nur 
noch die Senkung der Reallöhne, um die relative Wettbe- 
werbssituation eines unter Druck geratenden Staates zu 
verbessern. Da ein solches Vorgehen zu einem Lohndum- 

m 09. Dezember 1998, zwei Tage vor dem EU-Gip- 
fel in Wien, haben die European Economists for an A Alternative Economic Policy, zum zweiten Mal 

nach 1997, ein Memorandum veröffentlicht, in dem ein 
deutlicher Kurswechsel in der europäischen Wirtschaftspo- 
litik eingefordert wird. Das Memorandum mit dem Titel: 
,,Vollbeschäftigung, Solidarität und Nachhaltige Entwick- 
lung in Europa -Alte Herausforderungen, neue Chancen 
für Wirtschaftspolitik" (siehe Dokumentation in diesem 
Heft) wurde bis zur Veröffentlichung von weit über 400 
Unterstützerlnnen - vorwiegend Wirtschaftswissenschaft- 
lerlnnen - aus ganz Europa unterschrieben. 

Die Medienresonanz auf die Pressekonferenzen, auf 
denen das Memorandum 1998 in mehreren europäischen 
Hauptstädten vorgestellt wurde, war national unterschied- 
lich, doch insgesamt Iäßt sich ein wachsendes Interesse an 
der Arbeit der European Economists feststellen. Die dies- 
jährige Verleihung des Lelio-Basso-Preises für das ,,Memo- 
randum 1997" ist nicht nur eine Anerkennung für die Au- 
torlnnen sondern darüber hinaus eine Auszeichnung für 
etwas, dessen Notwendigkeit zunehmend (wieder) ins Be- 
wußtsein der Beteiligten rückt. Foren linker kritischer Wirt- 
schaftswissenschaft sind - nach 20 Jahren neoliberaler He- 
gemonie - rar geworden, es gibt sie keineswegs selbstver- 
ständlich auf nationaler und noch viel seltener auf europäi- 
scher Ebene. 

European Economists: Forum und Netzwerk 
Die European Economists for an Alternative Economic Po- 
licy bestehen seit 1995. Dieser anfangs kleine Kreis hat 
sich inzwischen zu einem echten Forum linker europäi- 
scher Ökonomlnnen entwickelt. Bei der letzten Tagung, 
vom 02. - 04. Oktober in Wien, diskutierten Ca. 60 Teil- 
nehmerlnnen über makroökonomische Rahmenbedin- 
gungen der Europäischen Währungsunion, europäische 
Beschäftigungspolitik und die Erweiterung der EU nach 
Mittel- und Osteuropa. Die Arbeitsstrukturen sollen in 
den kommenden Jahren weiter verfestigt werden. Bis zur 
nächsten Jahreskonferenz vom 01. - 03. Oktober 1999 in 
Brüssel ist geplant, Eckpunkte eines alternativen Europa- 
modells auszuarbeiten. Dazu gehören u.a. notwendige 
makroökonomische Rahmenbedingungen für eine erfolg- 
reiche europäische Beschäftigungspolitik, institutionelle 
Voraussetzungen zur Demokratisierung der EU, die Zu- 
kunft des Sozialstaats und die Tarifpolitik in Europa, oder 
konkrete Umsetzungsschritte auf dem Weg zu einer öko- 
logisch nachhaltigen Wirtschaftsweise - nicht nur für die 
EU, sondern auch unter Einbezug zukünftiger Mitglied- 
staaten. 

Sollte es gelingen, auf Dauer eine Plattform für eine eu- 
ropäische integrationspolitische Debatte zu schaffen, wäre 
dies - angesichts der Heterogenität im linken Spektrum 
zwischen EU-Skeptikerlnnen und -Europhorikerlnnen - für 
die Strukturierung des Diskurses hilfreich. Darüber hinaus 
könnte die Abhängigkeit vom massenmedialen Diskurs der 
Öffentlichkeit verringert werden. 

Als das Memorandum 1997 im Vorfeld der Amsterda- 
mer Regierungskonferenz, ebenso wie einige ähnliche Re- 
solutionen', veröffentlicht wurde, war die öffentliche De- 
batte über den Skandal der Massenarbeitslosigkeit und 
wachsender Polarisierung zwischen Armut und Reichtum 
in der EU im vollen Gange. Mittlerweile ist der Elan wieder 
abgeebbt. Die breite Unterstützung für das Memorandum 
1998 ist dagegen ein deutliches Signal für den Bedarf an 
kontinuierlich Strukturen linker (Wirtschafts-) Politik auf 
europäischer Ebene. 

Alternative Wirtschafts- 
wissenschaftlerlnnen 

in Europa 
von Heiko Glawe* 

Zum einen steigt mit der Einführung des EURO der EU- 
bzw. europaweite Koordinierungsdruck erheblich, beson- 
ders für Akteure, die die europäische Integration nicht dem 
Markt überlassen wollen. Das gilt nicht nur für Gewerk- 
schaften, die neuen sozial-ökologische Bewegungen und 
die Parteien, sondern auch für eine kritische Wirtschafts- 
wissenschaft, die in den öffentlichen Debatten in te~ent i -  
onsfähig bleiben will. Zum anderen verbinden sich mit der 
veränderten politischen Situation in der EU neue Hoffnun- 
gen zumindest auf einen leich- 
ten Kurswechsel bis hin zum Mit der Einführung des EURO steigt - 
Ende neoliberaler Hegemonie. 
Die Fraqe: „Was für ein Europa der EU- bzw. europaweite Koordi- 

will die Linke?", kann wieder nierunqsdruck erheblich, besonders - 
gestellt werden. 

Die Antwort steht aller- 
für Akteure, die die europäische Inte- 

dings noch aus. Im Memoran- gration nicht dem Markt überlassen 
dum 1998 werden Ansätze wollen, 
aufgezeigt. Dabei wird voraus- 
gesetzt, daß eine verstärkte Koordination, also der weitere 
Ausbau der lntegration verschiedener Politikfelder zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und seitens der EU-Kommissi- 
On, ebenso erfolgen muß wie der (Wieder-)Einstieg in die 
Debatte über ein europäisches Gesellschaftsmodell. Dabei 
ist die derzeitige politische Konstellation in der EU -eine 
deutliche Mitte-Links-Mehrheit - zwar hilfreich, aber kei- 
neswegs ausreichend. 

Memorandum 1998 - Europäischer statt Nationa- 
ler Aktionspläne 
Das Memorandum 1998: ,,Vollbeschäftigung, Solidarität 
und Nachhaltige Entwicklung", zeigt nicht nur Maßnah- 
men zur Lösung oder zumindest Linderung drängendster 
gesellschaftlicher Probleme, es ist der Entwurf einer inte- 
grationspolitische Agenda, eine Alternative zur von der 
Kohl-Regierung maßgeblich vorangetriebenen Re-Nationa- 
lisierung der 90er Jahre. Mit  der Einführung der Europäi- 
schen Währungsunion sind Maßnahmen zur Schaffung ei- 
ner Politischen Union im allgemeinen, also einer Steuer-, 
sozial- oder umweltpolitischen Union im konkreten unver- 
meidlich. 

Auf de; offiziellen Agenda steht hingegen bekannter- 
maßen die EU-Erweiterung, die sich gespensterhaft um 
die substantielle Klärung des zukünftigen institutionellen 
Gefüges der EU herummogelt. Die Debatte mit und zwi- 
schen Kolleginnen aus Beitrittsländern auf der Wiener 
Konferenz der European Economists im Oktober hinter- 

* Heiko Glawe ist wiss. Mitarbeiter an der Universität Bremen und arbeitet für die European 
Economists for an Alternative Economic Poliq. 
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ließ den Eindruck, daß nicht nur die Frage nach der inne- 
ren Verfaßtheit der EU zu stellen ist. Die bisherige Politik 
der EU und ihrer Mitgliedstaaten gegenüber den potenti- 
ellen neuen Mitgliedstaaten ist kaum darauf ausgerichtet, 
die strukturellen Probleme dieser Länder bis zum Beitritt 

zu entschärfen. Im Gegenteil, 

~ i ~ h t  die Verzögerung des ~ ~ i t ~ i t t ~  sie verschärft sie eher noch. 
Die Forderung der European 

sondern das Ende des Reformstaus in Economists, strukturelle und 
der EU und die züaiae Entwickluna institutioneiie Probleme inner- 

d J ., 
halb der EU und der Mitglied- 

und Umsetzung einer solidarischen er- staaten vor dem Beitritt zu. 

weiterunqsfähiqen Strukturpolitik ist mindest halbwegs zu lösen, - 
daher geboten. 

entspringt nicht - wie es häu- 
fig der Fall ist - dem Kalkül ei- 
ner Beitrittsverschiebung. Die 

Einhaltung des Zeitplans ist notwendig für die wirtschaft- 
liche, soziale und politische Stabilität in Mittel- und Ost- 
europa. Doch die Erwartungen in den betreffenden Lan- 
dern selbst sind in bezug auf die EU-Mitgliedschaft kei- 
neswegs so eindeutig. Auf der Wiener Konferenz hielten 
sich Befürchtungen und Hoffnungen - oder vielmehr die 
Furcht vor den Folgen einer Beitrittsverzögerung - die 
Waage. Nicht die Verzögerung des Beitritts sondern das 
Ende des Reformstaus in der EU und die zügige Entwick- 

Voll beschä 
Solidarität 
nachhaltige Entwicklung 
in turopa 
Alte Herausforderungen, neue Chancen für Wirtschaftspolitik 

von den Europäischen Ökonominnen und Okonomen für eine alternative 
Wirtschafispolitik * 

3. Eine umfassende Neuorientierung der Wirt- 
schaftspolitik in Europa - 
Für eine europäische Sozialverfassung 

W ir betrachten die im vorangegangenen Kapitel 
vorgeschlagenen Maßnahmen als erste Schritte 

in einem Prozeß vollständiger Veränderung der 
Wirtschaftspolitik mit Richtung auf einen neuen Typ der 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung. In ihrer histori- 
schen Bedeutung ist diese Veränderung vergleichbar mit 
der Etablierung der Nachkriegsordnung von Bretton 

lung und Umsetzung einer solidarischen erweiterungsfä- 
higen Strukturpolitik ist daher geboten. 

In diesem Zusammenhang sollte darauf hingewiesen 
werden, daß auch Kolleginnen aus Polen und Ungarn an 
der Formulierung des anschließend dokumentierten Me- 
morandumtextes (Auszüge) beteiligt waren. Neben den 
auch weiterhin offiziellen Ansprechpartnerlnnen der Euro- 
pean Economists: Miren Etxezarreta (Universidad Autono- 
ma Barcelona), lohn Grahl (Business School, University of 
North London), Jörg Huffschmid (Universität Bremen), fac- 
ques Mazier (Cedi, Universite Paris XIII), war u.a. Laszlo 
Andor (Budapest) an der Abfassung des neuen Memoran- 
dums beteiligt. 

Weitere Informationen über die European Economists, 
workshops und Vernetzungsaktivitäten, die u.a. von 
der EU-Kommission im Rahmen des TSER (Targeted Socio- 
Economic Research)-Programmes gefördert werden, 
gibt es entweder unter der Internet-Adresse Internet- 
Adresse: http://www.barkhof.uni-bremen.de/kua/memo/ 
europe/euromemo/ oder über den Autor, E-mail: 
memorandum@t-online.de. SPW 

' U.a. der ,.Europäische Appell für Vollbeschäftigung" der Europa- 
parlamentarierlnnen Ken Coates, Frieder 0. Wolf,  Luigi Vinci und 
Anne van Lanckers, sowie der Arnsterdamer Aufruf von Robert 
Went und Geert Reuten (Amsterdam) 

Woods und ihrer allseits akzeptierten wirtschaftspoliti- 
schen Priorität für Vollbeschäftigung und Wachstum im 
Rahmen eines kooperativen internationalen Regelwerkes. 
In negativer Hinsicht ist die anstehende Veränderung ver- 
gleichbar mit der schrittweisen Ersetzung dieser Nach- 
kriegsordnung durch das neoliberale Paradigma unbe- 
grenzter Herrschaft der Märkte und zügelloser internatio- 
naler Konkurrenz, die in der Unterordnung aller wirtschaft- 
lichen und sozialen Ansprüche unserer Gesellschaft unter 
den obersten Imperativ internationaler Wettbewerbsfähig- 
keit mündete. Die ruinösen Folgen der Herrschaft des Neo- 
liberalismus während der letzten beiden Jahrzehnte haben 
aber auch das Feld für einen neuen grundlegenden Wech- 
sel und die Entwicklung eines neuen Paradigmas vorberei- 
tet, das ausdrückliche, individuelle und kollektive Wohl- 
fahrtsziele ebenso wie die übergreifenden Werte der Soli- 
darität, der Gerechtigkeit und der ökologischen Nachhal- 
tigkeit umfaßt. Wenn dies mehr als ein Wechsel in Worten 
und bei einzelnen Instrumenten sein soll, erfordert das ei- 
nen vollständigen Umbau der gesamten institutionellen 
Struktur der EU und Europas, der weit über die Wirtschaft 
hinaus geht und die weitergehenden Probleme sozialer 
Emanzipation und Demokratie umfaßt. Auch in der Wirt- 
schaft ist dieser Paradigmenwechsel nicht ohne eine breite 
und intensive öffentliche Debatte möglich, da der letztend- 
liche Zweck der Wirtschaft, nämlich die Verbesserung des 
Wohlstands der Menschen, in den Vordergrund bringt und 
in einer solchen Weise konkretisiert, daß wesentliche Rich- 
tungen benannt und Kernentscheidungen in einer demo- 
kratischen Weise getroffen werden können, was Informa- 
tion und Kompetenz erfordert. Märkte müssen in den Zu- 
sammenhang dieser Entscheidungen eingebunden wer- 
den und können dann ein möglicherweise effizientes In- 
strument zur Erfüllunq von Wohlfahrtszielen sein, die 

*ES handelt sich um Auszüge aus dem am 09.12.98 veröffentlichten Memorandum Europäischer Märkte selber nie definieren können, Wenn Märkte nicht 
Wirtschaflswissenschaftlerlnnen, die vollständige Fassung n t  verfiigbar in deutscher, englischer 
und spanischer Sprache über die Internet-Adresse: http:llwww.barkhof.uni-bremen.delkua1 zu befriedigenden Ergebnissen führen, müssen andere For- 
memoleuropeleuromemo/publli~t.htm men wirtschaftlicher Tätigkeit und Koordinierung durchge- 

it dem Ende der Regierung Kohl geht auch in 
Europa die neoliberale Ära zu Ende. Seit 1997 
haben in den meisten EU-Staaten im weitesten 

Sinne ,,linke8' Regierungen die Macht übernommen, nicht 
zuletzt in  den vier größten Ländern Deutschland, Frank- 
reich, Großbritannien und Italien. War die österreichische 
Präsidentschaft im zweiten Halbjahr 1998 noch von der 
Blockadepolitik Kohls dominiert, so ergibt sich mit der 
deutschen Präsidentschaft erstmals seit langer Zeit die 
Chance, neue Weichenstellungen in der europäischen Poli- 
tik vorzunehmen. 

Daher sollen im folgenden acht Thesen für eine neue 
europäische Wirtschaftspolitik formuliert werden, die in 
der deutschen Ratspräsidentschaft auf den Weg gebracht 
werden könnte. Fraglich bleibt aber, ob die Bundesregie- 
rung zu einem wirklichen europapolitischen Kurswechsel 
überhaupt bereit ist. Deshalb soll zunächst ein kurzer kriti- 
scher Blick auf die Pläne der Bundesregierung für die Rats- 
präsidentschaft geworfen werden. 

Schröders Regierungserklärungen zur deutschen 
EU-Präsidentschaft 
In der Regierungserklärung vom 14. Dezember 1998' hat 
Gerhard Schröder vier Ziele der deutschen EU-Präsident- 
schaft genannt: ,,erstens deutliche Schritte hin zu einer wirk- 
samen Beschäftigungspolitik, [...] die in eine Politik der Inno- 
vation und der ökologischen Modernisierung in Europa ein- 
gebettet ist'I2, zweitens die Verbesserung der grenzüber- 
schreitenden Verbrechensbekämpfung und Klärung von Zu- 
wanderungsfragen in Europa, drittens eine Stärkung der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) und 
viertens den erfolgreichen Abschluß der Agenda 2000. 

Betrachtet man diese Ziele im Einzelnen, so ergeben 
sich durchaus qualitative Unterschiede. In der Frage der 
Agenda 2000 besteht ein außerordentlich hoher Zeit- und 
Erfolgsdruck, umfaßt dieser Bereich doch die Gemeinsame 
Agrarpolitik (GAP), die Strukturpolitik und den Finanzrah- 
men der EU vom Jahr 2000 bis 2006. Damit das Europäi- 
sche Parlament (EP) die Agenda 2000 noch verabschieden 
kann, muß sie auf dem Sondergipfel der Staats- und Regie- 
rungschefs im März 1999 in Brüssel bereits beschlossen 
werden. lndem Gerhard Schröder aber die Frage der deut- 
schen ,,Nettozahlungen" an die EU zum inoffiziellen, aber 
publikumswirksamen Top-Thema des deutschen Vorsitzes 
macht, bereitet er das Scheitern der deutschen Präsident- 
schaft in der Frage der Agenda 2000 vor. Entweder blok- 
kiert das Beharren auf verringerten deutschen Zahlungen 
eine Lösung des Agenda-Komplexes und stürzt die EU in 
die nächste Existenzkrise, oder die Bundesrepublik bleibt 
der ,,größte Nettozahler der EU"3 und Schröder scheitert 
an den selbstgesetzten Zielen. 

Im Bereich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheits- 
politik hat die Bundesregierung nichts Neues zu bieten: Sie 
will eine ,,europäische außen- und sicherheitsheitspoliti- 
schen Identität" schaffen, die sich faktisch auf den Bereich 
der Sicherheitspolitik und dieser wiederum auf die Integra- 
tion der ,,Strukturen der WEU in die EU" reduziert. Ausge- 
arbeitet werden soll dies gemeinsam von „Deutschland, 
von Frankreich und von Gr~ßbri tannien".~ Dies bedeutet 
eine Militarisierung der EU, getragen von den europäi- 
schen Mittelmächten und ohne klare politische Vorgaben. 

Wohin diese Art deutscher und europäischer Nicht-Po- 
litik führt, wurde bereits bei den Angriffen der USA und 
Großbritanniens auf den Irak deutlich: Während Paris 
deutliche Bedenken anmeldete, unterstützte Bonn die 
Kriegsoption unter dem Vorwand, nur so sei eine politische 

Richtungswechsel 
in Europa? 

Die deutsche Präsidentschaft für eine neue Wirtschaftspolitik 
in der EU nutzen! 

von Thorben Albrecht* 

Lösung zu erreichen. Dass dies höchstgradig unlogisch ist, 
wussten die rot-grünen Entscheidungsträger, und dies hat 
sich nach den Angriffen auch bestätigt. Um so unverständ- 
licher, dass die Bundesregierung dieses Niveau nun euro 
päisieren will - nicht weil sie eine konkrete Vorstellungen 
von den Zielen der GASP hat, sondern weil die EU wegen 
ihrer wirtschaftlichen Größe notwendigerweise auch eine 
außen- und sicherheitspolitische Großmacht sein müsse.5 
Mit einer solchen Konzeptlosigkeit, die durch den Ausbau 
militärischer Instrumente kaschiert werden soll, wird die 
GASP nicht gestärkt, sondern geschwächt. Damit bereitet 
die rot-grüne Bundesregierung in einem zweiten Punkt das 
Scheitern der deutschen Präsidentschaft vor. 

Aussichtsreicher ist da das Vorhaben, in der europäi- 
schen Verbrechensbekämpfung und in Zuwanderungsfra 
gen zu neuen Regelungen zu kommen. Im Bereich der po- 
lizeilichen Zusammenarbeit hat es in den letzten Jahren - 
fast unbemerkt von der europäischen Öffentlichkeit - etli 
che ,,Fortschritteu gegeben. 
Diese bedeuteten allerdings lndem Gerhard Schröder die Frage der 
zum Teil Rechte für die und Ein- deutschen , , ~ ~ t t ~ ~ ~ h l ~ ~ ~ ~ ~ ~  an die 
schränkungen der demokrati- 
schen Kontrolle über die eure. EU zum Top-Thema macht, bereitet er 
päischen Behörden (,,EURO- das Scheitern der deutschen Präsi- 

POL"), rechtsstaatlichen die nur schwer Grundsätzen mit den dent~chaft in der Frage der Agenda 
der EU-Staaten in Einklang zu 2000 vor. 
bringen sind. Beschlüsse zu 
diesem Bereich auf dem Gipfel in Köln werden vielleicht 
endlich das öffentliche Interesse auf dieses Problem lenken. 
Zu befürchten i s t  nur, daß die wesentlichen Entscheidun- 
gen dann bereits gefallen sind 

Auch in Fragen der Zuwanderungspolitik sind Fort- 
schritte im Sinne einer Europäisierung denkbar. Die Ableh- 
nung von Mehrheitsbeschlüssen durch die Regierung Kohl 
hatte zu einer Blockade in diesem Bereich geführt, die jetzt 
aufgebrochen werden kann. Die Verknüpfung der Zuwan- 
derungspolitik mit der Verbrechensbekämpfung zeigt aber, 
welche Richtung von der Bundesregierung eingeschlagen 
wird. Nicht die Rechte von Migrantlnnen sollen gestärkt, 
sondern die Begrenzung der Zuwanderung effektiviert 
werden. Besonders gefährlich wäre dabei die bereits disku- 
tierte Festlegung von ,,Flüchtlingsquoten" für die einzelnen 
EU-Staaten. Ohne ein umfassendes europäisches Asyl- und 
Flüchtlingsrecht würden so die Rechte von Flüchtlingen 
weiter eingeschränkt. 

Der neben der Agenda 2000 wichtigste und umfassend- 
ste Politikkomplex verbirgt sich hinter dem ,,Thema der Be- 
~chäft igung".~ Die Frage der Beschäftigungspolitik bildet 
den Ausgangspunkt für alle Debatten um die Steuer-, Wirt- 

* Thorben Albrecht, geb. 1970, Bonn, ist Historiker und Bundesgeschäftsführer derjusos. 
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Herausforderung Europa 
Einleitende Bemerkungen zum Schwerpunkt 

von Joachim Schuster* 

it dem Bonner Regierungswechsel im September M' letzten Jahres hat sich die politische Landkarte in 
Europa erheblich gewandelt. Mit  Deutschland 

ist die wichtigste Bastion konservativer Politik in Europa ge- 
fallen. Ab 1999 wird sich keine 

ziel rnuß sein, eine ~ b k ~ h ~  von sozialdemokratisch geführte 
Regierung mehr herausreden 

neoliberaler Politik durchzusetzen und können, eine konservative Re. 

die Herausbildung eines neuen euro- gierung habe entscheidende 
Reformen blockiert. 

päischen Sozialstaatsmodells einzulei- Und es gibt noch eine 
ten. weitere einschneidende Ver- 

änderung. Abgesehen von 
oberflächlichem Presserum- 

mel ist weitgehend unbemerkt eine der wesentlichsten 
ökonomischen Veränderungen seit dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges vollzogen worden. Seit dem 
1.1.99 kettet der Euro elf Volkswirtschaften der Euro- 
päischen Union fest aneinander. Damit ist der Binnen- 
markt weitgehend vollendet. 

Neue Anforderungen für die Linke 
Diese neue Situation stellt auch die sozialistische Linke 
vor neue Anforderungen. Es geht darum, mit  den neu- 
en ökonomischen und wirtschaftspolitischen Gegeben- 
heiten umzugehen und gleichzeitig keinen Illusionen 
über die europäische Regulierungsfähigkeit zu erlie- 
gen. Anders ausgedrückt: In der heutigen politischen 

* Dr. Joachim Schuster, Politikw~ssenschaftler, Institut für angewandte Sozial- und 
Politikwissenschaft fispw) in Bremen, Mitglied der spw-Redaktion 
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und ökonomischen Landschaft ist eine erweiterte wirt- 
schaftspolitische Regulation auf der Ebene der EU not- 
wendig und auch möglich. Gleichzeitig muß aber im 
Blickfeld bleiben, daß es in den meisten Fällen nicht um 
besonders gelungene europäische Politiken geht, son- 
dern um eine möglichst effiziente Verzahnung und Ko- 
ordination europäischer, nationaler und regionaler Po- 
litiken. Inhaltlich muß das Ziel sein, gegen mächtige In- 
teressengruppen in Politik und Wirtschaft eine Abkehr 
von neoliberaler Politik durchzusetzen und die Heraus- 
bildung eines neuen europäischen Sozialstaatsmodells 
einzuleiten. 

Der vorliegende Schwerpunkt widmet sich den 
Problemen dieses Politikwechsels. Die rot-grüne Bun- 
desregierung hat im ersten Halbjahr 1999 die EU- 
Ratspräsidentschaft inne und spielt damit eine her- 
ausragende Rolle für die Einleitung eines Politik- 
wechsels. Thorben Albrecht formuliert Anforderun- 
gen an die deutsche Ratspäsidentschatt und kontra- 
stiert diese mi t  den programmatischen Aussagen der 
Schröder-Regierung. Dabei wird deutlich, daß ein 
Politikwechsel trotz erdrückender sozialdemokrati- 
scher Mehrheit in Europa keineswegs ein Selbstläu- 
fer ist. 

Im Anschluß daran findet sich ein Artikel zu einem 
konkreten Reformfeld. Karin Jöns beschreibt in ihrem 
Aufsatz zur Reform der EU-Strukturfonds, wie stark na- 
tionale Interessen die Politik der Europäischen Union 
bestimmen und einen europäischen Solidarausgleich 
auf der Ebene der Regionen aber auch der Mitglied- 
staaten behindern. Wiederum wird deutlich, daß die 
neue Bundesregierung dabei keineswegs nur eine vor- 
wärtweisende Kraft ist. 

Gesellschaftliche Kräfteverhältnisse verschieben 
Eine Politikwechsel ist ohne eine Verschiebung des ge- 
sellschaftlichen Kräfteverhältnisses nicht zu erreichen. 
Ohne Zweifel kommt dabei den Arbeitsbeziehungen 
eine entscheidende Bedeutung zu. In seinem Aufsatz 
zur ,,europäischen Tarifpolitik" plädiert Thorsten Schul- 
ten für eine europäische Koordination der gewerk- 
schaftlichen Tarifpolitik, deren gemeinsame Orientie- 
rung wieder die Ausschöpfung der durch die Produkti- 
vitätssteigerungen gegebenen Verteilungsspielräume 
sein sollte. So könnte ein europaweites Tarifdumping 
verhindert werden. 

Den Abschluß des Schwerpunktes bilden Auszüge 
des jüngsten Memorandums der ,,Europäischen Öko- 
nomlnnen für eine alternative Wirtschaftspolitik", de- 
ren Zielsetzung und Entstehungsgeschichte eingangs 
von Heiko Glawe erläutert wird. Wir haben bewußt 
nicht die kurzfristigen Forderungen der Memorandums 
dokumentiert, sondern den Teil, in dem mittel- bis 
langfristige Ziele für die europäische Integration for- 
muliert werden. Wir betrachten dies als Teil einer für 
die Linken absolut notwendigen Diskussion um die Per- 
spektiven der Europäischen Union. Wenn die Linke den 
Anspruch erhebt, gestaltend in die gesellschaftliche 
Entwicklung einzugreifen, dann ist es unabdingbar, 
sich angesichts des entwickelten Systems der europäi- 
schen Mehrebenenregulation darüber klar zu werden, 
welche Zielperspektive linke Politik für die europäische 
Ebene verfolgen soll. Die ,,Europäischen Ökonomln- 
nen" haben dazu einen sicherlich viele Fragen offen 
lassenden aber gleichwohl unerläßlichen Beitrag gelie- 
fert. SPW 
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setzt werden. Es ist offensichtlich, daß Veränderungen in 
diese Richtung aus zwei Gründen eine intensive öffentliche 
Debatte erfordern: Erstens kann der Widerstand derer, die 
von der gegenwärtigen Situation profitieren, nur durch 
politische und soziale Bewegungen überwunden werden. 
Zweitens erfordert die Konkretisierung wesentlicher öko- 
nomischer und sozialer Grundentscheidungen die kontinu- 
ierliche Beteiligung und Debatte, die die Substanz ökono- 
mischer Demokratie ist. 

Im folgenden versuchen wir, wesentliche Elemente ei- 
nes alternativen Typs der wirtschaftlichen Entwicklung und 
der Wirtschaftspolitik zu definieren und damit einen Bei- 
trag zu einer solchen demokratischen Debatte zu leisten. 

3.1 Gesamtwirtschaftliche Neuorientierung: Auf 
dem Weg zur Vollbeschäftigung 
Europa muß endlich das enorme Problem der Massenar- 
beitslosigkeit und der Nichtauslastung der produktiven 
Möglichkeiten lösen, ein Problem, das nun seit vielen Jah- 
ren besteht. Es hat schwerwiegende Nebenwirkungen er- 
zeugt wie Langzeitarbeitslosigkeit, schlechtere Perspekti- 
ven für die jüngere Generation, soziale Marginalisierung 
und große Verschlechterung der Gesundheits- und der so- 
zialen Situation. Wir kritisieren diese Entwicklung in erster 
Linie aus Gründen der Gerechtigkeit. Millionen von Bür- 
gern konnten keine Arbeit finden und wurden insofern 
daran gehindert, ihren Lebensstandard und ihre Unabhän- 
gigkeit auf ihre eigene Arbeit zu gründen; statt dessen sind 
sie von den Möglichkeiten und Herausforderungen der 
persönlichen Entwicklung und Erweiterung ihrer Fähigkei- 
ten abgeschnitten worden. (...) 

a) Wirtschaftspolitik: Breite Ziele und engere 
Kooperation 
Die Ziele der Wirtschaftspolitik sollten erweitert werden 
und Vollbeschäftigung, ökologisch verträgliche Entwick- 
lung, eine faire und gerechte Verteilung des Einkommens 
und des Vermögens, gleichgewichtige internationale Be- 
ziehungen und Preisstabilität umfassen (während die so- 
ziale Sicherheit und Wohlfahrt Ziele der europäischen Sozi- 
alpolitik sein sollten). Es sollte verbindlich werden, daß in 
kurzer und mittlerer Frist konkrete Zwischenziele hinsicht- 
lich dieser Orientierungen auf nationaler und europäischer 
Ebene formuliert werden. Solche Zwischenziele können 
z.B. die Verminderung der Arbeitslosigkeit um 20 Prozent 
pro Jahr, die jährliche Verminderung regionaler Disparitä- 
ten um 10 Prozent und die Absenkung der Treibhausgase- 
missionen um 15 Prozent bis zum Jahr 2005 sein. 

Auf der institutionellen Seite sollte die Verantwortung für 
makroökonomische Planung und Koordinierung auf der eu- 
ropäischen Ebene in einer wirtschaftspolitischen lnstitution 
gebündelt werden, die als Ansprechpartner und Gegenpart 
zu der zentralisierten Europäischen Zentralbank agieren kann. 

Die Verfahren der Koordinierung, die zu den allgemei- 
nen Richtlinien führen, sollten intensiviert und verbindli- 
cher für die Mitgliedsländer gemacht werden, was die Ver- 
abschiedung wirtschaftspolitischer Richtlinien einschließen 
kann. Die Koordinierung sollte in einer intensiven Überprü- 
fung und Diskussion der Wirtschaftspolitiken der Mit- 
gliedsländer im Hinblick auf die gemeinsamen Ziele erfol- 
gen. Wo die Ziele verfehlt werden, sollte der Rat angemes- 
sene Hilfsmaßnahmen diskutieren und Empfehlungen in 
diese Richtung gegenüber den Mitgliedsstaaten ausspre- 
chen. Im Falle schwerwiegender und anhaltender Verlet- 
zungen der verabredeten Zwischenziele kann der Rat Ent- 
scheidungen treffen, die die nationalen Regierungen ver- 

pflichten, in einer den gemeinsamen Zielen angemessene- 
ren Weise zu handeln. 

b) Geldpolitik: Einbindung der Europäischen 
Zentralbank in die Gesamtstrategie 
Wir schlagen vor, dieZiele der Europäischen Zentralbankso zu 
erweitern, daß sie die Verantwortung der Geldpolitik für Voll- 
beschäftigung, die Verminderung von Ungleichheiten und 
nachhaltiges Wachstum umfassen. Allgemein gesprochen 
sollte die Zentralbank, ungeachtet der Unabhängigkeit bei 
der Wahl geldpolitischer Instrumente, in den Prozeß der wirt- 
schaftspolitischen Entscheidungen eingebettet werden und 
den demokratischen Institutionen rechenschaftspflichtig ge- 
macht werden. Das heißt, Geldpolitik sollte im vorhinein und 
im nachhinein gründlich zwischen dem Europäischen Parla- 
ment und der Europäischen Zentralbank diskutiert werden. 
Das strikteverbot der Notenbankfinanzierung nationaler oder 
europäischer Verschuldung sollte gelockert werden, und die 
Rolle des lender of last resort sollte ausdrücklich in den Aufga- 
benkatalog des europäischen Systems der Zentralbanken auf- 
genommen werden - allerdings sollte es Einschränkungen 
geben, die darauf abzielen, verantwortungsloses Verhalten 
durch Finanzinstitutionen zu verhindern. 

C) Fiskalpolitik: Erweiterung der Optionen und eine 
breitere Einkommensbasis 
Erstens sollten die dysfunktionalen Beschränkungen für die 
öffentlichen Defizite der Mitgliedsstaaten aufgegeben wer- 
den und sollte den nationalen Regierungen erlaubt sein, 
die für notwendig gehaltenen Defizite einzugehen, solan- 
ge sie den gemeinsamen Zielen entsprechen. In diesem Zu- 
sammenhang sollten die geplanten und tatsächlich aufge- 
laufenen Defizite diskutiert und zwischen den Mitglieds- 
Iändern innerhalb der europäischen wirtschaftspolitischen 
lnstitution koordiniert werden. 

Zweitens sollte die EU insgesamt die Möglichkeit erhal- 
ten, bestimmte zentrale Funktionen der Fiskalpolitik, die 
nationale Regierungen nicht 
erfüllen können, zu überneh- Wenn dies mehr als ein Wechsel in 
men: Sie sollte in der Lage sein, Worten und bei einzelnen Instrumen- 
als ein stabilisierender Faktor 
im ~ ~ l l ~  asymmetrischer ten sein soll, erfordert das einen voll- 
Schocks für einzelne Länder ständigen Umbau der gesamten 

- 
und Regionen tätig zu werden, 
und sie sollte auch redistributi. institutionellen Struktur der EU und 

ve Funktionen im Hinblick auf Europas. 
anhaltende Einkommens- oder 
Beschäftigungsunterschiede innerhalb der Union überneh- 
men. Langfristig ist es daher unvermeidlich, den Haushalt 
der Gemeinschaft über das 2 Prozent-Niveau hinaus anzu- 
heben, das wir als Sofortmaßnahme vorgeschlagen hat- 
ten. 

Drittens muß die EU ihre eigene Einkommensgrundla- 
ge vergrößern, um die wachsenden Ansprüche eines ein- 
heitlichen Europas zu erfüllen und um andauernde Konflik- 
te über die Verteilung von Zahlungen und Empfang von 
Geld zwischen den Mitgliedsstaaten zu vermeiden oder 
zumindest zu minimieren. Zusätzlich zu der kurzfristigen 
Einführung einer Devisentransaktionssteuer und einer En- 
ergieverbrauchs- oder CO,-Emissionssteuer schlagen wir 
deshalb vor, eine einheitliche Zinseinkommensteuer einzu- 
führen, wie sie von der Kommission beabsichtigt ist, mit 
dem Unterschied, daß das Aufkommen direkt an die EU 
gehen sollte, dazu eine europäische Kapitalgewinnsteuer. 
Ganz langfristig würde es vermutlich vernünftig sein, die 
Einkommen der EU vollständig auf spezifisch europäische 



Steuern zu basieren, was allerdings eine langfristige Um- 
strukturierung und Harmonisierung nationaler Steuersyste- 
me erfordern würde. 

Viertens sollten Maßnahmen gegen Steuerkonkurrenz 
zwischen verschiedenen Ländern ergriffen werden, weil Steu- 
erkonkurrenz dazu tendiert, die nationale Einkommensbasis 
auszuhöhlen und die Wirtschaft zu destabilisieren. Erste Vor- 
schläge der EU in dieser Richtung - die einheitliche Besteue- 
rung der Zinseinkommen oder die Übermittlung der diesbe- 
züglichen Informationen an die Steuerbehörden des Heimat- 
landes ausländischer Unternehmen - sollten aufgegriffen und 
erweitert werden. Allgemein sollte die Ideologie des Wettbe- 
werbsföderalismus, die während des letzten Jahrzehnts viel 
Zulauf bei Wissenschaftlern und Politikern gefunden hat, zu- 
gunsten ökonomischer Stabilität, sozialen Zusammenhalts 
und Solidarität als Leitlinie für Finanzpolitik zurückgewiesen 
werden. 

3.2 Eine SozialverFassung für Europa: Kernstück 
des neuen Paradigma 
Wir betrachten die feste Verpflichtung auf eine soziale Ge- 
sellschaft, eine Art sozialer Verfassung, als eins der wesentli- 
chen Ziele der Europäischen Vereinigung. Eine solche Verfas- 
sung rnuß auf Vollbeschäftigung gegründet sein, allerdings 
weit darüber hinaus gehen und den Gebrauch und die Wei- 
terentwicklung der produktiven Kräfte in unserer Gesell- 
schaft umfassen. Sie rnuß ein weitreichendes und nichtbü- 
rokratisches Sozialsystem ebenso wie eine faire Verteilung 

von Einkommen, Vermögen 

Die Fortsetzung des energie- und ab- und Chancen sowie demokrati- 
sche Strukturen und Beteiligung 

fallintensiven industriellen Musters der auf Ebenen der Gesell- 

kapitalistischen Welt des schaft gewährleisten. Während 
der letzten beiden Jahrzehnte 

letzten Jahrh,underts würde zu einer sind wir mit einer erheblichen 
Umweltkatastrophe führen und ist da- Schrumpfung des Wohlfahrts- 

staates konfrontiert gewesen, 
her als Entwicklungsstrategie nicht wegen des der 

gangbar. Konkurrenz als auch wegen der 
Unterordnung großer Teile des 

traditionellen Wohlfahrtssystems unter die Regeln des priva- 
ten Gewinns. Als Folge ist der verbliebene kleinere soziale 
Sektor zunehmend bürokratisch und autoritär geworden. 
Dieser Trend rnuß umgedreht werden. 

Wir bestehen darauf, daß es keinen Konflikt zwischen 
Vollbeschäftigung und sozialer Wohlfahrt in dem Sinne 
gibt, daß Vollbeschäftigung nur um den Preis eines niedri- 
geren Niveaus von Einkommen, sozialer Sicherheit, Ar- 
beitsschutz und anderer Teile der Lebensqualität zu haben 
ist, wie manche Entwicklungen in den USA zu suggerieren 
scheinen. Die Verbindung ist eher umgekehrt: Der volle 
Gebrauch der menschlichen Fähigkeiten, Kenntnisse und 
Kreativität schafft die Wohlstandsbasis, die eine beständige 
Verbesserung des materiellen Lebensstandards und der 
immateriellen Lebensqualität für alle erlaubt. Allerdings 
zeigen die Entwicklungen in den USA, daß mehr Wohl- 
stand und höhere Einkommen keineautomatischen Folgen 
von mehr Beschäftigung sind. Sie erfordern politische 
Maßnahmen und Steuerung. 

Es hat beträchtlichen Fortschritt in der EU auf wenigen 
begrenzten Gebieten der Sozialpolitik gegeben, insbeson- 
dere auf dem Gebiet der Gesundheit und Arbeitssicherheit. 
Insgesamt ist der Fortschritt jedoch weit unter den Ansprü- 
chen der Charta der Sozialen Rechte von 1989 und der dar- 
auf folgenden europäischen Aktionsprogramme geblie- 
ben, und in vielen Ländern hat es regelrechten Rückschritt 

HERAUSFORDERUNG EUROPA 

durch Sozialabbau, Deregulierung von Arbeitsbedingun- 
gen, die Kombination von weniger sozialer Sicherheit und 
mehr Zwang gegeben. Der neoliberale Fundamentalismus 
hat in vielen Bereichen der gesellschaftlichen Realität ruinö- 
se Ergebnisse produziert. Ein europäisches Sozialmodell zu 
etablieren, bedeutet, daß jede Person, die permanent in 
der EU lebt, das garantierte und bedingungslose Recht auf 
ein Einkommensniveau, auf ein Maß an sozialer Sicherheit 
und Wohlfahrt und auf demokratische Beteiligungsmög- 
lichkeiten am gesellschaftlichen Leben haben soll, die not- 
wendig sind, um ein unabhängiges und würdiges Leben 
zu führen. Dieses Ziel sollte ein unerschütterlicher und zen- 
traler Eckpunkt einer europäischen Verfassung werden. 

Die gegenwärtige Unterschiedlichkeit der Löhne, der 
Sozialversicherung, der öffentlichen Sozialsysteme sowie 
der Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Mitgliedslän- 
dern der EU schafft schwierige Probleme für die Verfol- 
gung dieses Zieles. Dennoch gibt es Handlungsmöglichkei- 
ten auf mindestens fünf verschiedenen Ebenen: 

Erstens sollte die EU ein schrittweise steigendes Min- 
destniveau sozialer und Wohlfahrtsstandards in den mei- 
sten Bereichen der sozialen Sicherheit und Wohlfahrt 
schaffen. 

Zweitens sollte die EU sich in großem Umfang in der 
Förderung und Finanzierung oder Kofinanzierung von Po- 
litiken für bestimmte Gruppen mit besonderen Bedürfnis- 
sen und Schwierigkeiten engagieren. 

Drittens rnuß die EU erhebliche Einkommensübertra- 
gungen zur Minderung von Arbeitslosigkeit und zur Förde- 
rung wirtschaftlicher Entwicklung organisieren. Diese 
Transfers sollten an Menschen mit besonders niedrigem 
Wohlstandsniveau gehen, um eineVerbesserung ihrer öko- 
nomischen Lage zu bewirken. 

Viertens sollten alle Mitgliedsländer, um Sozialdurn- 
ping und ein konkurrenzbedingtes Absenken bestehender 
Standards zu vermeiden, mindestens den gegenwärtigen 
Standard nationaler Regulierungen, die über den EU-Min- 
deststandards liegen, beibehalten und auf alle Personen, 
die in dem betreffenden Land leben, anwenden. 

Fünftens: Jede Art unfreiwilliger oder Zwangsarbeit rnuß 
verboten werden. Regelungen hinsichtlich des Umfangs und 
der Flexibilität der Arbeitszeit sollten nicht einseitig durch die 
Arbeitgeber auferlegt werden, sondern auch den Wünschen 
und Bedürfnissen der Beschäftigten entsprechen. 

3.3 Für ökologische Nachhaltigkeit: Erhaltung der 
Grundlagen für die Entwicklung 
Umweltschutz ist ein Muß für das Überleben jeder Gesell- 
schaft. Die Fortsetzung des energie- und abfallintensiven in- 
dustriellen Musters der kapitalistischen Welt während des 
letzten Jahrhunderts würde zu einer Umweltkatastrophe 
führen und ist daher als Entwicklungsstrategie nicht gang- 
bar. Der Gebrauch nicht erneuerbarer fossiler Energie und 
die Produktion schädlicher Abfälle rnuß während der näch- 
sten Jahrzehnte drastisch vermindert werden. Selbst die ver- 
stärkte Ausbeutung natürlicher Rohstoffquellen in der Drit- 
ten Welt und der Müllexport in die Dritte Welt würden den 
Zusammenbruch des industriellen Entwicklungsmusters nur 
verschieben, und sie würden auf zunehmenden und sehr 
gerechtfertigten Widerstand dieser Länder stoßen. 

In letzter Instanz erfordert der Wechsel von einem öko- 
logisch zerstörerischen zu einem nachhaltigen Pfad der 
wirtschaftlichen Entwicklung einen gründlichen Umbau 
der Produktionsweise und der Verbrauchsmuster in Euro- 
pa. Die höchste Priorität in einer Strategie für nachhaltige 
Entwicklung bezieht sich auf die Energie: Produktion und 

NEW DEAL FÜR ARBEIT? 

gleichs. Anders als in Jospins Regie- 
rungserklärung geht nämlich das Ge- 
setzeskonzept davon aus, ,,daß die 
Gewerkschafisvertreter Kollektivver- 
einbarungen auch dann unterstüt- 
zen, wenn diese einen differenzierten 
(also: unvollständigen) Lohnausgleich 
vorsehen." (Bode, Ingo: Aus alt mach 
neu? Arbeitsmarktpolitik und Ge- 
werkschaftstrategien in Frankreich, in: 
Aus Politik und Zeitgeschichte. Beila- 
ge zur Wochenzeitung Das Parla- 
ment, Heft 11/1998, S. 22-31, hier 5. 
28). 

C'est la vie, collegues! Bei euch in 
Frankreich wie überall auf der Welt 
gilt: Wenn eine Regierung einen 
Grundsatz fallen Iäßt, liegt meist ein 
erschlagenes Arbeitnehmerrecht dar- 
unter. 

Die Arbeitgeber rennen die vielen 
offenen Hintertore ein, die ihnen das 
Gesetz Iäßt. Der mächtige Metallar- 
beitgeberverband UlMM hat am 28. 
Juli 1998 eine Abkommen mit drei 
kleineren Gewerkschaften unterzeich- 
net. Das Abkommen trägt den Buch- 
staben des Gesetzes Rechnung, be- 
raubt es aber durch Jahresarbeitszeit- 
konten und großzügige Überstun- 
denkontingente seines Inhalts, sodaß 
faktisch die 39-Stunden-Woche wei- 
terbesteht. Selbst die gemäßigte Ge- 
werkschaft CFDT spricht von einem 
,,schwarzen Tag für die Arbeitszeitver- 
kürzung" (FR; 30.7.1 998). Arbeitsmi- 
nisterin Martine Aubry spricht von ei- 
nem ,,virtuellen Abkommen" (eben- 
da). Es gibt trotz der lukrativen Anrei- 
ze für die Arbeitgeber erst 80 Unter- 
nehmensvereinbarungen, die nur zu 
1.300 neuen Arbeitsplätzen geführt 
haben. (FR; 14.8.1 998) 

Mit dem Gesetz für die 35-Stun- 
den-Woche ist Jospin als Königstiger 
gesprungen und droht, als Bettvorle- 
ger zu landen: Das staatliche Statistik- 
institut INSEE hat berechnet, daß die 
Zahl der Überstunden rechnerisch 
700.000 Vollzeitarbeitsplätzen ent- 
spricht. Wenn das Gesetz zur 35- 
Stunden-Woche ein voller Erfolg wird, 
sind auch bis zu 700.000 neue Ar- 
beitsplätze drin, zeigen unabhängig 
voneinander makroökonomische Si- 
mulationsmodelle der französischen 
Nationalbank und des Konjunkturfor- 
schungsinstitutes OFCE (Obsewatoire 
francais des conjunctures econo- 
miques). 700.000 sind zwar nur ein 
Viertel der gegenwärtig Arbeitslosen; 
aber immerhin. 

Das Wirtschaftsministerium prä- 
sentiert drei verschiedene Szenarien. 
Nach dem günstigsten entstehen 
550.000 neue Arbeitsplätze. Bisher 

sieht es eher so aus, als würde das 
Ministerium mit seiner ungünstigsten 
Prognose der Wirklichkeit am näch- 
sten kommen. Diese geht von einer 
totalen und erfolgreichen Blockade 
seitens der Unternehmer aus. Ergeb- 
nis: 20.000 Stellen. - Weniger als 
heute! 

Allez, Flop oder Top? -Wer 
unten geben will, rnuß oben 
nehmen 
Mehr Jobs gibt es nur gegen fallende 
Löhne und Sozialabbau. Darauf 
schwören sie alle - in Washington, in 
London, in Bonn. Lionel Jospin leistet 
in seiner Regierungserklärung einen 
anderen Eid: ,,Um Beschäftigung und 
soziale Gerechtigkeit zu fördern, müs- 
sen die Arbeitseinkommen weniger 
stark besteuert und die unangemes- 
senen Privilegien für andere Einkom- 
menskategorien abgeschafi werden. 
. . .  Um das Wachstum zu stützen, 
brauchen wir ein Steuersystem, das 
den Verbrauch ankurbelt. " 

Der Premierminister hat die Kör- 
perschaftssteuer für Unternehmen 
mit über 50 Millionen Francs Jahres- 
umsatz von 36,6% auf 41,6% er- 
höht; zwar zunächst nur für 1997 
und 1998, aber, damit rnuß jedes 
fünfte französische Unternehmen 
fünf Prozentpunkte mehr an Steuern 
zahlen. Erwartete Einnahme: 22 Mil- 
liarden Francs. Die Kapitalertrags- 
steuer steigt von 20,9% auf 25%, 
dies soll zusätzlich 20 Milliarden 
bringen. Die Steuer auf Veräuße- 
rungsgewinne verdoppelt sich von 
19,0% auf 41.6%. Jospin gibt weni- 
ger Geld für Rüstung aus; 1997 zwei 
Milliarden Francs weniger, 1998 so- 
gar acht Milliarden. Besserverdienen- 
de mit einem Monatseinkommen ab 
25.000 Francs (ca. 7.500 DM) vor 
Steuern erhalten weniger Kindergeld 
und geringere Subventionen für ihre 
Haushaltshilfen. Die allgemeine Sozi- 
alsteuer (C%= Contribution sociale 
generalisbe), die auf nahezu alle Ein- 
kommensarten erhoben wird, also 
auch auf Kapitalerträge, Mieteinnah- 
men U. a., steigt von 3,4% auf 7,5%. 
Für Rentner und Arbeitslose erhöht 
sich die CSG in weitaus geringerem 
Maße. Außerdem senkt die Regie- 
rung die Krankenversicherungsbei- 
träge der Arbeitnehmer von 5,5% 
auf 0,75%. Martine Aubry will so die 
Arbeitnehmer mit rund 30 Mrd. 
Francs (9 Mrd. DM) entlasten. So 
geht es also auch, wenn man will. 

In Deutschland will man nicht. 
Hier hat die Steuerlast von Unterneh- 
men zwischen 1980 und 1995 um 

29,3% abgenommen. Die Gewinne 
haben sich zwischen 1980 und 1997 
fast verdreifacht (269,8%). Als Kohl 
sein Amt antrat, gab es offiziell Ca. 
1,7 Millionen Arbeitslose, heute sind 
es 4,3 Millionen. Daß Unternehmen 
Arbeitsplätze schaffen, wenn sie we- 
niger Steuern zahlen müssen, wider- 
legt die Wirklichkeit Tag für Tag. Un- 
ternehmen machen Gewinne und be- 
haupten sich gegen die Konkurrenz 
gerade eben dadurch, daß sie mehr 
Arbeit vernichten als zeugen. Rot- 
Grün senkt die Körperschaftssteuer 
von 45% auf 4O0/0, den Spitzensteuer- 
satz für gewerbliche Einkünfte in zwei 
Stufen von 47% auf 43% und gibt da- 
mit den Unternehmen ein eindeutiges 
Signal: ,,Bravo! Weiter so!" 

Der Neoliberalismus Thatchers, 
Reagans und Kohls ist gescheitert. 
Jospin zieht daraus die richtigen 
Konsequenzen, nicht Blair, nicht Clin- 
ton, nicht Schröder. Es gibt eine rea- 
listische Alternative zu Sozialabbau 
und Arbeitsplatzvernichtung, mehr 
soziale Gerechtigkeit ist möglich, Un- 
ternehmer und Besserverdienende 
müssen ihren Teil dazu beitragen, 
und sind sie nicht willig, rnuß sie eine 
entschlossene Regierung notfalls 
dazu zwingen. Diese Botschaft geht 
von Paris aus. 

Regieren" kommt für die Franzo- 
sen immer noch vom lateinischen 
Wort für ,,Herrschenr', ,,Führen" und 
,,In der Gewalt haben ". ,,Regieren ", 
diesen Ausdruck ersetzt Schröder für 
seine Rolle in einem ,,Bündnis für Ar- 
beit" durch ein ebenso schwaches 
wie verräterisches ,, Moderieren": Was 
will Schröder tun? Laut Fremdwörter- 
duden kann er mit ,,Moderieren" nur 
dies gemeint haben: Sich mäßigen 
oder wie Kuli selig den Conferencier 
einer großen Unterhaltungsshow mi- 
men. 

Seit Jospins Amtsübernahme ist 
die Arbeitslosenquote von 12,5% auf 
1 1,8% gesunken. Daraus Iäßt sich 
noch kein Trend ablesen. Jospin profi- 
tiert von der zur Zeit günstigen Wirt- 
schaftskonjunktur in Frankreich; de- 
ren Dauer hängt im wesentlichen 
vom privaten Verbrauch ab. Jospin 
rnuß also weiter oben nehmen, um 
unten geben zu können. Zwischen 
der Regierung und den Arbeitgebern 
stehen die Zeichen auf Sturm. Bringt 
Jospin den Mut auf, den Unterneh- 
mern mit dem Nachfolgegesetz zur 
35-Stunden-Woche zu zeigen, wer 
Herr im Haus ist? Dies ist die Frage, 
die über Wohl und Wehe seiner Be- 
schäftigungs- und Sozialpolitik ent- 
scheidet: Allez, Flop oder Top? S ~ W  

Bringt Jospin den Mut 
auf, den Unterneh- 
mern mit dem 
Nachfolgegesetz zur 
35-Stunden- Woche 
zu zeigen, wer Herr 
im Haus ist? Dies ist 
die frage, d;e über 
Wohl und Wehe 
seiner Beschäfti- 
gungs- und Sozialpoli- 
tik entscheidet: Allez, 
Flop oder Top? 
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NEW DEAL FÜR ARBEIT? HERAUSFORDERUNG EUROPA 

Foto' Christian Kiel (Meerbusch) 

ten"; et voila, wieder ein ,,neues" ge- 35Stunden"zusammen, die E. A. Sel- 
liere, der Chef des französischen Ar- 

beitszeit um mindestens 10% kürzt 
und gleichzeitig die Belegschaft um 
6% vergrößert bzw. einen geplanten 
Stellenabbau im gleichen Umfang 
vermeidet, bekommt fünf Jahre lang 
eine staatliche ,,Prämie". Will heißen: 
Die Regierung reduziert die Arbeitge- 
ber-Beiträge zur Sozialversicherung. 
Damit die Arbeitgeber möglichst 
rasch neue Leute einstellen, sinken die 
Prämien nach jedem Jahr, das sie ta- 
tenlos verstreichen lassen. 1998 gibt 
es eine pauschale Lohnsubvention 
von 9.000 Francs (2.700 DM) für je- 
den Arbeitsplatz; wohlgemerkt, für 
jeden, nicht bloß für jeden neu ge- 
schaffenen. Diese Subvention verrin- 
gert sich im Laufe der fünf Jahre bis 
auf 5.000 Francs im letzten Jahr. Un- 
ternehmen, die die Arbeitszeit um 
mehr als 10% verkürzen und mehr als 
6% neue Stellen schaffen bzw. ge- 
fährdete Stellen erhalten, bekommen 
eine höhere Subvention, die bis auf 
13.000 Francs je Arbeitsplatz steigen 
kann. Für dieses Anreizprogramm hat 
die Regierung etwa drei Milliarden 
Francs veranschlagt. 

Zugeständnisse: Was unter einer 
35-Stunden-Woche zu verstehen ist, 
bleibt letztlich Verhandlungssache 
zwischen den Gewerkschaften und 
Arbeitgebern. Sie dürfen die Wochen- 
arbeitszeit ,,modulieren", d.h. übers 
Jahr hinweg flexibel gestalten. Eine 
Arbeitswoche sind weder fünf Tage 
noch 35 Stunden; die durchschnittli- 
che Wochenarbeitszeit über einen 
größeren Zeitraum sollte nur bei 35 
Stunden liegen. Auf Arbeitszeitkon- 
ten können Arbeitnehmer Urlaubsan- 
sprüche über mehrere Jahre hinweg 
sammeln. Wer mehr als 35 Stunden 
pro Woche arbeitet, bekommt übers 
Jahr mehr Urlaubstage. So erhalten 
Unternehmer die Möglichkeit, ihr Per- 
sonal entsprechend der Auftragslage 
springen zu lassen. Flexibilitätsreser- 
ven oder Über~tundenkontin~ente 
nennt sich das, will aber nichts ande- 
res sagen, als dies: Arbeitnehmer, 
ordne dich in deiner ganzen Lebens- 
führung den Maschinenlaufzeiten 
unter! 

Die Regierung will es allen recht 
machen. Sie will flexibilitätsbedingte 
Produktivitätsgewinne der Unterneh- 
men in Grenzen zulassen, die Be- 
schäftigung erhöhen und gleichzeitig 
negative Effekte auf die Kaufkraft ver- 
meiden. Bei einem derartigen Balan- 
ceakt kann schon mal der eine oder 
andere hehre Vorsatz ins Taumeln ge- 
raten und abstürzen. Na, um welchen 
Vorsatz mag es sich wohl handeln? 
Richtig, um den des vollen Lohnaus- 

Verbrauch müssen auf niedrige Energieintensität umge- 
stellt werden, die Energieversorgung muß sich von den 
fossilen und Nuklearenergien weg- und zum Gebrauch er- 
neuerbarer und umweltfreundlicher Energiequellen hinbe- 
wegen. Dieser Umbau ist ein zeitraubender Prozeß, der nur 
in Jahrzehnten zu vollenden ist. Es ist jedoch wichtig, daß 
wesentliche Entscheidungen in diese Richtung schnell ge- 
troffen werden und daß der Weg für eine neue Energiepo- 
litik geöffnet wird. Daher schlagen wir vor: 

~ i n e  Ökosteuer auf alle Formen des Energieverbrauchs aus 
nuklearen und fossilen Quellen einzuführen. Die EU sollte an- 
kündigen, daß der Satz dieser Steuer kontinuierlich um einen 
festen Prozentsatz in den nächsten Jahren gesteigert wird. 

Die schnelle Vergrößerung der Mittel für die Entwicklung 
und Anwendung neuer Energiequellen, insbesondere der 
Sonnenenergie. Es hat schon einige Bewegung in diese Rich- 
tung während der letzten Jahre gegeben, aber sie ist zu 

sellschaftliches Bedürfnis abgedeckt. 
In einer Pressemitteilung vom 27. 
August 1997 listet Madame Aubry 

beitgeberdachverbandes, einberufen 
hatte. Auf dieser Protestversammlung 
haben die Unternehmer einem Geset- die 22 angeblich neuen Berufe zwar 

auf, deren Lektüre gerät aber zum 
,,Rätselraten mit Martine". Was die 
Neueingestellten konkret tun sollen, 

zesvorhaben der Regierung den 
Kampf angesagt, das Jospin in einem 
Interview für France 2 am 21. Novem- ,, Einstellungsstreik! ", 

konterten die 
Bauarbeitgeber: Die 
Regierung ließ sich 
nicht beirren. Das 

Gesetz über die 35- 
Stunden-Woche ist 

seit dem 79. Mai 
7 998 in Kraft. Es setzt 

die Unternehmen 
unter Zugzwang, 

lockt sie mit Zucker- 
brot und macht ihnen 

Zugeständnisse. 

bleibt hinter nebulösen Formulierun- ber 1997 als ,,riskantes Abenteuer" 
gen und bis zur grotesken Lächer- 
lichkeit aufgeblasenen Berufsbe- 

bezeichnete. Was treibt die Unterneh- 
mer auf die Barrikaden? Das: Die Re- 
gierung senkt die gesetzliche Wo- zeichnungen verborgen: Ein ,,agent 

accompagnateur" ist nichts weiter 
als ein Beifahrer im Schulbus, der 

chenarbeitszeit von derzeit 39 auf 35 
Stunden. Für Jospin ist laut seiner Re- 
gierungserklärung „die Verkürzung darauf zu achten hat, daß die Lüm- 

mel in der letzten Bank keinen Blöd- 
sinn machen. In der Polizeistation 
begrüßt zukünftig ein ,,agent 

der Arbeitszeit . . . sowohl ein wirt- 
schaftlicher Fortschritt, weil er viele 
Arbeitsplätze schaffen wird, als auch langsam, unzureichend und ungleich innerhalb der EU ver- 

laufen. Wir stimmen mit dem Weißbuch von 1997 über er- 
neuerbare Energiequellen überein, das fordert, als Zwi- vorbereitende. Maßnahmen unterstützt werden soll, die 
schenziel den Anteil erneuerbarer Energiequellen von 6 auf auch mehr finanzielle Hilfen in der Form von Subventionen 
12 Prozent des allgemeinen Bruttoenergieverbrauches bis und niedrigverzinsten Krediten umfassen sollen. In diesem 
zum Jahre 2000 zu verdoppeln -was im übrigen auch die Zusammenhang sollte ein neuer Entwicklungsfonds einge- 
Schaffung von 500.000 bis 900.000 Arbeitsplätzen bedeu- richtet werden, um wirksamer mit den Produktivitäts- und 
ten würde. Einkommensunterschieden zwischen EU und den assoziier- 

Das Einfrieren und die Verminderung der europäischen ten Ländern fertig zu werden. Die Anwendung der Maas- 
Forschung im Bereich der Nuklearenergie und verbindlich tricht-Kriterien auf die makroökonomischen Größen der ost- 
angekündigte und zuverlässige Zwischenziele für das Aus- europäischen Länder sollte aufgegeben werden. Die neu 
laufen der Atomkraftwerke innerhalb eines Zeitraums, der beitretenden Länder sollten Mitglieder eines neuen europäi- 
für verschiedene Länder je nach deren spezifischen Um- schen Währungssystems (EWS2) werden, in dem es feste, 
ständen bestimmt werden sollte. durch die Europäische Zentralbank gestützte, Wechselkurs- 

Die EU kann und sollte in viel größerem Maße als in der ' Zonen geben sollte, die allerdings Spielraum für Wechsel- 
Vergangenheit umweltfreundliche nationale und regiona- kursanpassungen im gegenseitigen Einvernehmen lassen. 
le Projekte zum Umbau der Verkehrssysteme ermutigen Auf der Seite der gegenwärtigen EU muß der Prozeß 
und fördern. Auf europäischer Ebene sollten solche Politi- der institutionellen Reformen - in Bezug auf die Größe und 
ken durch spezielle Steuern für Flugbenzin und Lastkraft- Struktur der Kommission, das Gewicht der einzelnen Län- 
wagen ergänzt werden. Nationale und regionale Program- der im Entscheidungsprozeß, den Status und die Funktio- 
me zur Mülleinsparung und zum Recycling können durch nen des Europäischen Parlaments und andere Fragen - 
europäische Maßnahmen verstärkt werden. Gewöhnlich fortgesetzt werden, um einen ordnungsgemäßen Erweite- 
sind derartige Maßnahmen arbeitsintensiv, daher sollte ein rungsprozeß und die Funktionsfähigkeit einer vergrößerten 
größerer Anteil der insgesamt erheblich gewachsenen EU zu gewährleisten. Die Reform der gemeinsamen Agrar- 
Strukturfonds für sie reserviert werden. politik, die vor ungefähr sechs 

sieben Jahren begann, M i t  dem Ende des Kalten Krieges ist 
3.4 Mehr Unterstützung für den Erweiterungspro- sollte beschleunigt werden 
zeß: Eine umfassende Ordnung für Frieden, Freiheit und den bevorstehenden Bei- die Schaffung einer umfassenden eu- 
und sozialen Fortschritt steht erneut auf der tritt von neuen Mitgliedslän- ropäischen Ordnung für Frieden, Frei- 
historischen Tagesordnung in Europa dern mit großen landwirt- 
Mit  dem Ende des Kalten Krieges ist die Schaffung einer schaftlichen Kapazitäten be- heit und erneut 
umfassenden europäischen Ordnung für Frieden, Freiheit rücksichtigen. Auch sollte die auf die historische Tagesordnung ge- 
und sozialen Fortschritt erneut auf die historische Tages- EU in den Beitrittsverhandlun- 
ordnung gesetzt worden. Demgegenüber macht der Bei- gen großzügige und langfristi- setzt worden. 

tritt der osteuropäischen Länder zur EU, der offiziell seit Be- ge Übergang~ausnahmere~e- 
ginn der neunziger Jahre anvisiert wird, nur ungenügende lungen vom Rechtsbestand der Gemeinschaft gewähren. 
Fortschritte. Dies ist im wesentlichen auf die EU zurückzu- Auf der anderen Seite müssen im Hinblick auf die volle In- 
führen, die zögert, den Erweiterungsprozeß voranzubrin- tegration der Arbeitsmärkte Übergangsregelungen ausge- 
gen. Die früheren sozialistischen Länder, die mit der EU as- handelt werden, um steigende Arbeitslosigkeit in den ge- 
soziiert sind, haben ihre Wirtschaften mit großen wirt- genwärtigen EU-Mitgliedsländern zu vermeiden. 
schaftlichen und sozialen Kosten angepaßt, während um- Die Perspektive der Erweiterung reicht über die erste 
gekehrt der Erweiterungsprozeß von Seiten der EU verzö- Runde der fünf Länder hinaus, mit denen gegenwärtig Ver- 
gert worden ist. Eine Fortsetzung dieser Strategie würde handlungen geführt werden. Daher sollte die EU konkrete 
letztlich zu neuen scharfen Spaltungen und Polarisierun- Kooperationsabkommen mit den osteuropäischen Ländern 
gen zwischen Ost und West führen und politische Konflik- unter dem Dach der ständigen europäischen Konferenz 
te schaffen, die schwer zu kontrollieren sind. Daher sollte anstreben. Schließlich sollte auch ein Verhaltenscodex ver- 
der Erweiterungsprozeß intensiviert werden: abschiedet werden, der die Tätigkeit multinationaler Ge- 

In erster Linie erfordert dies, daß der Zeitplan für den sellschaften regelt und dieVerletzung sozialer Rechte sank- 
Beitritt der ersten fünf Länder beibehalten und stärker durch tioniert. (...) SPW 

d'accueil, d'orientation et d'aide aux 
victimes" alle freiwilligen wie unfrei- 
willigen Besucher, denn seine Aufga- 

ein sozialer Fortschriit. " 
Muß er sich wegen läppischer vier 

Stunden in der Woche schon Sorgen 
um seinen Hals machen? Ja, denn die be ist es, einen qualitativen Empfang 

in den Kommissariaten zu gewährlei- 
sten (,,. . . i l  sera charge d'assurer un 

drei kleinen Worte, die Jospin zwi- 
schen ,,Arbeitszeit" und ,,sowohl" ein- 
fügte, erwecken die Blutrunst jedes accueil de qualite dans les commissa- 

riats"). Noch Fragen? -Ja. Was ge- 
nau unterscheidet einen ,,agent de 
mediation", von einem ,,mediateur 

Arbeitgebers: ,,bei vollem Lohnaus- 
gleich ". 

,, Einstellungsstreik!", konterten 
local" und diesen wiederum von ei- 
nem ,,mediateur penal"? 

Bisher liegt die Regierung noch 
ein Drittel unter ihrem Plansoll: 1997 
sollten es 30.000 neue Stellen sein, 
1998 120.000 und in den beiden fol- 

die Bauarbeitgeber. Die Regierung 
ließ sich nicht beirren. Das Gesetz 
über die 35-Stunden-Woche ist seit 
dem 19. Mai 1998 in Kraft. Es setzt 
die Unternehmen unter Zugzwang, 
lockt sie mit Zuckerbrot und macht 
ihnen Zugeständnisse. genden Jahren sollen noch jeweils 

100.000 dazukommen. Im November 
1998 hatte sie laut Frankfurter Rund- 
schau (FR; 20.1 1 . I  998; 5.13) 
101.000 Jugendliche eingestellt, fehl- 
ten also noch 49.000 bis Silvester 
1998. 

Zugzwang: Für Unternehmen mit 
mehr als zwanzig Beschäftigten gilt 
ab dem 1. Januar 2000 eine gesetzli- 
che Wochenarbeitszeit von 35 Stun- 
den; auf Unternehmen mit bis zu 
zwanzig Beschäftigten trifft dies erst 
ab dem 1. Januar 2002 zu. Unter- 
nehmen, die bis zum 1. Januar 2000 
bzw. 2002 ihre Arbeitszeit nicht ver- 
kürzt haben, müssen.damit rechnen, 

Trotz alledem, noch nie hat eine 
französische Regierung soviel Geld für 
ein Beschäftigungsprogramm sprin- 

Es gibt eine realisti- 
sche Alternative zu 

Sozialabbau und 
Arbeitsplatzvernich- 

tung, mehr soziale 
Gerechtigkeit ist 

möglich, Unterneh- 
mer und Bessewerdie- 

nende müssen ihren 
Teil dazu beitragen, 

und sind sie nicht 
willig, rnuß sie eine 

entschlossene 
Regierung notfalls 

dazu zwingen. Diese 
Botschaft geht von 

Paris aus. 

gen lassen - 10,5 Milliarden Mark. Jo- 
spin tut noch mehr: Anfang März 
1998 präsentierte die französische 

daß jede Arbeitsstunde jenseits der 
35-Stunden-Grenze fortan als Über- 
stunde gilt, die Mehrkosten verur- Regierung einen Gesetzentwurf zur 

Bekämpfung der sozialen Ausgren- 
zung, nach dem Jahr für Jahr 60.000 
Jugendliche ohne Berufsausbildung 

sacht, weil Verdienstzuschläge oder 
vorgeschriebene Ausgleichszeiten 
anfallen. Wie hoch die Mehrkosten 

eine Qualifizierung von achtzehn Mo- 
naten Dauer erhalten sollen. 

für Überstunden ausfallen, will die 
Regierung erst Ende 1999 in einem 
zweiten Gesetz festlegen. So bleibt 
ihr ein Druckmittel oder ein Spiel- ,,Generalstände gegen Jospin" - 

Chefs boykottieren 35-Stunden- 
Woche 
Am 5. Mai 1789 traten die General- 
stände seit 1614 zum ersten und zu- 
gleich zum letzten Mal wieder zusam- 
men. Ein folgenschweres Ereignis, 
nicht nur für den damaligen Regie- 
rungschef, Louis XVI., der knapp vier 
Jahre und eine Revolution später sei- 
nen Kopf verlor. Im Dezember 1997 
traten die ,,Generalstände gegen die 

raum für Zugeständnisse gegenüber 
den Arbeitgebern, je nach dem, ob 
und wie weit diese ,,mitmachen". 
Der öffentliche Sektor ist nicht Ge- 
genstand des Gesetzes. Die Regie- 
rung hat jedoch den Personalabbau 
der vergangenen Jahre gestoppt und 
angekündigt, auch dort die Arbeits- 
zeit zu verkürzen. 

Zuckerbrot: Jedes Unternehmen, 
das vor dem 1. Januar 2000 die Ar- 
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Wege zur sozialen 
Stadt? 
von Hans Günter Bell* 

Besprechung zu: Walter Hanesch 
(Hrsg.): Überlebt die soziale Stadt? 
Konzeption, Krise und Perspektiven 
kommunaler Sozialstaatlichkeit; Leske 
und Budrich, Opladen 1997, 370 Sei- 
ten, 48,OO DM; und zu: Monika 

Für Hanesch sind 
die Kommunen 

einerseits ,,Opfern 
der Konsolidierung 

des Bundes und 
der Ländec 

andererseits 
würden sie häufig 

genug selbst zu 
,,Täternn und 
bürdeten die 

Lasten des 
sozialökonomi- 
schen Struktur- 

wandels den sozial 
Schwächsten auf 

* Hans Günter Bell, geb. 
Jusos Mittelrhein, Stadtl: 
Duisburg 

Alisch 1 Jens 5. Dangschat: Armut und 
soziale Integration. Strategien sozialer 
Stadtentwicklung und lokaler Nach- 
haltigkeit; Leske und Budrich, Opla- 
den 1998, 258 Seiten, 44,OO D M  

E s droht die Rückkehr des 19. 
Jahrhunderts . . . Marginalisie- 

" rungstendenzen auf dem Ar- 
beitsmarkt, Abbau von sozialstaatli- 
chen Sicherungsnetzen und sozial- 
räumliche Segregationstendenzen in 
der Wohnungsversorgung führen zu 
der Befürchtung, daß sich in den 
deutschen Großstädten neue sozial- 
räumliche Strukturen herausbilden, 
die in den letzten 50 Jahren gerade 
überwunden worden sind. " 
(Hartmut Häußermann)' 

Während die alte Bundesregierung 
noch durch Gesundheitsminister See- 
hofer und Jugend- und Familienministe 
rin Nolte verkünden ließ, Armut sei in 
Deutschland kein Problem, stellt sich die 
Lage tatsächlich dramatisch anders dar: 
Ende 1997 bezogen in Deutschland 
2,89 Mio. Menschen Sozialhilfe, darun- 
ter immer mehr Kinder und Jugendliche 
- nachzulesen im ,,Sozialreport 1997" 
des Statistischen Bundesamtes2. Die 
Kommunen mußten im Jahr 1997 17,2 
Milliarden DM an Sozialhilfe zahlen, 
12,7 Milliarden DM mehr als 1980 (eine 
Steigerung um 286 % ! )3 .  

Diese Entwicklung hat viel 
menschliches Leid verursacht und die 
kommunale Selbstverwaltung im 
Kern erschüttert. Auf die neue Bun- 
desregierung sind daher die Hoffnun- 
gen Vieler gerichtet. SPD und Bündnis 
90/Die Grünen haben bereits in ihrer 
Koalitionsvereinbarung zugesagt, die 
Finanzkraft der Gemeinden stärken 
und das Gemeindefinanzsystem einer 
umfassenden Prüfung unterziehen zu 

1965, wohnt in Köln, stellv Vorsitzender der 
ilaner; Studium der Sozialwissenschaften in 

SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG NEW DEAL FÜR ARBEIT? 

wollen. Außerdem kündigen sie an, 
ein Konzept für eine bedarfsorientier- 
te soziale Grundsicherung zu entwik- 
keln. Diese Ankündigungen lassen 
hoffen, ihnen muß jedoch erst noch 
die Umsetzung folgen. Und die ersten 
Erfahrungen mit der neuen Regierung 
zeigen, daß man vor bösen ~ b e r r a -  
schungen nicht gefeit ist. 

Es kommt jedoch auch auf die 
Kommunen selbst und ihre Politik an, 
wenn Armut wirklich bekämpft und 
ihre Ursachen beseitigt werden sollen. 
Zwei Bücher widmen sich dem Thema 
,,soziale Kommunalpolitik": Walter Ha- 
nesch legte 1997 einen Sammelband 
mit dem Titel ,,Überlebt die soziale 
Stadt?" vor, Monikas Alisch und Jens S. 
Dangschat folgten 1998 mit ihrem 
Buch ,,Armut und soziale Integration. 
Strategien sozialer Stadtentwicklung 
und lokaler Nachhaltigkeit". Auch vor 
dem Hintergrund der in diesem Jahr 
(in NRW) bevorstehenden Kommunal- 
wahlen lohnt sich ein Blick auf ihre 
Analysen und Konzepte, denn trotz 
der offensichtlichen Relevanz des The- 
mas ist die politische Linke innerhalb 
und außerhalb der Sozialdemokratie 
(noch) nicht in der Lage, überzeugen- 
de Alternativen zur vorherrschenden 
Praxis in den Kommunen zu benen- 
nen. 

Überlebt die soziale Stadt? 
Der von Hanesch herausgegebene 
Band dokumentiert eine Tagung, die 
im Juli 1996 in Frankfuri am Main un- 
ter dem Titel ,,Armut in den Kommu- 
nen -Armut der Kommunen: Gibt es 
eine Zukunft für die soziale Stadt?" 
stattfand. Er enthält die Vorträge die- 
ser Tagung, ergänzt um einige zusätz- 
liche Beiträge. Sie sind drei themati- 
schen Schwerpunkten zugeordnet: 

Grundlagen und Rahmenbedin- 
gungen des kommunalen Sozialstaats 

Strategische Ansatzpunkte für 
eine Neuorientierung kommunaler 
Sozialpolitik 

Handlungsfelder und Problem- 
stellungen kommunaler Sozialpolitik 

Hanesch, Professor für Sozialver- 
waltung am Fachbereich Sozialpäd- 
agogik der Fachhochschule Darm- 
Stadt, weist bereits in seiner Einlei- 
tung darauf hin, daß in diesem Band 
ein breites Spektrum an Positionen 
und Sichtweisen versammelt sei. Dies 
und die große thematische Bandbrei- 
te der Beiträge machen den Band zu 
einer guten Einführung in aktuelle 
Problemstellungen des kommunalen 
Sozialstaats und in Themen und Fra- 
gen sozialer Kommunalpolitik. 

Auf alle Beiträge einzugehen, 
würde den Rahmen dieser Rezension 
sprengen. Ich beschränke mich daher 
auf zwei beispielhafte Beiträge, in de- 
nen einmal grundlegende Informatio- 
nen vermittelt (Walter Hanesch: Kon- 
zeption, Krise und Optionen der so- 
zialen Stadt) und das andere mal an 
einem konkreten Beispiel Handlungs- 
möglichkeiten aufzeigt werden (Peter 
Barthelheimer I Thomas von Frey- 
berg: Neue Bündnisse in  der Krise der 
sozialen Stadt - Das Beispiel der Sozi- 
alpolitischen Offensive Frankfurt). 

Konzeption, Krise und Optionen 
der sozialen Stadt 
In seinem Beitrag führt Hanesch aus, 
daß das deutsche Modell kommuna- 
ler Sozialstaatlichkeit vor einer ent- 
scheidenden Bewährungsprobe ste- 
he. Die Scherenbewegung von wach- 
senden Ausgaben und begrenzten fi- 
nanziellen Ressourcen lasse den Kom- 
munen kaum mehr die Möglichkeit, 
ihrer doppelten Aufgabenstellung, 
ein letztes Netz materieller Siche- 
rungsleistungen zu gewährleisten 
und ein breit gefächertes Angebot für 
ihre Bürgerlnnen in den unterschied- 
lichsten Not- und Bedarfssituationen 
sicherzustellen, gerecht zu werden. 

Der damaligen konservativ-libera- 
len Bundesregierung wirft er vor, die 
ökonomische und fiskalische Krise 

de die ,,minima sociaux" einer gene- 
rellen Prüfung unterziehen. Langzeit- 
arbeitslose will er verstärkt in schon 
existierende Arbeitsmarktprogramme 
integrieren. Außerdem werde die Re- 
gierung die Arbeitslosenvereinigun- 
gen als Berater zum geplanten Gesetz 
gegen soziale Ausgrenzung hinzuzie- 
hen. 

Zu mehr ist Jospin nicht bereit. 
Nicht nur, weil die Forderungen der 
Arbeitslosen, darauf hinauslaufen, ei- 
nem Erwerbslosen soviel zuzugeste- 
hen wie einem Beschäftigten, der den 
Mindestlohn erhält. Nicht nur, weil 
die ,,minima sociaux" um 1.500 
Francs anzuheben, mit 70 Milliarden 
Francs im Haushalt zu Buche geschla- 
gen wäre und damit die Teilnahme 
am Euro gefährdet hätte. Nein, Jospin 
will die zentralen Projekte seiner Be- 
schäftigungspolitik nicht aufs Spiel 
setzen -sein Programm gegen die Ju- 
gendarbeitslosigkeit sowie das Gesetz 
zur Einführung der 35-Stunden-Wo- 
che. 

Warten auf Godot? -Arbeit und 
Brot für 700.000 Jugendliche 
,,Die traditionelle Beschäftigungspoli- 
tik kann man heute nicht Iänger prak- 
tizieren. . . . Ein zusehends anwach- 
sender Teil gesellschaftlicher Bedürf- 
nisse findet nicht von selbst einen 
zahlungsfähigen Markt. . . . Eben hier 
muß staatliche Intervention ansetzen, 
da - wie durch dramatische Einzel- 
schicksale millionenfach bewiesen - 
die natürliche Evolution des Marktes 
nicht alle Probleme lösen kann. . . . Als 
erstes müssen die Voraussetzungen 
geschaffen werden, um diese neuen 
Tätigkeiten zu »normalen« Berufstä- 
tigkeiten zu machen, die von »norma- 
len« Beschäftigten ausgeübt werden. 
Sie dürfen nicht Iänger als Übergangs- 
phase zu einem echten Beruf in der 
Marktökonomie oder schlimmer noch 
als Beschäftigungstherapie und Asyl 
der Ausgeschlossenen angesehen 
werden. " 

Diese Sätze stehen in einem 1996 
erschienenen Buch von Philippe Se- 
guin, dem ehemaligen Präsidenten 
der französischen Nationalversamm- 
lung (Zitiert nach: Blätter für deutsche 
und internationale Politik, Heft 12, 
1996, S. 1469). Seguin ist einer der 
führenden Köpfe der Konservativen. 
Der Titel des Buches ,,En attendant 
I'emploi" (,,Warten auf Beschäfti- 
gung") spielt auf Samuel Becketts 
Theaterstück ,,En attendant Godot" 
(,,Warten auf Godot") an. Wer allein 
auf Markt und Wachstum setzt, kann 
auf Arbeit warten, bis er schwarz 

wird: ,,Es ist bereits alles über die Ent- 
koppelung von Wirtschaftswachstum 
und Beschäftigung gesagt worden. 
. . . In  Zukunft wird die Vernichtung 
von Arbeitsplätzen im marktwirt- 
schaftlichen Sektor nicht Iänger auf 
Perioden brutaler Umstrukturierun- 
gen . . . beschränkt bleiben. Heute 
handelt es sich um einen kontinuierli- 
chen Prozeß der Anpassung, der sich 
ohne Unterbrechung unter dem dop- 
pelten Zwang von technischem Fort- 
schritt und Konkurrenz vollzieht. Er ist 
von einer unausweichlichen Reduzie- 
rung des Personalbestandes beglei- 
tet" (ebenda, 5.1 468). 

Die sozialistische Regierung tut, 
was der Konservative Seguin fordert. 
Martine Aubry, Jospins Arbeitsmini- 
sterin, will innerhalb von fünf Jahren, 
sage und schreibe, 700.000 Jugendli- 
che in Arbeit und Brot bringen. 
350.000 dieser Stellen sollen im öf- 
fentlichen Sektor entstehen, die 
350.000 anderen in privaten Unter- 
nehmen. Die Stellen im öffentlichen 
Dienst sollen einen ,,sozial nützlichen 
Charakter" tragen. Es geht z.B. um 
die Versorgung älterer Menschen, 
den Umweltschutz, um Aufsicht auf 
Schulhöfen, in Parkhäusern oder Su- 
permärkten, um Hausmeistertätigkei- 
ten, die Betreuung von Strafgefange- 
nen, Personal für Nachhilfeunterricht, 
um Information, soziale Integration, 
Bildung und Kultur. 

Das Unterrichtsministerium hat 
Bedarf für 140.000 dieser Stellen an- 
gemeldet; 40.000 ,,aides educateurs" 
hat es bereits eingestellt. 150.000 In- 
teressenten haben sich als ,,aide edu- 
cateur" beworben. 7.000 junge Leute 
haben Hilfstätigkeiten bei der Polizei 
übernommen. lnnenminister Jean- 
Pierre Chevenement (MDC) verspricht, 
ihnen später eine feste Stelle zu bie- 
ten. Der Dachverband der Wohl- 
fahrtsvereinigungen UNIOPSS hat 
Projekte für 100.000 Stellen vorge- 
legt. 

,,Es geht hier nicht darum, Ju- 
gendliche in ungesicherte Arbeitsver- 
hältnisse zu bringen, um sie mit  ge- 
ringfügigen Aufgaben in der Verwal- 
tung oder in Vereinen zu beschäfti- 
gen. . . . Diese Stellen müssen zu rich- 
tigen Berufen gemacht werden, . . . 

damit sie anerkannte Abschlüsse er- 
langen können", sagt Martine Aubry, 
als sie den Gesetzentwurf vorstellt. 

Verantwortliche aus zehn Mini- 
sterien haben gemeinsam mit Wis- 
senschaftlern und Fachleuten aus 
den Gemeinden, Regionen, den Ar- 
beitsämtern und sozialen Gruppen 
22 Berufsbilder und Qualifikations- 

profile entwickelt, die den ,,neuenr' 
Bedürfnissen entsprechen. Ist der 
junge Arbeitslose eingestellt, durch- 
läuft er zunächst eine Ausbildungs- 
und Qualifizierungsphase. Sein Ver- 
trag läuft über fünf ( ! )  Jahre. Sein 
Gehalt soll wenigstens dem gesetzli- 
chen Mindestlohn von derzeit 5.240 
Francs (1.700 DM) netto entspre- 
chen. Die Regierung hat den Min- 
destlohn im Sommer 1997 um 4% 
angehoben. Der Staat übernimmt 
für den gesamten Zeitraum 80% der 
Bruttolohnkosten, die restlichen 20% 
muß der Arbeitgeber tragen. Der 
Staat fördert also jede Stelle mit 
92.000 Francs pro Jahr und zahlt zu- 
dem Projektmittel für Bildungspro- 
gramme und Markterschließungs- 
studien. Für private Arbeitgeber gel- 
ten die gleichen Konditionen. Die Ko- 
sten des Programms machen insge- 
samt etwa 35 Milliarden Francs (ca. 
10,5 Mrd. DM) aus. 

Fraglich ist, ob die Arbeitgeber 
tatsächlich 350.000 neue Arbeitplät- 
ze für Jugendliche schaffen können 
und wollen. Für die 350.000 im öf- 
fentlichen Dienst steht die Regierung 
im Wort, für Nummer Dreihunder- 
fünfzigtausendundeins will sie keine 
Garantie geben. In einem Interview, 
das der Fernsehsender arte am 12. 
November 1998 ausstrahlte, erklärte 
Lionel Jospin: ,,Hier handelt es sich 
nicht mehr um eine direkte Verpflich- 
tung der Regierung. " 

Skepsis ist auch bei dieser Passage 
aus dem Gesetzentwurf angebracht: 
,,Es geht hier nicht darum, . . . ordent- 
liche Beschäftigte zu ersetzen. . . . Wir 
haben nicht vor, Jugendliche in be- 
reits bestehenden öffentlichen Stellen 
unterzubringen. " 

Das Erziehungsministerium um- 
geht mit den 40.000 im Bildungswe- 
sen geschaffenen Stellen den für Be- 
amte verhängten Einstellungsstopp, 
wie ein Bericht der Sozialkommission 
der Nationalversammlung klar- 
macht. Außerdem müssen jetzt wohl 
Lehramtsstudierende angesichts der 
billigen Konkurrenz um ihren ein- 
träglichen ~eben job  bangen. Sie ha- 
ben bisher als sog. ,,pions" die Auf- 
sicht auf Schulhöfen geführt. Daß es 
sich bei den ,,emplois-jeunes" (Ju- 
gend-Jobs) ausschließlich um neue, 
,,richtige Berufe" mit Ausbildung 
und anerkanntem Abschluß handelt, 
scheint zweifelhaft. -Welche beson- 
dere Qualifikation braucht ein Park- 
hauswächter? Oft genügt Madame 
Aubry schon ein neues Etikett. So 
werden aus herkömmlichen Abfall- 
kontrolleuren einfach ,,Umweltagen- 

1st der junge Arbeits- 
lose eingestellt, 
durchläuft er 
zunächst eine 
Ausbildungs- und 
Qualifizierungsphase. 
Sein Vertrag läuft 
über fünf (!) Jahre. 
Sein Gehalt soll 
wenigstens dem 
gesetzlichen Mindest- 
lohn von derzeit 
5.240 Francs (7.700 
DM) netto entspre- 
chen 

42 spw. Zeitschrift für Sozialistische Pol~tik und Wirtschaft. Heft 105. 1999 



Allez, Flop? 
Frankreichs Regierung wagt große Sprünge für 
Arbeit und Soziales 

von Uwe Wiedenstried* 

I n dreizehn Ländern Europas stellen 
Sozialdemokraten die Regierung 
bzw. sind an ihr beteiligt. Alle wol- 

len sie über Blairs ,,dritten Weg" ab in 
die ,,Neue Mitte"; mal mehr, mal we- 
niger Rücksicht auf die Opfer ihrer 

Wofür Jospin eintritt, 
ist ursozialdemokra- 

tisch: Kein blindes 
Götzenvertrauen in 
die Wirtschaft, kein 

Kotau vor der 
,,unsichtbaren Hand" 

des Marktes, die 
schon alles zum 

Besten richten wird, 
kein Nachiwächter- 

staat des,, laissez 
faire". Die demokra- 

tisch legitimierte 
Regierung muß 

handeln. 

,,ModernisierungU nehmend. Einer 
will nicht mit; zumindest sagt er das: 
Lionel Jospin ist Premierminister der 
Linkskoalition aus Sozialisten (PS), 
Kommunisten (PCF), Grünen (Les 
Verts) und Bürgerbewegung (MDC), 
die seit Juni 1997 Frankreich regiert. 
Sein Credo: ,,Ich sage, was ich tue. 
Und ich tue, was ich sage. "- 
Stimmt's? 

Wofür Jospin eintritt, ist ursozial- 
demokratisch: Kein blindes Götzen- 
vertrauen in die Wirtschaft, kein Ko- 
tau vor der ,,unsichtbaren Hand" des 
Marktes, die schon alles zum Besten 
richten wird, kein Nachtwächterstaat 
des ,,laissez faire". Die demokratisch 
legitimierte Regierung muß handeln, 
nicht die Krämer, nicht die Konzerne, 
nicht das Kapital. ,,Die Regierung be- 
stimmt und führt die Politik der Nati- 
on'', heißt es in Jospins Regierungser- 
klärung vom 19. Juni 1997. Frank- 
reichs Regierung handelt, und sie 
handelt sich damit Protest ein - von 
Arbeitgebern und von Arbeitslosen. 

,,Jospin, bist du taub?"- Sechs 
Millionen unter Tausend 
Kaum eine Regierung in Europa steht 
unter einem derartigen Erfolgsdruck. 
Bringt sie keine Resultate, legen eben 
die Fernfahrer wochenlang den Ver- 
kehr lahm, geht eine halbe Million 
Schüler auf die Straße, besetzen Ar- 
beitslose die Pariser Handelsbörse 
und Büros der Arbeitslosenversiche- 
rung, stürmen Nobelrestaurants und 
zwingen so den Premierminister, ih- 
nen via TV Rede und Antwort zu ste- 
hen. Hier duldet niemand mehr der 
Politik fischersche Sophistereien und 
schrödersche Pirouetten. Entweder 

* Uwe Wiedenstried, Münster; Politikwissenschafiler und Journalist, arbe~tet 
z.Z für den Verein ,,Arbeitslose brauchen Medien (AbM) e. L!" 

NEW DEAL FÜR ARBEIT? SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG 

die Regierung schafft Arbeit und so- 
ziale Gerechtigkeit - und zwar ,,du 
plus vite!"- oder es gibt einen Tritt in 
den ,,CU/". 

3,5 Millionen Arbeitslose gab es 
im November 1997 in Frankreich. 
Nach der standardisierten Arbeitslo- 
senstatistik der EU ergibt dies eine Ar- 
beitslosenquote von 12,5%. In 
Deutschland beträgt die Arbeitslosen- 
rate nach dieser Zählweise gut 9%. 
Die tatsächliche Zahl der Arbeitslosen 
liegt wesentlich höher. ,,Fünf Millio- 
nen Menschen sind mehr oder weni- 
ger auf der Suche nach Arbeit", erläu- 
tert Martine Auby, Ministerin für Be- 
schäftigung und Solidarität, am 15. 
September 1997 der französischen 
Nationalversammlung. Nur 50% aller 
offiziellen Arbeitslosen beziehen Ar- 
beitslosengeld; in Deutschland im- 
merhin mehr als 80%. Das Arbeitslo- 
sengeld macht 70% des letzten Ge- 
haltes aus. Tendenz: fallend. Je länger 
die Arbeitslosigkeit dauert, desto ge- 
ringer werden die Bezüge. Nach 30 
Monaten erlischt der Anspruch. Ab 
dann gibt es nur noch die ,,Solidari- 
tätsbeihilfe", die ,, Allocation de soli- 
darite specifique". ,,Solidaritätsbeihil- 
fe" erhalten 500.000 Langzeitarbeits- 
lose. Sie müssen mit 2.300 Francs 
(690 DM) im Monat über die Runden 
kommen. Langzeitarbeitslose stellen 
zur Zeit 38,9% aller Arbeitslosen, 
macht 1,362 Millionen Menschen. 
500.000 davon erhalten ,,Solidaritäts- 
beihilfe"; und die anderen 862.000, 
wovon leben die? Von einem ,,Min- 
desteinkommen zur Wiedereingliede- 
rung" oder anderen ,,minima soci- 
aux", staatlichen Mindestleistungen, 
die noch unter der ,,Solidaritätsbeihil- 
fe" liegen. Junge Arbeitslose unter 27 
haben überhaupt keinen Anspruch 
auf Sozialleistungen, wenn sie noch 
nie in ihrem Leben gearbeitet haben. 
Von den ,,Untersiebenundzwanzig- 

jährigen" ist jeder vierte arbeitslos. 
Eine Million Jugendliche betrifft das. 
Jeder zweite Arbeitslose (ca. 1.7 Mio. 
Menschen) muß von weniger als 
3.000 Francs (900 DM) im Monat le- 
ben, gibt das Arbeitsministerium an. 

Arbeitslosigkeit macht arm, Arbeit 
auch. Sechs Millionen Franzosen le- 
ben unterhalb der Armutsgrenze von 
3.31 6 Francs (ca. 1.000 DM) im Mo- 
nat, ob nun mit oder ohne Job. Der 
Anteil der Teilzeitstellen und prekären 
Beschäftigungsverhältnisse hat sich 
seit 1983 mehr als verdoppelt. 1983 
lag er bei 8,6%, 1997 bei 17,4%. Je- 
der zweite Arbeitnehmer in einer sol- 
chen Stelle hat sich ,,unfreiwillig" auf 
Teilzeit eingelassen. 

,,Jospin, bist du taub?", riefen die 
Arbeitslosen im Winter 1997/98. Sie 
forderten eine einmalige ,,Weih- 
nachtsprämie" von 3.000 Francs für 
jeden Arbeitslosen. Die Regierung sol- 
le die ,,minima sociaux" um 1.500 
Francs pro Monat erhöhen und zu- 
dem auf Personen unter 25 ausdeh- 
nen. Für Erwerbslose solle es in Zu- 
kunft ein ,,allgemeines Garantiege- 
halt" geben. 

„Die Regierung steht auf der Seite 
der Arbeitslosen, arbeitet für die Ar- 
beitslosen", sagt Lionel Jospin. Des- 
halb macht er nur geringe Zugeständ- 
nisse und auch die wohl nur aus 
Gründen der Koalitionsräson: Die 
Grünen, MDC, die PCF sowie die kom- 
munistische Gewerkschaft CGT soli- 
darisierten sich mit den Forderungen 
der Arbeitslosen. Jospin versprach, ei- 
nen Fonds in Höhe von einer Milliarde 
Francs für Arbeitslose in besonderen 
Notlagen anlegen zu lassen, sowie die 
,,Solidaritätsbeihilfe" rückwirkend und 
in Zukunft der Inflation anzupassen. 
Für Arbeitslose über 55 mit mehr als 
40 Beitragsjahren solle die ,,Solidari- 
tätsbeihilfe" sogar deutlich um 1.500 
Francs steigen. Eine Kommission wer- 

werde dazu genutzt, ,,einen weitrei- 
chenden, an wirtschaftsliberalen Vor- 
stellungen ausgerichteten ,Umbau' 
des Sozialstaats Deutschland in Gang 
zu setzen". (H 31 f.) Die Folge sei, daß 
schützende Filter und Netze (z.B. die 
rechtliche Regulierung des Arbeits- 
und Wohnungsmarktes oder das zen- 
tralstaatliche soziale Sicherungssy- 
stem) schwächer würden, während 
gleichzeitig vom wirtschaftlichen 
Strukturwandel eine Tendenz zur so- 
zialen Polarisierung in den Kommu- 
nen ausgehe. 

Auch mit den Kommunen geht er 
ins Gericht. Zwar seien sie einerseits 
,,Opfer" der Konsolidierung des Bun- 
des und der Länder, andererseits wür- 
den sie häufig genug selbst zu „Tä- 
tern" und bürdeten die Lasten des so- 
zialökonomischen Strukturwandels 
den sozial Schwächsten auf. 

Noch mit Blick auf die alte Bun- 
desregierung hinterfragt er skeptisch, 
woher die Bereitschaft zu einer Neu- 
regelung des Gemeindefinanzsystems 
kommen solle, die den Kommunen fi- 
nanzielle Handlungsspielräume zu- 
rückgebe. Doch auch bei der neuen 
Bundesregierung ist m.E. Skepsis an- 
gebracht: Zumindest kurzfristig ist 
hier mit keinem Befreiungsschlag zu- 
gunsten der Kommunen zu rechnen. 

Auf absehbare Zeit stehen die 
Kommunen daher weiterhin vor der 
Entscheidung, ob die verfügbaren 
Ressourcen vor allem für ökonomisch- 
fiskalische Ziele eingesetzt werden 
sollen, zu denen etwa die Verbesse- 
rung der örtlichen Konkurrenzpositi- 
on durch Förderung von harten und 
weichen Standortfaktoren gehört, 
oder ob sie dazu genutzt werden sol- 
len, die soziale Infrastruktur für be- 
nachteiligte Bevölkerungsgruppen 
und Stadtgebiete zu verbessern. Ha- 
nesch fürchtet nicht nur, daß die Ent- 
scheidung in der Regel zuungunsten 
der benachteiligten Bevölkerungs- 
gruppen fallen wird, sondern auch - 
mit Verweis auf Walter Siebel und 
Hartmut Häußermann4 -, daß ,,eine 
Kommunalpolitik grundsätzlich mehr- 
heitsfähig ist, die die ökonomische 
und soziale Spaltung der Stadtbevöl- 
kerung nicht nur nicht bekämpft, 
sondern festschreibt und weiter ver- 
tieft.'' (H 50) 

Neue Bündnisse in der Krise der 
sozialen Stadt 
Dieser Tendenz entgegenzutreten, 
haben sich lokale Bündnisse, die sich 
Armutskonferenz, Runder Tisch oder 
Sozialpolitische Offensive nennen, 
zum Ziel gesetzt. Gemeinsam sei ih- 

nen allen der Anspruch, ,,örtliche Ar- 
mutsentwicklungen zu thematisieren 
und zwischen möglichst vielen Akteu- 
ren örtlicher Sozialpolitik eine ge- 
meinsame Problemsicht zu schaffen, 
die Aktion ermöglicht" (H 174) - so 
Peter Barthelheimer und Thomas von 
Freyberg in ihrem Beitrag. 

Die beiden Autoren, Mitarbeiter 
des Instituts für Sozialforschung an 
der Universität Frankfurt, gehen in ih- 
rem Beitrag am Beispiel der Sozialpo- 
litischen Offensive Frankfurt am Main 
(SPO) der Frage nach, welche Bedeu- 
tung und welche Potentiale diese 
neuen Bündnisse haben. 

Anfang 1992 bildete sich die SPO. 
Gründungsmitglieder waren Verbän- 
de der freien Wohlfahrtspflege, der 
DGB, die Vereinigung hessischer Un- 
ternehmerverbände, u.a.m. Ihr politi- 
sches Gewicht und ihre Autorität be- 
ruhe gerade auf dieser Breite der Zu- 
sammensetzung. 

Die Arbeit dieses lokalen Bündnis- 
ses bestand zum einen darin, regel- 
mäßige Gespräche mit den demokra- 
tischen Fraktionen im Frankfurter 
Stadtparlament zu führen und sich in 
kritischen Situationen mit Presseerklä- 
rungen zu Wort zu melden. Zum an- 
deren wurden mehrere Arbeitskreise 
gebildet: zur Beschäftigungspolitik, 
zur Frankfurter Sozialpolitik und zur 
Armutsberichterstattung. Letzterer 
hatte sich das Ziel gesetzt, die ,,sozia- 
le Polarisierung als Kehrseite städti- 
scher Modernisierung zum öffentli- 
chen Skandal zu machen". (H 189) 

Dieser Ansatz stieß bald an seine 
Grenzen: Gegen den städtischen 
Haushalt des Jahres 1996 formierte 
sich lautstarker Protest, der jedoch 
von einer ad-hoc-Initiative gegen So- 
zialabbau organisiert wurde, wäh- 
rend sich die SPO zu den Haushalts- 
entscheidungen nicht äußerte. Auch 
die Mobilisierung für die Bonner 
Großdemonstration für Arbeit und 
soziale Gerechtigkeit im Juni 1996 lief 
an der SPO vorbei; statt dessen rief 
der Frankfurter DGB ein örtliches 
Bündnis ins Leben. 

Es spricht für die Autoren, daß sie 
selbst diese Entwicklungen beschrei- 
ben und in ihrem ,,eiligen Blick in den 
Spiegel" (H 206) kritisch bewerten. 
Rückblickend führen sie als Stärken 
der SPO an, den Anstoß für eine un- 
abhangige kommunale Sozialbericht- 
erstattung und für eine koordinierte 
kommunale Arbeitsmarktpolitik ge- 
geben und ein Forum für die Diskussi- 
on der Zukunftsfragen des lokalen So- 
zialstaat~ geschaffen zu haben. Für 
die Thematisierung neuer politischer 

Anliegen und ihren Agendazutritt sei 
die Organisationsform eines losen 
Rahmenbündnisses mit Konsensprin- 
zip und relativ autonomen Arbeits- 
kreisen gut geeignet. Dem steht ge- 
genüber, daß Aufgaben der Politikfor- 
mulierung und der Umsetzungskon- 
trolle wohl andere Organisationsfor- 
men erforden, auf Konsens ausgerich- 
tet, schwerfällige Strukturen, wie die 
SPO, offenbar der Ergänzung durch 
offensivere und beweglichere Akti- 
onsbündnisse bedürfen. 

Diesen Einblick in die Arbeit eines 
lokalen Bündnisses gegen Armut und 
die Erarbeitung eines kommunalen 
Sozialberichtes gegeben zu haben, 
zeichnet den Beitrag von Bartelheimer 
und von Freyberg aus. Er kann Anstoß 
und Hilfe bei der Formierung lokaler 
Bündnisse an anderen Orten sein. 

Neben diesen beiden lesenswerten 
Beiträgen lohnt sich m.E. der Blick in 
zwei weitere Beiträge zu den Grundla- 
gen und Rahmenbedingungen des 
kommunalen Sozialstaats: Ernst-Ulrich 
Huster zur Zentralisierung der Politik 
und Globalisierung der Ökonomie und 
Jens 5. Dangschat zur Entwicklung so- 
zialer Problemlagen als Herausforde- 
rung für die soziale Stadt. Außerdem 
sind v.a. Claus Reis Beitrag zur Woh- 
nungsversorgung einkommensschwa- 
cher Haushalte und Monika Alischs 
Beitrag zur sozialen Stadtentwicklung 
empfehlenswert. 

Armut und soziale Integration 
Alisch, wissenschaftliche Referentin in 
der Stadtentwicklungsbehörde Ham- 
burg, und Dangschat, Professor für 
Stadt- und Regionalforschung an der 
Technischen Universität Wien, haben 
ihre Argumentationen darüber hin- 
aus in einem eigenen Buch zusam- 
mengefaßt. Dieses Buch gliedert sich 
grob in drei Teile: 

Im ersten Teil leisten die beiden 
Autorlnnen eine kritische Auseinan- 
dersetzung mit der deutschen Ar- 
mutsforschung, diskutieren Indikato- 
ren zur Erfassung der Armut, untersu- 
chen die Ursachen von Armut und ih- 
rer räumlichen Konzentration und 
stellen die Armut als ein großstädti- 
sches Problem vor. Sie verweisen auf 
die Zusammenhänge zwischen den 
ökonomischen Umstrukturierungen 
und der Deregulierungswelle in der 
Wohnungspolitik, zunehmender Ar- 
mut, gesellschaftlicher Desintegration 
und Entsolidarisierung. 

Im zweiten Teil wird beispielhaft 
die Situation in Hamburg vorgestellt. 

Im dritten Teil folgen Bausteine für 
eine Strategie sozialer Stadtentwick- 

Alisch und 
Dangschat 
verweisen auf die 
Gefah~ daß die 
Ansätze einer 
städtischen Politik 
gegen Armut und 
soziale Ausgren- 
zung wieder 
deutlich zurückge- 
nommen würden, 
soziale Planung 
habe derzeit 
,,keine Konjunk- 
tur". 
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SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG NEW DEAL FÜR ARBEIT? 

Bündnisses für Arbeit, der für breite 
Teile der Bevölkerung tatsächlich ei- 
nen Fortschritt darstellt, insbesondere 
einen wirklichen Beitrag zur Verringe- 
rung der Arbeitslosigkeit bringt, 
kaum vorstellbar. Vielmehr zeichnet 
sich ab, daß die Arbeitgeber und die 
Regierungsseite das Projekt zu einem 
Standort-Bündnis machen oder ma- 
chen wollen. Es besteht die Gefahr, 
daß die Gewerkschaften sich letztlich 
in diese Logik einbinden lassen: ,,Die 
politische Tauschformel könnte lau- 
ten: Gegen einige wohlklingende Zu- 
sagen ... sagen die Gewerkschaften 
lohnpolitische Zurückhaltung und ein 
Entgegenkommen bei der Flexibilisie- 
rung der Arbeits- und Sozialverfas- 
sung zu." (Horst Schmitthenner, in: 
Sozialismus 11/98, S. 42) Die Gefahr, 
daß letztlich doch Absprachen mit 
dem Charakter von Lohnleitlinien ge- 
tätigt werden, besteht auch vor dem 
Hintergrund der Erfahrungen mit So- 
zialpakten in anderen europäischen 
Ländern. ,,In allen sozialen Pakten 
steht eine Vereinbarung über eine 
moderate Lohnentwicklung an erster 
Stelle. Die Bereitschaft der Gewerk- 
schaften, niedrige Lohntarifverträge 
nicht nur für ein Jahr, sondern länger- 
fristig abzuschließen, ist die zwingen- 
de Vorbedingung für weitergehende 
Vereinbarungen." (Anke Hassel, So- 
ziale Pakte in Europa, in: Gewerk- 
schaftliche Monatshefte 10198, S. 
629) 

Es kommt hinzu, daß innerhalb 
des Gewerkschaftslagers hierzu kei- 
ne einheitliche Abwehrfront besteht. 
Während von der IG Metall das Ein- 
beziehen von Tariferhöhungen in die 
Bündnisgespräche abgelehnt wird, 
ist von Seiten der IG BCE die Bereit- 
schaft zu einer moderaten Lohnpoli- 

. t ik und auch einer entsprechenden 
Festschreibung im Rahmen der 
Bündnisgespräche durchaus gege- 
ben. So ist vom Vorsitzenden 
Schmoldt die Formel vom ,,Ende der 
Bescheidenheit" jüngst zurückgewie- 
sen worden. Die IG BCE habe in der 
Vergangenheit eine moderate Lohn- 
politik im Interesse der Beschäfti- 

Gewerkschaftsseite unterstützten For- 
derung nach Senkung der Lohnne- 
benkosten, insbesondere der Sozial- 
versicherungsbeiträge, längst ein Ein- 
gehen auf neokonservative Positionen 
signalisiert - zumindest wenn nicht 
klar ist, daß es um eine reine Umfi- 
nanzierung durch höhere steuerfi- 
nanzierte Staatszuschüsse gehen soll. 
Die über die verschiedenen Sozialkas- 
sen vermittelten Transfer-Zahlungen 
bzw. Sachleistungen stellen im 
Grundsatz nichts anderes dar als eine 
weiteren kollektiven Einkommensbe- 
standteil jenseits des individuellen 
Geldlohns, der den Beschäftigten un- 
mittelbar zufließt. So sinnvoll es ja 
sein mag, Schritte zur Reform und Re- 
organisation des soziales Systems in 
der Bundesrepublik durchzuführen, 
es bleibt der Tatbestand, daß über die 
Sozialkassen der kollektive Konsum 
der Beschäftigten abgewickelt wird. 
Geld- und Soziallohn gemeinsam 
stellt die eigentliche gesellschaftliche 
Lohnsumme war. Wenn man bereit ist 
einen Teil davon - den ,,Soziallohn" - 
auf dem Altar einer vermeintlichen 
Beschäftigungsförderung zu vermin- 
dern, ist man im Grundsatz mit einem 
Bein bereits im Lager der neokonser- 
vativen Systemveränderer gelandet; 
auch wenn man sich dessen nicht be- 
wußt ist. 

fen in Bezug auf soziale Forderungen 
der Gegenseite. Aus meiner Sicht ste- 
hen dabei folgende Punkte im Vorder- 
grund: 
1. Wir brauchen Arbeitszeitverkür- 
zung. Der wichtigste Beitrag im Rah- 
men eines Bündnisses für Arbeit liegt 
- wie oben dargestellt - in der Ar- 
beitsumverteilung bzw. in der Ar- 
beitszeitverkürzung und Begrenzung 
der Überstunden. Darüber hinaus 
müssen die Rahmenbedingungen für 
sozial abgesicherte Teilzeitarbeit ver- 
bessert werden. 
2. Wir brauchen einen öffentlichen 
Beschäftigungssektor. Zur Siche- 
rung und vor allem zur Schaffung 
von neuer Beschäftigung ist eine ak- 
tive staatliche Arbeitsmarkt- und Be- 
schäftigungspolitik notwendig. 
Hierzu gehören die Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen, eine Verbesse- 
rung der Möglichkeiten zur Fortbil- 
dung und Umschulung und die öf- 
fentliche Förderung von Beschäfti- 
gung. Da gerade im sozialen Be- 
reich erhebliche Mängel bestehen, 
können hier durch staatliche Förde- 
rung in erheblichem Maße Wirkun- 
gen erzielt werden. 
3. Wir brauchen eine neue Steuer- 
politik. Die mit dem 1. Januar 1999 in 
Kraft getretene Änderung des Steuer- 
tarifs ist hierfür allerdings nur ein er- 
ster, sehr spärlicher Schritt. Wichtig ist 
eine weitere Senkung der Steuern für 
untere und mittlere Einkommen. 
Wenn auf die Senkung des Spitzen- 
steuersatzes verzichtet würde, wäre 
auch in den weiteren Stufen der Steu- 
erreform eine deutlichere Senkung für 
die unteren Einkommensgruppen 
möglich. Darüber hinaus muß eine 
konsequente Besteuerung der Vermö- 
gen wieder eingeführt werden und 
die sich immer stärker ausweitenden 
spekulativen Finanztransaktionen 
müssen mit einer Steuer belegt wer- 
den; zum Beispiel in Gestalt der ,,To- 
bin-Steuer". Mit  diesen zusätzlichen 
Mitteln könnte auch die finanzielle 
Ausstattung eines öffentlichen Be- 
schäftigungssektors gesichert wer- 
den. SPW 

lung und lokaler Nachhaltigkeit. Im 
Vordergrund stehen Wirtschaftsför- 
derung, Arbeitsmarkt- und Sozialpoli- 

weite Teile der Stadt von diesen Men- 
schen freihalten zu können. Die „ge- 
lebte Intoleranz" führe mittlerweile zu 

fest: „Die Politiker wissen, daß sie auf 
dem Rücken und zu Lasten der Armen 
sparen." (H 88) Falls dies stimmt, dann 
helfen offenbar auch Argumente nicht 
weiter. Solange der gesellschaftliche 
Druck zum Umsteuern fehlt, ist die resi- 
gnative Strategie, sich darauf zu be- 
schränken, ,,wenigstens den von sozia- 
ler Ausgrenzung Betroffenen zu helfen, 
ihre Alltagssituation zu meistern resp. 
zu verbessern", (H 104) vielleicht die 
realistischere. 

Die Bewohnerlnnen ,,ermächti- 
gen", ihre Belange selbst in die Hand 
zu nehmen 

tik, ergänzt durch Argumente für eine einem erheblichen Druck auf Verwal- 
tung und Politik, „die Innenstädte 'ar- 
menfrei' zu machen". (ND 92) Auf die 

veränderte Wohnungspolitik. 
Um es vorweg zu sagen: Langfri- 

stige Strategien sozialer Stadtent- Ausgrenzung und Peripherisierung der 
wicklung und lokaler Nachhaltigkeit, Wohngebiete folge nun die Konkur- 

renz um den öffentlichen Raum der In- die. einen grundlegenden Bruch mit 
dem Status quo bedeuten würden, 
werden in diesem Buch nicht angebo- 

nenstädte. Der Konflikt zwischen der 
,,neuen Dienstleistungsklasse", den 
kaufkräftigen Touristlnnen und den 
das Einkaufserlebnis genießenden 

Es bleibt Ernüchte- 
rung darübec daß 
,,unsere Städte . . . 

auf lange Sicht 
'mit der Armut 

leben' müssen." 
(Hanesch), jedoch 

auch Ermunterung 
,,jede Form der 

Einmischung und 
Mitwirkung, die 
sich quasi 'von 

unten' selbständig 
entwickeln zu 

akzeptieren und 
zu unterstützen" 

(AlischlDangschat) 

ten. Die Autorlnnen gehen statt des- 
sen davon aus, „daß sich sozial-räum- 
liche Unterschiede mindestens verfe- Kundlnnen auf der einen und den Ob- 
stigen, wenn nicht verstärken wer- dachlosen, Bettlerlnnen, Alkoholikerln- 

nen, Junkies und herumhängenden 
subkulturellen Jugendlichen auf der 

den; abgebaut werden sie innerhalb 
der nächsten zehn bis fünfzehn Jahre 
mit Sicherheit nicht". ( N D  90) Diese 

Was bleibt nach Lektüre dieser 
beiden Bücher? 
Ernüchterung darüber, daß ,,unsere 
Städte ... auf lange Sicht 'mit der Ar- 
mut leben' müssen." (H 186), jedoch 
auch Ermunterung ,,jede Form der 
Einmischung und Mitwirkung, die 
sich quasi 'von unten' selbständig 
entwickeln zu akzeptieren und zu un- 
terstützen". (ND 201) 

Denn hierin stimmen alle bespro- 
chenen Beiträge überein: Die herge- 
brachte Bewohnerbeteiligung Iäßt 
weite Teile der Bewohnerschaft unbe- 
teiligt, sie entspricht allenfalls den Ar- 
tikulationsformen der Mittelschichten 
und schließt gerade jene von der Be- 
teiligung aus, die eigentlich Adressa- 
ten einer stadtteilbezogenen Politik 
sein sollen. Statt dessen komme es 
darauf an, die Bewohnerlnnen zu „er- 
mächtigen", ihre Belange selbst in die 
Hand zu nehmen. 

Es bleibt jedoch vor allem die Ein- 
sicht, daß die ,,Rückkehr des 19. Jahr- 
hunderts" nur verhindert werden kann, 
wenn die Linke in einer Wechselwir- 
kung aus überzeugenden inhaltlichen 
Alternativen und starken politischen 
und sozialen Bewegungen aus der De- 
fensive ausbrechen kann. Und dies 
kann eben nicht Sache allein der Wis- 
senschaft sein, sondern setzt auch Ver- 
änderungen in der kommunalen Praxis 
der Sozialdemokratie voraus. spw 

anderen Seite, werde zunehmend 
durch Polizeigewalt zu Gunsten der 
„sauberen Visitenkarte" der Innen- 

resignative Perspektive begründen sie 
mit dem Fehlen sowohl einer breiten 
politischen Bewegung als auch einer städte entschieden 
konsistenten politischen Opposition Dem stellen die Autorlnnen die For- 

derung nach einem ,,Recht auf Immobi- 
lität" (ND 168) gegenüber. Auf die 

gegen die derzeit praktizierte Politik- 
variante in den Kommunen. 

Der Schwächen ihrer defensiven Wohnung bezogen heißt dies Schutz 
Haltung sind sie sich auch selbst be- 
wußt: Sie finde sich mit  den gesell- 
schaftlichen Gegebenheiten ab und 

vor Verdrängung und Vertreibung und 
Verbleib im dem vertrauten Quartier 
und damit im sozialen Netzen. Gerade 

damit bestehe auch die Gefahr, ge- in den Quartieren sehen sie unverzicht- 
bare ,,lntegrationsinstanzen" (ND 
173, hier müsse die kommunale Politik 

sellschaftliche Ungerechtigkeit festzu- 
schreiben und ausschließlich Erfül- 
lungsgehilfe für eine Strategie zu sein, versuchen mit einer koordinierten Wirt- 

schaftsförderungs-, Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik anzusetzen. 

die Probleme kleinarbeite, indem sie 
vermeintlich ,,runde Tische" aufstelle, 
Symposien veranstalte oder aus- 
schließlich Stadtteilkultur betreibe. 

Eine solche Gefahr bloß zu benen- 
nen, reicht m.E. jedoch nicht aus. So 
richtig der Hinweis auf die defensive 

Es zeichnet sich ab, 
daß die Arbeitgeber 
und die Regierungs- 
seite das Projekt zu 
einem Standortbünd- 
nis machen oder 
machen wollen. Es 
besteht die Gefahr, 
daß die Gewerkschaf- 
ten sich letztlich in 
diese Logik einbinden 
lassen. 

Die konkret vorgeschlagenen 
Gesellschaftliche Bewegung 
mobilisieren 
Auch in Anbetracht aller Gefahren 
kann das Projekt ,,Bündnis für Ar- 
beit" nicht einfach abgelehnt wer- 
den. Entscheidend wird sein, ob die 
Gewerkschaften sich den skizzierten 
Gefahren erwehren und eigene Posi- 
tionen ohne falsche Kompromisse 
zur Geltung bringen können. Klar ist 
in jedem Fall, daß der Kardinalfehler 
bislang darin besteht, daß von ge- 
werkschaftlicher Seite nichts unter- 
nommen wurde, um für die eigenen 
Ziele im Rahmen des Bündnis für Ar- 
beit zu mobilisieren! In dem Maße, 
wie es gelingt, eine gesellschaftliche 
Gegenbewegung zum Konzept der 
Arbeitgeber und der Mehrheitsfrakti- 

Maßnahmen zur Stabilisierung der 
Quartiere bieten dann jedoch wenig 
Neues: Angemessene Förderstrategi- 
en für die kleinen und Kleinstbetriebe, 

Positon, in der sich die Befürworterln- Belegschaftsübernahmen und genos- 
senschaftliche Betriebe - das hat man nen einer sozialen Kommunalpolitik 

derzeit befinden, auch ist, der Ver- alles schon gehört, und die angereg- 
ten ,,Tauschringen muten ziemlich 
hilflos an.  Kurz: ein überzeugendes 
Konzept einer ,,Wirtschaft von unten" 
wird nicht geboten. 

zicht auf über den Tag hinausweisen- 
de tatsächliche Alternativen ist kein 
Beitrag zur Formierung einer Bewe- 
gung, die die notwendige Umkehr 
der Politik erkämpfen will und kann. 

Diesen Einwand in Rechnung ge- 
stellt, lassen sich die analytischen Ka- 

,,Die Politiker wissen, daß sie auf 
dem Rücken der Armen sparen." 
Nach diesen sachkundigen und guten 
Argumenten bleibt die Frage, ob die 
beschriebene und kritisierte Standort- 
politik der Kommunen Ausdruck von 
Unbedachtheit oder interessengelei- 
tet ist und die sozialen Verwerfungen 
wissend in Kauf nimmt. 

In seinem Beitrag für den Hanesch- 
Sammelband gibt Dangschat hierauf 
eine klare Antwort: In Deutschland wer- 
de der Sozialstaat schleichend, zielstre- 
big und absichtsvoll abgebaut, schreibt 
er dort, und formuliert seine Skepsis, ob 
es sich Städte noch leisten können oder 
wollen, ,,sozial" zu sein. (H 78) Mit Ver- 
weis auf das ,,Manifest der Oberbürger- 
meister" aus dem Jahr 1 994s stellt er 

pitel des Buches trotzdem mit gro- 
ßem Gewinn lesen. Alisch und Dang- 
schat verweisen auf die Gefahr, daß 
die Ansätze einer städtischen Politik 

I Häußermann. Hartmut: Tendenzen sozi- 
alräumlicher Schließung in den Großstäd- 
ten der Bundesrepublik Deutschland; in: 
Widersprüche 60 (1 996.). S. 13 ff. 
Kölner Stadt-Anzeiger, 07.01.1 999 
Karrenberg, Hanns / Münstermann. En- 
gelbert: Gemeindefinanzbericht 1998; in: 
Der Städtetag, Heft 311 998, S. 143 ff. 
Häußermann, Hartmut / Siebel. Walter: 
Neue Urbanität, Frankfurt am Main, 1987 
Kronawitter, Georg (Hrsg.): Rettet unsere 
Städte jetzt! Das Manifest der Oberbür- 
germeister, Düsseldorf et al., 1994; vergl. 
auch: Bell, Hans Günter: Auf dem Weg 
zum ökologischen und sozialen Stadtum- 
bau?, in: spw, Heft 87 (1196). S. 13 ff. 

gegen Armut und soziale Ausgren- 
zung wieder deutlich zurückgenom- 
men würden. Der Druck auf die Stadt- 

gungssicherung betrieben und wer- on in der Bundesregierung zu orga- 
de auch in Zukunft dies weiter verfol- nisieren, werden die Gefahren be- BOdo: Aufbruch - Die "Iitik 

der Neuen Mitte, Düsseldorf 1998 
gen. Damit haben zumindest Teile grenzt und die Chancen für wirkliche , Bundestagsdrucksache 13/3747 
des Gewerkschaftslagers offen Partei Reformschritte verbessert. Ein wichti- 3 Ausführliches siehe hier7ii. lnhannes Stef- 

entwicklungspolitik, ihr Instrument 
der Stadtteilplanung für Ziele einer 
Standortpolitik zu nutzen, werde wie- 

- .- - ~ -  

erariffen für die anaebots~olitische cier Ansatzpunkt hierfür sollte die fen, Roßtäuscher & Swinkram. in: Sozia- 
d - 

Position, nach der die Beschäftigung Mobilisierung für die Lohnrunde '99 lismus lIg9, S. laff. 
Gesetz zur Beseitigung des Mißbrauchs 

eine abhängige Variable der Lohn- sein. der Geringfügigkeitsgrenze in der Sozial- 
entwicklung ist. Um eine gesellschaftliche Bewe- versicherung, Bundestagsdrucksache 131 

Auch wenn andere Teile der Ge- qunq zu unterstützen, ist die Konzen- 3301 vom 11.12.95 

der erhöht, soziale Planung habe der- 
zeit ,,keine Konjunktur". (ND 188) 

Sie gehen sogar noch weiter: Trotz 
allen Klagen über das Entstehn ,,sozia- - - 

werkschaften sich diesen neokonser- tration auf wenige, möglichst hand- siehe hierzu auch die ~ezension von Ru- 

vativen Glaubenssatz nicht zu eigen greifliche Ziele wichtig, ebenso die dolf Dreßler über das Hombach-Buch ": 
Focus 44/98 vom 26.10.1 998 

gemacht haben, ist mit der auch von Ablehnung und Klarheit in den Köp- 

ler Brennpunkte" habe die räumliche 
Konzentration der Armen für die bür- 
gerliche Mehrheit den großen Vorteil, 

spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 105. 1999 



gegen die Begründung sinnvoller, so- 

( Löhne: Seit 199 geht es bergab 
I Entvvicklung der realen* Nettolohne und -gehalter "--L--.. . 

zial geschützter und qualifizierter Teil- 
zeitverhältnisse fortgeschrieben und 
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Für die Tarifpolitik 
wird es entscheidend 

darauf ankommen, 
daß in der Lohnrunde 

dieses Wintenl 
Frühjahres die 

Gewerkschaften frei 
von irgendwelcher 

Bevormundung 
konsequent für ihre 

Lohnforderungen 
kämpfen. 

Verzicht auf jeweils einen Prozent- 
punkt der Lohnsteigerungen sollen 
die Beschäftigten die zusätzliche Ren- 
tenleistung alleine aufbringen, und 
dies nach vielen Jahren des Reallohn- 
verlustes. Zudem würde sich dadurch 
mit den Reallöhnen auch die daran 
gekoppelte Höhe der Renten in einem 
Umfang schwächer entwickeln, die 
etwa der Senkung des Renteniveaus 
durch den von der SPD als unakzepta- 
bel abgelehnten Blüm'schen demo- 
grafischen Faktor ent~präche.~ Außer- 
dem würde die Orientierung auf eine 
Tarifrente weitere Schritte allgemeiner 
tariflicher Arbeitszeitverkürzung blok- 
kieren. 

Niedriglohnsektor? 
Hombach propagiert die Ausweitung 
eines Niedriglohnsektors. ,,Vieles deu- 
tet darauf hin, daß wir von den USA 
vor allem die höhere Flexibilität am 
unteren Ende des Arbeitsmarktes ler- 
nen können." (Hombach, S. 144) „Bei 
uns wird es ... um eine Senkung der 
Arbeitskosten vor allem am unteren 
Ende des Arbeitsmarktes gehen, also 
gewissermaßen um eine Spreizung 
der Arbeitskosten. ... In dieser Rich- 
tung geht der Vorschlag der SPD, die 
Lohnzusatzkosten im unteren Ein- 
kommensbereich zu subventionieren. 
Das ist der Kern der deutschen Kom- 
bilohn-Debatte." (Hombach, S. 148) 

Vor diesem Hintergrund muß 
man auch die geplante gesetzliche 
Festschreibung der 620-DM-Arbeits- 

verhältnisse sehen. Nebenbei: Über 
dieses Vorhaben gibt es in der Bun- 
desregierung durchaus unterschiedli- 
che Auffassungen. Arbeitsminister 
Riester hat noch Anfang November 
1998 erklärt, daß die sogenannten 
geringfügigen Beschäftigungsverhält- 
nisse ,,nicht nur sozialversicherungs- 
pflichtig werden, sondern auch steu- 
erpflichtig bleiben müssen. ,Ein blo- 
ßer Austausch von Steuerpflicht ge- 
gen Sozialversicherungspflicht besei- 
tigt nicht die ordnungspolitische Ver- 
zerrung', sagte Riester dem Magazin 
,Focus'. Als neue Versicherungsgren- 
ze nannte er einen Betrag ,zwischen 
200 und 300 DM'. Über 300 DM sol- 
len nach Presseberichten die Arbeit- 
nehmer zunächst lediglich den hälfti- 
gen Beitragssatz zur Rentenversiche- 
rung zahlen und dafür eingeschränk- 
te Leistungen bekommen." (Handels- 
blatt, 2.1 1.98, S. 1) 

Noch in der Opposition hatte die 
SPD-Bundestagsfraktion Ende 1995 
einen Gesetzentwurf zur Abschaf- 
fung der geringfügigen Arbeitsver- 
hältnisse eingebracht4 Jetzt in der Re- 
gierung ist der damals vorgelegte Ge- 
setzentwurf vergessen, da man die 
620 DM-Verhältnisse als Baustein für 
den Niedriglohnsektor benötigt. 

Solange der Staat auf diese Weise 
im Niedriglohnbereich Arbeiten öf- 
fentlich privilegiert, die keine eigen- 
ständige Existenz und soziale Absi- 
cherung und keine berufliche Per- 
spektive bieten, werden die Barrieren 

verstärkt. Die Polarisierung innerhalb 
der Arbeitnehmerschaft, vor allem zu 
Lasten der Frauen, würde sich fortset- 
zen und vertiefen. (Vgl. dazu auch 
den Artikel von Gisela Breil in diesem 
Heft, Anm. d. Red.) 

Mit  der Deregulierung und dem 
Niedriglohnsektor soll die Arbeitslo- 
sigkeit und die erheblich angestiege- 
ne Zahl von Sozialhilfeempfängern 
abgebaut werden, indem insbeson- 
dere letztere stärker zur Arbeit ver- 
pflichtet werden sollen. Hombach 
blendet komplett das Problem aus, 
daß die hohe Arbeitslosigkeit und die 
hohe Anzahl von Sozialhilfeempfän- 
gern in einem Mangel an Arbeitsplät- 
zen besteht. Angeblich wollen die 
Leute ,,nicht um jeden Preis in ein Sy- 
stem der Vollversorgung eingebun- 
den sein. Sie wollen nicht mit Subven- 
tionen zugeschüttet und durch die 
staatliche Wohlfahrt entmündigt wer- 
den". (Hombach, S. 26) Abgesehen 
von der inhumanen und perversen 
Haltung5, die hierbei sichtbar wird, 
führt das Konzept des Niedriglohn- 
sektors letztlich zu einer allgemeinen 
Absenkung des Lohnniveaus, wie das 
US-amerikanische Beispiel zeigt. Das 
US-amerikanische Vorbild der ,,wor- 
king poor" wird damit auch von Tei- 
len der Bundesregierung zum Pro- 
gramm erhoben. 

Bezeichnend ist, daß selbst vom 
ehemaligen Arbeitsminister der ersten 
Clinton Regierung - Robert Reich - 
gewarnt wird. „Nun, da ... Staaten 
Westeuropas in Erwägung ziehen, 
sich dem amerikanischen Modell an- 
zupassen, ist es angebracht, sich der 
bedrohlichen Aspekte dieses Modells 
bewußt zu werden. ... Zwischen 1979 
und 1995 stiegen die Einkommen im 
oberen Fünftel der Haushalte um 
26%, während die Einkommen im 
unteren Fünftel der Haushalte um 9% 
fielen." (Robert Reich, in: Financial 
Times 3.3.97) Reich weist darauf hin, 
daß zwischen 1950 und 1978 die 
Verbesserung der Einkommen zumin- 
dest prozentual parallel verlief. Die 
damals bestehende soziale Überein- 
kunft, daß es jedermann besser ge- 
hen sollte, ist seit Ende der 70er Jahre 
aufgekündigt und bedroht zuneh- 
mend den Zusammenhalt der US- 
amerikanischen Gesellschaft. 

Gefahren 
Faßt man die sich zur Zeit abzeich- 
nende Gemengelage zusammen, so 
scheint ein Konsens im Rahmen des 

NEUE SOZIALDEMOKRATIE 

W enn Sie glauben, wir hät- 
ten 18 Jahre lang am Auf- 
bau von New Labour gear- 

beitet, nur um zuzulassen, wie sich 
Ken Livingstone einen unserer Haupt- 
preise wegschnappt, dann stimmt et- 
was nicht mit Ihnen," äußerte eine 
Quelle aus der unmittelbaren Umge- 
bung von Tony Blair. Diese ,,Quelleu 
äußerte sich an dem Tag, an dem das 
nationale Exekutivkomitee der La- 
bour-Partei Verfahren ankündigte, die 
es für den Labour-Linken Ken Livings- 
tone nahezu unmöglich machen wür- 
den, auch nur in die engere Wahl für 
die Kandidatenliste der Labour-Partei 
für den Posten des Bürgermeisters 
von London zu kommen. Livingstone, 
der prominente Vorsitzende des 
Greater London Council vor dessen 
Abschaffung durch Margaret That- 
cher ist der populärste Politiker in 
London und eine der Führungsper- 
sönlichkeiten der Linken, die, da sie 
nicht mit Hilfe der Wähler aus dem 
Weg geräumt werden können, eine 
Alternative zu Tony Blair sein könnte. 

Nirgends kommt der echte Kon- 
flikt in der britischen Politik besser 
zum Ausdruck als im Kampf zwischen 
der Spitze von New Labour und Ken 
Livingstone um dessen Kandidatur bei 
den Londoner Bürgermeisterwahlen. 
Im Vergleich dazu ist der konventio- 
nelle Schlagabtausch zwischen der 
Regierung lhrer Majestät und der Op- 
position lhrer Majestät (den Konser- 
vativen) im House of Commons ein 
mittelalterliches Turnier: ein Ritual 
ohne Inhalt. Trotz sehr differierender 
Rhetorik sind die Führer der beiden 
größten Parteien in vielen Grundfra- 
gen einig. 

Symbol für eine alternative 
Richtung 
Im Gegensatz dazu erhält der Konflikt 
zwischen Livingstone und New La- 
bour dadurch seine Bedeutung, daß 
hier zwei völlig unterschiedliche Arten 
der Reaktion auf die moderneZeit ver- 
treten sind: auf die Herausforderun- 
gen der Globalisierung der Märkte, 
die Grenzen des sozialdemokrati- 
schen Staates, die besonderen Ana- 
chronismen der ungeschriebenen, 
monarchischen britischen Verfas- 
sung, das Ende des kalten Krieges so- 
wie das Erscheinen neuer Bewegun- 
gen mit weitergesteckten Zielen: auf 
den Gebieten Arbeit, Sexualität, Kul- 
tur und Umwelt. Die Spitze von New 
Labour versucht, den Konflikt in der 
Labour-Partei als Kampf zwischen 
,,Altt' und ,,Neu" zu definieren. Fast 
alles, womit sie nicht einverstanden 

sind, wird bequem in die Rubrik ,,AltJ' 
eingeordnet. Auf der Linken wie der 
Rechten muß es natürlich zwangsläu- 
fig einige geben, die sich der Verän- 
derungen der letzten 20, 30 Jahre 
nicht bewußt sind. Die Bruchstellen in 
der Labour-Partei als die Schnittstelle 
zwischen Alt und Neu zu bezeichnen, 
ist jedoch eigennützig. Diese Be- 
schreibung kommt auch ihrer Abnei- 
gung gegenüber einer auf politischer 
Debatte beruhenden Demokratie ent- 
gegen, da sie impliziert, daß es nur 
eine Art gibt, modern zu sein, nur 
eine Möglichkeit der Reaktion auf die 
Globalisierung. Sie ist jedoch auch 
eine seichte politische Botschaft, die 
sich wahrscheinlich als kurzlebig er- 
weisen wird. Mit Sicherheit brachten 
die Wahlen zum Parteivorstand der 
Labour-Partei bei deren Parteitag im 
Oktober zum Ausdruck, daß die Zau- 
berformel bei den Parteimitgliedern 
nicht mehr wirkt: mehr als 60% von 
ihnen wählten eine Liste von Kandida- 
ten, die scharfe Kritik an New Labour 
übten und sich gemeinsam für Demo- 
kratie und gegen die zentralisierte 
Macht der Spitze einsetzten. 

Bisher betrafen die Konflikte in der 
Partei bestimmte Themen - das erste 
war die Kürzung der Leistungen für 
alleinstehende Eltern -dann die Fra- 
ge, wie die Partei geführt wird - die 
Abschaffung demokratischer Diskus- 
sion und des Rechts auf eine andere 
Meinung. Der Streit über den Bürger- 
meister von London wird den Konflikt 
jedoch auf eine andere Ebene heben. 
Ken Livingstone hat bereits eine politi- 
sche Verwaltung mit dem Haushalt 
eines Kleinstaates geleitet. Außerdem 
hat er konsequent an einer alternati- 
ven Wirtschaftsstrategie gearbeitet, 
die zu dem Zeitpunkt, an dem Gor- 
don Browns Wirtschaftspolitik an den 
Klippen der Rezession scheitert, be- 
reitstehen soll. Er wird für die Linke 
zum Symbol für eine alternative Rich- 
tung. 

New Labour schielt auf Bürger 
und Kunden 
Ich möchte an dieser Stelle kurz die 
beiden Formen der Modernität, für 
die New Labour und Livingstone ste- 
hen, skizzieren. New Labour kann nur 
im Kontext der vier aufeinanderfol- 
genden Wahlniederlagen und der 
daraus resultierenden 18 Jahre ruinö- 
ser Tory-Herrschaft verstanden wer- 
den. Die treibende Kraft von New La- 
bour ist die Erklärung der Unwählbar- 
keit der Labour-Partei aus der Vorherr- 
schaft der ,,Linken" oder „Old La- 
bour". „Old Labour" ist eine dehnba- 

Die britische Labour 
Party: zwei Parteien 

von Hilary Wainwright* 

re Kategorie; diese reicht von der tra- 
ditionellen Forderung ,,Nationalisie- 
rung der 250 größten Unternehmen" 
über die freiheitsliebende ,,neue Lin- 
ke", die durch die partizipatorische 
Demokratie von 1968 und die neuen 
Gesellschaftsbewegungen mit ihrem 
Motto „Das Private ist politisch" ge- 
formt wurde, und schließt auch staat- 
liche Interventionen in der Industrie, 
Gewerkschaftsmacht und einen uni- 
versellen Wohlfahrtsstaat ein. Ziel des 
Projekts „New Labour" war es in aller- 
erster Linie, die Labour-Partei von al- 
lem zu befreien, was den Wählerln- 
nen nicht schmecken könnte. 

Zu dieser Frage der ,,WählerIn- 
nen" ist eine kurze Erläuterung von- 
nöten. Das Mehrheitswahlsystem in 
Großbritannien gibt den Wählerlnnen 
in Wahlkreisen mit knappen Mehrhei- 
ten und den Wechselwählerlnnen - 
einem sehr kleinen Prozentsatz der 
Wähler - unverhältnismäßig große 
Macht in Bezug auf den Ausgang der 
Wahlen. Die Wahltaktiker der Labour- 
Partei konzentrierten alle ihre An- 
strengungen auf den Gewinn der 
Wechselwähler, die bisher den Kon- 
servativen t r e ~  gewesen waren; sie 
fanden ihre Empfindlichkeiten, elimi- 
nierten alles, was sie davon abhielt, 
Labour zu wählen, registrierten jede 
ihrer Reaktionen, bis sie signalisierten, 
die ,,neue" Partei wählen zu wollen. 
Das Endresultat war ein wirtschafts- 
politischer Rahmen, der sich nicht 
wesentlich von der angloamerikani- 
schen neoliberalen Orthodoxie der 
letzten 20 Jahre unterschied und ein 
Rahmen privater Moral, der die Expe- 
rimente und Innovation der 60er und 
70er Jahre beiseite ließ. 

Eine Andeutung davon findet sich 
in den Memoiren von Philip Gould, ei- 
nem der Wahlkampfmanager von 
New Labour, über die Schaffung von 
New Labour. In einem derben, aber 

Nirgends kommt der 
echte Konflikt in der 
britischen Politik 
besser zum Ausdruck 
als im Kampf 
zwischen der Spitze 
von New Labour und 
Ken Livingstone um 
dessen Kandidatur bei 
den Londoner 
Bürgermeisterwahlen. 
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Die Spitze von New 
Labour versucht, den 

Konflikt in der Labour- 
Partei als Kampf 

mischen ,,AltJ' und 
,,NeuJ' zu definieren. 
Fast alles, womit sie 
nicht einverstanden 

sind, wird bequem in 
die Rubrik ,,Alt8' 

eingeordnet. 

aufschlußreichen Kommentar be- 
schreibt er mit Ehrfurcht und Bewun- 
derung, wie rasch der neue Parteichef 
Tony Blair damit begonnen hatte, die 
Partei zu verändern. ,,Obwohl er erst 
wenige Wochen Parteichef, und einen 
Gutteil davon in Urlaub war, hatte er 
bereits riesige Schritte zur Umorien- 
tierung der Partei unternommen: 
schlechte Lehrer sollten entlassen 
werden, zwei Elternteile seien besser 
als einer, die Labour-Partei habe in der 
Vergangenheit schwere Fehler ge- 
macht, die Wirtschaft sei ebenso 
wichtig wie die Gewerkschaften, die 
Labour-Partei könne eine Marktwirt- 
schaft besser regieren als die Tories."l 

In der Praxis hat New Labour nicht 
nur einfach der Wirtschaft mehr Be- 
deutung beigemessen als den Ge- 
werkschaften - z.B. indem sie erheb- 
lich mehr Personen aus der Wirtschaft 
in Arbeitsgruppen berief als Gewerk- 
schaftler -, sie hat darüber hinaus be- 
gonnen, die Regierung und die La- 
bour-Partei wie ein Wirtschaftsunter- 
nehmen zu führen. Im Sommer er- 
stellte sie wie ein Unternehmen einen 
Jahresbericht, in dem der Premiermi- 
nister die Öffentlichkeit ansprach, als 
sei er der Vorstandsvorsitzende einer 
Firma, und dabei die vielsagende Be- 
merkung machte, die Menschen seien 
nicht „nur Bürger, sondern, was noch 
wichtiger ist, auch Kunden." 

Diese Kombination neo-liberaler 
Wirtschaftspolitik und gesellschaftli- 
chen Autoritarismus ist kombiniert mit 
einer Verpflichtung zur Demokratie. In 
der Praxis wurden entsprechend dieser 
Verpflichtung bisher die Versprechen 
des verstorbenen Parteichefs, John 
Smith, an dessen Stelle Tony Blair trat, 
hinsichtlich der Dezentralisierung der 
parlamentarischen Befugnisse in 
Wales und Schottland und das stets 
hinausgeschobeneVersprechen der In- 
formationsfreiheit erfüllt. Zu diesen 
Versprechen gehörte auch die Ab- 
schaffung der Erblords, die Wahl der 
Bürgermeister und schließlich gewähl- 
te Versammlungen in den englischen 
Regionen. (Während ich dies schreibe, 
ist mir bewußt, daß dieTatsache, daß 
diese Reformen in einem führenden 
europäischen Staat überhaupt not- 
wendig sind, für deutsche Leser mit ei- 
ner geschriebenen demokratischen 
Verfassung anachronistisch erscheinen 
muß. Ein Anachronismus ist es mit Si- 
cherheit.) Die demokratische Dynamik 
solcher Reformen wird jedoch in zu- 
nehmendem Maße von den Spitzen 
der Regierung gebremst, die die Kon- 
trolle der Partei vor die konstitutionelle 
Demokratie setzen. Dies trifft auch auf 

den Fall des Bürgermeisters von Lon- 
don zu. 

Livingstones Moderner Sozialis- 
mus 
Wofür steht Ken Livingstone? Warum 
setzen die Strategen der Partei alles 
daran, ihn zu hindern, bei den Wah- 
len in London zu kandidieren? 

Livingstone ist zwar ein typischer 
68er und wurde von den radikalen Be- 
wegungen der 70er geprägt, kombi- 
niert aber diese Politik der Befreiung mit 
einer äußerst pragmatischen Einstel- 
lung gegenüber der Macht. Dies ist in 
seiner Generation in Großbritannien 
eine seltene Konstellation. Da eine radi- 
kale Partei - wie die Grünen in Deutsch- 
land oder die radikalsozialistischen Par- 
teien in Skandinavien - fehlte, wandte 
sich die 68er-Generatiqn in Großbritan- 
nien entweder von der parlamentari- 
schen Politik ab oder versöhnte sich mit 
ihr und wurde zum neuen Establish- 
ment. Livingstones ungewöhnlicher Po- 
litikmix kommt besonders gut durch die 
Tatsache zum Ausdruck, daß, während 
andere wegen Vietnam aus der Labour- 
Partei austraten, er ihr beitrat. Je radika- 
ler er wurde, desto entschlossener war 
er, die Partei zu ändern, anstatt sie zu 
verlassen. 

Das Ergebnis war ein radikalsozia- 
listischer Pragmatismus, mit  dem er 
im bestehenden politischen System 
Ämter suchte, und sich doch dessen 
Regeln nicht beugte. Getreu dem Gei- 
ste der neuen radikalen Bewegungen 
der 70er Jahre betrachtete er die par- 
lamentarische Demokratie als not- 
wendig aber bei weitem zu eng; bei 
der Suche nach den wirklich treiben- 
den Kräften für eine gesellschaftliche 
Veränderung orientierte er sich außer- 
halb. Sein Engagement und seine Un- 
terstützung für die Bewegungen und 
Kultur demokratischer gesellschaftli- 
cher Bewegungen, von lokalen Bür- 
gerinitiativen bis hin zu die Antirassis- 
mus- und Antikriegsbewegung, Frau- 
en- und Homosexuellenbewegung, 
waren Quelle eines politischen Selbst- 
vertrauens, das bei Londoner Politi- 
kern selten ist, die immer das Gefühl 
haben, sie müssen sich entweder 
beim ,,Establishment" (der fest zu- 
sammengewachsenen britischen Füh- 
rungselite in Finanzen, Politik und 
Medien) oder der Spitze der Gewerk- 
schaften anbiedern. Sein Führungsstil 
im Greater London Council machte 
die Neuartigkeit seiner Form linker Po- 
litik deutlich. Eine Neuartigkeit, die 
die Londoner schließlich erfrischend 
und attraktiv fanden -womit die Vor- 
stellung, daß die radikale Linke nie 

NEUE SOZIALDEMOKRATIE 

populär sein kann, Lügen gestraft 
wurde. 

Die Einzelheiten des Greater Lon- 
don Council (GLC) unter Livingstone 
sind Geschichte, aber ihr Vermächtnis 
lebt schemenhaft fort. Es lohnt sich, 
die wichtigsten Prinzipen dieses Ver- 
mächtnisses zu nennen. Zunächt aber 
möchte ich die Hintergrundkulisse dar- 
stellen. Livingstone und seine gleichge- 
sinnten Stadtverordneten führten den 
(GLC) anders, als jede andere Stadtver- 
waltung geführt wurde. Während sie 
und die Londoner Labour-Partei einen 
groben Rahmen mit einem sehr um- 
fangreichen Paket von Manifest-Ver- 
pflichtungen festlegten, beteiligten sie 
unabhängige Bewegungen und Orga- 
nisationen, die sie nicht zu kontrollie- 
ren versuchten, an der Realisierung 
und Ausarbeitung dieser Politiken. Auf 
der einen Seite brachten sie radikale 
Aktivisten und Intellektuelle, die 
Livingstones Vertrauen in das Machba- 
re teilten, in führende Positionen der 
Stadtverwaltung (natürlich wachsen 
die Chancen einer Politik des Machba- 
ren mit millionenschweren Budgets er- 
heblich); auf der anderen Seite mach- 
ten sie Ressourcen der Stadtverwal- 
tung selbst frei, um radikale Interes- 
sengruppen in ganz London zu unter- 
stützen. 

In scharfem Gegensatz zu den Ge- 
wohnheiten sowohl des Labourismus 
alten Stils als auch des orthodoxen 
Trotzkismus (die Trotzkisten hatten in 
dieser Zeit in der Labour-Partei einen 
gewissen Einfluß und dominierten 
z.8. die Stadtverwaltung von Liver- 
pool) war der Führungsstil im GLC ge- 
genüber diesen unabhängigen und 
manchmal höchst kritischen Organi- 
sationen und Einzelpersonen im all- 
gemeinen locker und vertrauensvoll - 
gegenüber der Spitze des traditionel- 
len öffentlichen Dienstes in der Stadt- 
verwaltung dagegen streng und auf 
Disziplin bedacht. 

Beispiele moderner Labour 
Politik 
Das Ergebnis war, daß viele der radi- 
kalen, innovativen Ideen der 70erJah- 
re, die in Reaktion auf sowohl die 
Grenzen des sozialdemokratischen 
Staates als auch das um sich greifen- 
de Konsumdenken entstanden wa- 
ren, Schlagkraft und Substanz erhiel- 
ten. Hier sind einige aus diesen Erfah- 
rungen erwachsene Ideen, die Be- 
stand haben. 

Erstens eine Kombination von um- 
verteilender Besteuerung und Maß- 
nahmen, durch die die Lebensqualität 
der Mehrheit der Bürger durchgrei- 

NEW DEAL FÜR ARBEIT? 

der gegenwärtigen Situation, in der 
die Konjunktur aufgrund der Abschä- 
chung der Exporte bereits wieder 
wegzurutschen droht, kommt es für Wie Löhne wirken 
die bundesrepublikanische Entwick- 
lung darauf an, durch kräftige Lohn- 
steigerungen die binnenwirtschaftli- 
che Nachfrage deutlich zu verbessern. % 
Insofern behalten die Ratschläge von -3 
Lafontaine und Flassbeck weiterhin .- .9; 
ihre Gültigkeit. Für die Tarifpolitik wird 
es entscheidend darauf ankommen, 
daß in der Lohnrunde dieses Winters1 
Frühjahres die Gewerkschaften frei 
von irgendwelcher Bevormundung 
konsequent für ihre Lohnforderungen 
kämpfen. Wenn nötig auch mit dem 
Mittel des Arbeitskampfes. Harmonie- 
bedürfnisse in der Bündnisrunde in 
Bonn dürfen dies nicht behindern. 

Deregulierung und Flexibilisie- 
rung oder Umverteilung der 
Arbeit? 
„Die SPD will die konzeptionslosen 
Einschnitte beim Kündigungsschutz 
zurücknehmen. An ihre Stelle muß 
aber ein wohlüberlegtes Konzept tre- 
ten, wie man beispielsweise befristete 
Arbeitsverträge oder auch die Arbeit- 
nehmerüberlassung gezielter und 
planvoller als Einstiegshilfe für Ar- 
beitslose nutzen kann." (Hombach, S. 
150) In den Niederlanden hat die 
Leiharbeit erheblich zugenommen. 
,,Ressentiments gegen diese Form der 
Arbeit, die bei uns langsam abgebaut 
werden, spielen bei unseren Nach- 
barn keine Rolle." (Hombach, S. 140) 
Der Kanzler wird - wie bereits im 
Wahlprogramm angekündigt - für 
eine Flexibilisierung des Arbeitsmark- 
tes und der Arbeitszeitgestaltung ein- 
treten. 

Von Schröder wird darüber hinaus 
mittlerweile klar formuliert, daß er 
von gesetzlicher Flankierung der Ar- 
beitszeitverkürzung und vor allem 
von einem Verbot oder auch nur einer 
Begrenzung der Überstunden nichts 
hält. ,,Vereinbarungen über Arbeits- 
zeiten und speziell zum Überstunden- 
Abbau (sollen) auch künftig nur von 
den Tarifparteien ausgehandelt wer- 
den. ... Mehr Flexibilisierung der Ar- 
beitszeiten sei nötig, und Überstun- 
den müßten reduziert werden. ,Staat- 
lichen Zwang' werde es aber nicht 
geben. Finanzminister Oskar Lafontai- 
ne (SPD) hatte der Wirtschaft mit ge- 
setzlicher Begrenzung von Überstun- 
den gedroht." (Frankfurter Rund- 
schau 9.12.98, S. 1) 

Der wichtigste Beitrag eines Bünd- 
nisses für Arbeit zur Verringerung der 
Arbeitslosigkeit könnte aus gewerk- 

schaftlicher Sicht hingegen in der Ar- 
beitsumverteilung bzw. in der Ar- 
beitszeitverkürzung liegen. Gelänge 
es, die gesetzliche Höchstarbeitszeit, 
die heute noch eine 60-Stunden-Wo- 
che erlaubt, auf 40 Stunden zu be- 
grenzen, so wäre hiermit ein erhebli- 
cher Beitrag zur Beschäftigungssiche- 
rung und -schaffung möglich. Die im 
Arbeitszeitgesetz festgelegte wö- 
chentliche Höchstarbeitszeit hebt auf 
die effektiven wöchentlichen Arbeits- 
stunden ab und beinhaltet damit 
auch die Überstunden. Wenn dieses 
Ziel nicht erreichbar ist, müßte in je- 
dem Fall versucht werden, die Über- 
stunden generell zu verringern und 
einen zwingenden Freizeitausgleich 
für nicht vermeidbare Überstunden 
vorzusehen. 

Jüngst hat das Institut für Arbeits- 
markt- und Berufsforschung (IAB) 
darauf hingewiesen, daß „bis zu 400 
000 neue Stellen durch den Abbau 
von Überstunden" (Handelsblatt 
5.1.99, S. 5) möglich sind. Rein rech- 
nerisch entsprach das Volumen von 
1,8 Mrd. Überstunden sogar 1,2 Mil- 
lionen Vollzeitjobs. 

Eine weitere Maßnahme zur Ar- 
beitszeitverkürzung müßte die Ver- 
besserung der Rahmenbedingungen 
von Teilzeitarbeit sein. Dies würde ins- 
besondere bedeuten, daß Teilzeitar- 
beit von der ersten Stunde an sozial- 
versicherungspflichtig wird und ein 
entsprechender Leistungsanspruch 
damit verbunden ist. 

Tarifrente? 
Zur Arbeitsumverteilung gehört auch 
die Verkürzung der Lebensarbeitszeit 
auf freiwilliger Basis. Dies kann einer- 
seits Verbesserungen bei der Alters- 
teilzeit bedeuten, zum anderen auch 
die Schaffung von Möglichkeiten, 
ohne Rentenabschlag vorzeitig mit 60 
Jahren in die Rente eintreten zu kön- 
nen. Durch die Verlängerung der Le- 

bensarbeitzeit bis 65 Jahre besteht 
die Gefahr, daß alle durch Arbeitszeit- 
verkürzung in den letzten 15 Jahren 
bewirkten Beschäftigungseffekte wie- 
der mehr als zunichte gemacht wer- 
den. 

Notwendig ist die Verbesserung 
der Möglichkeit, auch vor dem 65sten 
Lebensjahr ohne finanzielle Nachteile 
in Rente gehen zu können. Von ent- 
scheidender Bedeutung ist hierbei al- 
lerdings, daß dies im Rahmen der ge- 
setzlichen Rentenversicherung auf Ba- 
sis des Generationenvertrages erfol- 
gen muß. Die SPD Bundestagsfrakti- 
on hat hierzu bereits 1996 einen Ge- 
setzentwurf2 vorgelegt, die dies ohne 
zusätzliche Belastung der Rentenkas- 
se ermöglicht. Vorgesehen sind insbe- 
sondere finanzielle Beiträge der Ar- 
beitgeber, die häufig ein Interesse ha- 
ben, sich älterer, leistungsgeminder- 
ter Arbeitnehmerlinnen zu entledi- 
gen. 

Vor dem Hintergrund der Finan- 
zierungsprobleme der Rentenversi- 
cherung wäre eine Begrenzung des 
vorzeitigen Renteneintritt auf beson- 
ders belastete Arbeitnehmergruppen, 
wie zum Beispiel Schichtarbeiterinnen 
und Schichtarbeiter denkbar. Seit vie- 
len Jahren existieren hierzu Vorschlä- 
ge. Diese sehen vor, daß die Arbeitge- 
ber, die Schichtarbeiter beschäftigen, 
pro Jahr zwei Monatsbeiträge zur 
Rentenversicherung gesondert abfüh- 
ren, damit mit diesem zusätzlichen 
Beitragsaufkommen der vorzeitige 
Renteneintritt von Schichtarbeiternl 
innen ermöglicht werden kann. 

Die vorgeschlagenen Modelle ei- 
ner Tarifrente sind dagegen abzuleh- 
nen. Die Einführung von Tariffonds 
zur zusätzlichen Rentenfinanzierung 
birgt eine Reihe von Gefahren in sich. 
Es würde ein Beitrag zur Privatisie- 
rung des ~entensistems geleistet, wie 
er von konservativer Seite seit langem 
gefordert wird. Durch mehrjährigen 

Der wichtigste Beitrag 
eines Bündnisses für 
Arbeit zur Verringe 
rung der Arbeitslosig- 
keit könnte aus 
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zeitverkürzung liegen. 
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Ohne 
gesellschaftliche 
Mobilisierung 
wenig Chancen 
Zur Neuauflage des Bündnis für Arbeit 

von Michael Schlecht* 

it den im Dezember 1998 
begonnenen Gesprächen 
im Rahmen des ,,Bündnis 

für Arbeit, Ausbildung und Wettbe- 
werbsfähigkeit" soll das wichtigste 
Ziel der Bundesregierung, nämlich der 
Abbau der Arbeitslosigkeit, verfolgt 
werden. Die Zusammenarbeit soll 
durch die ,,Wiederentdeckung des 
Wertes von Konsens und Kooperati- 
on" (Hombach, S. 63)' erfolgen. In 
dieser Anlage des Bündnisses für Ar- 
beit steckt viel Illusionäres. 

Man muß bezweifeln, ob sich in 
einer kapitalistischen Wirtschaftsord- 
nung ~ ibe i ts los i~kei t  durch Konsens 
abbauen Iäßt. Letztlich stehen sehr 
unterschiedliche ökonomische Inter- 
essen hinter den sozialen Gruppen. 
Und außerdem: Dieses soziale Pro- 
blem ist selbst Resultat einer be- 
stimmten Zuspitzung von inneren 
ökonomischen Widersprüchen, die 
letztlich nur durch sehr weitreichende 
Eingriffe in die Produktionsstrukturen 
beseitigt werden können. 

Es kann doch wohl nicht davon 
ausgegangen werden, daß die Arbeit- 

Klar ist in jedem Fall, 
daß der Kardinalfehler 
bislang darin besteht, 

daß von gewerk- 
schaftlicher Seite 

nichts unternommen 
wurde, um für die 

eigenen Ziele im 
Rahmen des Bündnis 
für Arbeit zu mobili- 

sieren. 

gebewerbände ein vorrangiges Inter- 
esse an der Verringerung der Arbeits- 
losigkeit haben. Umgekehrt wird eher 
ein Schuh daraus: Massenarbeitslo- 
sigkeit und die Angst um den Arbeits- 
platz schwächt die Gewerkschaften 
und diszipliniert die Beschäftigten auf 
wundersame Weise. Die Interessen 
der Arbeitgeber sind auf die Steige- 
rung ihrer Profite ausgerichtet und 
die Sicherung von Mindestkapitalren- 
diten, die in der Größenordnung von 
12 bis 1 5 Prozent festgesetzt werden. 
Folglich singen die Arbeitgebewertre- 
ter nach wie vor das hohe Lied neoli- 
beraler Politik und damit der Verbes- 

* Gewerkschaessekretär bei der /G Medien - Hauptvorstand - Stuttgart 
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serung der Angebotsbedingungen. 
Für die Unternehmensvertreter stehen 
Kostenentlastungen und Verbesse- 
rungen der sonstigen Rahmenbedin- 
gungen des wirtschaftlichen Han- 
delns im Vordergrund. Hierzu gehört 
insbesondere eine Steuerentlastung 
für Unternehmen. Bereits im ersten 
Bündnisgespräch im Dezember 1998 
ist ihnen hierzu zugesagt worden, 
daß angestrebt wird, die Absenkung 
der Unternehmenssteuer auf den 
1 . I  .2000 vorzuziehen. Von entschei- 
dender Bedeutung ist für die Unter- 
nehmensvertreter darüber hinaus die 
Lohnkosten begrenzung. Aus ihrer 
Sicht muß es im Bündnis für Arbeit 
auch Absprachen über Tariferhöhun- 
gen geben. Im Kern geht es ihnen 
darum, von den Gewerkschaften die 
Anerkennung zu erreichen, daß die 
Anzahl der Beschäftigten eine abhän- 
gige Variable der Lohnentwicklung 
ist. 

Für die Gewerkschaften wird aber 
insbesondere die mehrheitliche Positi- 
on der Bundesregierung zum Pro- 
blem und zur Gefahr. Insbesondere 
der Kanzler und sein Berater Hom- 
bach schlagen sich in wichtigen Fra- 
gen auf die Seite neokonsewativer Po- 
sitionen. Bemerkenswert ist alleine 
schon die Namenserweiterung des 
Bündnisses, nämlich um den Begriff 
der ,,Wettbewerbsfähigkeit". Damit 
ist es jetzt auch offiziell erklärtes Ziel, 
daß das Bündnis auch der bundesre- 
publikanischen Standortlogik dienen 
soll. 

Wie dies konkret aus Sicht von 
Schröder/Hombach aussehen soll, 
Iäßt sich anhand des Buchs ,,Auf- 
bruch" von Bodo Hombach grob skiz- 
zieren. Vorbild und Anregung für die 
eigenen Ideen sind das niederländi- 
sche Polder-Modell und die Erfolge 
der US-amerikanischen Beschäfti- 
gungspolitik. Dabei werden keines- 
wegs die dortigen konkreten Maß- 
nahmen einfach kopiert, sondern in 
kritischer Verarbeitung für ein eigenes 
Konzept verarbeitet. Dies sieht im we- 
sentlichen folgendermaßen aus: 

Moderate Lohnpolitik? 
Man rnuß davon ausgehen, daß 
Schröder/Hombach alles versuchen 
werden, um die Gewerkschaften auf 
Absprachen über eine moderate 
Lohnpolitik festzulegen. Seit dem Ab- 
kommen von Wassenaar 1982 gibt es 
in den Niederlanden eine Politik der 
Lohnzurückhaltung „als Folge eines 
Lernprozesses bei den Gewerkschaf- 
ten. ... Zwischen 1982 und 1995 be- 
trugt der jährliche nominale Lohnzu- 

wachs nur 2,6 Prozent und lag damit 
nur wenig über der Inflation. Tatsäch- 
lich hat eine gemäßigte Lohnentwick- 
lung ... eine wichtige Rolle gespielt." 
(Hombach, S. 136f) 

Der Kanzler hat mittlerweile aus- 
drücklich erklärt, daß die Frage der 
Tarifpolitik Bestandteil der Bündnisge- 
spräche sein müsse. ,,Schröder ... hat 
betont, daß bei den Gesprächen über 
ein Bündnis für Arbeit auch über die 
Tarifpolitik geredet werden solle." 
(Handelsblatt 5.1.99, S. 4) Wie er sich 
dies vorstellt, findet sich im Konver- 
genzbericht der Bundesregierung für 
die europäische Union am 6. Januar 
1999. Darin wird davon ausgegan- 
gen, daß die Lohnpolitik 1999 auf ei- 
nem ,,moderaten Kurs bleibt". Für die 
Effektivlöhne wird nur mit einem 
leicht stärkeren Anstieg als 1998 ge- 
rechnet. Dies würde bedeuten, daß 
die Lohnzuwächse nach Einschät- 
zung der Regierung geringer als Pro- 
duktivitäts- und Preissteigerung blei- 
ben würden. Das Handelsblatt kom- 
mentiert: ,,In Zahlen umgesetzt hieße 
das Tarifabschlüsse von kaum mehr 
als 2,5%". (Handelsblatt 7.1.99, S. 2) 
Ob Lafontaine weiterhin den Gewerk- 
schaften Ratschläge für eine Lohnpo- 
litik geben darf, die mindestens auf 
Steigerungen in Höhe von Produktivi- 
tät und Inflationsrate abzielen? 

Die Lohnzurückhaltung der nie- 
derländischen Gewerkschaften war 
neben der Arbeitsumverteilung insbe- 
sondere mittels Ausweitung der Teil- 
zeitarbeit ein wichtiger Faktor zur Sta- 
bilisierung der wirtschaftlichen und 
beschäftigungsmäßigen Entwicklung. 
Während in der Bundesrepublik im 
Verarbeitenden Gewerbe von 1986 
bis 1995 die Beschäftigung um rund 
15% zurückging, war in den Nieder- 
landen faktisch eine Stagnation zu 
verzeichnen. Dies war aber nur mög- 
lich durch eine Strategie der realen 
Abwertung gegenüber der DM und 
anderen EU-Währungen. ,,Daß mehr 
produziert wird, als im eigenen Land 
abgesetzt werden kann, war der Kern 
der niederländischen Strategie. Sie 
ging zu Lasten der Handelspartner, al- 
len voran Deutschlands, Belgiens und 
Frankreichs. ... (Dies) ist aber für ein 
großes Land auf Dauer nicht möglich. 
Denn die stimulierenden Impulse aus 
den Marktanteilsgewinnen werden 
von der Abschwächung der Konjunk- 
tur bei den Handelspartnern ausgegli- 
chen." (Köppen, Margit: Das ,,Modell 
Niederlande", in: Sozialismus 11/98, 
s. 55) 

Deshalb kann die Entwicklung in 
den Niederlanden kein Vorbild sein. In 
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fend verbessert wurde (z.B. billigere 
U-Bahn-Tickets -von sehr deutlichem 
Nutzen für jedermann). Es war also 
klar, wofür die Steuern dienten. (Eine 
Minderheit von Konservativen in Lon- 
don wandte sich gegen diese Maß- 
nahme und gewann für ihre Ableh- 
nung auch rechtliche Unterstützung; 
die Öffentlichkeit konnten sie jedoch 
nicht für sich gewinnen). 

Zweitens verdeutlichte der Füh- 
rungsstil im GLC ein weiteres Prinzip: 
die Demokratisierung der öffentlichen 
Verwaltung anstelle ihrer Privatisie- 
rung. An die Stelle des hierarchischen, 
fast militärischen Charakters der Kom- 
munalverwaltung (wie der Staatsver- 
waltung) setzten sie horizontale Ver- 
bindungen zwischen den Dezerna- 
ten, leichten Zugang zu den Stadtver- 
ordneten, die Beteiligung der Bedien- 
steten an der Entwicklung und Um- 
setzung der sie unmittelbar betreffen- 
den Politik und enge formelle und in- 
formelle Kommunikation zwischen 
den Bediensteten der Stadtverwal- 
tung und den Stadtverordneten, den 
Nutzern von Dienstleistungen und 
der örtlichen Bevölkerung. 

Drittens sah die politische Füh- 
rung des GLC ihre Wählerschaft, oder 
die Wähler der Labour-Partei im allge- 

meinen, nicht einfach oder in erster 
Linie als die traditionelle Arbeiterklas- 
se. Im Rahmen ihrer Politik, bei der die 
Betonung auf Chancengleichheit und 
der Unterstützung von Organisatio- 
nen und Kampagnen lag, durch die 
unterschiedliche unterdrückte und 
ausgebeutete Gruppen ihre Bedürf- 
nisse zur Geltung brachten, gingen 
sie aus von einer sehr vielfältigen 
Wählerschaft bestehend aus Men- 
schen, die einer Arbeit nachgehen 
oder einer Arbeit nachgehen wollen. 
Ihr Manifest analysierte ausdrücklich 
die Veränderungen der Position und 
des Charakters der Arbeiterklasse im 
weitesten Sinne: die Verlagerung der 
Arbeitsplätze von der verarbeitenden 
Industrie in den Dienstleistungssektor 
(in London vor allem Finanzdienstlei- 
stungen), die wachsende Zahl von - 
schlecht bezahlten - berufstätigen 
Frauen, die untergeordnete Stellung 
der Mehrzahl dieser Frauen und 
ebenfalls der schwarzen, asiatischen 
und irischen Arbeitnehmer sowie der 
Arbeiter aus anderen ethnischen Min- 
derheiten in der wirtschaftlichen Hak- 
kordnung, vor allem seit der jüngsten 
Deregulierung auf dem Arbeitsmarkt. 

Während New Labour es vermei- 
det, das Wort oder den Begriff ,,Klas- 

se'' zu verwenden, als gehöre jeder 
heute der Mittelschicht an, kommt in 
der Politik, für die Livingstone steht, 
ein Verständnis für die Vielfalt der 
Umstände der Klasse zum Ausdruck, 
die für ihren Lebensunterhalt arbeiten 
muß, das weit entfernt von einem 
statischen, verdinglichten Verständnis 
von Klasse ist. 

Viertens steht die improvisierte Pra- 
xis des GLC für einen neuen Ansatz be- 
züglich politischer Macht. Improvisiert, 
da die Kombination aus einem radika- 
len Manifest, einer starken und verein- 
ten Verpflichtung zur Erfüllung der 
Versprechen des Manifests und den- 
noch begrenzter rechtlicher Befugnisse 
die Politiker, politischen Bediensteten 
und Anhänger des GLC gleichermaßen 
dazu veranlaßte, eine breite Palette 
von Quellen der Macht zu entdecken 
und mobilisieren. Der GLC nutzte seine 
rechtlichen Befugnisse kreativ, setzte 
seine erhebliche Kaufkraft als Druck- 
mittel bei Verhandlungen über die Be- 
schäftigungspolitik von Anbietern ein, 
schloß Bündnisse mit sozialen und ge- 
werblichen Organisationen sowie be- 
trieblichen Arbeitnehmerorganisatio- 
nen in ganz London und mit Gewerk- 
schaften, kommunalen und nationa- 
len Behörden in der ganzen Welt, ar- 

In der Praxis hat New 
Labour nicht nur 
einfach der Wirtschaft 
mehr Bedeutung 
beigemessen als den 
Gewerkschaften, sie 
hat darüber hinaus 
begonnen, die 
Regierung und die 
Labour-Partei wie ein 
Wirtschaftsunterneh- 
men zu führen 
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Livingstons Führungs- 
stil im Greater London 

Council machte die 
Neuartigkeit seiner 
Form linker Politik 

deutlich. Eine 
Neuartigkeit, die die 
Londoner schließlich 

erfrischend und 
attraktiv fanden - 
womit die Vorstel- 

lung, daß die radikale 
Linke nie populär sein 
kann, Lügen gestraft 

wurde 

beitete mit populären, progressiven 
Stars zusammen und mobilisierte die 
öffentliche Meinung, um Veränderun- 
gen herbeizuführen, die weit über den 
traditionellen Aufgabenbereich der 
Kommunalverwaltung hinausgingen. 
Anders als New Labour, die davon aus- 
geht daß Modernität bedeutet, die 
derzeitige Macht des Privatsektors als 
gegeben hinzunehmen, entwickelte 
der GLC alle Arten von alternativen 
Mechanismen, die dazu dienten, so- 
wohl im als auch gegen den Markt zu 
arbeiten: z.B. indem sie gegen die Ent- 
lassungspolitik von Multis wie Ford, 
Unilever und Kodak mittels eines welt- 
weiten Bündnisses von Gewerkschaf- 
ten und Verwaltungen von Städten 
vorgingen, die durch die Stillegungs- 
beschlüsse dieser Unternehmen be- 
troffen waren; indem sie alternative 
Formen des Handels entwickelten, 
durch die ein Kontakt zwischen genos- 
senschaftlich organisierten Erzeugern 
im Süden und Verbrauchern mit mora- 
lischem Bewußtsein im Norden herge- 
stellt wurde. 

Demokratischer Sozialismus als 
Ziel und Weg 
Norman Tebbit, Margaret Thatchers 
rechte Hand, sagte über den GLC un- 
ter Livingstone: „Das ist moderner So- 
zialismus und wir werden ihn eliminie- 
ren." Die Art, in der Livingstone unter 
Nutzung des Magnetismus der Macht 
in der Lage war, in der Praxis, wenn 
auch nicht in der Theorie - daher die 
schwer faßbare Kreativität - die vielen 
Stränge der neuen Linken zu bündeln, 
bedeutete, daß der GLC unter seiner 
Führung tatsächlich einen neuen An- 
satz in bezug auf den Sozialismus auf- 
zeigte. Seit den klassischen Debatten 
des frühen 20. Jahrhunderts, insbe- 
sondere zwischen Luxemburg und 
Bernstein, besteht die strategische Al- 
ternative angeblich zwischen, einer- 
seits, dem Sozialismus als einem End- 

zustand, der durch eine Revolution 
bzw. ein radikales ,,Paukenschlag"-Ge- 
setzgebungsprogramm erreicht wird, 
oder, andererseits, dem Sozialismus als 
einem Prozeß, in dem die Mittel zum 
Selbstzweck werden. 

Im Gegensatz zu beidem hatten 
die Sozialisten, die den GLC führten, 
eine Vision von einem demokratischen 
Sozialismus, die weit über das hinaus 
ging, was unmittelbar möglich war, 
eine Vision, die ständig im Lichte der 
Erfahrungen weiterentwickelt wurde. 
Diese Vision untermauerte und orien- 
tierte die praktischen Politiken, Initiati- 
ven, Kampagnen und Verhandlungs- 
positionen, mit deren Hilfe versucht 
wurde, soziale Not, Gleichheit, Nach- 
haltigkeit und Demokratie nachdrück- 
lich gegen die Zwänge der Privatwirt- 
schaft zu setzen. Also war eine andere, 
sozialistische Gesellschaft sicherlich 
das Ziel, atjer das Ziel beeinflußte die 
Mittel eher als es sie rechtfertigte; ähn- 
lich wiesen die Mittel auf das Ziel hin, 
brachten es voran und veränderten es, 
sie waren jedoch kein Selbstzweck. Na- 
türlich gibt es einen solchen Ansatz 
nicht nur im GLC oder der neuen briti- 
schen Linken. Ich kann mir vorstellen, 
daß eine derartige Strategie auch der 
Ansatz der radikalen Linken anderswo 
in Europa ist. In Großbritannien fand 
er jedoch aufgrund unseres eigentüm- 
lichen Wahlsystems keine reguläre 
Ausdrucksform. Die Erinnerung an den 
GLC und jetzt den Wahlkampf um das 
Amt des Bürgermeisters sind zu einem 
wichtigen Brennpunkt geworden. 

Aussichten der Linken 
Wenn jedoch die Kandidatur Ken 
Livingstones für das Bürgermeisteramt 
in London die einzige Chance der Lin- 
ken wäre, sich Gehör zu verschaffen, 
wären unsere Aussichten trübe. Die Ge- 
waltmethoden des Parteiapparats von 
New Labour - die ich zu Beginn meines 
Artikels geschildert habe - könnten Er- 

folg haben. Aber es gibt andere Ent- 
wicklungen in pluralistischer Richtung, 
die der neuen Linken eine Chance ge- 
ben. Mit der Schaffung der Parlamente 
in Schottland und Wales bringen die 
Menschen zum Ausdruck, daß sie Bür- 
ger sein wollen. Sie sind nicht glücklich 
darüber, als bloße Kunden behandelt 
zu werden. In Schottland wird der 
schottische Nationalismus - eine unter- 
schiedlich zusammengesetzte politi- 
sche Kraft-zum Brennpunkt der Unzu- 
friedenheit mit den zentralisierenden, 
kontrollierenderi' Instinkten von New 
Labour. Eine kleine schottische sozialisti- 
sche Partei kommt auf lokaler Ebene . . 
voran. So wurde Hugh Kerr, ein jüngst 
zusammen mit dem weiteren Dissiden- 
ten Ken Coates aus der Partei ausge- 
schlossenern Europaabgeordneter, für 
die Europawahlen aufgestellt. In Wales 
wird mit großer Wahrscheinlichkeit der 
Kandidat von New Labour für die Füh- . 
rung der walisischen Labour-Partei und 
dann des walisischen Parlaments eine - 
dramatische Niederlage einstecken 
müssen. 

New Labours Fähigkeit, die briti- 
sche Politik zu kontrollieren, sieht sich 
mit einer neuen Art der Opposition 
konfrontiert. Nicht durch die Konser- 
vativen, nicht einmal durch die Linken, 
die in den traditionellen Strukturen der 
Partei kämpfen, sondern durch den 
demokratischen Druck, der sich unter 
den Konservativen aufbaute und der 
bei den Parlamentswahlen am 1.  Mai 
1997 freigesetzt wurde. Tony Blairs Be- 
mühungen, seine Partei zu kontrollie- 
ren und wie ein Unternehmen zu füh- 
ren, gerät in direkten Konflikt mit den 
Erwartungen der Menschen auf de- 
mokratische Rechten, Transparenz in 
der Regierung und Selbstverwaltung 
einschließlich, bei den Londonern, das 
Recht, ihren eigenen Bürgermeister zu 
wählen. SPW 

I vgl. Philip Gould: The Unfinished Revolu- 

tion, Little Brown. 5. 2 16. 

S üddeutsche Zeitung, 8.1 2.98: 
,,Wollen Sie den Jugendlichen 
Arbeitslosen- oder Sozialhilfe 

kürzen, wenn sie keinen Bock haben 
auf Ausbildung?" Walter Riester: 
,,Diese Möglichkeiten haben wir alle 
schon. Das wird häufig übersehen. 
Entscheidend ist, daß wir genügend 
Plätze anbieten können. Als erstes 
werden Herr Jagoda und ich dem- 
nächst alle nicht versorgten Auszubil- 
denden anschreiben. Wenn jemand 
sagt: nein, das interessiert mich gar 
nicht, ich habe mich eigentlich ganz 
gut eingerichtet, müssen wir auch die 
bestehenden Sanktionsmöglichkeiten 
anwenden." 

Was waren die schlimmsten Saue- 
reien der alten Kohl-Regierung? Nun, 
jedenfalls nicht die Kürzung der Lohn- 
fortzahlung im Krankheitsfall oder die 
Verschlechterung des Kündigungs- 
schutzes - so übel dies auch war. 
Nein, die tiefgreifendsten ,,Reformen" 
im Arbeits- und Sozialrecht waren die 
Veränderung des alten 5 1 16 Arbeits- 
förderungsgesetz, der die Streikfähig- 
keit der Gewerkschaften empfindlich 
traf, und die Verschlechterung der 
Lage für Arbeitslose und Sozialhilfe- 
empfänger bei der Zumutbarkeit der 
Arbeitsaufnahme, der Schaffung von 
Quasi-Arbeitsdiensten für Stützeab- 
hängige und weitreichenden, dem 
Benehmen der Sachbearbeiter über- 
lassenen Drangsalierungsoptionen. 

Unzumutbarkeiten 
Wir erinnern uns: Nach einem halben 
Jahr Arbeitslosigkeit gilt keine Qualifi- 
kation, kein Lebensalter, keine Wahl- 
freiheit, keine soziale Sicherheit mehr. 
Wer dann irgendeinen angebotenen 
Job nicht akzeptiert (der lediglich 
nicht ,,erheblich weniger" Verdienst 
bringen darf als die Arbeitslosengeld), 
bekommt eine Sperrzeit von 3-6 Mo- 
naten verpaßt. Oder: Aktuell dürften 
über 100.000 Menschen im Arbeits- 
dienst stecken. Der Zwang zu ,,gemei- 
nütziger Arbeit", der im Sozialrecht 
(BSHG) immer schon angelegt war, 
wird nunmehr massenhaft praktiziert 
und notfalls mit rigidem Zwang 
durchgesetzt, der Drohung mit Kür- 
zung der Sozialhilfe. 

Während Punkt 9 von Schröders 
Wahlkampf-Garantiekärtchen ver- 
sprach (und einhielt) ,,Kohls Fehler 
korrigieren bei Renten, Kündigungs- 
schutz und Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall", wird man auf die Kor- 
rektur der Maßnahmen zur ,,Bekämp- 
fung der Arbeitslosen und Sozialhilfe- 
empfänger" (so hatten Sozialdemo- 
kratlnnen einst die entsprechenden 

Neugestaltungen im Soziaigesetz- 
buch bezeichnet) vergeblich warten. 

Weder in der Koalitionsvereinba- 
rung noch in den aktuellen Planungen 
im Arbeitsbereich Arbeit und Soziales 
der SPD-Bundestagsfraktion finden 
sich Vorhaben, die sich explizit für die 
Wiederherstellung der früher gelten- 
den, keineswegs komfortablen Rechts- 
positionen für sozial Schwache enga- 
gieren. Im Projektierungstext des Ar- 
beitsministeriums zu einem geplanten 
Vorschaltgesetz zur Änderung des So- 
zialgesetzbuches (SGB 111) gibt es einen 
einzigen Punkt, wo man vermuten 
könnte, es ginge vor allem um die 
Rechtspositionen der Betroffenen, 
aber da heißt es dann unter ,,Wegfall 
der Verpflichtung der persönlichen Ar- 
beitslosmeldung alle 3 Monate": „Die 
mit dem SGB III eingeführte Verpflich- 
tung von Arbeitslosen, ihre persönli- 
che Meldung im Abstand von drei Mo- 
naten zu erneuern, hat in der Praxis zu 
erheblichem Verwaltungsaufwand in 
den Arbeitsämtern geführt. Zur Be- 
kämpfung des Leistungsmißbrauchs 
stehen den Arbeitsämtern effektivere 
Instrumente zur Verfügung." Kein 
Wort zur demütigenden Schikane, die 
damit beseitigt würde. 

Zwang als Legitimationszwang 
Es herrscht mittlerweile ein Klima in 
der öffentlichen Meinung, das es kei- 
nem Politiker (schon gar nicht einem 
Sozialdemokraten) mehr zu gestatten 
scheint, von sozialen Verbesserungen 
zu sprechen, ohne verbal gleich die 
Keule mitzuschwingen. Kein Beispiel 
illustriert dies besser als das (positive) 
Programm zur Schaffung von Lehr- 
stellen, Schulabschlüssen und Ar- 
beitsplätzen für 100.000 Jugendliche. 
Wenn immer von dieser ,,Wohltat" 
geredet wird, kommt man ohne Um- 
schweife zum Thema Zwangsmaß- 
nahmen, mit denen Faule oder Betrü- 
ger behandelt werden müßten. 

Man kann den meisten SPD-Sozi- 
alpolitikerlnnen getrost unterstellen, 
daß sie keine Verfechterlnnen von so- 
zialer Kälte und feudalem Umgang 
mit Sozialklienten sind, aber sie unter- 
liegen längst dem PR-Zwang, alle 
Maßnahmen mit Hinweisen auf Re- 
pressionsmöglichkeiten zu legitimie- 
ren. Sie kommen damit verbreiteten 
und mobilisierten Ressentiments ent- 
gegen, die es in der Bevölkerung und 
in den eigenen Reihen gibt. 

Nun befindet man sich in einer Fal- 
le. Unfähig geworden, zwischen der 
Bekämpfung von Mißbrauch, dem do- 
sierten Druck zur Begleitung der hel- 
fenden „Aktivierung" von Klienten und 

Zuckerbrot 
und Peitsche 

von Frank Wilhelrny* 

der Schikane oder Drangsalierung 
noch wirksam zu unterscheiden, wer- 
den in Zukunft immer mehr Repressi- 
onsmaßnahmen immer unterschieds- 
loser angewendet werden. Immer wir- 
kungsloser werden sie gleichzeitig 
sein, da ja die ökonomischen und ar- 
beitsförderrechtlichen Voraussetzun- 
gen zum Abbau der Massenarbeitslo- 
sigkeit und Armut bisher bei weitem 
nicht in Sicht sind. 

Repressive Solidarität 
Zum Schluß ein Beispiel für die Falle der, 
Marcuse hätte gesagt: ,,repressiven So- 
lidarität": Bei den Beratungen des So- 
fortprogrammes für 100.000 Jugendli- 
che wurde intern immer wieder ver- 
sprochen, daß auf Zwangsmaßnah- 
men verzichtet werden soll. Nun wirbt 
Riester bereits mit denselben (S.O.). In 
den Sofortprogramm-Richtlinien, die 
an den Fraktions- und Parlamentsgre- 
mien vorbei vom Arbeits- und vom Bil- 
dungsministerium vereinbart und nun 
öffentlich wurden, findet sich ver- 
schämt am Ende der Artikel 17, Kür- 
zung der Sozialhilfe: ,,Bei Jugendlichen, 
die Sozialhilfe beziehen, hat das Ar- 
beitsamt im Falle der unbegründeten 
Verweigerung der Teilnahme oder des 
unbegründeten Abbruchs von Maß- 
nahmen ... den Träger der Sozialhilfe zu 
unterrichten. Dieser prüft, ob der An- 
spruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt 
gemäß $25 BSHG zu kürzen ist." 

Offensichtlich ist das keine neue 
Repressalie, sondern eine bewährte 
alte. Über die Meldepflicht freuen sich 
die kommunalen Sozialämter. Ihnen 
geht es darum, ihre Kosten für Sozial- 
hilfe zu reduzieren und sie werden 
jede Chance nutzen. Und jetzt kommt 
die Klappe der Falle: Wer nun moniert, 
das ganze sei ja ungerecht, da ja nur 
die sozialhilfeabhängigen Jugendli- 
chen bestraft werden könnten, welche 
Antwort wird der wohl bekommen? 
Ganz einfach: ,,Gerechter wäre doch, 
wenn man allen etwas kürzen könn- 
te!" SPW 

* Dr Frank W~lhelmy, Politikwissenschafi 

Es herrscht mittler- 
weile ein Klima in 
der öffentlichen 
Meinung, das es 
keinem Politiker 
(schon gar nicht 
einem Sozialdemo- 
kraten) mehr zu 
gestatten scheint, 
von sozialen 
Verbesserungen zu 
sprechen, ohne die 
Keule verbal gleich 
rnitzusch wingen 

'ler; Bonn, Mitgl~ed der spw- 
Redaktion 
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Heinz Albrecht ist 
sein ganzes Leben 

lang aktiv gewesen. 
Er war immer ein 

Kämpfer und hatte 
dabei nur selten die 
Mehrheit auf seiner 

Seite. Sein Leit- 
spruch war: ,,Wenn 

man nichts tut 
gegen die da oben, 

ist man selber 
schuld, wenn sie es 

tun." 

ben lang aktiv gewesen. Er war immer 
ein Kämpfer und hatte dabei nur sel- 
ten die Mehrheit auf seiner Seite. Seine 
Erzählungen und Analysen waren 
spannend und konnten auch die Jun- 
gen in Bann schlagen und inspirieren. 
Er verkörperte die Lebendigkeit der al- 
ten und doch so jungen Arbeiterbewe- 

gung. 
Schon früh wurde er mit den politi- 

schen Auseinandersetzungen der Wei- 
marer Republik konfrontiert. Als Schü- 
ler erlebt der 191 0 geborene die Beset- 
zung seiner Schule in Berlin-Charlot- 
tenburg durch die Kapp-Putschisten. 
Von 1927 bis 1930 absolviert er eine 
kaufmännische Lehre, um dann kurz 
als Einkäufer zu arbeiten. Wie viele an- 
dere gehört er aber bald zu dem riesi- 
gen Heer der Arbeitslosen. Erst 1934 
findet er wieder eine Anstellung. 

Trotz der ungünstigen Umstände 
resigniert er aber nicht. In dieser 
schweren Zeit hat er die Kraft, sich ein 
umfangreiches Wissen anzueignen. 
Von 1927 bis 193 1 besucht er Volks- 
hochschulkurse, 1930 hört er Vorle- 
sungen von Rudolf Hilferding, Fritz 
Naphtali und Fritz Tarnow an der Bun- 
desschule des Allgemeinen Deutschen 
Gewerkschaftsbundes in Bernau. Es 
folgen Lehrgängean der Marxistischen 
Arbeiterschule (,,MaschJ'). Vom Som- 
mersemester 1931 bis zum Winterse- 
mester 1932133 besucht er Vorlesun- 
gen an der Deutschen Hochschule für 
Politik. 1934 wird er wegen ,,staatspo- 
litischer Unzuverlässigkeit" relegiert. 

Angesichts dieser Interessen ist es 
fast zwingend, daß er sich auch bald 
politisch engagiert. Bereits seit 1929 
Mitglied der Sozialistischen Arbeiterju- 

* Andreas Wehr ist Herausgeber; Burkhard Zimmermann war in den 80er 
Jahren Herausgeber der spw und leitet heute den Marxistischen Arbeitskreis 
in der Berliner 5PD. 

gend, der sozialdemokratischen Ju- 
gendorganisation, tritt er im Januar 
1931 in die SPD ein. Als Neumitglied 
wird er zunächst einmal Unterkassie- 
rer. Zu seinem Kassiererbezirk gehört 
auch das prominente Mitglied Her- 
mann Müller, der eine kurze Zeit 
Reichskanzler war. Er hat uns oft die 
Geschichte erzählt, wie er einmal von 
dem Dienstmädchen durch die große 
Charlottenburger Wohnung bis in das 
Arbeitszimmer geleitet wurde, wo Her- 
mann Müller ihm persönlich den Par- 
teibeitrag überreichte. So war das da- 
mals. 

Doch noch im Jahr seines Beitritts 
verläßt Heinz Albrecht bereits wieder 
die SPD. Er wechselt zu der von der 
SPD 1931 abgespaltenen Sozialisti- 
schen Arbeiterpartei Deutschlands, der 
SAP Wie viele aus seiner Generation - 
genannt werden hier nur Willy Brandt 
und Otto Brenner - war er tief ent- 
täuscht über die Passivität und die par- 
lamentarische Tolerierungspolitik der 
SPD angesichts der heraufziehenden 
braunen Gefahr. Mit den Genossinnen 
und Genossen der SAP geht er nach 
der Machtübertragung an die Natio- 
nalsozialisten auch in den Widerstand. 
Im Mai 1933 wird er verhaftet und 
wegen ,,Vorbereitung zum Hochver- 
rat" in das KZ Oranienburg ver- 
schleppt. Auch nach seiner Freilassung 
bleibt er illegal tätig. Eine Anekdote 
aus dieser Zeit hat seine Zuhörer im- 
mer wieder begeistert und fasziniert. 
Es war die sogenannte ,,Expander-Ak- 
tion". Abend für Abend bestieg eine 
Gruppe von Illegalen das Dach des 
Hauses gegenüber dem UFA-Palast am 
Bahnhof Zoo. Sobald die Massen nach 
den Vorstellungen herausströmten, 
wurde mit Hilfe eines Expanders ein 
Bündel Flugblätter bis zur anderen 
Straßenseite geschleudert, wo sie auf 
die Besucher herabregneten. Die Ge- 
stapo suchte wochenlang vergeblich 
nach den Urhebern. Erst als die Grup- 
pe eines Abends auf dem Nachbar- 
dach verdächtige Gestalten bemerk- 
ten, ließen sie es fortan bleiben. 

Den Krieg überlebte Heinz als Sani- 
täter an der Ostfront. Als Soldat ,,durf- 
te" ja der politisch Unzuverlässige 
nicht dienen. 

Im August 1945 ist er wieder in 
Berlin. Und sofort ist er wieder poli- 
tisch aktiv. Er kehrt zur SPD zurück und 
wendet sich gegen die angeordnete 
Vereinigung von SPD und KPD zur 
SED. In der berühmten Funktionärsver- 
sammlung der SPD im Admiralspalast 
ist er der erste Redner, direkt nach Otto 
Grotewohl und noch vor Franz Neu- 
mann. Das Schicksal eines sozialdemo- 
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kratischen Freundes, der in Velten als 
Burgermeister von der sowjetischen 
Militäradministration systematisch zu- 
gunsten der KPD schikaniert wurde, 
motivierte ihn zu diesem Engagement. 

Von 1946 bis 1954 ist er Landes- 
parteitagsdelegierter, 1952153 stellver- 
tretender Kreisvorsitzender in Charlot- 
tenburg. Erst in den achtziger Jahren 
sollte er erneut Delegierter werden, 
nun für Spandau. Daß er in den Jahr- 
zehnten dazwischen keine bedeuten- 
den Positionen in der SPD mehr ein- 
nahm, war aber nicht Ausdruck man- 
gelnden Engagements. Ganz im Ge- 
genteil! Heinz Albrecht war auch in 
den Zeiten des Kalten Krieges aktiver 
Marxist qeblieben, und als solcher war 
er in der sich nach rechts bewegenden 
SPD nicht mehr wohlgelitten. Zusam- 
men mit anderen Isolierten gehörte er 
in dieser Zeit zu den Gründern des 
Marxistischen Arbeitskreises in der Ber- 
liner SPD, dessen langjähriger Vorsit- 
zender er war. 

Erst Ende der sechziger Jahre ändert 
sich das Klima. Zusammen mit Erwin 
Beck, Reinhold Walz, Ernst Froebel und 
Harry Ristock setzt er auf die in die Par- 
tei eintretenden Studenten, die die 
Jungsozialisten nach links bewegen. 
Heinz arbeitet vor allem mit den Marxi- 
sten unter ihnen zusammen. So wird er 
einer der Herausgeber der 1978 ge- 
gründeten Zeitschrift für Sozialistische 
Politik und Wirtschaft spw. Bis zu sei- 
nem Tod verfolgt er ihre Entwicklung 
mit großer Aufmerksamkeit. Als die Au- 
gen nicht mehr wollten, ließ er sich die 
Hefte regelmäßig von vorne bis hinten 
vorlesen, um sie anschließend mit dem 
Vorleser ausführlich zu diskutieren. 

Im Zuge des Aufschwungs linker 
Ideen in den siebziger und achtziger 
Jahren arbeitet Heinz in vielen Initiati- 
ven auch außerhalb der Partei mit. Als 
aktiver Streiter in der Friedensbewe- 
gung bekämpft er die von der SPDIFDP- 
Regierung beschlossene sogenannte 
Nachrüstung. Seine Liebe gilt aber in 
diesen Jahren der Theaterarbeit mit der 
,,Berliner Compagnie". Als ehemaliger 
Schüler der Max-Reinhardt-Schule und 
Komparse im Brecht-Film ,,Kuhle Wam- 
pe oder wem gehört die Welt" erfüllt er 
sich damit im Alter seinen Lebens- 
traum. Noch als über 80-jähriger tourte 
er mit der Compagnie über das Land, 
von Friedensini zu Friedensini. Allein in 
dem Stück „Die Kuba-Krise" stand er 
unzählige Male auf den Brettern. 

Sein Leitspruch war: ,,Wenn man 
nichts tut gegen die da oben, ist man 
selber schuld, wenn sie es tun." Nach 
diesem Prinzip sollten auch wir le- 
ben! s p w  
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Foto: RaH Schm~tz (Leverkusen) 

Deja vu! 
Die Familie in der Zukunftsstudie der 

Friedrich-Ebert-Stiftung 

von Brigitte Stolz- Willig * 

D ie Politik ist ... aufgefordert, 
durch politische Maßnahmen 

, stabile Bindungen zu fördern 
und - w o  vorhanden - nicht zu fru- 
strieren. So müssen die ehediskrimi- 
nierenden steuer- und sozialrechtli- 
chen Regeln, die das unverbindliche 
Zusammenleben gegenüber der Ehe 
fördern und damit die Verabschie- 
dung aus einmal eingegangenen Ver- 
pflichtungen erleichtern ..., sorgfältig 
überprüft und gegebenenfalls verän- 
dert werden." Die unvoreingenom- 
mene Leserin stutzt: Haben hier die 
katholischen Bischöfe sich ihrer (nach 
dem Schutz des ungeborenen Le- 
bens) zweitliebsten Thematik zuge- 
wandt und ist die Bundesrepublik ein 
Land hemmungsloser Libertinage, in 
dem Verbindlichkeit ein Fremdwort 
ist? Ein versichernder Blick auf die 
Umschlagseite verscheucht alle Zwei- 
fel. ,,Wirtschaftliche Leistungsfähig- 
keit, sozialer Zusammenhalt, ökologi- 
sche Nachhaltigkeit. Drei Ziele - ein 
Weg." Unter diesen Überschriften hat 
sich die Zukunftskommission der 
Friedrich-Ebert-Stiftung im Frühjahr 
1998 zu Wort gemeldet.' 

Eine illustre Versammlung von 
Wissenschaftlerlnnen sucht nach Re- 

formprojekten für die deutsche Ge- 
sellschaft. Sie fördert dabei ein Famili- 
enleitbild zu Tage, das mitnichten ir- 
gendwelche Originalität - insbeson- 
dere im Vergleich mit konservativen 
Soziologen - beanspruchen kann, das 
aber doch im Kontext sozialdemokra- 
tischer Politikentwürfe überrascht, ja 
eher noch nachhaltig irritiert. Welche 
Analysen sind die Grundlage für die- 
ses Konzept? Welche Ausgestaltung 
des Sozialstaats liegt diesem Reform- 
projekt ~ u g r u n d e ? ~  

Zweifellos steht das soziale Siche- 
rungssystem der Bundesrepublik vor 
einer Bewährungsprobe. Vollbeschäf- 
tigung erscheint kaum erreichbar, da- 
mit einher geht die verminderte Be- 
deutung des Normalarbeitsverhältnis- 
ses und damit auch des Familiener- 
nährerkonzepts. Ebenfalls unbestrit- 
ten ist die Tatsache, daß Frauen im 
heutigen Sozialversicherungssystem 
i.d.R. nur geringe, meist nicht ausrei- 
chende individuelle Sicherungsan- 
sprüche erwerben können. 

Familie, Wirtschaft und Staat in 
den USA 
Vor diesem Hintergrund ist der An- 
satz. die Modelle der Frauenerwerbs- 

tätigkeit und Sozialversicherung in 
zwei sehr gegensätzlichen Gesell- 
schaften, den USA und Schweden, zu 
analysieren und vorbildliche Regelun- 
gen auf ihre Übertragbarkeit in die 
Bundesrepublik zu diskutieren, nach- 
vollziehbar. Aus dieser Betrachtung 
ergibt sich für die USA eine erhebliche 
Ausdehnung der Erwerbstätigkeit von 
Frauen. ,,Dabei vollzog sich die Markt- 
integration der Frauen ohne die Dien- 
ste des Staates, fast könnte man sa- 
gen: aufgrund seiner Abwesenheit." 
(279) Dabei wird auch auf die Ein- 
kommenschancen von Frauen im Ver- 
gleich zu Männern eingegangen. 
„Die Mehrheit der Amerikaner erlebte 
zwischen 1979 und 1995 beträchtli- 
che Einkommenseinbußen. Wieder- 
um trafen die relativen Verluste Män- 
ner ... im Durchschnitt sehr viel stär- 
ker als Frauen, während letztere we- 
sentlich besser abschnitten und da- 
durch aufholten." (279f.) Offenbar 
sind auch Einkommensverluste bei 
den Frauen noch als Erfolg zu feiern, 
wenn nur die Verluste bei den Män- 
nern höher ausfallen. 

Nun werden die als soziostruktu- 
relle ,trade-offs' bezeichneten Nach- 
teile dieses System nicht verschwie- 
gen: Starke Lohndifferenzierung, 
hohe Zahl von Gefängnisinsassen, 
weiterhin hoher weiblicher Anteil an 
prekären Beschäftigungsverhältnis- 
sen, keine ausreichende Sicherung 
von Kinderbetreuung sind der Preis 
für die hohe Erwerbsbeteiligung und 
die Modernisierung der Geschlechter- 
rollen. Doch diese Umstände lassen 
die Zukunftskommission nicht verza- 
gen. Auch das Modell USA hat Chan- 
cen: ,,Möglicherweise befinden sich 
die USA an einem Wendepunkt: Die 
Karte der Beschäftigung um jeden ... 
Preis scheint ausgereizt." (285) Die 
Kommunen versuchen einen erhöh- 
ten Mindestlohn zu fördern. „Die Ein- 
kommen der untersten Lohngruppen 

Die hier skizzierte 
Darsrellung der 
sozialen Verhältnisse 
der USA hat den 
größten Schritt in 
Richtung Neoliberalis- 
mus schon gemacht: 
Das USA-Modell 
vorurteilsfrei als 
ernsthafte Variante 
eines Re formkonzepts 
anzudienen. 

* Dr. Brigitte Stolz-Willig, Professorin am Fachbereich Sozialarbeit der 
Fachhochschule FrankfurllMain 
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Schöne neue Welt der 
Zukunftskommission: 

Wer nur einen 
Arbeitsplatz und kein 
Vermögen vorzuwei- 

sen hat, sollte sich für 
die Zukunft auf 
einiges gefaßt 

machen. 

steigen wieder, wenn auch langsam - 
ein Effekt der niedrigen Arbeitslosig- 
keit." (285) Der Blick der Zukunfts- 
kommission auf die USA Iäßt sich also 
in etwa wie folgt resümieren: Die USA 
hat die Wohlfahrt der Individuen 
zwar (zunächst!) einseitig dem Markt 
überlassen, mit einigen aus bundes- 
deutscher Sicht häßlichen sozialen 
Konsequenzen. Aber immerhin ist die 
Erwerbstätigkeit der Frauen auf vor- 
bildlichem Niveau, die Geschlechter- 
rollen sind neu definiert und es gibt 
ermutigende Zeichen, daß am Wen- 
depunkt die richtigen Maßnahmen 
zur Linderung der sozialen Mißstände 
ergriffen werden. Der sich abzeich- 
nende Trend wird jedenfalls mit wohl- 
wollender Aufmerksamkeit verfolgt. 
Die hier skizzierte Darstellung der so- 
zialen Verhältnisse der USA ist in ihrer 
Diktion wie in ihrer Intention ohne 
jede moralische oder politische Be- 
wertung. Sie hat insofern den größ- 
ten Schritt in Richtung Neoliberalis- 
mus schon gemacht: Das USA-Modell 
vorurteilsfrei als ernsthafte Variante 
eines Reformkonzepts anzudienen. 

Familie und Sozialstaat in 
Schweden 
Welche Beurteilung wird nun dem 
Antipoden der USA, dem sozialdemo- 
kratischen Schweden durch die Zu- 
kunftskommission zuteil? Zunächst 
fällt der Kommission auf, daß in 
Schweden ähnlich wie in den USA ein 
hoher Erwerbsanteil bei den Frauen 
festzustellen ist, obwohl hier eine ma- 
ximalistische Versorgung stattfindet. 
Dieser Anteil wird mit einem rigiden 
Regime in der Ausgestaltung des 
Wohlfahrtsstaats erklärt. „Die maxi- 
malistische Versorgung verlangt gera- 
dezu, daß nur wenige auf längere Zeit 
von ihr Gebrauch machen, so daß ... 
der skandinavische Wohlfahrtsstaat, 
hierin dem minimalistischen amerika- 
nischen nicht unähnlich, gezwungen 
ist, kontinuierlich Arbeitsbereitschaft 
abzufragen und zu mobilisieren, 
wenn nicht gar zu erzwingen.'' (286) 

Es bedarf auch hier keiner feinen 
Sensorik, um die tief empfundene Ab- 
scheu vor Regulierungen herauszuhö- 
ren, die die Zukunftskommission in- 
zwischen mit den Neoliberalen teilt. 
Wo bleibt die Freiheit zu wählen, wo 
bleibt die Alternative zur Erwerbsar- 
beit, wo bleibt die Alternative zu ei- 
nem ausgebauten System von Kinder- 
betreuung? „Bis heute wirkt das Erbe 
der pronatalistischen Politik nach, die 
die Arbeiterfamilien davon zu über- 
zeugen suchte, daß Experten Kinder 
sehr viel besser aufziehen könnten als 

sie selbst. Die qualitativ hochwertige 
Betreuung ist wiederum nötig, um 
die Mittelschichten für den Wohl- 
fahrtsstaat zu interessieren und die 
Behinderung privat(wirtschaft1ich)er 
Alternativen zu rechtfertigen." (287) 
Diese Aussage deutet eine Abkehr 
von der bisherigen sozialdemokrati- 
schen Bildungskonzeption (Bildung 
für alle) an, denn für Arbeiterfamilien 
reicht offenbar Kinderbetreuung ,li- 
ght', sei es in öffentlichen Einrichtun- 
gen oder zu Hause, wobei letzteres 
offenbar vorgezogen wird. In Schwe- 
den besteht (noch?) das Problem, daß 
die Mittelschichten vom Wohlfahrts- 
staat durch qualitativ hochwertige 
Betreuung zu überzeugen waren. 

Doch gemach, wir haben eine fis- 
kalische Krise in Schweden und es 
wird prognostiziert, daß die weibliche 
Beschäftigung in den öffentlich finan- 
zierten Diensten sich verringern wird, 
einschließlich bisher unbekannter Ar- 
mutsrisiken. Diese Prognose steht 
zwar auf wackligen Beinen, denn „die 
laufende Reformpolitik Iäßt bisher kei- 
ne klare Linie" (289) erkennen. Im- 
merhin: „die verunsicherten Bürger 
wenden sich allmählich privaten Lö- 
sungen zu." (289) Dies wird ein- 
drucksvoll mit einer steigenden Zahl 
von privaten Rentenversicherungsver- 
trägen begründet. 

Die Zusammenfassung der Sicht 
auf Schweden stellt in gewisser Weise 
die Umkehrung der Interpretation der 
amerikanischen Verhältnisse dar: Die 
Verhältnisse waren (übertrieben?) 
komfortabel, aber so geht's nicht 
mehr weiter. Es wird sich in Zukunft 
verändern hin zu privaten Lösungen. 
Der Trend geht jetzt klar nach unten. 
Damit hat die Zukunftskommission 
Schweden für die deutsche Diskussi- 
on auf die gleich Fallhöhe wie die USA 
gebracht. Dies kann nicht ohne Fol- 
gen für die gesellschaftliche Konzepti- 
on in der Bundesrepublik selbst blei- 
ben. 

Perspektiven des deutschen 
Systems 
Zunächst muß die Kommission fest- 
stellen, daß wir gar nicht frei sind, die 
Beschäftigungsexpansion nach ameri- 
kanischen Muster durchzuziehen, da 
die damit einhergehende Diskriminie- 
rung von Frauen (bspw. im Fall der 
Teilzeitarbeit) vom Europäischen Ge- 
richtshof nicht geduldet würde. Der 
wohlfahrtsstaatlich dominante Ver- 
sorgungsstaat der Schweden wird 
hingegen wegen des Verstoßes „ge- 
gen die für den deutschen Sozialstaat 
konstitutiven Prinzipien von Freiheit 
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und Subsidiarität" (289) als nicht 
übertragbar verworfen. 

Unserem System der Sozialversi- 
cherung wird zu Recht eine Lohnar- 
beitszentrierung - hierbei abstellend 
auf das Normalarbeitsverhältnis - 
unterstellt. Der Einbezug von atypi- 
scher Beschäftigung in dieses System 
würde nach Ansicht der Zukunfts- 
kommission die Notwendigkeit eines 
Systemwechsels bedingen. Und als 
Vorbereitung zum 620 DM-Kompro- 
miss 2 la SchröderIRiester formuliert 
der Bericht: ,,So würde die geforder- 
te Sozialversicherungspflicht der ge- 
ringfügig Beschäftigten wegen der 
Sockelung kleiner Rentenansprüche 
rasch zu kostenträchtigen Ansprü- 
chen führen, denen keine angemes- 
sene Beitragsleistung gegenüber- 
steht.'' (292) 

Die Frage, ob einem Umbau des 
vorhandenen Sozialversicherungssy- 
stem ein Systemwechsel vorzuziehen 
ist, wird klar zu Gunsten des System- 
wechsels beantwortet. Begründet 
wird dies zum einen mit finanziellen 
Notwendigkeiten, zum anderen mit 
dem häßlichen Zwang zur Erwerbstä- 
tigkeit, der durch die Sozialversiche- 
rungspflicht gesetzt ist. ,,Politische 
Forderungen nach Ausweitung der 
Sozialversicherungspflicht auf jede 
Art von Beschäftigung versuchen, die 
Erwartung an alle erwerbsfähigen In- 
dividuen, immer wieder irgendwie er- 
werbstätig zu sein, institutionell zu 
rahmen. Angesichts der damit akzep- 
tierten Erosion des Normalarbeitsver- 
hältnisses können solche Forderun- 
gen auch als paradoxer Versuch ge- 
wertet werden, durch die Inklusion al- 
ler Bürger in die Solidargemeinschaft 
die im Kern exklusive Sozialversiche- 
rung zu retten." (3040 

So einfältig wie bisher alle sozial- 
demokratischen Programme im Punkt 
Sozialpolitik ist die Zukunftskommissi- 
on nicht. Mehr Sozialversicherungs- 
pflicht bedeutet eine Mehrbelastung 
des Faktors Arbeit - die 620 DM linke 
Taschelrechte Tasche-Idee muß natür- 
lich ausgenommen werden - und 
neue Formen der Beschäftigung ent- 
koppeln sich zunehmend von der In- 
klusion in den Arbeitsmarkt. Ein Bür- 
gergeld, das unabhängig von der Ver- 
fügbarkeit auf dem Arbeitsmarkt und 
unabhängig vom Familienstand eine 
soziale Mindestsicherung für Nichter- 
werbstätige darstellen könnte, wird 
auch von der Kommission für unfi- 
nanzierbar gehalten (262). Die ge- 
werkschaftliche Forderung, durch 
eine bedarfsorientierte Mindestsiche- 
rung die Renten- und Arbeitslosenver- 
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Besprechnung zu: Silke Raab (Hg.): sprüchlichkeit weiblicher Berufstätigkeit 
Zwischen Mühsal und Selbstbestim- beschreiben. 
mung. Vielfalt und Reichtum weibli- Der historische Abriß von Mechthild 
cher Arbeitswelten, Ketteler Verlag, Hartmann bietet eine guten Überblick 
Bornheim 1998, Schriftenreihe ,,ar- über die Entwicklung der Frauenarbeit 
beit & menschenwürde" Band 6 von der vorindustriellen Gesellschaft bis 

heute. Eindrucksvoll schildert Hartmann 

E ine ,,Collage der Arbeitswirklich- 
keiten von Frauen" wollte die 
Sozialwissenschaftlerin Silke 

Raab mit ihrer 1998 erschienenen Auf- 
satzsammlung zeichnen. Ausgangs- 
punkt für die Zusammenstellung der 
Artikel war dabei die These, daß für 
Frauen die gleichberechtigte Teilhabe 
am Arbeitsprozeß und die Mitgestal- 
tung desselben Grundstein für ihre 
Emanzipation seien. Collagenartig liest 
sich denn auch das Inhaltsverzeichnis: 
Frauen in Ostdeutschland, Frauen in 
der Geschichte, Frauen in Wissen- 
schaft und Forschung, Frauen in Kirche 
und Religion. Bei dieser Vielfalt ist der 
kleinste gemeinsame Nenner aller Tex- 
te, daß Frauen arbeiten wollen, kön- 
nen und müssen - und zwar schon 
immer und überall. Eine Erkenntnis, 
die die erfahrene Feministin im ausge- 
henden 20. Jahrhundert wenig über- 
rascht. Und doch bietet dieser Sam- 
melband einige ungewohnte Sichtwei- 
sen auf das Thema, die- zumindest in 
sozialdemokratischen Kreisen - über 
den üblichen Diskurs über weibliche 
Erwerbsarbeit hinausgehen. 

Ungewohnte Sichtweisen 
Dabei beginnt es wenig spektakulär: Die 
Texte von Hansi-Christiane Merkel über 
die Frauenerwerbsarbeit in den neuen 
Bundesländern und Olga Bovkun über 
die Rolle der Frau in der ehemaligen So- 
wietunion bringen wenig Neues: Die Frau 
war auch in sozialistischen Gesellschaften 
nicht real gleichberechtigt, weil die ge- 
schlechtsspezifische Arbeitsteilung nie 

die Lebensbedingungen von Textilarbeite 
rinnen und Dienstbotinnen während der 
Jahrhundertwende und stellt die Ver- 
knüpfung von kapitalistischer Ausbeu- 
tung und patriarchal-bürgerlichem Fami- 
lienideal dar, das weite Teile des Arbeiter- 
milieus erfaßt hatte. Unzureichend ist 
m.E. die undifferenzierte Bewertung des 
Übergangs zur Dienstleistungsgesell- 
schaft: Sie zementiere die Arbeitsteilung 
zwischen den Geschlechtern, weil die 
Haus- und Familienarbeit weiterhin von 
Frauen erledigt werde. Über die Chancen 
der Tertiärisierung verschiedener Wirt- 
schaftsbereichefür die Umgestaltung von 
Arbeitsorganisation, über neue Beschäfti- 
gungsfelder für Frauen in anspruchsvol- 
len Dienstleistungsjobs und über neue 
Vereinbarungsmodelle lesen wir bei Hart- 
mann leider nichts. 

Frauenarbeit in der Kirche: 
Geringfügige Beschäftigung hat 
lange Tradition 
Aufschlußreich sind die Aufsätze zum 
Verhältnis der beiden großen Kirchen zur 
weiblichen Erwerbsarbeit. Sabine Feren- 
schild beschreibt den Kampf der katholi- 
schen Kirche gegen die ,,unsittliche" Fa- 
brikarbeit der Frauen um dieJahrhundert- 
wende. Am Beispiel der katholischen Ar- 
beiterinnenvereine in Aachen zeigt die 
Autorin, daß die Kirche mit ihrem Ziel, 
selbstbewußte, ledige Fabrikarbeiterinnen 
zum ,,Lebensberuf der Hausfrau und 
Mutter" zu bekehren, an der Realität 
scheitern mußte. 

lngeborg Wick hat das Umgehen der 
beiden großen Kirchen mit geringfügiger 

Eine kleine 
Geschichte der 

Frauenarbeit 

von Frauen im Reinigungsgewerbe und 
den Profit, den auch die Unternehmen 
der evangelischen und katholischen Kir- 
che daraus zogen. Nur langsam wenden 
sich die Kirchen, zuletzt in ihrem gemein- 
samen Sozialwort 1997, gegen die ge- 
ringfügige Beschäftigung von Frauen. 
IhreTaten, wie z.B. die Einstellung sozial- 
versicherungspflichtiger Putzfrauen bei 
Caritas und Diakonie, lassen jedoch noch 
zu wünschen übrig. 

Schließlich wird den Leserlnnen die 
Arbeit von Frauen in Wissenschaft und 
Forschung biographisch nähergebracht. 
Die Beiträge von ~ e i k e ~ n o r t z  und Hella 
Hoppe erzählen u.a. aus dem Leben der 
Physikerin Lise Meitner und der Ökono- 
min Harriet Taylor, die gegen die gesell- 
schaftliche Ignoranz und ihren ganz per- 
sönlichen Konflikt, Beruf und Privates zu 
verein baren, kämpften. 

Ein historisches Lesebuch 
Silke Raab hat ein historisches Lesebuch 
zur Frauenarbeit geschaffen, das die wi- 
dersprüchliche Entwicklung weiblicher Er- 
werbsarbeit aus verschiedenen Blickwin- 
keln schildert. Auch wenn das Buch keine 
zusammenfassende Klammer oder einen 
wegweisenden Ausblick bietet, ist es ein 
fundiertes Nachschlagewerk für all dieje 
nigen, diesich nicht nur aus wissenschaft- 
lichem Interesse mit der Geschichte der 
Frauenarbeit, sondern auch politisch mit 
deren Zukunft beschäftigen. SPW 

von Barbara König* 

Der Sammelband 
bietet einige 
ungewohnte 
Sichtweisen auf das 
Thema, die - 
zumindest in 
sozialdemokrati- 
schen Kreisen - über 
den üblichen Diskurs 
über weibliche 
Erwerbsarbeit 
hinausgehen. 

übetwunden wurde. Beeindruckend sind Beschäftisunq von Frauen unter die Lupe 
allenfalls die Berichte der Zeitzeuginnen genommen, Sie schildert die * Barbara König, Bonn. Polit~kwissenschafilerin undjugendbildungsreferen- 

tin beim Juso-Landesverband Nordrhein-Westfalen, Mitglied der spw- 
aus der ehemaligen DDR, die die Wider- Tradition ungesicherter Beschäftigung Redaktion 

Frühjahrstagung des Frankfurter Kreises - Die Linke regiert! 
12. - 14. März 1999 im Willy-Brandt-Haus Berlin 

Fast überall in Europa gilt: Die Linke regiert! Was das bedeutet, welche Chancen und Risiken 
darin liegen, soll auf der diesiährigen Frühjahrstagung des Frankfurter Kreises den Schwerpunkt 
der Diskussion bilden. 
Mit dabei sind u.a.:Bernard Pignerol (PSF - Gauche Socialiste), Prof. Dr. Michael Krätke (Universi- 
tät Arnsterdam), Ken Livingstone (Labour-Linker, angefragt) 
Angefragt sind außerdem die Kabinettsmitglieder Edelgard Bulmahn, Herta Däubler-Gmelin, 
Oskar Lafontaine, Heidi Wieczorek-Zeul 

Weitere Informationen und Anmeldungen beim Büro Detlev von Larcher, Bundeshaus, 531 13 
Bonn, Tel. 0228-1 683659. Das Büro ist auch behilflich bei der Buchung von Übernachtungsplät- 
Zen. 

spw Zeitschrift für Soziaiistische Politik und Wirtschaft. Heft 105. 1999 



lahr Anzahl der Anlagen Geförderte Kapazität 
1999 6.000 18 MW 
2000 9.000 27 MW 
2001 12.000 36 MW 
2002 17.000 51 MW 
2003 24.000 72 MW 
2004 32.000 96 MW 
Smme 100.000 300 MW 

Das Programm stellt 
auch eine neue 

Herausforderung 
da!; für die Phtoto- 

voltaik-Industrie, 
Installateure, 

Kreditinstitute und 
Kunden. Sie alle 

zusammen müssen 
und können 

mitwirken, um das 
Programm zu einem 

Erfolg zu machen. 

Das Programm wird 
damit - mit errech- 

neten Kosten von 
9 18 Mio DM für den 

Bundeshaushalt - 
zum größten, das es 

bisher weltweit für 
die Photovoltaik 

gegeben hat. 

lartechnologie. Sie ist aber gleichzei- 
tig die vielseitigste - von radikalster 
Dezentralisierung in Mikro-Anwen- 
dungen bis zu Kraftwerken und in al- 
len Weltregionen mit unterschiedlich- 
sten Geographien und Klimazonen - 
und deshalb vielversprechendste. Sie 
kann im 21. Jahrhundert eine kultu- 
relle und wirtschaftliche Bedeutung 
haben, die nur mit der Informations- 
technologie vergleichbar ist - neben 
der ökologischen Bedeutung für eine 
umweltfreundliche Energieversor- 
gung. Dieser Technologie den Weg 
aus Nischen und Kleinproduktion zur 
Breitenentfaltung und Massenpro- 
duktion in einem großen Schritt eb- 
nen zu helfen, das ist der Ansatz des 
100.000-Dächer-Programms. 

Der Regierungswechsel zu rot/ 
grün setzte berechtigte Erwartungen 
an umfangreiche neue Solarförderun- 
gen frei. Die Aufnahme des 100.000- 
Dächer-Programms für Photovoltaik in 
die Koalitionsvereinbarung bestätigte 
diese Erwartungen. Die Folge war eine 
sofort eintretende Stornierung von 
Photovoltaik-Aufträgen. Es mußte also 
ein Fördermodell gefunden werden, 
das aus den negativen Erfahrungen 
bisherigen Förderprogramme neue 
Konsequenzen zieht und das sofort 
mit Wirkung vom 1. Januar starten 
kann. Die kostengerechte Vergütung 
war damit aktuell keine reale Option, 
auf die man hätte setzten können. 

Kriterien für ein erfolgreiches 
Programm 
Die Kriterien, die an ein erfolgreiches 
Programm angelegt werden müssen, 
sind folgende: 
1. Das Konzept mußte unbürokra- 
tisch angelegt werden, d.h. Zuschuß- 
Programme im üblichen Sinne muß- 
ten vermieden werden. Der für ein 
paar hundert Dachanlagen schon un- 
erträglich bürokratische Aufwand, 
konnte schon gar nicht für 100.000 
gewählt werden. 
2. Eine Programmkonkurrenz zu an- 
deren Förderprogrammen war zu ver- 
meiden, um der Gefahr vorzubeugen, 
daß die Länder oder Gemeinden ge- 
gebenenfalls eigene Zuschußpro- 

gramme unter Verweis auf die neue 
Bundesförderung einstellen. Lediglich 
ein Austausch von öffentlichen Ko- 
stenträgern liegt nicht im Sinne des 
Programms, das auf Expansion zielt. 
3. Eine Vereinbarkeit mit Modellen 
der kostengerechten Vergütung muß- 
te gewährleistet sein, um diesen da- 
mit indirekt einen Auftrieb zu geben. 
4. Das Programm mußte so angelegt 
werden, daß eine kontinuierliche 
Markterweiterung eingebaut ist, um 
den Produzenten eine zuverlässige 
Perspektive zu geben, damit diese in 
Produktionstechniken investieren. 
5. Gleichzeitig sollte das Konzept fle- 
xibel angelegt sein, um zu starre Festle- 
gungen auf absolute Installationszah- 
len pro Jahr zu vermeiden. Deshalb 
sollte auch zusätzlich mit Zielgrößen 
der damit angestrebten und geförder- 
ten Kapazitäten gearbeitet werden. 
6. Das Programm soll Wettbewerb 
unter den PV-Produzenten stimulie- 
ren, damit die Preise möglichst schnell 
sinken. 
7. Die aktuelle Haushaltsbürde dürfte 
nicht so groß werden, d.h. ein Finan- 
zierungskonzept mußte gefunden 
werden, das - ohne das Programmziel 
zu reduzieren -eine große Mittelbean- 
spruchung im ersten Jahr vermeidet. 
8. Es mußte am 1. Januar starten 
können, um den Marktattentismus so 
schnell wie möglich aufzuheben. Da 
aber die neue Bundesregierung den 
Entwurf des Bundeshaushalts der al- 
ten Regierung für 1999 nicht über- 
nehmen konnte, bedeutet das, daß 
aus haushaltsrechtlichen Gründen ein 
Programmstart erst ab 1. Juli 1999 
möglich gewesen wäre - also nach 
der Verabschiedung des Bundeshaus- 
halts im Mai bzw. Juni 1999. 

Das Konzept des Sechs-Jahres- 
Programms 
Die Berücksichtigung aller dieser Kri- 
terien mündete in das Konzept eines 
Sechs-Jahres-Programms (s. Tabelle): 

Zur unbürokratischen Abwicklung 
wurde die Durchführung über eine 
Bank gewählt. Die Förderung besteht 
zum einen aus einem zinsfreien Darle- 
hen, wobei in den ersten beiden Jahren 
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keine Rückzahlung verlangt wird, so 
daß sich die Rückzahlung auf 8 Jahres- 
rate erstreckt, und zum anderen aus ei- 
nem Erlaß der letzten Rückzahlungsrate 
von 12,5 %. Die Programmentwick- 
lung erfolgt über die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (die Entscheidung fiel 
zwischen diesem Bankinstitut und der 
Deutschen Ausgleichsbank), die inner- 
halb von fünf Tagen die Kreditzusage 
macht. Damit wird das Programm 
rundum unbürokratisch gehandhabt. 
Kumulationen, also Aufstockungen mit 
anderen Fördermodellen auf Länder- 
und Kommunalebene sind möglich - 
auch die Integration der Förderung in 
Modelle kostengerechter Vergütung, 
sofern diese nicht über 100 % der Fi- 
nanzierungskosten gehen. 

Die durchführende Bundesbank 
übernimmt die Haftung, so daß Haus- 
banken keinen Grund mehr für Verzö- 
gerungen mit Kreditnehmern wegen 
der Haftungsfragen haben. Sie zahlt 
auf Wunsch auch den gesamten Sub- 
ventionswert von rund 37,5 Prozent 
sofort aus, so daß daraus ein direkter 
Zuschuß wird. Vor allem aber: Sie tritt 
ab dem 1. Januar in Vorlage, um den 
Programmstart zu ermöglichen, der 
sonst aus haushaltsrechtlichen Grün- 
den erst im Juli möglich gewesen 
wäre. Das Programm wird damit - mit 
errechneten Kosten von 91 8 Mio DM 
für den Bundeshaushalt - zum größ- 
ten, das es bisher weltweit für die Pho- 
tovoltaik gegeben hat. 

Die Chancen des Programms 
Das Programm ist eine große Chance. 
Es ist nicht nur quantitativ, sondern 
auch qualitativ der Schritt in eine neue 
Dimension der Photovoltaik. Deswe- 
gen sollte man es nicht an bisherigen 
Erfahrungen mit kleindimensionierten 
Programmen messen und auch nicht 
den Subventionswert bis auf Komma- 
stellen nachrechnen. Mit kleinen Karos 
lassen sich große Programme weder 
bewerten noch nutzen. Deshalb hängt 
sein Erfolg auch wesentlich davon ab, 
daß die wirtschaftlichen Akteure der 
Photovoltaik diese Chance voll ergrei- 
fen und Werbe- und Finanzierungside- 
en auf dieser Basis entwickeln. 

Im übrigen ist es nur der erste große 
Schritt zu neuen politischen Initiativen. 
Bliebe das 100.000-Dächer-Programm 
allein für sich, würde auch sein Effekt 
deutlich hinter den tatsächlichen Mög- 
lichkeiten bleiben. Weitere Initiativen 
müssen folgen: für die anderen Träger 
Erneuerbarer Energien, für eine neue 
Energiegesetzgebung zur klaren Vor- 
rangstellung Erneuerbarer Energien, 
für Exportstrategien. SPW 
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Sicherung im unteren Leistungsbe- 
reich zu ergänzen und damit armuts- 
fest zu machen, findet erst gar keine 
Erwähnung. Sicher ist nach Auffas- 
sung der Kommission, daß wir in Zu- 
kunft nicht ein Regime, das ,,allzu ein- 
seitig auf eine Institution bzw. Logik 
der sozialen Sicherung setzt" (306), 
fördern dürfen. „Ein Arbeitsplatz und 
Einkommen aus Beschäftigung sind 
zwar wichtige Ressourcen für den Le- 
bensunterha1t;'aber Beschäftigung al- 
lein wird in Zukunft nicht vor Armut 
und Deprivation schützen." (306) 
Schöne neue Welt der Zukunftskom- 
mission: Wer nur einen Arbeitsplatz 
und kein Vermögen vorzuweisen hat, 
sollte sich für die Zukunft auf einiges 
gefaßt machen. 

Das Alte ist das Neue 
Doch ganz so schlimm kommt es für 
jene nicht, die sich in den schützen- 
den Hafen der Ehe begeben. Hierfür 
sollen auch die notwendigen Qualifi- 
kationsprogramme angeboten wer- 
den: ,,Eine Qualifizierung junger 
Menschen für Familienarbeit (haus- 
wirtschaftliche und pädagogische) ist 
heute mindestens so geboten wie die 
für den Umgang mit dem Internet." 
(307) Also, Herren und Damen sozial- 
demokratische Kultusminister, das PC- 
Problem an den Schulen ist passe, 
stattdessen ist ein Schwung Hauswirt- 
schaftslehrerlnnen einzustellen. 

Die Verbreiterung der Versiche- 
rungspflicht auf Grundlage eines indi- 

E ine fatale Entwicklungsblockade 
auf dem Weg ins 21. Jahrhun- 
dert sind die Außenschulden 

der kapitalistischen Peripherie - zwei- 
bis dreitausend Milliarden Dollar, zu- 
verlässige Zahlen gibt es nicht. 

Anfang der neunziger Jahre hieß 
es in den Kommuniques der G7-Staa- 
ten, die um 1982 ausgebrochene in- 
ternationale Verschuldungskrise sei 
überwunden. Wie sich rasch zeigte, 
waren das Illusionen. Der drohende 
Ruin Mexikos 1995 und die Krise der 
meisten ,,Tigerstaatent' Ostasiens, 
Rußlands, Brasiliens und anderer 
Standorte 1997198 demonstrierten 
zugleich das fortdauernde ,,Systemri- 
siko" für die Banken wie für die ,,rea- 
le'' Ökonomie des Nordens. 

Die Entstehungsbedingungen die- 
ser weltwirtschaftlichen Falle scheinen 
heute weithin vergessen, der Zusam- 
menhang der ,,Einbrüche" gerade in 
Ostasien mit der einst euphorisch pro- 

vidualisierten Beitragsbezugssystems 
wird zur fortschreitenden Schwä- 
chung des Solidarprinzips umgedeu- 
tet. Das Solidarprinzip der Zukunfts- 
kommission hat dagegen einen fei- 
nen Zug zu Ehe und Familie. „Die Po- 
litik ist ... herausgefordert, aus Ehe 
und Familie abgeleitete und eigen- 
ständige Ansprüche aus der sozialen 
Sicherung so zu verzahnen, daß Ar- 
mutsrisiken und die Schaffung zweier 
Klassen sozial Gesicherter möglichst 
vermieden werden." (308) 

Dies also ist der große Wurf, das 
Reformprojekt für das nächste Jahr- 
jausend. Ein bißchen mehr vom Bis- 
herigen (= bessere Verzahnung von 
eigenständigen und abgeleiteten An- 
sprüchen) und wir haben die gravie- 
renden Sicherungsprobleme gelöst. 
Die Botschaft der Zukunftskommissi- 
on ist schlicht und prägnant: Das Alte 
ist das Neue. Dabei ist heute auch der 
Rückgriff auf eine Familienideologie, 
die ohne große Bedenken an die Vor- 
stellungen der fünfziger Jahre an- 
knüpft, nicht mehr verpönt. 

Wieso in diesem Modell plötzlich 
Finanzierungsrisiken verschwinden, 
diese Frage wird erst gar nicht ge- 
stellt. Verständlich! Wer eine Lanze 
für den heiligen Stand der Ehe und 
die Familie bricht, braucht sich um 
Fragen der finanzpolitischen Logik 
nicht mehr zu kümmern. Wieso in der 
Ehe ein ausreichender Schutz gegen 
die Widrigkeiten von Arbeitsplatzver- 
lust oder Einkommensverlust des 

pagierten Strategie der verschuldeten 
Entwicklung wird oft übersehen. 

Hauptverdieners gegeben sein soll, 
die eine andere Qualität hat als die 
bisherige abgeleitete Sicherung der 
Ehefrau, dies zu erläutern, wäre zu 
viel verlangt. 

In der Substanz kann die Zu- 
kunftskommission ihren Anspruch, 
ein Reformprojekt zu entwerfen, 
nicht einlösen. Zwar verschwommen 
und vage, aber letztlich alternativlos 
wird das heutige System des abgelei- 
teten Sicherungsanspruchs für die 
Mehrzahl der Frauen über Ehe und 
Familie fortgeschrieben. Dies war bis- 
her nicht sozialdemokratisches Re- 
formverständnis, denn es konfligierte 
mit einem Emanzipationsentwurf für 
Frauen, der wesentlich die Abhängig- 
keitsstrukturen in der Ehe und damit 
gegenüber dem Ernährer problemati- 
sierte. SPW 

' Zukunftskommission der Friedrich-Ebert- 
Stiftung: Wirtschaftliche Leistungsfähig- 
keit, sozialer Zusammenhalt, ökologische 
Nachhaltigkeit. Drei Z i e l e  ein Weg. Ver- 
lag J.H.W. Dietz Nachf., Bonn 1998, 416 
Seiten, DM 38;. Zur allgemeinen Kritik 
der Studie vgl. auch Ralf Krämer: Drei Zie- 
le - kein Weg: Neo-Sozialdemokratie, in: 
spw 3/98, S. 10-1 5. Anm. d. Red. 
In einem eigenen Abschnitt werden die 
Folgen des Transformationsprozesses für 
die Frauenerwerbstatigkeit, die Familien- 
strukturen und die Geschlechterbezie- 
hungen analysiert. Die hier entwickelten 
Reformperspektiven unterscheiden sich 
diametral von den Grundaussagen der 
anderen Teile. Offensichtlich wird die 
deutsche Teilung hiermit erneut vollzo- 
gen. 

Die Botschaft der 
Zukun ftskommission 
ist schlicht und 
prägnant: Das Alte ist 
das Neue. Dabei ist 
heute auch der 
Rückgriff auf eine 
Familienideologie, die 
ohne große Bedenken 
an die Vorstellungen 
der fünfziger Jahre 
anknüpft, nicht mehr 
verpönt. 

Einstürzende 
Illusionen 

Zur Geschichte der 
,,Entwicklung durch Verschuldung" 

von Winfried Roth* 

Das Experiment ,,Fortschritt 
durch Kredite" 
Obwohl inzwischen neue Akteure, etwa 
lndonesien und Malaysia, und Faktoren 
wie die Explosion der kurzfristigen Ver- 
schuldung oder die immer aggressivere 
Devisenspekulation an Bedeutung ge- 
wonnen haben, ist die aktuelle Krise 
ohne die Tragödie der siebziger und 
achtziger Jahre kaum zu verstehen. 

Wie erklärt sich die epochale ,,Ver- fehlten Straßen und Elektrizitätswer- 
lockung der Kredite" ? Im Lauf der ke, Schulen und Kliniken. In den mei- 
sechziger und siebziger Jahre hatten sten Ländern wurde die nachholende 
fast alle Länder der ,,Dritten Welt" Industrialisierung auf die Tagesord- 
ihre staatliche Unabhängigkeit ge- nung gesetzt. 
Wonnen. Die Situation war gewöhn- 
lich deprimierend. Bergwerke oder 
Plantagen waren auf den Bedarf der 
,,Metropolenn im Norden ausgerich- 
tet, die wenigen Fabriken produzier- 
ten Fischkonserven oder T-Shirts, es * Winfried Roth, Berlin, Dip1 Volkswirt arbeitet heute als freierJournalist. 
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In den 70er Jahren 
vermittelten die 

Banken hunderte von 
Milliarden brachlie- 

genden Geldkapitals 
an die dynamischeren 

Entwicklungsländer. 
Bis 1980 stieg die 

Außenverschuldung 
der Dritten Welt von 
weniger als hundert 

auf über fünfhundert 
Milliarden Dollac 

Gleichgültig, ob die Initiative bei Pla- 
nungsbehörden oder privaten Unter- 
nehmen lag - um Stahlwerke und Pe- 
stizidfabriken, Flughäfen und Hoch- 
schulen aufzubauen, war man auf In- 
vestitionsgüter aus den Industrielän- 
dern angewiesen. Die notwendigen 
Devisen für diese Bestellungen besaß 
kaum ein Entwicklungsland. Zu be- 
kommen waren sie bei Regierungen 
und Großbanken der ,,reichen" Öko- 
nomien. 

Die jährlichen Zinsen und Til- 
gungsraten für solche Entwicklungs- 
hilfe-Kredite aufzubringen, schien 
kein Problem. Man mußte nur mehr 
traditionelle Rohstoffe oder neue Fer- 
tigwaren an den Norden verkaufen. 
Und für den Bedarf dort, in der mythi- 
schen Wohlstandsgesellschaft, schien 
es keine Grenzen zu geben. 

Ende der sechziger, Anfang der 
siebziger Jahre, auf dem Höhepunkt 
der globalen Systemkonkurrenz, 
schien der Süden zur dritten Kraft der 
internationalen Politik zu werden. Die 
Entwicklungsländer kontrollierten ge- 
waltige Rohstoffreserven, sie wurden 
als strategische Stützpunkte umwor- 
ben. Der kreditfinanzierte Big Push 
sollte die Blockfreien gegen den sich 
ausbreitenden ,,Antiimperialismus" 
immunisieren. 

In den siebziger Jahren vermit- 
telten die Banken-- angesichts der 
unerwarteten Investitionsschwäche 
im Norden - hunderte von Milliar- 
den brachliegenden Geldkapitals an 
die dynamischeren Entwicklungs- 
länder. Ein glänzendes Geschäft: 
diese zahlten für die geliehenen 
Dollars usw. nicht nur Zinsen, sie 
kauften damit auch Milchpulver, 
Kraftwerke und Panzer in den Indu- 
striestaaten und förderten so deren 
angeschlagene Exportbranchen. Bis 
1980 stieg die Außenverschuldung 
der Dritten Welt von weniger als 
hundert auf über fünfhundert Milli- 
arden Dollar. 

Tatsächlich trugen damals in vie- 
len Regionen des Südens die Kredite 
zu einem imponierenden Wirtschafts- 
wachstum bei - besonders in den 
,,Schwellenländern" wie Mexiko, Bra- 
silien und Südkorea. Zugute kam die- 
se kurze „Ära der Prosperität" in er- 
ster Linie den unternehmerischen und 
politischen Eliten, darüber hinaus 
noch einer kleinen Schicht von Fach- 
arbeitern, Verwaltungsangestellten 
oder Berufssoldaten. 

Versprochen war, die Fabriken 
und Staudämme, die Raffinerien und 
Rechenzentren würden eine sich 
selbst tragende Entwicklung auslö- 

sen. Häufig jedoch führte dieser Mo- 
dernisierungsschub eher zum Ruin 
traditioneller Arbeitsplätze in Kleinin- 
dustrie oder Handwerk, zur Umwelt- 
zerstörung und zur Fortdauer oder 
sogar Verschärfung der Armut für 
den größten Teil der Bevölkerung. 
Fast nirgends entstand eine zusam- 
menhängende Industriestruktur. 

Der Weg in die Krise 
Schon gegen Ende der siebziger Jah- 
re mehrten sich Krisensignale, immer 
öfter gerieten die verschuldeten Län- 
der in Zahlungsschwierigkeiten. Vie- 
les Iäßt sich auf das Debakel der 
Neunziger übertragen. Gewöhnlich 
trafen mehrere Faktoren zusammen. 
Eine entscheidende Rolle für den 
Weg in den Bankrott spielten inter- 
nationale Einflüsse, die vom Süden 
nicht - oder kaum - beeinflußt wer- 
den konnten. 

Mit  der Flaute im Norden verrin- 
gerten sich die Absatzchancen für 
den Mais, das Kupfer oder die Kon- 
fektionsanzüge aus dem Süden -und 
damit die für den ,,Schuldendienst" 
erforderlichen Deviseneinnahmen. 
Neue Zollbarrieren gingen nieder, um 
die lahmgewordene Industrie der rei- 
chen Staaten vor der Billigkonkurrenz 
zu schützen. 

lnfolge der rasanten Automati- 
sierung und Deregulierung im Nor- 
den verloren auch die Kostenvorteile 
der Entwicklungsländer bei Indu- 
strieprodukten - niedrige Löhne, So- 
zialleistungen usw. - wieder an Be- 
deutung. 

Verhängnisvoll, aber in einer sol- 
chen Situation nicht weiter erstaun- 
lich: die gefährdeten Länder ruinier- 
ten sich gegenseitig, indem sie ihre 
Waren immer billiger auf den Märk- 
ten des Nordens anboten. Gleichzei- 
tig stiegen - Stichwort: Verschlechte- 
rung der terms of trade - drastisch die 
Preise für Lieferungen von dort. 

So wenig es eine Entwicklung an 
sich gibt, so wenig ist Entwicklungs- 
land gleich Entwicklungsland. Zu den 
wenigen Gewinnern gehörten Ölex- 
porteure, vor allem die kleinen oder 
menschenleeren Golfstaaten wie Sau- 
di-Arabien oder Kuwait. Die Verteue- 
rung des Öls verschärfte für manche 
rohstoffarme Ökonomien der Dritten 
Welt die Devisenprobleme drama- 
tisch. 

Die Bilanz: die Devisenausgaben 
der verschuldeten Länder stiegen, 
ihre Deviseneinnahmen sanken. Be- 
reits diese internationalen Einflüsse 
wären für die betroffenen Standorte 
ruinös genug gewesen. Katastrophal 

wirkten sich allerdings auch Fehlpla- 
nungen und Verschwendung vor Ort 
aus. 

Problem eins: eine im Süden ge- 
nauso wie im Norden folgenschwere 
Politik war (und ist) die inflationäre 
Finanzierung von Staatsausgaben, 
im einfachsten Fall durch den Druck 
von wertlosen Banknoten. Auf diese 
Weise zogen nicht nur die Preise auf 
dem Binnenmarkt an. Auch das Ex- 
portsortiment wurde teurer und da- 
mit auf dem Weltmarkt weniger 
Konkurrenzfähig. Die Folge: Devisen- 
mangel. 

Problem zwei: steigende Import- 
ausgaben für Lebensmittel. Oft - 
hauptsächlich in Mittel- und Südame- 
rika - hatten Regierungen und Groß- 
grundbesitzer die Landwirtschaft von 
der Selbstversorgung auf die lukrative 
Produktion von Rindfleisch oder Man- 
gos für den Norden umgestellt. Gera- 
de in Afrika wurde die traditionelle 
Landwirtschaft durch Dumpingange- 
bote aus den Agrarüberschüssen der 
EG und den USA ruiniert. 

Problem drei: die unproduktive 
Verwendung von Devisenkrediten - 
für Prestigeprojekte oder für den Lu- 
xuskonsum der Oberschicht. In rnan- 
chen Fällen verschwand das Geld 
über mehr oder weniger kurze Um- 
wege auf den Privatkonten von Dikta- 
toren, wie während der ,,Kleptokra- 
tie" der Familie Mobutu in Zaire, der 
Marcos-Herrschaft auf den Philippi- 
nen oder im lndonesien der Ära 
Suharto. 

Ein traditionelles Problem in den 
meisten dieser Länder ist die Kapital- 
flucht der Eliten: gewissermaßen 
nahm man mit der einen Hand die 
ausländischen Kredite entgegen, mi t  
der anderen Hand verschob man sie - 
aus Furcht vor innenpolitischen Kon- 
flikten oder hoher Geldentwertung - 
wieder ins Ausland. Der wohl krasse- 
ste Fall war Argentinien - die ,,infor- 
mellen Kapitalexporte" überstiegen 
die Devisenschulden des Landes. 
Auch heute könnten einzelne Staaten 
mit den Fluchtgeldern einen beachtli- 
chen Teil der offenen Kredite zurück- 
zahlen. 

Schließlich verschlangen überdi- 
mensionierte Ministerien, Planungs- 
behörden und Sicherheitsapparate 
teuer geliehene Milliarden. Selbst in  
den ärmsten Ländern strebten Armee, 
Polizei und Geheimdienste nach 
,,Weltniveaun. 

Einstürzende Illusionen 
So bildete sich schon in der Zeit des 
scheinbaren Aufschwungs die Krise 

des Lnrernenmens, maßgeolich f,r Einnahmeerzie ungsabs cnt des Staa- I : 1 # I ,  - 
die Einkommensteuer isr die am ge- tes oen Charakrer eines Sre~ererhoh- 
amten Einkommen, unabhängig von 
seiner Herkunft, gemessene Lei- 
stungsfähigkeit des Steuerpflichtigen. 
Die verfassungsrechtlich fragwürdige 
Tarifermäßigung für gewerbliche Ein- 
künfte, die 1994 eingeführt wurde, 
fiele somit weg. Auch könnten Ein- 
kommen- und Unternehmensteuerta- 
rif künftig unabhängig voneinander 
geändert werden. Es wäre höchst un- 
erfreulich, wenn dies in erneuten 
Schimpfkanonaden über vermeintlich 
ungerechtfertigte Maßnahmen zur 
Verbreiterung der Bemessungsgrund- 
lage unterginge. 

Die Gedankenskizze für eine Un- 
ternehmenssteuer, die Oskar Lafontai- 
ne um die Jahreswende vorgestellt 
hat, ist durchweg auf ein positives 
Echo g e ~ t o ß e n . ~  Lediglich vom BDI 
kam die unvermeidliche Warnung, 
daß es der Bundesregierung ja doch 
nur um Steuererhöhungen gehe, aber 
auch eine für diesen Verband unge- 
wöhnliche Aufgeschlossenheit für das 
Ref~rmkonzept.~ Und was tut man, 
um sich nicht Lügen strafen zu las- 
sen? Man sorgt für ein möglichst 
niedriges Ausgangsniveau, so daß 
jede auch nur annähernd vernünftige 

D as weltweit bisher größte Ein- 
führungsprogramm für pho- 
tovoltaische Sonnenenergie 

startet am 1. Januar mit marktorien- 
tertem Förderansatz. 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1999 
an wird es starten: das 100.000-Dä- 
cher- und Fassaden-Programm für 
Photovoltaik. Es wird das größte prak- 
tische Markteinführungsprogramm, 
das es bisher weltweit gegeben hat - 
im Haushaltsvolumen und im Anla- 
genvolumen. Insgesamt sollen 300 
M W  in sechs Jahren realisiert werden 
- neben anderen Anwendungen, die 
nicht von dieser Förderung erfaßt 
werden, aber deren Ausweitung da- 
mit dennoch stimuliert wird. 

Es ist erstmals eine über einen Iän- 
geren Zeitraum gegebene sichere Per- 
spektive, auf die sich die Photovoltaik- 
Industrie mit  ihren Investitionen ein- 
stellen kann. Und es ist mit einem För- 
dermodus konzipiert, der einen not- 
wendigen qualitativen Wechsel von 
bisherigen Fördermethoden bedeutet 
- von dem bisherigen ,,Zuschuß- 
markt" hin zu einem auf den allge- 

ungsplans annimmt. Der Legenden- 
bildung über das Hochsteuerland 
Deutschland tut derlei bekanntlich 
keinen Abbruch. 

So wird denn die Unternehmens- 
steuerreform entweder ein einiger- 
maßen akzeptables Aufkommen er- 
bringen und Rot-Grün der Denunzia- 
tion als standortschädigende Steuer- 
erhöhungskoalition preisgeben. Oder 
aber, man Iäßt sich beim Steuersatz 
Prozentpunkt für Prozentpunkt ab- 
handeln, um die eine oder andere Be- 
reinigung der Bemessungsgrundlage 
durchzusetzen. Gerade nur vorüber- 
gehend aufkommenserhöhende 
Maßnahmen wie die Abschaffung der 
Teilwertabschreibung sind den Lobby- 
isten da sicher sehr willkommen: Ein- 
malige Belastungen nimmt man für 
dauerhafte Tarifsenkungen immer 
gern in Kauf. SPW 

I Auch zukünftig können Verluste unbe- 
grenzt vorgetragen, aber nur noch für 
eine Übergangszeit und nur in relativ ge- 
ringem Umfang zurückgetragen werden. 
So entspricht es dem common sense, 
denn die aktuellen Verluste belasten das 
zukünftige Budget, haben aber natürlich 
das verfügbare Einkommen früherer Peri- 
oden nicht geschmälert. Diejenigen aller- 

meinen Kundenmarkt orientierten Fi- 
nanzierungsansatz. Damit stellt das 
Programm auch eine neue Herausfor- 
derung dar, für die Phtotovoltaik-ln- 
dustrie, Installateure, Kreditinstitute 
und Kunden. Sie alle zusammen müs- 
sen und können mitwirken, um das 
Programm zu einem Erfolg zu ma- 
chen. 

Die Bedeutung des Programms 
Der Maßstab dieses Erfolgs ist, daß es 

gelingt, die Industrialisierung der 
Photovoltaik mit der damit verbunde- 
nen Kostendegression wesentlich zu 
beschleunigen, 

eine Lokomotive in zweifacher 
Hinsicht wird: zum einen für die An- 
wendung der Photovoltaik, von der 
Einführung in Entwicklungsländern 
bis zu zahlreichen, bisher nur teilwei- 
se praktizierten, integrierten Anwen- 
dungen in Stromverbrauchsgeräten 
oder elektrischen Inselbetrieben; zum 
anderen für andere Regierungen, da- 
mit diese ebenfalls endlich diese zen- 
trale Zukunftstechnologie mit ambi- 
tionierten Programmen vorantreiben. 

Anteil der Abgaben am 
Einkommen in %der... 

Löhne und Gehälter 

dings, die sich besonders für den Erhalt 
des Verlustausgleichs eingesetzt haben, 
haben mit  Steuersystematik sonst nicht 
viel am Hut. Das sieht man beispielsweise 
an der immer mal wieder erhobenen For- 
derung, Existenzgründer von der Steuer 
zu befreien. Es wäre interessant, diese 
Forderung einmal eingehender zu erör- 
tern - allein um zu sehen, wie ihre Urhe- 
ber gleichzeitig die Steuerfreiheit mögli- Die Punkte, die jetzt 
cher Gewinne und die Vortragbarkeit nicht umgesetzt 
moglicher se eines Unternehmens Verluste in der fordern. Gründungspha- werden, stehen in 

2 vgl. z.B. ,,Lafontaine überrascht seine Kri- der Oebatte über die 
tiker", in: Handelsblatt V. 8.1.99 Unternehmenssteu- 
was damit zu tun haben könte, daß der erreform erneut auf 
Vorschlag anders als das Konzept der AG der ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ d ~ ~ ~ ~ ,  
Finanzen des Frankfurter Kreises von 
1996 (vgl. spw 6/96, S. 49f.) die Einbezie- 
hung der Gewerbesteuer in die Unterneh- 
mensteuer vorsieht. 

Das deutsche 
1 00.000-Dächer- 

Photovoltaik- 
Programm 

von Herrnann Scheer* 

Die Photovoltaik ist die gegenwär- 
tig teuerste und deshalb auch die - 
sogar bei manchen Befürwortern Er- 
neuerbarer Energien - am meisten 
unterschätzte und umstrittenste So- 

* Hermann Scheer MdB, Präsident der Europaischen Sonnenenergie- 
Vereinigung ,,Eurosolar", ist Mitglied des SPD-Paceivorstands und leitet das 

Umweltforurn der SPD. Eine wesentl~ch umfangreichere Fassung des 
folgenden Textes ist erschienen in der Zeitschrifi Solarzeitalter 411 998, wir 

danken für die Nachdruckgenehrneigung. 

spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 105. 1999 
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Zwischen Feigheit 
vor dem Feind und 
mutigen 
Stru kturreformen 
Rot-grüne Steuerpolitik 

von Burkhard Winsernann* 

L obpreisungen für Bundesfinanz- 
minister Oskar Lafontaine gab es 
jüngst auf der Titelseite von 

Cash, einer Zeitschrift, die über Anla- 
gefonds, meist in Verbindung mit ho- 
hen Steuervorteilen informiert. In der 
Tat ist der Entwurf für ein Steuerentla- 
stungsgesetz 1999/2000/2002 für die 
Zunft der Geldsammler und Provisi- 
onsjäger recht erträglich ausgefallen, 
da er keinen rigorosen Abbau von 

Ob der Spagat 
zwischen steuerli- 

cher Investitionsför- 
derung und dem 
Ziel, Steuerspar- 

künstlern das 
Handwerk zu legen, 

ökonomisch und 
fiskalisch wün- 

schenswerte 
Ergebnisse zeitigen 

wird, muß vorerst 
offen bleiben. 

* Burkhard Winsemann ist wiss 
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vorsieht, sondern stattdessen auf das 
Konzept der Mindestbesteuerung 
setzt. Danach können auch weiterhin 
hohe Buchverluste gemacht werden. 
Diese können jedoch aufgrund einer 
neuen Unterscheidung zwischen akti- 
ven und passiven Einkunftsarten nur 
noch begrenzt mit anderen Einkünf- 
ten verrechnet werden. 

Ob dieser Spagat zwischen steuer- 
licher Investitionsförderung und dem 
Ziel, Steuersparkünstlern das Hand- 
werkzu legen, ökonomisch und fiska- 
lisch wünschenswerte Ergebnisse zei- 
tigen wird, muß vorerst offen bleiben. 
Immerhin: Ideologisch hat die zu- 
künftige Abgrenzung von guten und 
bösen Einkünften einen gewissen 
Charme. 

Positive ~ertei lun~swirkun~en 
Auch verteilungspolitisch Iäßt sich 
über die rot-grüne Steuerreform 
durchaus Gutes berichten. Die Tarif- 
senkungen werden nun zwar schritt- 
weise und vorsichtiger als vor der 
Wahl angekündigt vorgenommen, 
setzen aber an der richtigen Stelle an. 
In der ersten Stufe beschränken sie 
sich auf den unteren Einkommensbe- 
reich, und auch in den weiteren Stu- 
fen wird hier der Schwerpunkt der ta- 

. Mitarbeiter von Detlev von Larcher MdB 

riflichen Entlastungen liegen. Die 
,,neue Mitte" hingegen sieht in diesen 
Tagen mit einer Mischung aus Erstau- 
nen und Entsetzen die nur geringfü- 
gig vom Vorjahr abweichende Netto- 
zahl auf der Gehaltsabrechnung. 

Auf der anderen Seite trifft es 
durchaus zu, daß das Gros der Ge- 
genfinanzierung bei den Unterneh- 
men eingesammelt werden soll(te). 
Insbesondere die Möglichkeiten, 
durch Bildung von Rückstellungen 
Gewinne zu verstecken, werden deut- 
lich eingeschränkt. Ganz überwie- 
gend trifft das keine Armen, sondern 
Versicherungen, die Atomwirtschaft 
und andere große Konzerne. 

Wie ich schon in der vorigen Aus- 
gabe diagnostiziert habe, weiß die 
neue Koalition noch nicht recht mit 
der neuen Situation umzugehen. 
Plötzlich steht die eigene Politik im 
Mittelpunkt der politischen Auseinan- 
dersetzung und ist deshalb auch Ge- 
genstand vieler kritischer Eingaben. 
Diesem Druck auch einmal standzu- 
halten, fällt ,,Anfängern3' schwer, und 
deshalb haben gutorganisierte Inter- 
essengruppen leichtes Spiel. 

Kampagnen der Unternehmens- 
lobbyisten 
Zunächst wurde von Seiten der Wirt- 
schaftsverbände der Eindruck er- 
weckt, allein vom Fortbestand der 
geltenden Regelungen für Verlustvor- 
und -rückträge hinge das Überleben 
der deutschen Wirtschaft ab. Flugs 
wurden die hier geplanten Einschrän- 
kungen weitgehend wieder fallenge- 
lassen, noch bevor die Koalitionsver- 
einbarung in einen Gesetzentwurf ge- 
gossen wurde. Freilich hatte (vielleicht 
in weiser Voraussicht) die Arbeits- 
gruppe, die das rot-grüne Steuerre- 
formkonzept ausgearbeitet hatte, et- 
was über das Ziel hinaus geschossen. 
So ist - seltenes Schauspiel - der 
Kompromiß zwar der Finanzierung 
der Reform abträglich, aber im Übri- 
gen nahe am steuersystematischen 
0ptimum.l 

Nach diesem knappen Punktsieg 
für die Lobbyisten stieg wie Phönix 
aus der Asche ein neues Thema auf: 
Das geplante Verbot der Teilwertab- 
schreibung, d.h. der Möglichkeit, 
Wirtschaftsgüter in der Bilanz mit ei- 
nem niedrigeren als dem sich nach 
normalen Abschreibungsregeln erge- 
benden Wert anzusetzen. Dies ist vor 
allem bei Lagerbeständen üblich, 
etwa wenn der Preis eines Rohstoffs 
fällt. Nunmehr wurde dieses Vorha- 
ben so dargestellt, als werde es jedes 
einzelne Unternehmen unabwendbar 

in den Ruin treiben. Denn ohne Teil- 
wertabschreibung müßten Scheinge- 
winne versteuert werden. Davon kann 
natürlich nicht die Rede sein, denn 
tatsächlich geht es darum zu verhin- 
dern, daß Schein- (bzw. noch nicht 
eingetretene) Verluste in die Bilanzen 
eingestellt werden. 

Und siehe da: Auch diesmal hat 
die ausgeklügelte Schlachtordnung 
Erfolg gehabt: Buchhandel, Verlage 
und Schriftsteller als Sympathieträger 
voran, sodann der von Jahren des 
Kaufkraftschwundes gezeichnete Ein- 
zelhandel, und in beider Windschat- 
ten die Banken (die ihre notleidenden 
Kredite auf den Teilwert abschreiben) 
haben einen weitgehenden Erhalt der 
Teilwertabschreibung durchgesetzt. 
Weil es dabei im wesentlichen um ei- 
nen Vorzieheffekt geht, wird es in den 
nächsten Jahren Mindereinnahmen in 
Milliardenhöhe geben. 

Man darf gespannt sein, welcher 
Brocken als Nächster drankommt. Im 
Hinblick auf die Verhandlungen aus 
der Atomenergie drängt sich der Ge- 
danke an Kompromisse bei den Ent- 
sorgungsrückstellungen geradezu 
auf. Aber auch die Versicherungswirt- 
schaft wird kaum zurückstehen wol- 
len, wenn alle anderen bekommen, 
was sie sich wünschen. 

1999 wird die rot-grüne Koalition 
damit noch gerade so über die Run- 
den kommen, zumal ja angesichts der 
verschlechterten Konjunkturlage viel- 
fach - und auch von wohlmeinenden 
Kritikern - gefordert worden ist, die 
für 2002 avisierte Nettoentlastung 
um 15 Mrd. DM vorzuziehen. 

Strukturreform der Unterneh- 
menbesteuerung 
Allerdings, und darauf zielt letztlich 
auch die massive Kritik, stehen die 
Punkte, die jetzt nicht umgesetzt wer- 
den, in der Debatte über die Unter- 
nehmenssteuerreform erneut auf der 
Tagesordnung. Dabei handelt es sich 
um einen steuerpolitischen Befrei- 
ungsschlag, weil endlich die Besteue- 
rung der Unternehmen von der Be- 
steuerung der Unternehmer entkop- 
pelt wird. Zukünftig sollen alle bilan- 
zierenden Unternehmen als von ihren 
Eigentümern unabhängiges Besteue- 
rungsobjekt behandelt und ihr Ge- 
winn mit einem Steuersatz von vor- 
aussichtlich 35% belastet werden. 
Wenn der Gewinn entnommen bzw. 
an die Anteilseigner ausgeschüttet 
wird, unterliegt er dem normalen Ein- 
kommensteuertarif. 

Maßgeblich für die Unternhmen- 
steuer ist dann die Leistungsfähigkeit 

heraus. 1982, mit dem spektakulären 
ersten Zusammenbruch Mexikos, kam 
das Ende der Illusion, bald mit dem 
Norden gleichzuziehen. Entscheidend 
für den Übergang zur offenen Krise 
war die Geld- und Haushaltspolitik 
der westlichen Hegemonialmacht. 

Seit 1980 versuchte die Regierung 
Reagan, durch ungewöhnlich hohe 
Zinsen Kapital aus dem Ausland an- 
zuziehen. So sollten die Etatdefizite fi- 
nanziert werden, die wegen der mo- 
numentalen Rüstungsprojekte anstie- 
gen. Erinnert sei etwa an die Strategi- 
sche Verteidigungsinitiative/SDI - den 
,,Krieg der Sterne". 

Verblüffend schnell verwandelten 
sich die USA von der größten Gläubi- 
ger- zur größten Schuldnernation. 
Tatsächlich wurden gewaltige Sum- 
men aus Westeuropa über den Atlan- 
tik transferiert. Der Kapitalzustrom in 
die Dritte Welt versiegte. 

Da die Verträge mit den Banken 
oft  variable Zinssätze vorsahen, 
wuchs die laufende Zinsbelastung 
für den Süden von 5 oder 8 auf 15 
oder 22 Prozent - eine Steigerung, 
die selbst potentere Kreditnehmer 
aus dem Gleichgewicht gebracht 
hätte. 

Nach der Zahlungsunfähigkeit 
Mexikos im August 1982 standen 
rasch Dutzende Entwicklungsländer 
vor dem Bankrott. Zwei, drei Jahre 
lang schien es, als sei auch das inter- 
nationale Finanzsystem - durch eine 
Kettenreaktion von Zahlungseinstel- 
lungen im Süden und Bankzusam- 
menbrüchen im Norden - akut be- 
droht. Die Ausweitung des Desasters 
auf die Erste Welt wurde vorerst 
durch ein hektisches Krisenmanage- 
ment und durch massive Subventio- 
nen der Öffentlichen Hand für die ge- 
fährdeten Banken abgewendet. 

Die Politik der Gläubiger gegen- 
über den Entwicklungsländern Iäßt 
sich -für die achtziger wie die neun- 
ziger Jahre - so zusammenfassen: 
Umschuldungen und eine den bank- 
rotten Staaten aufgezwungene radi- 
kale Sparpolitik sollen die Fortsetzung 
der Zins- bzw. Kreditrückzahlungen 
garantieren. Bei Umschuldungen wer- 
den Zahlungsfristen verlängert oder 
neue Kredite zur Bezahlung der alten 
vergeben. 

Ultimaten 
Zentrale Vermittlungsinstanz zwi- 
schen Nord und Süd wurde der Inter- 
nationale Währungsfonds, eine Un- 
terorganisation der UN. Seine politi- 
sche Funktion besteht darin, als an- 
geblich neutrale Institution von den 

verschuldeten Ländern Zugeständnis- 
se zu erreichen, die Banken und Re- 
gierungen der Industriestaaten direkt 
nur schwer durchsetzen könnten. Das 
Stimmrecht im IWF richtet sich nach 
der ökonomischen Stärke der Mit- 
gliedsstaaten. 

Von Anfang an war die ,,Hilfe" mit 
einschneidenden wirtschaftspoliti- 
schen Auflagen verknüpft - man 
spricht von der Konditionalität der 
IWF-Kredite. Erst nach Annahme die- 
ser Bedingungen ließen sich die Gläu- 
biger aus dem Norden überhaupt auf 
Verhandlungen mit dem überschul- 
deten Land ein. Bei einer Weigerung 
drohte die totale Wirtschaftsblock- 
ade. Zumindest gegenüber demokra- 
tischen Regierungen scheinen solche 
Ultimaten schwer vertretbar. 

Die Hauptforderung des IWF: 
mehr exportieren und weniger konsu- 
mieren, um die Devisen für Zinsen 
und Rückzahlungsraten aufzubrin- 
gen. Die Schritte: einerseits Verbilli- 
gung des Exportsortiments, zum Bei- 
spiel durch Währungsabwertung; an- 
dererseits radikale Beschränkung der 
Inlandsnachfrage, um mehr Mittel in 
die Exportproduktion umzulenken 
und die Importe zu drosseln. 

Weiter sollen - ebenfalls auf die 
Exportproduktion orientierte - private 
Investitionen aus den Industrielän- 
dern erleichtert werden, z.B. durch 
den Verzicht auf Zölle, durch Steuer- 
vergünstigungen oder die Erleichte- 
rung der Gewinnüberweisungen ins 
Ausland. 

Zentrale binnenwirtschaftliche 
Forderung ist gewöhnlich die Be- 
schränkung der Konsumnachfrage. 
Auch auf diese Weise sollen mehr 
Mittel für den Schuldendienst freige- 
setzt werden. Zugleich soll eine Um- 
verteilung von den Löhnen zu der Ge- 

winnen erfolgen - so würden Investi- 
tionen angeregt. Zu diesen Zielen tra- 
gen Maßnahmen bei wie Reallohn- 
senkungen, Entlassungen von Staats- 
angestellten oder Kürzungen bei Le- 
bensmittelsubventionen oder im Bil- 
dungs- und Gesundheitsbereich. 

Der Preis der ,,StabilisierungM 
Im Süden wurde das Ziel der Entwick- 
lung immer mehr der ,,Bedienung8' 
der Auslandsschulden untergeordnet. 
Den Preis für die sogenannte Stabili- 
sierungsstrategie hatte durchweg die 
ärmere Bevölkerung zu zahlen, die 
wenig oder gar keine Vorteile von den 
geliehenen Milliarden gehabt hatte. 
Ihr Beitrag zur Strukturanpassung: 
um ein Drittel oder die Hälfte (wie 
zeitweise in Mexiko) sinkende Ein- 
kommen, Massenarbeitslosigkeit, Ver- 
teuerung der Grundnahrungsmittel. 
Teilweise kam es zum Verfall der neu- 
geschaffenen Industrie und der mo- 
dernen Infrastrukturen. 

Nach den bescheidenen Fort- 
schritten der siebziger Jahre nimmt 
bis heute in vielen Entwicklungslän- 
dern, besonders in Afrika, die Kinder- 
sterblichkeit wieder zu, der Schulbe- 
such geht zurück. Auch die Zerstö- 
rung der traditionellen Sozialstruktu- 
ren, die Zunahme der Kriminalität 
oder vermeintlich naturbedingte 
Hungerkatastrophen hängen mit der 
Verschuldungskrise zusammen. 

Das Scheitern des Krisenmanage- 
ments ist unübersehbar. Ein Rück- 
blick auf die letzten anderthalb Jahr- 
zehnte zeigt, daß in kaum einem 
Land eine längerfristige Stabilisie- 
rung erreicht werden konnte. Im Ge- 
genteil ist die Verschuldung unauf- 
haltsam gestiegen. Allein durch die 
,,ZinsdynamikU wachsen die Schul- 
den immer weiter. 

7 982, mit dem 
spektakulären ersten 
Zusammenbruch 
Mexikos, kam das 
Ende der Illusion, bald 
mit dem Norden 
gleichzuziehen. 
Entscheidend für den 
Übergang zur offenen 
Krise war die Geld- 
und Haushaltspolitik 
der westlichen 
Hegemonialmacht. 
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Den Preis für die 
,, Stabilisierungsstrate- 
gie" des IWF hatte die 

ärmere Bevölkerung 
zu zahlen. Ihr Beitrag 

zur Strukturanpas- 
sung: um ein Drittel 

oder die Hälfte 
sinkende Einkommen, 

Massenarbeitslosig- 
keit, Verteuerung der 

Grundnahrungsmittel. 

Anfang der 90er 
Jahre kam zu den 

überschuldeten 
Entwicklungsländern 

das bankrotte 
sozialistische Lager 
hinzu. Inzwischen 

dürfte die Außenver- 
schuldung der 

osteuropäischen 
Reformstaaten bei 

über 300 Milliarden 
Dollar liegen. 

Zu den wenigen Ländern, die - so 
schien es bis zur Ostasienkrise von 
1997198 - der ,,Schuldenfalle" der 
Achtziger entkommen konnten, 
zählten Südkorea, lndonesien und 
Chile. Wichtig für Südkoreas Erfolgs- 
modell waren ein gut ausgebautes 
Bildungssystem, die frühzeitige Mo- 
dernisierung der Landwirtschaft, 
eine effiziente staatliche Industriepo- 
litik, die Verwendung der Auslands- 
kredite für produktive statt spekulati- 
ve Investitionen. Allerdings ließ das 
Modell sich nur schwer kopieren, 
einfach weil die Märkte der Indu- 
strieländer, auf denen die Industrie 
dieses ,,Tigerstaates" ihre Devisen 
verdiente, nur begrenzt aufnahmefä- 
hig waren und sind. 

In Südkorea zeichneten sich 
schon früh Faktoren des späteren 
Crashs ab - etwa die unzulängliche 
Entwicklung des Binnenmarktes, die 
Überkapazitäten in der Werften- 
oder Stahlbranche. Hervorzuheben 
sind außerdem die sozialen Kosten 
des industriellen Aufstiegs - rekord- 
verdächtige Arbeitszeiten, extrem 
bescheidene Löhne für viele Beschäf- 
tigte, Streikverbote, katastrophale 
Arbeitsbedingungen. 

Chile ist bisher noch nicht von 
der Krise eingeholt worden. Unbe- 
streitbar ist, daß auch hier für den Er- 
folg ein hoher Preis gezahlt wurde - 
erwähnt seien nur die Unterdrük- 
kung der Gewerkschaften durch die 
Militärdiktatur und die erbärmlichen 
Lebensverhältnisse einer großen 
Minderheit der Bevölkerung. Die Per- 
spektiven dieses Modells scheinen 
zweifelhaft, allein schon, weil Chile 
auffallend vom Export einfacher 
Rohstoffe - angefangen bei Äpfeln 
und Holz - abhängig ist. Ähnlich wie 
Südkorea könnte es sich schnell dem 
Druck billigerer Standorte ausgesetzt 
sehen. 

Ohne Ausweg? 
Ansätze zu einer radikalen Gegen- 
strategie - wie die vorübergehende 
Verweigerung der Schuldenzahlun- 
gen durch Peru -sind völlig geschei- 
tert. Nach der gewaltsamen Unter- 
drückung oder dem selbstverschul- 
deten Niedergang der ,,Befreiungs- 
bewegungen" im Süden sind Alter- 
nativen zum Status Quo nicht mehr 
in Sicht. 

Anfang der neunziger Jahre kam 
zu den überschuldeten Standorten 
des Südens das bankrotte sozialisti- 
sche Lager hinzu. lnzwischen dürfte 
die Außenverschuldung der osteuro- 
päischen Reformstaaten bei über 

dreihundert Milliarden Dollar liegen. 
In das finanzielle Desaster schlitterten 
sie auf ganz ähnliche Weise wie die 
,,alte" Dritte Welt. 

Früh traf die Krise bereits Polen, 
Rumänien und Jugoslawien. Obwohl 
das Land des ,,Selbstverwaltungsso- 
zialismus" in den achtziger Jahren 
über dreißig Milliarden Dollar an die 
Kreditgeber überwies, verharrten - 
vor allem durch die Zinsdynamik - 
die Schulden ständig bei etwa zwan- 
zig Milliarden Dollar. Diese Belastung 
verhinderte die notwendige Moder- 
nisierung der Industrie, trug zur ho- 
hen Arbeitslosigkeit, zum Absinken 
der Reallöhne und - Stichwort Wohl- 
standschauvinismus - zu einer bruta- 
lisierten Konkurrenz zwischen rei- 
chen und unterentwickelten Regio- 
nen bei. Das war ein wesentlicher 
Faktor der sozialen und politischen 
Desintegration des multinationalen 
Jugoslawien. 

Auch das ,,Neue Rußland" sah 
sich rasch außerstande, seine Zah- 
lungsverpflichtungen zu erfüllen. 
Überaus nachteilig wirkte sich die 
Kapitalflucht der Eliten aus. Die 
Wirtschaftspolitik der demokrati- 
schen Regierungen ist entscheidend 
vom IWF formuliert worden. Das 
bedeutete nicht nur einen Souverä- 
nitätsverlust. Es ermöglichte der Jel- 
zin-Administration, die Verantwor- 
tung für die soziale Abkoppelung 
weiter Bevölkerungsgruppen auf 
,,Sachzwänge des Weltmarktes" ab- 
zuschieben. 

,,Rückkopplungseffekte" 
Die Verschuldungskrise der kapitalisti- 
schen Peripherie erhöhte nicht nur 
das finanzielle ,,Systemrisiko", sie hat- 
te noch andere unerwartete Auswir- 
kungen, etwa: 

Krieg: die Zusammenhänge 
zwischen der Schuldenkrise und dem 
Golfkrieg von 1991 werden oft über- 
sehen. Der lrak gehörte seit den sieb- 
ziger Jahren zu den am höchsten ver- 
schuldeten Entwicklungsländern. Die 
beispiellose Aufrüstung von Saddam 
Husseins Regime war durch Kredite 
aus den Industrieländern ermöglicht 
worden. Durch den Überfall auf Ku- 
wait und die Aneignung von dessen 
Staatsvermögen,und Ölresetven hoff- 
te der lrak auch, seine drückenden 
Schulden loszuwerden. 

Selten wahrgenommen wird der 
Zusammenhang zwischen dem Bür- 
gerkrieg in Algerien und der in den 
achtziger Jahren explodierenden Au- 
ßenverschuldung dieses Landes. Die 
bürokratische Diktatur, die in erster 

Linie vom Öl- und Erdgasexport leb- 
te, war vom Import nicht nur von In- 

' 

vestitionsgütern, sondern auch von 
Lebensmitteln und anderen Produk- 
ten des täglichen Bedarfs abhängig. 
Die Einschränkungen infolge der Ab- 
kommen mit den Gläubigerstaaten 
führten zur Verelendung großer Teile 
der Bevölkerung - eine Vorausset- 
zung für die erfolgreiche politische 
Offensive der Fundamentalisten. 

Klimaveränderungen: die 
Verschuldung trägt erheblich dazu 
bei, daß die tropischen Wälder zer- 
stört werden - mit unkalkulierbaren 
Folgen gerade für das Klima im Nor- 
den. In Brasilien etwa hat die Armut 
Millionen von Slumbewohnern und 
Tagelöhnern ins unerschlossene Lan- 
desinnere getrieben. Sie roden die 
Urwälder, um Äcker anzulegen, die 
oft  nach zwei, drei Ernten ausge- 
laugt sind. Holz aus lndonesien wird 
in die Industriestaaten verschifft, um 
so die notwendigen Dollars für den 
Schuldendienst zu ,,erwirtschaftenu. 
Die gigantischen Waldbrände in 
Südamerika wie in Südostasien hän- 
gen mit dieser Gier nach Devisen zu- 
sammen. 

Umverteilung im Norden: 
den Banken der Industrieländer ge- 
lang es, einen großen Teil des Risi- 
kos ihrer Geschäfte m i t  der unter- 
entwickelten Welt auf die öffentli- 
chen Haushalte abzuwälzen. Die 
Gewinne wurden privat angeeignet, 
die Verluste dagegen - in den Medi- 
en kaum beachtet - durch giganti- 
sche Steuervergünstigungen und 
Subventionen ,,sozialisiert". Was 
wird den Verlusten aus der Ostasi- 
enkrise folgen ? 

Die Probleme sind nur aufge- 
schoben 
Der zweite Bankrott Mexikos 1995 
und die neuerlichen Erschütterungen 
in Asien, Osteuropa und Lateinameri- 
ka zeigen , daß die strukturellen Pro- 
bleme nicht gelöst sind. 

Zugleich hat die Komplexität und 
Verwundbarkeit des globalen Finanz- 
systems zugenommen. Erinnert sei 
nicht nur an die ,,Revolution der Deri- 
vate", sondern auch an die grenzen- 
losen Börsen-Crashs seit 1987, die Er- 
schütterungen im Europäischen Wäh- 
rungssystem Anfang der Neunziger 
oder die seit Jahren schwelende Ban- 
kenkrise in Japan. Der Zusammen- 
bruch eines und erst recht mehrerer 
global players infolge unvorhergese- 
her Zahlungsausfälle im Süden oder 
Osten könnte eine fatale Kettenreakti- 
on auslösen. SPW 

und gleichwohl teilweise davon profi- 
tieren. 

Diese Regelung wird auf lange Sicht 
die geringfügig Beschäftigten in diesen 
Beschäftigungsverhältnissen halten, 
weil die Anreize, dort zu bleiben, zu 
groß sind. Dies wirkt eigenständigen 
existenzsichernden Arbeitsplätzen von 
Frauen diametral entgegen. Dies beför- 
dert auch auf lange Sicht das Leitbild 
der dazuverdienenden (Ehe)-Frau, die 
damit auch keine ,,richtige8' Arbeitneh- 
merin ist, obwohl sie ,,richtig" arbeitet. 

Arbeitsmarktpolitische Nachteile 
Aus arbeitsmarktpolitischer Sicht 

ist diese Neuregelung eine Katastro- 
phe, weil sie der Aufsplitterung in 
Mini-Jobs nicht entgegenwirkt, son- 
dern sie weiter befördert. In machen 
Regionen werden den Frauen fast nur 
noch geringfügige Beschäftigungs- 
verhältnisse angeboten. 

lm Zusammenhang mit der Steu- 
erfreiheit auf die ,,armen Frauen" zu 
verweisen, die nun It. Bild-Zeitung 
,,gerettet" sind, ist unlauter, weil die 
ausschließlich geringfügig Beschäftig- 
ten mit dem, was sie verdienen, nicht 
über das sowieso steuerfreie Existenz- 
minimum kommen. 

Die Tatsache, dass Arbeitgeber 
nur in die Renten- und Krankenversi- 

cherung einbezahlen, nicht aber in 
die Arbeitslosen- und Pflegeversiche- 
rung, lässt für die Zukunft nichts gu- 
tes ahnen. Dies signalisiert den Ein- 
stieg in den Ausstieg der hälftigen Fi- 
nanzierung in die Systeme der sozia- 
len Sicherung. Die Option, dass auch 
geringfügig Beschäftigte an arbeits- 
marktpolitischen Maßnahmen teilha- 
ben können, um sich zu qualifizieren 
und perspektivisch existenzsichernde 
Arbeitsplätze einzunehmen, ist in 
noch weitere Ferne gerückt. 

Erstaunlich ist die breite Zustim- 
mung im Arbeitgeberlager. Wenn es 
stimmt, dass die Mehrheit der Arbeit- 
geber die Pauschalsteuer abgewälzt 
hat, kommen auf diese Arbeitgeber 
erhebliche Mehrkosten zu. Zu be- 
fürchten ist deshalb, dass weiterhin 
und vermehrt versucht wird, gering- 
fügig Beschäftigte unter Tarif zu be- 
zahlen und ihnen zustehende Rechte 
vorzuenthalten (z.B. Urlaub, Urlaubs- 
geld, Lohnfortzahlung im Krankheits- 
falle), auch wenn dies illegal ist. Dies 
kennen wir bereits aus der Vergan- 
genheit. 

Regelung zu Lasten von Frauen 
und Arbeitnehmerlnnen 
Fazit: Es hat sich für die Betroffenen 
nicht nur nichts verändert - es ist 

Untern 
Liebe Leserinnen und Lese6 

Wir trauen um unseren Mither- 
ausgeber Heinz Albrecht. Er ist am 6. 
Januar in Berlin im Alter von 88 Jah- 
ren gestorben. Er war der einzige der 
gegenwärtigen Herausgeberlnnen, 
der schon seit der Gründung der Zeit- 
schrift 1978 diese Funktion innehatte. 
Auf Seite 12 bringen wir einen Nach- 
ruf. Wer die älteren Ausgaben der 
spw hat, sei auch noch auf den Artikel 
von Hans Willi Weinzen, Mit  aller 
Kraft voraus! Heinz Albrecht zum 75. 
Geburtstag, in spw 27 (1985), und 
das Interview mit Heinz Albrecht, 
1946: Sofortige Vereinigung verneint, 
Bündnis hingegen bejaht, in spw 30 
(1 986), hingewiesen. 

Unser ehemaliger Mitherausgeber 
Diether Dehm ist auf dem PDS-Bun- 

desparteitag am 16.h 7.01.99 zum 
stellv. Parteivorsitzenden der PDS ge- 
wählt worden. Herzlichen Glück- 
wunsch zu diesem Erfolg. Seine Her- 
ausgeberschaft der spw hatte er nach 
seinem SPD-Austritt bereits im Okto- 
ber niedergelegt. 

Die spw-frühjahrstagung 1999 
wird am Samstag, 24.04.99, in 
Hannover stattfinden. Sie wird sich 
mit dem Themenkomplex Interna- 
tionales und Friedenspolik beschäf- 
tigen. Am Sonntag, 25.04.99, wird 
eine Vereins- und Gesellschaftsver- 
Sammlung der spw stattfinden. An- 
reise ist bereits am Freitag möglich. 
Weitere Informationen und Anmel- 
demöglichkeit bei der spw-Redakti- 
on. 

Am 16.-18.04.99 führen die Bür- 
gerinitiative für Sozialismus, die Zeit- 

noch schwieriger geworden, weil 
eine Chance vertan wurde, Deregu- 
lierung wirklich zu stoppen, gering- 
fügig Beschäftigte arbeits- und sozi- 
alrechtlich gleichzustellen und die 
Solidargemeinschaft insgesamt zu 
stärken. 

Statt dessen wird eine Richtung 
eingeschlagen, die sogenannten 
„Billig-Jobs" salonfähig zu machen 
und auszubauen. Diese Regelung - 
so bestätigt dies der Bundesfinanz- 
minister - „ist ein Einstieg in den 
Ausbau des Niedriglohnsektors". 

Das aber würde eine weitere 
Spaltung der Gesellschaft bedeuten 
und auch eine Schwächung der Ge- 
werkschaften. Völlig offenkundig ist, 
dass sich dies letztlich zulasten von 
Frauen auswirken wird und zulasten 
ihrer Möglichkeiten, ihre Existenz ei- 
genständig abzusichern. 

Bleibt nur zu hoffen und Druck zu 
machen, dass die neue Regierung 
rechtzeitig genug den Mut aufbringt, 
die notwendigen Korrekturen erneut 
auf die politische Tagesordnung zu 
setzen. Die Gewerkschaftsfrauen je- 
denfalls und das bundesweite Bünd- 
nis ,,Mittendrin ... und trotzdem 
draußen - geringfügig Beschäftigte 
sozialversichern!" werden nicht locker 
lassen. SPW 

schriften Sozialismus und spw und 
Professoren/Dozenten der Gesamt- 
hochschule Kassel gemeinsam einen 
Kongreß ,,Jahrhunderlbilanz Sozialde- 
mokratie" durch. Auf der Basis von 
Referaten und Einleitungsbeiträgen 
soll im Plenum und in 7 Arbeitsgrup- 
pen ein ,,Blick zurück nach vorn" ver- 
sucht werden, um für die Auseinan- 
dersetzungen heute und morgen zu 
lernen. Weitere Informationen bei der 
spw-Redaktion. 

In den nächsten Tagen werden wir 
den Betrag für das Jahresabonne- 
ment 1999 abbuchen. Wir bitten dar- 
um, daß die Konten gedeckt sind und 
uns Änderungen der Kontoverbin- 
dung umgehend mitgeteilt werden, 
weil sonst Rücklastgebühren anfallen. 

Die spw-Redaktion 

Es wird eine Rich- 
tung eingeschlagen, 
die sogenannten 
,, Billig-Jobs" salonfä- 
hig zu machen und 
auszubauen. Diese 
Regelung - so 
bestätigt dies der 
Bundesfinanzmini- 
ster - ,,ist ein 
Einstieg in den 
Ausbau des Niedrig- 
lohnsektors". 
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Althusser und das I m Oktober 1998 wäre Louis Althu- 
sser 80 Jahre alt geworden. Die 
letzten zehn Jahre seines Lebens - 

er starb 1990 - verbrachte er immer 

Berger und Althusser in Algerien ken- Einstieg in den einem geringeren Beitrag als andere 
Rentenanwartschaften aufbauen. 

Können wir wirklich zufrieden 
sein? Mitnichten! 

Verdiensten in den neuen Bundeslän- 
dern ist diese Anhebung gravierend. 

Dies hat 2.6. zur Folge, dass sich 
reguläre Teilzeitbeschäftigung, bei 
der der hälftige Sozialversicherungs- 
beitrag und auch Steuern bezahlt 
werden müssen, vor allem für die 
Frauen immer weniger lohnt. Bereits 
jetzt sind in den neuen Bundeslän- 
dern Teilzeitarbeitsverhältnisse mit ei- 
nem Bruttoentgelt von 700 DM keine 
Seltenheit. Nur logisch, dass Beschäf- 
tigte in solchen Arbeitsverhältnissen 
daran interessiert sind, ihre sozialver- 
sicherungspflichtige Beschäftigung 
umzuwandeln, um zumindest 630 
DM Nettoentgelt zu bekommen. Die 
teilzeitbeschäftigte Alleinerziehende, 
die das Einkommen und den sozialen 
Schutz braucht, wird (auf Stundenba- 
sis berechnet) ein deutlich niedrigeres 
Nettogehalt haben, als eine geringfü- 
gig Beschäftigte, die dieselbe Tätig- 
keit ausübt. Privilegierung der gering- 
fügigen Beschäftigung bedeutet des- 
halb nicht nur eine Diskriminierung 
sozialversicherungs- und steuerpflich- 
tiger Beschäftigungsverhältnisse, son- 
dern geht auch auf deren Kosten. 

Diese Teilzeitbeschäftigten und 
natürlich auch die Vollzeitbeschäftig- 
ten finanzieren mit ihren Steuern und 
Beiträgen das Solidarsystem, dem sich 
die Beschäftigten, die weniger als 630 
DM verdienen, nun entziehen können 

nen und schon bald schien klar, daß 
die älteste Berger Tochter, Lucienne, 
den Althusser-Sohn Louis heiraten 
würde: ,,Meine Mutter fühlte sich 
wohl in Louis' Gesellschaft. (...)Wie er 
liebte sie die Schule, wo sich alles im 
Kopf abspielte, vor allem nicht im Kör- 

Ausbau des Elend der Theorie wieder in psychiatrischen Kliniken, 
nachdem er 1980 seine Ehefrau He- 
lene getötet hatte. Seit den 1960er Niedriglohnsektors? Sozialpolitische Nachteile 

Diese Neuregelung hat jede Menge 
Haken, von denen manche erst auf 
den zweiten Blick erkennbar sind: 

Die Gewerkschaftsfrauen wollten 
als vorrangiges Ziel die Einbeziehung 
der geringfügigen Beschäftigungsver- 
hältnisse in die Systeme der sozialen 
Sicherung mit allen Rechten und 
Pflichten, also eine arbeits- und sozi- 
alrechtliche Gleichstellung ab einer 
bestimmten Bagatellgrenze. Dieses 
Ziel ist mit der formulierten Neurege- 
lung in weite Ferne gerückt. Im Grun- 
de hat sich für die geringfügig Be- 
schäftigten selbst nichts verändert, 
außer, dass sie sich über einen freiwil- 
ligen Beitrag in die Rentenversiche- 
rung einkaufen können (und das 
auch nur teilweise, weil sie z. B. von 
,,Sonderleistungen", wie Reha und EU 
[Erwerbsunfähigkeitsrente] ausge- 
schlossen bleiben sollen, wie zumin- 
dest die Süddeutsche Zeitung berich- 
tet). 

In den neuen Bundesländern wird 
die Situation sogar verschärft, weil die 
,,Bagatellgrenze" (die alles andere als 
bagatell ist) von 520 auf 630 DM an- 
gehoben wurde. Bei den niedrigeren 

Zum 80. Geburtstag von Louis Althusser 

von Reinhold Rünker* Jahren war Althusser immer wieder in Neuregelung der 630 DM- 
Beschäftigungsverhältnisse psychiatrischer Behandlung. So kam es 

nicht zu einer Verurteilung, weil er we- 
gen seiner manisch-depressiver Anfälle 

Per, und zwar unter der Aufsicht und 
dem Schutz guter Lehrer voller Tugen- 
den und Gewißheiten." (ALTHUSSER 
1998, S. 45) 

Doch der 1. Weltkrieg verhinderte 
die Hochzeit. Louis Althusser zog mit 
seinem älteren Bruder Charles in den 

von Gisela Breil* für unzurechnungsfähig und damit 
nicht-schuldfähig erklärt wurde. 

Weil ihm so die Möglichkeit der öf- 

vielem seinem gefallenen Bruder ähn- 
lich und von Lucienne auch in dessen 
Geist erzogen, gilt ihm bald als ver- 
weichlicht und wenig mannhaft. fentlichen Erklärung versagt worden 

sei, schrieb Althusser nach eigenen 
Angaben seinen autobiographischen 
Text „Die Zukunft hat Zeit", der post- 
hum 1992 (deutsch 1993) veröffent- 
licht wurde. Dieser Text ist nun - pas- 
send zum Gedenken an den 80. Ge- 

Krieg. Als Charles Althusser zum Jah- 
resbeginn 191 7 zum Fronturlaub nach 
Bois de Boulogne kommt, muß er mit- 

ortreich verteidigen Politi- 
ker und Politikerinnen die W Neuregelungen zu den ge- 

ringfügigen Beschäftigungsverhält- 
nissen: 

Die ökonomischen Anreize für Ar- 
beitgeber, geringfügige Beschäfti- 
gungsverhältnisse einzurichten oder 
reguläre Teilzeit- oder Vollzeitarbeits- 
plätze umzuwandeln, seien mit dieser 
neuen Regelung nicht mehr gegeben, 
Wettbewerbsverzerrungen in Zukunft 
vermieden. Ab der ersten Mark müs- 
sten nämlich Arbeitgeber anstelle der 
2O%igen Pauschalsteuer (die manche 
von ihnen abgewälzt haben) Beiträge 
an die Renten- und Krankenversiche- 
rung bezahlen in Höhe von insgesamt 
22% (12% an die Rentenversiche- 
rung, 10% an die Krankenversiche- 
rung). Dadurch, dass diese Beschäfti- 
gungsverhältnisse auch für die Be- 
schäftigten selbst steuerfrei blieben, 
entstünden den geringfügig Beschäf- 
tigten nun keine finanziellen Mehr- 
aufwendungen. Aus den von den Ar- 
beitgebern bezahlten Sozialversiche- 
rungsbeiträgen leiten sich zwar für 
die Beschäftigten selbst keine Ansprü- 
che ab, sie können aber, wenn sie 
wollen, ihre Rentenanwartschaften 
ausbauen bzw. dafür sorgen, dass 
keine Versicherungslücken entstehen, 
indem sie mit einem freiwilligen Ren- 
tenversicherungsbeitrag in Höhe von 
7,5% Mitglied in der gesetzlichen 
Rentenversicherung bleiben oder wer- 
den. 

Wir können also zufrieden sein: 
Die Flucht der Arbeitgeber aus den 
Sozialsystemen ist gestoppt, den 
Wettbewerbsverzerrungen ist ein Rie- 
gel vorgeschoben und die Beschäftig- 
ten selbst können sich freiwillig mit 

„Der Vater des Vaters" 
Louis Kindheit wird -so klingt es spä- 
ter in den autobiographischen Texten 
durch -von der drängenden Sorge be- 
stimmt, daß er keine eigene Persön- 
lichkeit habe, weil er nicht um seinet- 
willen geliebt würde, sondern nur um 
seines gefallenen Onkels willen, den er 
in sich verkörpere. Gleichzeitig war er 
sowohl voller ängstlicher Bewunde- 
rung gegenüber der durch seinen Va- 
ter verkörperten Kraft und Intelligenz, 
als er diesem gegenüber auch Un- 
wohlsein und Ablehnung empfand. 
Geborgenheit fühlte Louis Althusser 
bei seinem Großvater Pierre Berger, bei 
dem er zeitweilig lebte, nachdem die- 
ser nach Frankreich zurückgekehrtwar. 
Dort wurde Louis Althusser nicht mit 
seinem eigentlichen Namen angere- 
det, sondern alle nannten ihn nach sei- 
nem Großvater - Pierre Berger. 

Diese und ähnliche Erfahrungen 
verdichteten sich wohl in einer psychi- 
schen Disposition, die eine schwache 
Selbstidentifikation dadurch zu kom- 
pensieren suchte, indem Louis Althus- 
ser nach eigener Einschätzung dazu 
strebte, der ,,Vater des Vaters" zu sein, 
,,um mir die Illusion zu verschaffen, 
doch einen [Vater] zu haben, um mir 
nämlich mir selbst gegenüber die Rolle 
eines Vaters zuzulegen, weil alle mög- 
lichen oder vorgefundenen Väter sie ja 
nicht spielen konnten. Und ich setzte 
sie voller Geringschätzung herab, in- 
dem ich sie weit unter mir ansiedelte, 
in manifester Unterordnung unter 
mich selbst." (ALTHUSSER 1998, S. 
197) 

Erst (und letztlich nur) im sicheren 
Schutz (einer Person, einer Institutio- 
nen wie der Universität oder der Kom- 
munistischen Partei) konnte Althusser 
seine eigene Geringschätzung über- 

teilen, daß sein Bruder Louis über Ver- 
dun in einem Beobachtungsflugzeug 
gefallen ist und macht den Vorschlag, 
bei Lucienne Berger den Platz seines burtstag - gemeinsam mit einem wei- 

teren autobiographischen Manuskript 
von 1976 (,,Die Tatsachen") als Ta- 

Bruders einzunehmen. Die Eltern wa- 
ren einverstanden, Lucienne fügte sich 
- ,,so wie sie eben war und wie ich sie schenbuch in einer limitierten Sonder- Louis Kindheit wird 

von der drängenden 
Sorge bestimmt, daß 
er keine eigene 
Persönlichkeit habe, 
weil er nicht um 
seinetwillen geliebt 
würde, sondern nur 
um seines gefallenen 
Onkels willen, den er 
in sich verkörpere. 

ausgabe im Fischer-Verlag erschienen. 
Ebenfalls ,im vergangen Jahr ist 

gekannt habe, brav, sittsam, folgsam 
und ehrerbietig" (ALTHUSSER 1998, S. 
46). eine sehr persönlich gefärbte, nichts 

desto trotz aber inspirierende Erinne- 
rung von Gudrun Werner-Hervieu an 
ihre Begegnung mit Louis Althusser 

Im Februar 191 8 wurde die Hoch- 
zeit vollzogen: ,,Meine Mutter behielt 
dieses Ereignis anscheinend in dreifach 
schmerzlicher Erinnerung: einmal des- veröffentlicht worden. Sie endet nicht 

mit dessen Tötung der Ehefrau, son- 
dern beginnt damit erst richtig. Hier 

Aus arbeitsmarktpo- 
litischer Sicht ist 

diese Neuregelung 
eine Katastrophe, 

weil sie der Aufsplit- 
terung in Mini-Jobs 

nicht entgegen- 
wirkt, sondern sie 
weiter befördert. 

halb, weil sie körperlich durch die sexu- 
elle Gewaltsamkeit ihres Gatten ver- 
letzt worden war; dann deshalb, weil erleben die interessierten Leserlnnen 

Louis Althusser nicht nur als intellektu- 
ellen ,,Mythos1', sondern in der Sicht- 

sie mit ansehen mußte, wie alle ihre 
Jungmädchen-Ersparnisse von ihm in 
einer einzigen Nacht der Prasserei ver- Vorschlag der Bundesregierung: 

Neuregelung zur geringfugigen Beschäftigung 
1. Arbeitsverhaltnisse fm Bereich der geringfugigen Beschäftigung bis 
630 DM (West und Ost) bleiben steuerfrei. Die Bundesregierung pruft 
noch, wie eine verfassungsrechtlich einwandfreie Losung gestaltet wer- 
den kann. Der Betrag von 630 DM wird nicht dynamisiert 
2. Fur die Sozialvers~cherung hat der Arbeitgeber bei Beschaftigungsver- 
hältnissen bis zu 620 DM folgende Pauschalsatze zu en.trichten. 10% an 
die Krankenversicherung; 12% an die Rentenversicherung. Aus diesen 
Pauschalbeitragen heraus entstehen keine zusatzlichen Anspruche. Ein 
eigenstandiges Krankenversicherungsverhaltnis entsteht nicht. 
3. Stockt der Arbeitnehmer den Pauschalbetrag des Arbeitgebers zur 
Rentenversicherung auf den vollen Beitragssatz (1 999. 19,5%) auf, so er- 
halt er im Rahmen seiner Beitragsleistung auch Leistungen der Rentenver- 

weise, die einen Freund mit seinen per- 
sönlichen Untiefen, Gefühlsschwan- 
kungen, seiner Fähigkeit zum provoka- 
tiv-fruchtbaren Diskurs, aber auch sei- 

schleudert wurden (...). Und schließ- 
lich verfügte mein Vater letztinstanz- 
lich, daß meine Mutter ihren Lehrerin- 
nenberuf aufgeben muß ..." (ALTHUS- 
SER 1998, S. 47). 

Den Sohn, den Lucienne Althusser 
zur Welt bringt, nennt sie Louis - nach 

ner Selbstherrlichkeit und seinen Ver- 
klemmungen berichtet. Erkennbar 
wird ein von Selbstzweifeln und 
Selbstüberschätzung gleichermaßen 
gezeichneter Philosoph, der einerseits 
ein so unermeßliches Schutzbedürfnis 

ihrem Geliebten. „Lui -das war Louis, 
mein Onkel, den meine Mutter liebt, 
nicht ich" (Althusser 1998, S. 49)'. Die- hatte, andererseits durch seinen pro- 

vokativen Debattenstil immer wieder 
Gegnerschaften heraufbeschwor. 

ses Motiv wird prägend für Louis Alt- 
hussers Kindheit und Jugend. Es ent- 
wickelt sich nie eine wirkliche Bezie- 
hung zwischen Lucienne Althusser sicherung. 

4. Mehrere geringfügige Beschaftigungsverhaltnisse werden zusam- 
,,Lui - das ist Louis, mein Onkel" 
Louis Althusser wird am 16. Oktober 
191 8 in Birmandre'is, Algerien, gebo- 
ren. Sein Großvater mütterlicherseits, 
Pierre Berger, war Ende des 19. Jahr- 
hunderts von Frankreich in die algeri- 
sche Kolonie gegangen, um dort als 
Forstaufseher zu arbeiten. Familie Ber- 
ger hielt sich, obwohl sie sehr abgele- 
gen im Chrea-Berg-Massiv, später in 
Bois de Boulogne wohnten, von den 
Einheimischen weitgehend fern und 
knüpfte gesellschaftliche Kontakte nur 
mit anderen französisch-stämmigen 
Familien. So lernten sich die Familien 

und ihrem Mann Charles, ganz zu 
schweigen von einem vertrauensvollen 
Verhältnis von Charles zu seinem Sohn 

- - 

mengerechnet; die zuvor genannten Steuer- und sozialversicherungs- 
rechtlichen Regelungen gelten nur, sofern die 630 DM insgesamt nicht 
uberschritten werden. 
5. Alle Arbeitsverhältnisse im Bereich der Geringfugigkeit mussen der 
SoziaIversicherung gemeldet werden. Sie sind auf der Lohnsteuerkarte zu 
vermerken 
6. Die Regelung soll zum 1 April 1999 in Kraft treten Die Beitragssatz- 
absenkung in der Rentenversicherung auf 19,5% erfolgt ebenfalls zum 1 
April 1999. 
7 Die dargestellte Losung soll in einem eigenstandigen Gesetzentwurf 
geregelt werden, der im JanuarIFebruar 1999 verabschiedet werden soll 

Louis. Charles Althusser brachte es 
zum Bankdirektor, verlor dann aber 
1942 seinen Direktorensitz, weil er sich 
dem Vichy-Regime gegenüber nicht 
opportun zeigen wollte. Ganz der pa- 
triarchalen bürgerlichen Vorstellung 
des 19. Jahrhunderts verhaftet, rekla- 
miert Charles Althusser das außer-fa- 
miliäre Leben für sich und weist seiner 
Frau Haus und Familie als einzigen Ort * Gisela Breil, Leiterin der Abteilung Frauenpolitik des DGB-Bundesvorstand. 

Der Text gibt die Position der Abteilung wieder Reinhold Rünkec Historiker# führt z. Z. die Gescl 
in Leichlingen. Er ist 

läfte der Jusos NRW und lebt 
L Mitglied der spw-Redaktion. der Entfaltung zu. Sein Sohn Louis, in 

spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 105, 1999 



MAGAZIN 

Jugendlichen in der Bundesrepublik 
erhält überhaupt finanzielle Unter- 
stützung durch die öffentliche Hand. 
Dies unterscheidet die deutsche Situa- 
tion grundlegend von der skandinavi- 
schen, wo Eingriffe in die Berufswahl- 
freiheit des einzelnen zudem eine an- 
dere Tradition und Akzeptanz haben. 
Die Bundesregierung wäre deshalb 
schlecht beraten, wenn sie sich weiter 
auf solche Diskussionen einläßt und 
die Arbeitgeber noch weiter aus der 
Verantwortung entläßt. 

Ein weiterer positiver Ansatzpunkt 
des Programms liegt in der Art der 
Förderung. So werden nicht mehr nur 
einzelne Personen gefördert (Indivi- 
dualförderung), sondern arbeits- 
marktpolitische Projekte als ganzes 
(Projektförderung). Dieser Förderweg 
stellt eine Kurskorrektur in der Ar- 
beitsmarktpolitik dar. Er erweitert das 
Spektrum möglicher Maßnahmen 

und bietet eine größere Planungssi- 
cherheit für regionale Vorhaben und 
Einrichtungen. Durch die Projektfi- 
nanzierung wird beispielsweise er- 
möglicht, Mittel zur teilweisen Finan- 
zierung eines öffentlich geförderten 
Beschäftigungssektors heranzuzie- 
hen, wie dies in Mecklenburg-Vor- 
Pommern bereits geplant ist. 

Letztendlich bleibt das Programm 
nämlich eine Antwort schuldig: Was 
soll mit den Jugendlichen geschehen, 
die eine Ausbildung und eventuell zu- 
sätzliche Qualifizierungsmaßmahmen 
durchlaufen haben und immer noch 
keine sinnvolle Beschäftigung finden? 
Schließlich wird der bisherige Arbeits- 
markt auch bei günstiger Entwicklung 
nur einen Teil der Jugendlichen auf- 
nehmen können (insbesondere in den 
ostdeutschen Krisenregionen). Immer 
neue kurzzeitig angelegte Program- 
me für den gleichen Personenkreis 

dürften da kaum ausreichen. Erfolg- 
versprechend wäre hingegen eine 
Verknüpfung von Qualifizierungs- 
maßnahmen mit Maßnahmen zur 
Etablierung eines dauerhaft angeleg- 
ten öffentlich geförderten Beschäfti- 
gungssektors, in dessen Rahmen so- 
ziale Dienstleistungen öffentlich sub- 
ventioniert und damit größeren Be- 
völkerungsgruppen zugänglich ge- 
macht werden können (vgl. dazu 
Brüggen/Klein/Westphal in spw 104). 
Auch wenn zur breiten Erschließung 
eines solchen ,,Dritten Sektors" natür- 
lich Mittel und Instrumente erforder- 
lich sind, die weit über die Ressourcen 
eines Programms gegen Jugendar- 
beitslosigkeit hinausgehen - die Bun- 
desregierung sollte den Mut aufbrin- 
gen, Ende des Jahres ein Nachfolge- 
Programm aufzulegen, das Pionier- 
funktion bei der Durchsetzung eines 
solchen Sektors hat. SPW 

winden, jedoch so stark, daß er sich 
über diesen Schutz erhob: " ... im Rah- 

Critique der KPF, veröffentlicht waren. 
„Das Kapital lesen" ist Produkt der Vor- 
lesungs- und Seminaworbereitung, die 
Althusser seit 1964 mit einigen seiner 
Schüler, u.a. Etienne Balibar, leistete. 

dieser Theorie sind, weil sie als Gegen- 
stände in ihr untersagt sind" (ALTHUS- 
SER 1972, S. 29). Es kommt nun also 
in der symptomorientierten Lektüre 
nach Althusser darauf an, diese verbor- 
genen und dadurch den vorliegenden 
Texten innewohnenden Fragen und 
Gegenstände aufzuspüren. Dazu be- 
dient sich Althusser in seiner Lektüre 
einer möglichst genauen Untersu- 
chung des begrifflichen Korsetts. „Die 
symptomorientierte Lektüre forscht 
nach den impliziten, praktisch realisier- 
ten und das heißt tatsächlich vorhan- 
denen Begriffen. Sie besteht also dar- 
in, einen Text, so literarisch er auch sei, 
aufgrund seines begrifflichen Skeletts 
zu erörtern und dies um so mehr, 
wenn es gar nicht sichtbar ist" (KARSZ 
1975, S. 23/24). 

Indem Althusser nun seine Lektüre- 
Methode auf das Werkvon Karl Marx- 
insbesondere in Bezug auf „Das Kapi- 
tal" -anwendet, unterscheidet er drei 
Perioden der Entwicklung Marxschen 
Denkens: die Jugendwerke von 1840- 
1844, die noch sehr von Hegelschen 
Denken und Begriffen durchdrungen 
sei, um 1845 setzt Althusser den Bruch 
Marx' mit Hegel an und bezeichnet die 
Periode bis 1857 dann als die der Rei- 
fung. Erst dann beginne Marx, theore- 
tisch und politisch marxistisch zu den- 
ken und zu agieren. 

men seiner beschützenden Zuneigung 
wiederholte ich mein altes obsessives 
Verhalten, ich wurde in der Obhut Die Bundesregierung 

sollte den Mut 
aufbringen, Ende 
des Jahres ein 
Nachfolgeprogramm 
aufzulegen, das 
Pionierfunktion bei 
der Durchsetzung 
eines ,,Dritten 
Sektors" hat. 

meines Schutzes, sein Ratgeber in al- 
Marx lesen - Althussers Theorie lem, auch der Ratgeber bei seinen 

Kühnheiten, indem ich fortan (...) zum 
»Vater des Vaters« oder eher und 

der Lektüre 
Daß die Wirklichkeit unabhängig da- 
von existiert, welche Kenntnis Men- 
schen von ihr haben, ist eine Grund- 

gleichzeitig zum Vater der Mutter wur- 
de, gleichsam um einmal mehr und 
auf meine Weise meine Einsamkeit aussage des Materialismus. Der Prozeß 
und meinen Widerspruch aufzuheben, der Erkenntnis ist bei Althusser ein Pro- 

duktionsprozeß, in dem bestimmte Ar- 
beitsmittel (Begriffe, Methoden, Ver- 

nie eine wahre Mutter noch einen 
wahren Vater gehabt zu haben" (ALT- 
HUSSER 1998, S. 127). 

1930 verläßt die Familie Althusser 
Algerien, als Charles Althusser eine ge- 
hobene Stellung in einer Bank in Frank- 

fahren, etc.) auf Arbeitsgegenstände 
(bereits vorliegende, früher entwickel- 
te Begriffe, Methoden, Verfahren, etc.) 
angewendet werden. Für ihn gibt es 

reich bekommt. Louis Althusser deshalb keine ,,unschuldige Lektüre". 
Jedes Lesen ist bereits mit vorgefaßten 
Fragestellungen, vorhandenen Gegen- 

schließt die Schule ab und besucht von 
1936-1 939 die Vorbereitungskurse 
zur Ecole Normale Suphrieur, wo er in ständen verwoben: ,,Man mußte zur 
der christlichen Studentenjugend aktiv 
wird. Als jedoch der Krieg ausbricht, 
wird Althusser zum Militär einberufen. 

Geschichte übergehen, um jenen My- 
thos vom Lesen in seinem eigentlichen 

Juso-Linken-Forum Schlupfwinkel aufzuspüren; (...) indem 
Noch im Offiziers-Ausbildungslager in man aufdeckt, daß die in Büchern ent- 

haltene Geschichte der Menschen 
dennoch kein auf den Seiten eines Bu- Neue Realitäten des Kapitalismus und Herausforderungen für die Linke 

20. / 2 1. Februar 1 999 Hannover Naturfreundehaus Hermann-Bahlsen-Allee 8 

Vannes (Bretagne) wird er bereits im 
Juni 1940 von der deutschen Armee in 
Gefangenschaft genommen. Die Jahre ches niedergeschriebener Text ist und 

daß die Wahrheit der Geschichte nicht 
aus ihrem offenkundigen Diskurs her- 

bis zum Kriegsende verbringt Althusser 
in Deutschland in verschiedenen Lager. 

ausgelesen werden kann; denn der 
Text der Geschichte ist kein Text, worin 
eine Stimme spricht, sondern das un- 
hörbare und unlesbare Sichbemerk- 

13.00 Einführung Das Werk Althussers 
Althusser hat mit seinen theoretischen 
Arbeiten, die alles andere als umfang- 
reich sind und weitgehend Zeitschrif- 
tenaufsätze, Polemiken und Debatten- 
beiträgen darstellen, die marxistische 
Diskussion im Frankreich der 60er Jah- 
re dominiert, die Marx-Rezeption in 
Westdeutschland bis Mitte der 70er 
Jahre beeinflußt und die Diskussion in- 
nerhalb der Linken in Italien noch bis 
Ende der 80er Jahre inspiriert. 

Obwohl Althusser bereits seit 1948 
Mitglied der KPF ist und seit seinem 
Studienabschluß an der Ecole Normale 
Suphrieur d'Ulm in Paris Philosophie 
lehrt, ist er in der marxistischen Debat- 
te nicht besonders aufgetreten. Wis- 
senschaftlich beschäftigt er sich in den 
.ersten Jahren mit den klassischen Phi- 
losophen der Antike, übersetzt Feuer- 
bach in das Französische und beginnt 
seine Auseinandersetzung mit Spino- 
za, Montesquieu, Rousseau und Ma- 
chiavelli. Anfang der 60er Jahre entste- 
hen in Vorbereitung auf eine Seminar- 
reihe zur Kapital-Lektüre die beiden 
Bücher, die die Rezeption das Marx- 
schen Werkes revolutionieren sollten. 
In „Für Marx" hatte Althusser sechs Ar- 
tikel mit einem Vorwort versehen, die 
bereits in verschiedenen Zeitschriften, 
u.a. der Parteizeitschrift La Nouvelle 

,,Anti-Humanismus" und „Ge- 
schichte ohne Subjekt" 
Althusser gehörte zu den profilierte- 
sten französischen Kritikern des Stali- 
nismus und des Personenkults. In sei- 
nem Verständnis, daß ,,Philosophie 
eine Form des Klassenkampfes ist", hat 
er sich aber immer trotzdem den Vor- 
wurf eingefangen, sich nicht radikal 
genug von der doktrinären und ortho- 
doxen Tradition des Stalinismus ent- 
fernt zu haben. So nicht zuletzt in der 
Auseinandersetzung um die politische 
Strategieentwicklung der KPF Mitte 
der 70er Jahre, als diese sich von dem 
Konzept der ,,Diktatur des Proletariats" 
verabschiedete und auf Althussers ent- 
schiedene Kritik stieß. 

Die theoretische Arbeit und die 
Marx-Lektüre Althussers findet in einer 
Zeit statt, in der sich die französische 
KP in einer doppelten theoretischen 
und taktischen Konfliktlage befindet. 
Zum einen will sie ihren Anschluß an 
die intellektuelle Diskussion und Re- 
zeption des Marxismus auch in bürger- 
lich-liberalen und christlichen Kreisen 
Frankreichs stärken, zumal sie eine po- 
litisch relevante Kraft ist (und bleiben 
will). Andererseits ist die theoretische 
Linie aber sehr stark durch die stalinisti- 

13.30 Strukturbrüche des Kapitalismus und Herausforderungen für die Linke 
barmachen der Auswirkungen einer 
Struktur der Strukturen" (ALTHUSSER 
1972, S. 17). Althusser interessiert sich 

Hans-Peter Krebs (Universität Frankfurt) 

15.30 Klassen- und Geschlechterlandschaft 2000 - Wer oder was ist die ,,Neue Mitte"? deshalb nicht nur dafür, was in den 
Texten steht, sondern dafür, was in 
den Texten nicht steht. „Der entschei- 
dende Schritt, den man tun muß, 

Prof. Dr. Michael Vester (Sozialwissenschaftler an der Universität Hannover) 

19.00 Hat der ,,Dritte Weg" eine linke Spur ? - 
Perspektiven demokratischen, feministischen und solidarischen Wirtschaftens 

wenn man den Grund des auf das Se- 
hen bezogenen Versehens erkennen 
will, ist dieser: man muß die Vorstel- 

,,Aufschlägeu: Thomas Westphal (Vorsitzender spw-Arbeitsausschuß), 
Barbara König (Mitglied der spw-Redaktion) 

lung, die man sich gewöhnlich von der 
Erkenntnis macht, überprüfen, den 
Mythos von der Erkenntnis als einer 
Widerspiegelung und einer unmittel- ,,Es genügt, meine 

Texte zu lesen: Man 
wird darin auf das 

gleichsam mit einer 
Art Besessenheit 

wiedererkennende 
Leitmotiv der 

Einsamkeit stoßen. " 
(Althusser) 

baren Vision und Lektüre aufgeben, 
und die Erkenntnis als eine Produktion 
begreifen." (ALTHUSSER 1972, S. 26). 

Es ist eine ,,doppelte Lektüre": sie 
will sowohl berücksichtigen, was und 
wie der Autor des Textes rezipiert hat 
als auch gleichzeitig welche Fragestel- 
lungen und Gegenstände die rezipier- 
ten Autoren in ihren Texten erkennen 
lassen, welche Fragen sie gerade auch 
nicht stellten, weil sie ihnen in ihrem 
gesellschaftlichem Kontext nicht ge- 
kommen sind (oder kommen konn- 

Weitere Informationen und Anmeldungen bei: Bettina Kohlrausch, Kaiserstr. 135, 531 13 Bonn, 
Tel. : 0228 - 221 520, oder per E-Mail: bkohlrausc@aol.com 

ten): ,,Diese neuen Gegenstände sind 
in der bestehenden Theorie notwendig 
unsichtbar, weil sie keine Gegenstände 
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Nur ein erster Schritt 
Das Programm der Bundesregierung gegen 
Jugendarbeitslosigkeit 

von Ulf-Birger Franz* 

Is eine ihrer ersten Maßnah- A men hat die neue rot-grüne 
Bundesregierung ein Pro- 

gramm zur Bekämpfung der Jugend- 
arbeitslosigkeit auf den Weg ge- 
bracht. 100.000 Jugendliche sollen 
davon profitieren. Auch wenn das 
Programm ein Schritt in die richtige 
Richtung ist - bei näherer Betrach- 
tung ergeben sich viele offene Fragen. 

Zwei Milliarden Mark für 
Sofortmaßnahmen 
Das Programm richtet sich an arbeits- 
lose Jugendliche bis 25 Jahre. Dies wa- 
ren im Oktober 1998 offiziell über 
460.000 Jugendliche, 141.500 davon 
in Ostdeutschland. Dazu kommt eine 
vergleichsweise hohe Zahl von nichtre- 
gistrierten oder ,,geparkten8' Jugendli- 
chen. Natürlich benötigen nicht alle 
auch arbeitsmarktpolitische Angebote, 
Zielgruppe sind vielmehr diejenigen, 

Das Programm ist 
von seiner Größen- 

ordnung und von 
seiner einjähigen 

Laufzeit her sicher- 
lich nur ein Tropfen 

auf den heißen 
Stein, es kann kein 

weitergehendes 
Konzept zur Be- 

kämpfung von 
Jugendarbeitslosig- 

keit und Ausbil- 
dungsplatzmangel 

ersetzen. 

die vergeblich einen Ausbildungsplatz 
gesucht haben und sich nicht in einer 
Warteschleife befinden oder die nach 
der Ausbildung arbeitslos sind. Ihnen 
werden unterschiedliche Maßnahmen 
angeboten, die (bis auf wenige Aus- 
nahmen) auf ein Jahr befristet sind 

Ein ganzes Bündel unterschiedli- 
cher Instrumente wird mit 2 Mrd. DM 
aus Mitteln der Bundesanstalt für Ar- 
beit, des Bundes und der europäischen 
Sozialfonds gefördert. Dazu gehören 
Ausbildungsverbünde, Trainigspro- 
gramme, die außerbetriebliche Ausbil- 
dung, Weiterbildungsmaßnahmen 
und Lohnkostenzuschüsse. Außerdem 
sollen 20.000 ABM-Plätze geschaffen 
werden. Insgesamt werden also beste- 
hende arbeitsmarktpolitische Instru- 
mente ausgeweitet, die Mittel werden 
nach einem Schlüssel auf die Regionen 
verteilt. Welche dieser Maßnahmen 
mit den Mitteln wirklich realisiert wer- 
den, liegt in der Verantwortung der re- 
gionalen Arbeitsämter. 

Eingeschränkt wird die Wirkung 
des Programms allerdings durch die 
Haltung vieler Länder und Kommu- 
nen. Sie betrachten die zusätzlichen 

* Ulf-Birger Franz, Hannover; stellvertretender Juso-Bundesvorsitzender 

Mittel als teilweise Kompensation für 
die Steuerausfälle infolge der Neure- 
gelung der 6201520 DM-Jobs und re- 
duzieren die eigenen Mittel für ar- 
beitsmarktpolitische Maßnahmen 
entsprechend. Das festgeschriebene 
Ziel der Zusätzlichkeit der geförderten 
Maßnahmen wird so in der Praxis 
massenhaft ignoriert, was aufgrund 
der Haushaltssituation insbesondere 
der ostdeutschen Länder zumindest 
nachvollziehbar ist. So ist zu befürch- 
ten, daß die anvisierten 100.000 Ju- 
gendlichen rechnerisch zwar erreicht 
werden, ein Teil davon jedoch nur in 
das Bundesprogramm verschoben 
wird. 

Wird das Programm zur Beruhi- 
gungspille? 
Das Programm ist von seiner Größen- 
ordnung und von seiner einjährigen 
Laufzeit her sicherlich nur ein Tropfen 
auf den heißen Stein, es kann kein 
weitergehendes Konzept zur Be- 
kämpfung von Jugendarbeitslosigkeit 
und Ausbildungsplatzmangel erset- 
zen. Gegenwärtig ist jedoch zu be- 
fürchten, daß bei der Vorlage der 
Lehrstellenbilanz im Herbst 1999 die 
weiter reduzierte Zahl unversorgter 
Jugendlicher als Beleg dafür interpre- 
tiert wird, daß die Ausbildungsplatz- 
krise nunmehr gelöst sei. Mit  dieser 
Argumentation werden Teile der Sozi- 
aldemokratie dann versuchen, weiter- 
gehende Initiativen wie eine gesetzli- 
che Umlagefinanzierung vom Tisch 
zu wischen. Bereits im letzten Jahr, als 
die leichte Verbesserung der Ausbil- 
dungsplatzsituation im wesentlichen 
auf die Ausweitung öffentlicher Maß- 
nahmen zurückging, gab es solche 
Versuche. Sollte dies wirklich gelin- 
gen, dann würde das Programm zum 
Bumerang für die Jugendlichen wer- 
den. Statt für eine ausreichende Zahl 
qualifizierter Ausbildungsplätze zu 
sorgen, würde ihnen die Bundesre- 
gierung nur Beruhigungsmittel verab- 
reichen. 

Sollte dieser ,,warst case" eintre- 
ten, dann würde sich eine Grundten- 
denz verfestigen, die bei den ersten 
Gesprächen über ein ,,Bündnis für Ar- 
beit, Ausbildung und Wettbewerbsfä- 
higkeit" bereits deutlich zutage trat. 
Das Prinzip ist einfach: Gewerkschaf- 
ten und Arbeitgeber verständigen sich 
darauf, daß die öffentliche Hand das 
Problem lösen soll. Und die, in Form 
der Bundesregierung, ist mehr als je- 
der andere darauf angewiesen, daß 
die Konsensrunden Erfolge vermelden 
können. Eine solche Dynamik würde 
jedoch bedeuten, die Arbeitgeber aus 
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ihrer Pflicht zu entlassen, einen spür- 
baren Beitrag für Arbeit und Ausbil- 
dung zu leisten. Die sozialdemokrati- 
sche und gewerkschaftliche Linke darf 
so etwas natürlich nicht hinnehmen. 

Perspektiven 
Das Programm eröffnet gleichzeitig 
auch Perspektiven. So ist die Auswei- 
tung arbeitsmarktpolitischer Instru- 
mente gegen die Jugendarbeitslosig- 
keit mit Sicherheit ein überfälliger 
Schritt. Dies gilt insbesondere im Hin- 
blick auf die steigende Zahl langzeit- 
arbeitsloser Jugendlicher. Für diese 
Gruppe müssen dringend neue Inte- 
grationsangebote entwickelt und er- 
folgreiche ausgebaut werden. Um 
echte Erfolge zu erzielen (und nicht 
nur statistische Effekte), muß aller- 
dings ein kontinuierliches und trans- 
parentes Angebot geschaffen wer- 
den, das über kurzfristige Programme 
hinausgeht. Insofern ist eine Versteti- 
gung dieser Maßnahmen hin zu einer 
Politik aktiver Qualifikation und Ar- 
beitsmarktintegration sinnvoll. 

Konterkariert werden könnte ein 
solcher Ansatz jedoch durch die un- 
sinnige Debatte um Zwangsmaßnah- 
men gegen Jugendliche, die ihnen 
zugewiesene Plätze nicht annehmen. 
Ursache und Wirkung werden dabei 
verwechselt. Die Tatsache, daß viele 
Jugendliche kaum noch Vertrauen in 
Maßnahmen der Arbeitsämter ha- 
ben, ist vor dem Hintergrund zahlrei- 
cher frustrierender Erfahrungen und 
vieler ,,Maßnahmenkarrieren" durch- 
aus nachvollziehbar. Neues Vertrauen 
und echte Motivation wieder herzu- 
stellen, das wird durch solche 
Zwangsmaßnahmen nicht gelingen. 
Im Gegenteil: wenn Jugendliche das 
Gefühl haben, bei der Teilnahme an 
Programmen gehe es in erster Linie 
darum, eigene Leistungsansprüche zu 
erhalten, dann sind die Erfolgsquoten 
entsprechend gering. 

Um hohe Erfolgsquoten bei der 
aktiven Integration geht es den Ver- 
bandsvertretern der Arbeitgeber und 
ihren Groupies, die lauthals Zwangs- 
maßnahmen fordern, aber wohl auch 
kaum. Sie bedienen sich vielmehr 
gängiger Klischees, um den Jugendli- 
chen selbst die Verantwortung für 
ihre Arbeitslosigkeit in die Schuhe zu 
schieben und sie darüber hinaus zur 
Annahme schlechtbezahlter Jobs 
oder perspektivloser Ausbildungsplät- 
ze zu zwingen. Entgangen ist einigen 
Verfechtern einer solchen „harten Li- 
nie" jedoch, daß die Sanktionsmög- 
lichkeiten sehr eingeschränkt sind. 
Nur eine Minderheit der arbeitslosen 

sche Interpretation der Nachkriegszeit 
dominiert. Althusser hat sich in dieser 
Konfliktlage zwischen alle Stühle ge- 
setzt, indem er die Bemühungen dar- 
um, den Menschen an den Anfang 
und damit in den Mittelpunkt von 
Analysen zu stellen, als unmöglich be- 
zeichnet. Denn dies markiere gerade 
den zentralen Bruch im Werk von Karl 
Marx mit der Hegelschen Tradition, 
daß er im ,,Kapital" anti-humanistisch 
(bzw. a-humanistisch) argumentiere. 

Für Althussers Bruch mit dem Deter- 
minismus der marxistischen Interpreta- 
tion stalinistischer Prägung sind zwei 
Schlüsselbegriffe in seinem Werk von 
großer Bedeutung: ,,Überdeterminie- 
rung" und ,,komplexe Widersprüchlich- 
keit": Althusser vertrat die Auffassung, 
daß die lineareVorstellung der Entwick- 
lung von Produktionsweisen und Ge- 
sellschaftsformationen in die Irre gehe, 
die von einer eindimensionalen Bezie- 
hung sozialer Verhältnisse ausgeht. 

Vielmehr ist jede einzelne Einheit in ei- 
ner Gesellschaft immer durch die Aus- 
wirkung aller Einheiten auf einmal be- 
stimmt. Oder anders gesagt, jede Ein- 
heit ist das Produkt der Beziehungen zu 
allen anderen. Es ist überdeterminiert in 
dem Sinne, daß es eben die Bedingun- 
gen aller in sich trägt und nicht nur die 
Abfolge einzelner anderer, sich verän- 
dernder Einheiten. Die Existenz einer j e  
den Einheit ist nichts anderes als die 
Kombination aller anderen Einheiten 

Info-Box Bi bliographiem 
Von Althusser lieqen zwei autobioqraphische 
Zukunft hat ~eit";nd , ,~ie ~atsachin" vor, die unter dem doch sehr stringent die ~ r ~ u i e n t a t i o n s l i n i e  ~lthussers 
Titel ,,Die Zukunft hat Zeit" im  Fischer-Taschenbuch-Ver- wieder, indem Karsz versucht, Althussers Methoden und 
lag als limitierte Sonderausgabe im Herbst 1998 erschie- Begriffe auch in den Kontext der Kritik zu bearbeiten. 
nen ist. [ALTHUSSER 19981 Als Hardcover ist es unter glei- Einen informativen ~berblickuber die Auseinanderset- 
chem Titel im 5 Fischer-Verlag erhaltlich 

Eine Biographie hat Yann Moul~er Boutang auf fran- 
zosisch geschrieben. Louis Althusser Une Biographie, Pa- 
ris 1992. Leider liegt sie nicht in deutscher Ubersetzung 
vor Einblicke in das Leben Althussers mit Informationen 
auch uber seine wissenschaftliche Arbeit gibt das Buch- 
lein von Gudrun Werner-Henl~eu, Begegnungen mit Lou- 
is Althusser - Personliche und politische Erinnerungen, 
Karin Kramer Verlag, Berlin 1998 

Nicht alle Schriften von Althusser liegen in deutscher 
Ubersetzung vor Die Titel sind fast ausschließlich nicht 
mehr von den Verlagen lieferbar, aber in Universitatsbi- 
bliotheken ausleihbar oder in gut sortieren Antiquariaten 
erhaltlich. Mitte der 1980er Jahre war eine Edition ausge- 
wahlter Schriften von Frieder Otto Wolf im Argument- 
Verlag geplant, die jedoch uber zwei Aufsatzsammlun- 
gen nicht hinausgekommen ist 

Hauptwerke Althussers, die in deutscher Uberset- 
zung vorliegen: 

Fur Marx, FrankfurVMain, Suhrkamp 1968 
Das Kapital lesen, Reinbek, Rowohlt 1972,2 Bde [AL- 

THUSSER 19721 (hrsg zusammen mit Etienne Balibar, die 
franzosische Erstausgabe von 1968 enthalt Aufsatze der 
Althusser-Schuler Establet, Macherey und Ranciere, die in 
der der deutschen Ubersetzung zugrunde liegenden 2 
Auflage gestrichen wurden) 

Ideologie und ideologische Staatsapparate, Ham- 
burg, VSA-Verlag 1977 

Philosophie und spontane Philosophie der Wissen- 
schaftler, Schriften Band 4 [Mit einem Nachwort von Frie- 
der Otto Wolf], Hamburg, Argument-Verlag 1985 

Machiavelli, Montesquieu, Rousseau -Zur politischen 
Philosophie der Neuzeit, Schriften Band 2 [Mit einem 
Nachwort von Frieder Otto Wolf], Hamburg, Argument- 
Verlag 1987 

Bücher über die philosophischen und wissenschafts- 
theoretischen Arbeiten von Althusser: 

Seit 1975 liegt die (unkritische) Einfuhrung in das 
Werk Althussers von Sau1 Karsz [KARSZ 19751, Theorie 
und Politik: Louis Althusser, Ulstein-Verlag vor, die 1973 in 
Frankreich erstmals erschien. Auch wenn sich das Buch 

zung der 70er Jahre mit Althussers Marx-Lektüre gibt der 
von Horst Arenz, Joachlm Bischoff und Urs laeggi heraus- 
gegeben Sammelband ,,Was ist revolutionarer Marxis- 
mus?'', der 1973 im VSA-Verlag Berlin erschienen ist. Die 
Herausgeber dokumentieren hier die Auseinandersetzung 
zwischen Althusser und dem britischen Marxisten John Le- 
wis, die sie mit einer Betrachtung der westdeutschen Alt- 
husser-Debatte einleiten. Deutlich wird dabei die histori- 
sche Gebundenheit der Diskussion auf dem Hohepunkt 
der marxistischen Theorie-Aneignung, einer relativen Star- 
ke der kommunistischen Bewegung in Westeuropa und 
einer insgesamt starker politisierten Gesellschaft als in den 
folgenden Jahrzehnten Dies gilt auch fur ,,Betr Althusser 
Kontroversen uber den Klassenkampf in der Theorie", 
1977 von Hans-Jorg Sandkuhler im Pahl-Rugenstein-Ver- 
lag herausgegeben, und für Horst Brühmann, ,,Der Begriff 
des Hundes bellt nicht" erschienen bei Heymann, 1980. 
Die Althusser-Rezeption für den englisch-sprachigen Raum 
geben Steven B. Smith, Reading Althusser - An Essay on 
Structural Marxism, Ithaca/London, Cornell University Press 
1984, und E. Ann KaplanlMichael Sprinker (Ed.) [KAPLAN 
19931, The Althusserian Legacy, LondonINew York, Verso 
1993 wieder. In diesem Sammelband der Beiträge der 
Konferenz von 1988 findet sich auch der Originalbeitrag 
von Alain Lipietz [LIPIETZ 1992), „Vom Althusserismus zur 
Theorie der Regulation, der in deutscher Ubersetzung in 
Alex Demirovic (Hrsg.), Hegemonie und Staat, Munster 
Westfalisches Dampfboot 1992, S 9-54 erschienen ist 

1997 sind wieder zwei Arbeiten uber Althusser erschie- 
nen Hermes Spiegel, Gramsci und Althusser, BerlinIHam- 
burg, Argument-Verlag 1997 - untersucht Verbindungen 
Althussers Denken auch zu den deutschen Philosophen 
Wilhelm Dilthey und Martin Heidegger. Robert Haller, Alt- 
husser: Das Schweigen im Text, Munchen, Wilhelm Fink 
Verlag 1997 -versucht Althussers Begriffswelt durch einen 
Ruckgriff auf Althussers Rezeption insbesondere der Philo- 
sophie Gaston Bachelards, Spinozas und der materialisti- 
schen Psychoanalyse Lacans zu dechiffrieren 

Eine der fulminantesten Kritiken des Werks Althusser 
stammt aus der Feder von Edward P. Thompson, 
[THOMPSON 19801, Edward P., Das Elend der Theorie - 
Zur Produktion geschichtlicher Erfahrung, FrankfurtINew 
York, Campus 

Die Handlungsfähig- 
keit des Einzelnen ist 
für Althusser durch 
die historische 
Struktur überdetermi- 
niert, Geschichte ist 
ein Prozeß ohne 
Subjekt. 
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I N HALT 

Wenn jede soziale 
Einheit (und jedes 
soziale Verhältnis) 

überdeterrniniert ist, 
so folgert Althusser 
daraus, daß es sich 

eben auch nicht um 
einfache, sondern um 

komplexe Wider- 
sprüchlichkeiten 

handelt, die hier zum 
Ausdruck gelangen. 

der sozialen Totalität. Und als solches 
stellt jede Einheit (nur) eine andere Sei- 
te der Auswirkung der Beziehung aller 
anderen Einheiten dar. „Der Einzelne ist 
z. B. der Ausdruck der Beziehungen von 
Klasse, Eltern, Beruf, Religion, Politik, Li- 
teratur oder Biologie. Ähnlich ist es für 
eine Unternehmung, einen literarischen 
Text oder auch eine Partei." erläutern 
ResnickjWolff auf einer Althusser-Kon- 
ferenz in den USA 1988 (in: KAPLAN 
1993, S. 63, eigene Übersetzung). 

Wenn jede soziale Einheit (und je- 
des soziale Verhältnis) überdetermi- 
niert ist, so folgert Althusser daraus, 
daß es sich eben auch nicht um einfa- 
che, sondern um komplexe Wider- 
sprüchlichkeiten handelt, die hier zum 
Ausdruck gelangen. Das Subjekt, das 
lndividuum sei so auch letztlich nur 
Träger der geschichtlichen Entwick- 
lung. Die Handlungsfähigkeit des Ein- 
zelnen ist durch die historische Struk- 
tur überdeterminiert, Geschichte ist 
ein Prozeß ohne Subjekt. 

„Das Elend der Theorie" 
,,Es genügt, meineTexte zu lesen: Man 
wird darin auf das gleichsam mit einer 
Art Besessenheit wiedererkennende 
Leitmotiv der Einsamkeit stoßen. Wie 
oft habe ich nicht wiederholt, daß ich 
in der Politik wie in der Philosophie 
nichts anderes tat als einzugreifen, al- 
lein gegen alle- und die Gegner ließen 
mich das weidlich spüren." (ALTHUS- 
SER 1998, S. 200) 

Einer der bedeutenden Gegner Alt- 
hussers war der britische marxististische 
Sozialhistoriker Edward P. Thompson, 
der 1978 eine umfangreiche Polemik 
gegen das Werk Althussers veröffent- 
lichte (THOMPSON 1980). Thompson 
wendet sich vor allem gegen eine der 
Althusserschen Lektüre und Erkenntnis- 
logik zugrunde liegende Statik, in der 
sich die Überdeterminierung der Struk- 
turen gegen den geschichtlichen Pro- 
zeß stelle. Geschichte, wie Thompson 
sie analysiert und 2. B. in seinem bahn- 
brechenden sozialhistorischen Werk 
„Die Entstehung der englischen Arbei- 
terklasse" 1963 beschrieben hat, ist ge- 
rade nicht durch theoretisierende Be- 
griffsbildung und abstrakte Strukturen 
erkennbar, sondern in den unterschied- 
lichen und auch widersprüchlichen Ar- 
ten und Weisen der Vermittlungs- und 
Aneignungsformen, der menschlichen 
Erfahrung. ,,Das ist genau der Begriff, 
den Althusser und seine Anhänger aus 
dem Club des Denkens (...) ausbürgern 
möchten. Männer und Frauen kehren 
in diesem Begriff aber auch wieder als 
Subjekte - zwar nicht als autonome 
Subjekte, »freie Individuen«, aber als 

Personen, die ihre determinierten Stel- 
lungen und Verhältnisse im Produkti- 
onsprozeß als Bedürfnisse, Interessen 
und Antagonismen erfahren und die 
dann diese Erfahrungen »handhaben<( 
innerhalb ihres Bewußtseins und ihrer 
Kultur (zwei weitere Begriffe, die die 
theoretische Praxis ausschließt) auf äu- 
ßerst komplexe (ja, »relativ autonome«) 
Weise und die dann (oft, aber nicht im- 
mer durch die entsprechenden Klassen- 
strukturen vermittelt) ihrerseits auf ihre 
determinierte Situation handelnd ein- 
wirken." (THOMPSON 1980, S. 225) 

Warum heute noch mit Althusser 
auseinandersetzen? 
Resnick und Wolff haben in ihrem be- 
reits zitierten Konferenz-Beitrag einen 
wichtigen Hinweis dafür gegeben, war- 
um es auch heute noch Sinn macht, 
sich in der Theorieentwicklung auf die 
Arbeiten Althussers zu besinnen: Wenn 
es richtig ist, daß alle sozialen Einheiten 
(und Verhältnisse) zu einander in einer 
komplexen und widersprüchlichen Be- 
ziehung stehen und überdeterminiert 
sind, damit auch noch in sich den Keim 
des Vergangenen (aber noch wirksa- 
men) tragen, ist es schier unmöglich, 
eine einzige Wahrheit daraus zu ent- 
wickeln. Denn diese Wahrheit wäre 
wiederum auch nur eine Seite, eine Er- 
scheinungsform des komplex-wider- 
sprüchlichen Verhältnisses ,,Wahrheitu. 
Gleichzeitig geht diese Erkenntnis aber 
über das banale „alles hängt mit allem 
zusammen" oder postmodern-esoteri- 
sche „alles fließt" deutlich hinaus und 
hat damit nichts zu schaffen. Es ver- 
weist vielmehr darauf, daß sich in die- 
sen Verhältnissen und Veränderungen 
Strukturen der Widersprüchlichkeit er- 
kennen lassen, die es zu untersuchen, 
,,aufzuspüren" gilt - nicht, weil man 
damit alles und jede Verästelung von 
Wirklichkeit erklären könnte, sondern es 
eben Zusammenhänge, Bedingungen 
der Determinierung bzw. der Überde- 
terminierung gibt. Den Prozeß der 
Überdeterminierung aus der komple- 
xen Widersprüchlichkeit des Seins her- 
auszufiltern, ermöglicht ein Verständnis 
historischer Entwicklung, das eben 
nicht einfach aus linearen Abfolgen be- 
steht und einem vorgegeben (!) Ziel 
entgegenstrebt. 

Welche Rolle dabei dem Subjekt, 
dem/der ,,Einzelnen" bleibt, ist weni- 
ger eindeutig zu beantworten. Althus- 
ser hat immer daran festgehalten, daß 
nicht der ,,Mensch" (als einzelner), 
sondern ,,Menschen" (in der Menge, 
als Plural) Geschichte machen. Diese 
Aussage erscheint mir weiterhin inso- 
weit richtig, als daß das lndividuum für 
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sich genommen sicher nur einen rela- 
tiv geringen Einfluß auf die Entwick- 
lungsrichtung der Geschichte insge- 
samt hat und in seinem Handeln und 
Entscheiden ebenso überdeterminiert 
ist. Gleichwohl ist das lndividuum aber 
kein bewußtloser Spielball anonymer 
Mächte. Mit Thompson (und Marx) 
würde ich dagegen darin übereinstim- 
men, daß Bewußtsein immer ein ge- 
sellschaftliches Produkt (und Ergebnis 
komplexer Widersprüchlichkeit) ist, 
dessen Ausdrucksformen nicht einfach 
abgeleitet werden können aus der 
überdeterminierten Struktur. 

Der Althusser-Schüler Alain Lipietz, 
dessen Name in Deutschland mit der 
Regualtions-Schule bekannt geworden 
ist, hat anläßlich der bereits erwähnten 
Konferenz über das Werk Althussers 
1988 versucht, das Vermächtnis Althu- 
ssers aufzuzeigen. Dabei hält er an Alt- 
hussers Auffassung der Überdetermi- 
nierung sozialer Verhältnisse fest, befin- 
det aber die Schlußfolgerung, daß sich 
diesozialen Verhältnisse nur als Resultat 
von Handlungen seiner Träger reprodu- 
zieren, ,,indem es die Träger, unabhän- 
gig von ihrer Subjektivität, unter Bedin- 
gungen bringt, unter denen sie es auch 
reproduzieren" für problematisch, da 
ihr die Gefahr des Funktionalismus in- 
newohne. (LIPIETZ 1992, S. 45). Sub- 
strahiert man diese Überdehnung der 
Marx-Lektüre von der strukturalisti- 
schen Überdeterminierung, zeige sich, 
..das es vom klassischen Althusserismus 
viel zu retten gibt: unreduzierbare Viel- 
falt der Verhältnisse, die sich zur sozia- 
len Wirklichkeit verweben, Überdeter- 
mination dieser Verhältnisse und, so- 
fern man ihren widersprüchlichen Cha- 
rakter ernst nimmt, die Vielfalt mögli- 
cher Konjunkturen. (..J der Begriff der 
Regulation (ermöglicht) im wörtlichen 
Sinn sehr wohl eine »Aufhebung<( der 
»Reproduktion«: die Einheit des Gegen- 
satzes und der Identität im lnnern einer 
widersprüchlichen Struktur, das Mo- 
ment, das demjenigen der »Krise der 
Struktur« dialektisch entgegengesetzt 
ist." (LIPIETZ 1 992, S. 54) 

,,In Kapital lesen sagt Althusser, 
daß es viele Wege gibt, Marx zu lesen. 
Aber es gibt ebenso viele Wege, Althu- 
sser zu lesen", heißt es in dem Konfe- 
renz-Beitrag von Stephen Resnick und 
Richard Wolff (Kaplan 1993, S. 59, ei- 
gene Übersetzung). Bei aller Kritik an 
Althusser - gelesen werden sollte er 
auch heute noch! SPW 

Althusser verwendet hier ein Wortspiel 
Louis = Lui. .,Lui" wird im grammatikali- 
schen Sinnegebraucht und ist im Franzosi- 
schen das Pronomen der dritten Person 
,,er". 
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von Martin Krems 

Daß einer aus unseren Reihen hand- 
streichartig den Bundesparteitag 
rumreißt und gegen den Willen des 
Parteivorstands zum stellvertretenden 
Parteivorsitzenden gewählt wird -das 
haben wir uns doch eigentlich immer 
gewünscht. Jetzt ist es geglückt. 

Leider nicht in der SPD. 
Wie schnell Diether Dehm nach 

seinem Übertritt zur PDS dort zum 
stellvertretenden Vorsitzenden ge- 
wählt werden konnte, ist verblüffend. 
Noch erstaunlicher ist aber, daß die 
Wahl eines weiland linken Sozialde- 
mokraten für den Medien-Mainst- 
ream geradezu das Tüpfelchen auf 
dem i bedeutete, den letzten Beweis: 
Die PDS hat sich auf ihrem Parteitag 
als nicht erneuerungsfähig gezeigt. 

Das sagt zwar auch eine Menge 
über das Bild von Diether Dehm, der 
bei den linksliberalen Blättern dieser 
Republik in kaum gekannter Weise 
zum Abschuß freigegeben ist. Vor al- 
lem Iäßt die Bewertung dieser Wahl- 
entscheidung aber erahnen, wieviel 
Anpassung von der PDS erwartet 
wird, ehe sie das Gütesiegel der „Er- 
neuerung" zuerkannt bekommt. So- 
lange sie erklärte Marxisten wählt, 
kriegt sie's jedenfalls nicht. 

* 
Nicht daß die PDS nicht die Steilvorla- 
gen für negative Presse geliefert hätte. 
Fast hätte sie es geschafft, mit einer 
klottendämlichen Initiative für Amne- 
stie und Haftentschädigung jede sinn- 
volle Debatte über dieses Thema auf 
Jahre zu blockieren. Differenzierte Ar- 
gumentationen von Schorlemmer, 
Höppner, Bahr drohten diskreditiert zu 
werden. Die Einstellung von ,,Topas" 
bei der Bundestagsfraktion half mit, 
das Bild von der PDS als einer beken- 
nenden Partei von Tätern zu zeichnen. 
In Sachsen-Anhalt belastete die PDS- 
Fraktion Landtag und Magdeburger 
Modell damit, daß sie eisern an einer 
ehemaligen IM als Vorsitzender des 
Landtagsausschusses für Recht und 
Verfassung festhielt, die sich immer 
nur an soviel erinnern konnte, wie vor- 

her gerade in der Zeitung enthüllt wor- 
den war. Als ihre Abwahl unmittelbar 
bevorstand, deutete die PDS drohend 
an, man könne den Ausschußvorsitz ja 
auch an die DVU abtreten. 

Solange die PDS im Umgang mit 
der Geschichte der DDR und der SED 
zwischen Selbstgeißelung und Recht- 
fertigung hin- und herschwankt, hat 
sie nicht nur bei vielen Wählerinnen 
und Wählern ein Glaubwürdigkeits- 
defizit. Sie belastet mit ihrer naßfor- 
schen Art vielmehr auch die konkrete 
Zusammenarbeit mit dem Teil der So- 
zialdemokratie in Ostdeutschland, der 
für Koalition oder Tolerierung offen 
ist. Ehemalige DDR-Oppositionelle, 
die heute zur Durchsetzung von Re- 
formalternativen und ostdeutschen 
Interessen für die Kooperation mit der 
PDS eintreten, finden es alles andere 
als lustig, wenn Vertreter des alten 
Repressionsapparats so auftreten, als 
trage das -freimütige oder gequälte - 
Bekenntnis, dabeigewesen zu sein, die 
politische Rehabilitation schon in sich. 

* 

Diesen Widerspruch nutzen die Ge- 
nossinnen und Genossen aus, die das 
Konstrukt ,,neue Mitte" okkupieren, 
um daran eine Strömung in der Ost- 
SPD zu formieren. Diese ,,neue Mitte" 
Ost ist eine doppelgesichtige Angele- 
genheit. Das ,,bundesweite" Treffen in 
Blankenfelde hat - ganz im Sinne der 
von Richard Schröder schon vorher 
verbreiteten strategischen Überlegun- 
gen -erklärt: „die demokratische Lin- 
ke hat in der SPD ihren legitimen Platz 
und muß ihn auch dort behalten." 
Diesen Kreis eint offenkundig einzig 
die Abgrenzung zur PDS und die Ab- 
lehnung der Kooperationen in Schwe- 
rin und Magdeburg. Die ,,neue Mitte" 
in Sachsen-Anhalt hingegen, die im 
November den Startschuß für diese 
Gründung gab, positioniert sich un- 
mißverständlich als parteirechte Strö- 
mung, die das Wort von der ,,neuen 
Mitte" als ideologisches Banner ver- 
wendet. Der positive Bezug auf einen 
öffentlich stets mit Gerhard Schröder 
identifizierten Begriff geschieht, um 
den relativen Linkskurs der sachsen-an- 
haltischen SPD zu attackieren und das 
Magdeburger Modell zu schwächen. 

Daß es eine ,,neue Mitte" als so- 
ziales Phänomen in Ostdeutschland 
gar nicht gibt und eine politische 
Strategie, die den Kampa-Wahlkampf 
1 : I  nach Sachsen-Anhalt überträgt, 
nicht funktionieren kann, tut dabei 
nichts zur Sache. Durch die jetzige 
Polarisierung tritt zutage, daß es in 
Ostdeutschland auch eine Mitte der 
Partei nicht gibt. In den zahlenmäßig 

schwachen Landesverbände prallen 
linke und rechte Positionen immer 
unvermittelter aufeinander. 

* 
Der Zeitpunkt für den Angriff der Par- 
teirechten in Sachsen-Anhalt kommt 
nicht von ungefähr. Zwar konnte die 
sachsen-anhaltische SPD-Linke, orga- 
nisiert im Mansfelder Forum, bei der 
Bundestagswahl mit Genugtuung re- 
gistrieren, daß die gegen den Willen 
des Parteivorstands durchgestandene 
Entscheidung der Landespartei für die 
Fortsetzung der Minderheitsregie- 
rung der Sozialdemokratie im Osten 
nicht nur zu mehr Glaubwürdigkeit, 
sondern auch zu mehr Wählerstim- 
men verhalf. Von 13 Überhangman- 
daten der SPD erhielt sie bei der Bun- 
destagswahl zwölf in Ostdeutsch- 
land, davon allein vier in Sachsen-An- 
halt. Und auch innerparteilich ging 
die Strategie der Landes-SPD auf, bis 
zur Bundestagswahl ,,toter Käfer" zu 
spielen und das Magdeburger Modell 
im Wahlkampf nicht in Erscheinung 
treten zu lassen. Im Land jedoch wur- 
de der Sta? in die neue Wahlperiode 
von vielen als schleppend und enttäu- 
schend empfunden; der Reformeifer 
aus der rot-grünen Landesregierung 
schien erlahmt. Nach der Bundestags- 
wahl begannen zudem komplizierte 
Haushaltsverhandlungen mit der PDS, 
in denen die SPD in die Rolle der Kon- 
solidierer gedrängt wurde und die 
PDS die Erfüllung sozialdemokrati- 
scher Wahlaussagen anmahnte. In 
beiden Parteien begann eine Diskussi- 
on über den Sinn des Modells, die 
sich nach der Regierungsbildung in 
Mecklenburg-Vorpommern noch ver- 
stärkte. 

Die SPD-Linke braucht diese Dis- 
kussion nicht zu fürchten. Gesell- 
schaftspolitische Reformansätze und 
eine glaubwürdige Vertretung ost- 
deutscher Interessen gibt es auf Lan- 
desebene im Osten nur dort, wo die 
SPD allein oder mit der PDS regiert. 
Die ostdeutsche Entsprechung - von 
der Situation in Berlin einmal abgese- 
hen - zum Reformbündnis mit den 
Grünen auf Bundesebene ist die Zu- 
sammenarbeit mit der PDS in den 
Ländern. Dabei ist die PDS keineswegs 
immer die treibende linke Kraft, als 
die sie sich verkauft. Ihre Positionen in 
Landtagen und Kommunalparlamen- 
ten zur Wirtschaftsförderung, zur 
kommunalen Selbstverwaltung, zur 
Landesplanung und zur staatlichen 
Investitionstätigkeit sind oft keine so- 
zialistischen, sondern schlecht abge- 
schriebene grün-bürgerliche Konzep- 
te aus dem Westen. SPW 
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